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Der 


Der Generalsaß zusammengekauert 
und hilflos in einer Ecke des Aufzugs. 
Den Kopf hatte er auf die Hände ge- 
stützt. An seinem linken Ohr tickte die 
Armbanduhr regelmäßig vor sich hin; 
wenigstens diese kleine Maschine 
funktionierte, 

Seit der Aufzug lautlos zwischen zwei 
Stockwerken zum Stehen gekommen 
war, saßder Generalso da, seit fast 
einer Stunde. Alser den Glaskasten 
mit der Aufschrift "Nur bei Gefahr" 
eingeschlagen hatte, befand sich da- 
hinter nichts. Was auch immer dort 
hätte sein sollen - eswar entfernt 
worden. 

Der Wachposten, derinder Eingangs- 
halle aufgestellt war, hatte vonalledem 
keine Ahnung; die Wache, dieden 
General begleitete, saß hilflos und zus- 
sammengekauert in der gegenüberlie- 
genden Ecke des Aufzugs. 

Es war kein guter Taggewesen. Die 
schon vorher aufgezeichnete Erklä- 
rung des Generals hatte um zehn Uhr 
gesendet werden sollen. Die glückli- 
chen BürgerInnen, die sich um zehn 
Uhr in den staatlichen Rundfunk ein- 
schalteten, konnten die Fortsetzung 
einer Unterhaltungsserie hören. Ir- 
gendwie, irgendwo waren die Bänder 
verwechselt worden. 

Der General war nicht zufrieden. Er 
beschloß, die Erklärung dann mittags 
live zuverlesen. Der Radiosender 
sollte sofort beginnen, dies der Bevöl- 
kerung mitzuteilen. Sechs Kilometer 
von der Rundfunkstation entfernt kam 
die Limousine des Generals plötzlich - 
zum Stehen. Jemand mußte esver- 
säumt haben, den Kühler instandzu- 
halten. 

Eshätte Stunden gedauert, ein vorbei- 
fahrendes Autozu beschlagnahmen. 
Benzin wurde nämlich an die meisten 
BürgerInnen nicht ausgegeben, undes 
war weit und breit kein anderes Auto 
zusehen. Der General und sein Wach- 
posten hatten begonnen zu Fußzu 
gehen. Eine Fraubrauste aufeinem 
Fahrrad vorbei. Lachte sie,oder wars 
das Rattern der Räderauf. Straßen, die 
in letzter Zeit ineinem dauernden 
Zustand des Verfalls zu seinschienen? 
Die Armbanduhr des Generals tickte 
unerbittlich weiter. Plötzlich wurde 
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Tag des Generals 


der Aufzugvoneinem gewaltsameren, 
organischen Geräusch erschüttert, 
"Sorry, Sir", zuckte der Wachposten zu- 
sammen, "aber das Kantinenessen war 
etwas seltsam." 


Oh, es war kein guter Tag! 
Irgendetwas war im Gange, das wußte 
der General. Solche Tage wie heute 
wurden häufiger. Aber was konnte er 
dagegen tun? Die, die dafür verant- 
wortlich waren, blieben unsichtbar. 
Die Gesichter der BürgerInnen waren 
alle ausdruckslos. Der General hatte 
ihre Gesichter monatelang beobach- 
tet, Welche von ihnen waren die Sabo- 
teurInnen, die VerschwörerInnen? 
Alle und keine/r. Der Generalfühlte 
sich nie entspannt. Er konnte nicht 
mehr schlafen und brauste oft gegen- 
über seinen eigenen Soldaten auf, 
Sogar deren Gesichter hatten angefan- 
gen, einen verschlossenen Ausdruck 
anzunehmen. 

Der General beschloß, bis zu seiner 
Rettungseine Lage auszunutzen, um 
sich zuerholen. Abgeschen von der 
Bedrohung, die von einem von Blähun- 
gengeplagten Wachposten in einem 
begrenzten Raum ausging, fühlte er 
sich verhältnismäßigsicher. Doch was 


war das? Violinen? Ja, richtig! Ein 
Schwallschrecklicher Musik begann, 
sich aus einem Lautsprecher zu ergie- 
Ben, derirgendwoinder Deckedes 
Lifts versteckt war. Die Lautstärke 
wuchs zu einem erbarmungslosen, ver- 
zerrten Lärman. Es hörte nicht auf. 
Der General knirschtemit den 
Zähnen, hielt sich dioOhren zu und 
kauerte sich tieferin seine Ecke, 

Es war kein guter Tag! 


aus: Capital Defence, Canberra Peace Makers, GPO 
Box 1875, Canberra Acı 2601, Australia 
Übersetzung: D.Sterzer 
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Editorial 


Liebe LeserInnen, 

die 3. Auflage unseres Sonderheftes 
"Soziale Verteidigung" ist da! 

NachdemdieerstenbeidenAuflagen(von 
1981 und 1985) schon seit längerer Zeit ver- 
griffen sind, haben wir uns entschlossen, 
rechtzeitig zum Kongreß "Wege zur Sozia- 
len. Verteidigung” im Juni 1988 eine aktuali- 
„erte3. Auflage herauszubringen. 

Nicht nur die starke Nachfrage nach 
diesem Themenheft, sondern auch das 
derzeitallgemeinwachsendelnteresseanSo- 
zialer VerteidigunghabenunszudieserNeu- 
auflage motiviert. Nicht zuletzt ist es unser 
‚Anliegen, neue Fragen aufzuwerfen unddie 
Diskussion ein Stück voranzubringen. 

Angesichts steigender Rüstungsausga- 
ben,ModernisierungenundNachrüstungen 
vonWaffensystemen(trotzdesINF-Abkom- 
menszwischen den Supermächten), Plänen 
zur Wiederbelebungder Westeuropäischen 
Verteidigungsunion undvor allem auch des 
unverhohlenen Engagementsvon Nato und 
Warschauer Vertrag in Ländern der sog. "3. 
Welt" erscheint es angebracht, die Diskus- 
sion um Alternativen zur militärischen 
Gewalt verstärkt zu führen. Soziale Vertei- 
digungistdieeinzigeAlternative,diegewalt- 
lose Konfliktlösungsmechanismen an die 
StelledesMilitärssetztunddaherdieeinzige, 
die dem Ziel einer vollständigen Abrüstung 
entspricht. 

Dengrößten Teildieses Hefteshaben wir 
neu gestaltet. 

ImEinführungsteilwerdenIdeenundWir- 


kungsweise von Sozialer Verteidigung dar- 
gestellt und durch einige Fallbeispiele (z.B. 
Kapp-Putsch, CSSR 1968) veranschaulicht. 

Der Teil "Wege zur Sozialen Verteidi- 
gung" beinhaltet in erster Linie Artikel, die 
sich von verschiedenen Standpunkten her 
mitderFrageauseinandersetzen,wieSoziale 
Verteidigung hier und heute konkret in die 
Praxis umgesetzt werden kann. Von vielen 
TheoretikerInnen, auch einigen Autoren in 
diesem Heft, wird Soziale Verteidigung als 
ein eher baukastenartiges Versatzstück 
gesehen, dasproblemlosandieStelledermi- 
litärischen Verteidigung gesetzt werden 
kann. Wir GraswurzlerInnen sind dagegen 
der Meinung, daß die Problemstellung 
"Soziale Verteidigung mit oder gegen den 
Staat" eindeutig antistaatlich beantwortet 
werden muß. Zu sehr verknüpft ist sie doch 
mitder Frage,waswirüberhauptverteidigen 
wollen. 

Soziale Verteidigung stellt unserer 
Ansicht nach bestimmte Anforderungen an 
dieGesellschaft, diesichihrerbedienenwill. 
EinaufAusbeutungundGewaltbasierender 
Staat, indem GehorsamundDisziplin, nicht 
Eigenverantwortlichkeit und Autonomie 
die höchsten BürgerInnen-Tugenden sind, 
wird nie in der Lage sein, auf sein Militärzu 
verzichten. Und daher ist es auch nicht 
möglich, Soziale Verteidigung von oben, 
durch die Regierung einführen zu wollen. 
Geradejetzt, wodieHinwendungzum Stell- 
vertreter-Prinzip unter den Linken wieder 


stärker ausgeprägt ist, ist es an der Zeit, 
unserenGraswurzelansatzder Veränderung 
vonuntenwiederverstärktindieDiskussion 
zu bringen. 

In diesem Sinne soll der dritte Teil anrei- 


Tatsache, daßdieBRDalsNato-Mitgliedbei 
vielen Konflikten am Kriegsgeschäft betei- 
ligt ist, zwingt uns dazu, verstärkt über die 
Anwendungsmöglichkeiten des SV- 
Modellsnachzudenken-aufFälle,beidenen 
der Staat, in dem wir leben, nicht der Ange- 
griffene, sondern der Aggressor ist. Sicher 
wird dazu in diesem Heft noch nicht alles 
gesagt, ebenso wie eine Kritik an Sozialer 
Verteidigung aus patriarchatskritischer 
SichterstamAnfangsteht.Unsgehtesdarum, 
daß über dasklassische Verständnisvon So- 
zialer Verteidigung hinaus neue, weiterfüh- 
rende Aspekte entwickelt werden. 


Wirfreuenuns, aucheinigeFrauenalsAu- 
torinnengewonnenzu haben, leiches 
immer noch viel zu weni; a Übceee 
haben wir bei den AutorInnen, diesich-zu- 
mindestsprachlich-inihrenArtikelnnurauf 
männliche Menschen bezogen, etwas nach- 
geholfenundbeidenGeschlechternzuihrem 
Recht verholfen.) 

DenAutorInnenundallen, dieanderFer- 
tigstellung dieses Hefts beteiligt waren, 
möchten wir sehr herzlich für ihre Mühe 
danken. 
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(Red.) 


Kurzdefinition: 

Soziale Verteidigung ist der Widerstand 
mit gewaltfreien, nichtmilitärischen Mitteln 
gegen einen militärischen Aggressor von 
innen(Putsch, Staatsstreich)oderaußen(In- 
tervention, Invasion). 

* Motive: 

Diese "Wehrpolitik ohne Waffen" wurde 
entwickelt‚umsowohldieGefahrderSelbst- 
auslöschung der Menschheit als auch die 
‚Angstvor der Wehrlosigkeit im Falle militä- 
rischer Abrüstung ("Wehrlosigkeitssyn- 
drom”) überwindbar zu machen. 

In der Bundesrepublik Deutschland soll 
Soziale VerteidigungnichtnureineAntwort 
geben auf die Frage: "Was tun, wenn die 
Russen kommen?", sondern auch auf die 
Frage: "Was tun, wenn die Amerikaner 
bleiben und gegen unseren Willen auf 
unserem Territorium lebensgefährliche 
Massenvernichtungsmittel lagern bzw. pro- 
vozierende Kriegsszenarien einüben?” 

In anderen Regionen (z.B. Palästina) 
könnte Soziale Verteidigung zum Konzept 
für die Überwindung militärischer Beset- 
zung werden; zugleich kann sie helfen, vor- 
handeneStrukturen, mit denensichein Volk 
‚oder eine regionale Bevölkerung identifi- 
ziert, gegen einen iff von innen oder 
außen zu behaupten ("verteidigen"). 

Angesichts der neuerlichen Tendenzen 
der Westeuropäer, eingroßmächtigesimpe- 
riales Zentrum zu schaffen, müssen wir uns 
daraufeinstellen, daßeinesTagesMenschen 
in anderen Weltregionen die Frage stellen: 
"Wastun, wenn die Europäerkommen bzw. 
(beispielsweise im Südpazifik) bleiben?" 
Rechtzeitiggestelltkönnteeine Vorfrageaus 
der Sicht einer Bewegung für ein ziviles 
(nichtmilitärisches) Europa lauten: "Was 
tun, wenn die Militärgroßmacht Westeuro- 
pakommt - bzw. Was tun, um sie zu verhin- 
dern?" 

Reichweite: 

Soziale Verteidigungist kein"Uhu-Alles- 
verteidiger".WiefrüherdiemilitärischeVer- 
teidigung, kann sie in bestimmten Fällen 
Erfolg, in anderen Mißerfolg haben oder 
überlängere Zeit zu einem Untentschieden 
führen. EshatinderGeschichteSituationen 
gegeben und eskann auch in Zukunft dazu 
kommen, daß militärischer Widerstand 
wegen der eigenen Schwäche nicht ratsam 
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(z.B.Ruhrkampf1923) oderausderSichtder 
politischen bzw. militärischen Führung un- 
erwünscht sein (z.B.CSSR 1968)kann. Oder 
esliegt auf der Hand, daß militärische Ge- 
genwehr Massenselbstmord oder gar Welt- 
mord (Omnizid) wäre. In solchen Fällen ist 
esratsam,übereinKonzeptzurverfügen,das 
einen Ausweg jenseits von Zerstörung, 
Selbstmord und Unterwerfung zeigt. 

Das Konzept der Sozialen Verteidigung 
läuft auf eine Entkoppelung der Politik von 
militärischer Gewalt hinaus und eröffnet so 
den Weg zu einem nichtmilitärischen Frie- 
densbegriff.Insofernist eseinzivilesbzw.zi- 
vilistisches (1) Konzept. In den angelsächsi- 
schen Ländern heißt esfolgerichtig’Civilian 
Defens(c)e’. Im Deutschen und Holländi- 
schen wurde der Begriff ’Soziale Verteidi- 
gung’ eingeführt, um Verwechslungen mit 
der Zivilverteidigung bzw. dem "Zivilen Be- 
völkerungsschutz" zu vermeiden. Soziale 
VerteidigungimSinnevonGesellschaftsver- 
teidigung geht auf den norwegischen Frie- 
densforscherJohanGaltungzurück.Erhatte 
erkannt,daßinder Verteidigungsdebatteder 
50erund60er Jahre über die Frage, wiever- 
teidigtwerdensollte, die Frage, was zuver- 
teidigen sei, vernachlässigt wurde. Mit der 
üblichen Antwort, man müsse "sein Land" 
verteidigen, gab sich Galtung nicht zufrie- 


zum Militär 


den. Er entdeckte in ihr vielmehr zwei Di- 
mensionen: dieterritoriale und die soziale. 

"Territoriale Verteidigung bedeutet, daß 
Gebiete verteidigt werden, sozusagen Qua- 
dratmeter; soziale Verteidigung ist Verteidi- 
gung dessen, was man als Lebensweise be- 
zeichnen könnte”(2). 


Vom nichtmilitärischen Widerstand 
zur Sozialen Verteidigung 

Soziale Verteidigung (SV) imSinne plan- 
vollen, vorbereiteten gewaltfreien Wider- 
stands einer Nation hat in der Geschichte 
niemals stattgefunden. Es gibt jedoch eine 
Füllevon Beispielen nichtmilitärischen Wi- 
derstands mit gewaltfreien Kampfförmen. 
SiesindvondenSV-ForscherninFallstudien 
untersucht und dann zum Konzept\der SV. 
weiterentwickelt worden. | 


Perestroika und Gewaltfreiheit 

Die Pioniere der Sozialen Verteidigung 
habennachdemZweiten Weltkriegerkannt, 
daß die atomare Abschreckung der untaug- 
liche Versuchwar,Kriegsverhinderungohne 
Machtverzicht zu betreiben. Machtaus- 
übung- sei esim Namen der "Freiheit" oder 
der "Gleichheit" - wurde von den Architek- 
ten der atomaren Abschreckung höher ver- 
anschlagt als Kriegsverhinderung. 

Um dieszuverschleiern haben dieMacht- 
haber die Frage, was denn geschehe, wenn 
‚Abschreckung versage, einfach verdrängt. 
Ein wachsender militärisch-publizistischer 
Komplexhattemit einer Art kollektiver Ge- 
hirnwäsche, die heute noch nachwirkt, 
Erfolg: Die meisten ZeitgenossInnen sind 
der magischen Formel erlegen, wonach das 
Gleichgewicht des Schreckens den Frieden 
verbürge.AlshöchsteKunstderSicherheits- 


Einführung sun 


Was tun, 


politik gilt es, das "Gleichgewicht" durch 
Rüstung stabil zu halten. 

Erst die zynische Aufkündigung der 
Gleichgewichtsdoktrin durch die Reagan- 
‚Administration und das laute Nachdenken 
einiger US-Regierungsberater über Erst- 
schlagsstrategien und die Gewinnbarkeit 
eines langanhaltenden Atomkriegs (!) 


brachten die Öffentlichkeit in Bewegung.‘ 


DarausistnichtnurdieNeueFriedensbewe- 
gung entstanden, sondern ist auch das her- 
vorgegangen, was "Neues Denken" in der 
Politik genannt wird: 


"Aus der Unmöglichkeit einer miliäri- 
schen - d.h. nuklearen - Lösung internatio- 
naer Differenzen ergibt sich eine neue Dia- 
lektik von Stärke und Sicherheit. Sicherheit 
kann nicht mehr durch militärische Mittel 
hergestellt werden - weder durch nukleare 
Waffen und Abschreckung noch durch die 
unablässige Perfektionierung von ’Schwert’ 
und ’Schild’." 


wenn die Amerikaner bleiben? 


Foto: D.Baltzer 


Soweit Michael Gorbatschow in "Pere- 
stroika”(3). Was folgt daraus? Für Michael 
Gorbatschow: 

"Die kontinuierliche Herabsetzung des 
Niveaus des strategischen Gleichgewichts... 
aus dem nukleare und andere Massenver- 
nichtungswaffen völlig verbannt werden 
sollten.” 

Immerhin! Für Gorbatschow und Egon 
Bahr folgt darausaber auch die Doktrinvon 
der "gleichen Sicherheit" bzw. der "Sicher- 
heitspartnerschaft", 

"Aus Gegnem...müssen Partner werden, 
die gemeinsam nach Wegen suchen, die uni- 
versale Sicherheit zu gewährleisten” (4). 

Gemeint sind militärisch "gesicherte" 
Wege. Es ist verblüffend, daß "Neues 
Denken" bei diesem radikalen Ausgang- 
spunktnichtzuradikalenSchlußfolgerungen 
führt. 

Ein anderer Machtbegriff 

Der Sozialen Verteidigung liegt ein 

anderer Macht- und Sicherheitsbegriff zu- 


grunde als der auf Gewaltmitteln beruhen- 
den Macht- und Sicherheitspolitik der Na- 
tionalstaaten herkömmlicher Prägung. 
Selbst ein militärischer Machthaber (Besat- 
zer oder Putschist) kann keine Herrschaft 
entfalten,wenndieBevölkerungihmZusam- 
menarbeit und Gehorsam verweigert. 
Machtausübung ist nur möglich bei freiwil- 
liger Bereitschaft derMachtunterworfenen, 
Herrschaft (auf Zeit) hinzunehmen. 

Das Problem der Herrschaftseliten der 
beiden Blocksysteme ist, daß sie den status 
quonichtinfragegestelltwissenwollen(wenn 
man von einigen Erstschlagsstrategen und 
atomaren Kriegsgewinnlern des Pentagon 
absieht); das kann dann heißen: Rüstungs- 
verminderung ja, Machtverzicht aufkeinen 
Fall. Resultat: Abschreckung und "Sicher- 
heitspartnerschaft" auf niedrigerem Rü- 
stungsniveaualsbisher.AufteilungderHerr- 
schaftssphären wie bisher. Das Problem ist, 
daß die Habenden die Rechnung ohne den 
Wirt, ohne dieHabenichtsegemacht haben. 
China, die Länder der "Dritten Welt" und 
(West)europa finden sich mit dieser Defini- 
tion von Stabilität nicht ab und wollen die 
Karten neu gemischt sehen. 

Wasnun? Helfen würdeeinneuer Macht- 
und Sicherheitsbegriff. Die Bedrohungs- 
macht eines anderen imponiert mir nicht, 
wennich weiß, daß ich aufgrund meiner Wi- 
derstandsbereitschaftund-fähigkeit meiner 
eigenenSelbstbehauptungsicherbin.Dieser 
Machtbegriff hat weniger mit Macht über 
anderealsmit Macht übermichselbst,nichts 
mit Ausbeutung, aber viel mit Selbstgenüg- 
samkeit zutun. Esist derMacht-undSicher- 
heitsbegriff der gewaltfreien Aktion. 

Westeuropa könntenz.B. die eventuellen 
Machtverschiebungen am Persischen Golf 
ziemlichgleichgültigsein, wenn essich nicht 
einreden würde, von dem Öl dieser Region 
abzuhängen. Zivil hängt esnurzu einemge- 
ringen Prozentsatz davon ab. Militärisch, in 
bezug auf die Kriegsführungsfähigkeit "des 
Westens" ‚in weit größerem Ausmaß, wenn 
man derworst caseanalysisfolgt, daß dieSo- 
wjetunion durch vorgeschobene Posten in 
der Lage sein könnte, dem "Westen" dieÖl- 
zufuhr abzuschneiden. Wenn nun Westeu- 
ropa einer anderen Energieversorungspoli- 
tik (Bevorzugung regenerativer Energien, 
einheimischer Energiequellen, sparsamer 
Umgangmit Energiez.B.)undeineranderen 
Verteidigungskonzeption folgen würde, be- 
dürfte es keiner Flottenpräsenz am Persi- 
schen Golf. Selbstgenügsamkeit, Autono- 
mie, Fähigkeitzurnichtmilitärischen Selbst- 
behauptungwärendie AntworteinesZivilen 
Europa auf die Herausforderungen der 
wachsenden Zerstörungskräfte und der Fä- 
higkeit zur Weltvernichtung. 


Grundformen der 
Sozialen Verteidigung 
MitderEntwicklungvonKonzeptennicht- 
militärischer, gewaltloser Verteidigung 
wurde für die Konfliktaustragung zwischen 
Staaten und Gesellschaften fruchtbar 
gemacht, was die Arbeiterschaft schon vor 
guthundertJahrenim ÜbergangvonderMa- 
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schinenstürmereizumStreikentdeckthatte: 
Daßder Gegner machtlos ist, wenn ihm Zu- 
sammenarbeit und Gehorsam entzogen 
werden. Dergemeinsame Nenner für eine 
Reihegewaltloser Kampfweisen ist die Ver- 
weigerung bzw. der Entzug von Diensten, 
Mitteln,Kenntnissen,diefürdenGegnerBe- 
deutung haben, sowie die Drohung mit dem 
‚Abbruch der Beziehungen. So ist der Streik 
der Entzug der Arbeitskraft, Meuterei der 
Entzugvon Arbeitskraft undGehorsam.Bei 
höherentwickelten,starkarbeitsteiligenGe- 
sellschaften kann der Entzug von Informa- 
tionen als Kampfmittel eine große Rolle 
spielen. DieFormenderNichtzusammenar- 
beit dürfenaberwedermechanischnoch iso- 
liert angewandt werden. Ausschlaggebend 
fürdieWahlderMittelistimmerdieWirkung 
aufdasgegnerischeSystem. Dieerkenntnis- 
leitende Fragestellung lautet: Inwieweit 
tragendieMitteldes Widerstandesdazubei, 
die Absichten des Gegnerszu durchkreuzen 
undseinSystemzu schwächen, beigleichzei- 
tiger Stärkung bzw. geringstmöglicher 
Schwächung des eigenen Systems? 

Im Prager Widerstand von 1968 wurde 
diese Aufgabenstellung erkannt, indem die 
eigeneWirtschaftschädigendeStreiksunter- 
blieben,jedochStreiks,diedielnteressender 
Sowjetrussen berührten (Urangruben, 
Transportwesen), durchgeführt wurden. 

EineweitereGrundformsinddieMaßnah- 
menöffentlicher Konfrontation.Siemüssen 
geeignet sein, den Konflikt ins gegnerische 
Lager zu tragen. Beispiele: Besetzung von 
Straßen, Brücken; Umzingeln gegnerischer 
Fahrzeuge; offensive Diskussionen mit den 
Besatzern. Wichtige Forem für solche Kon- 
frontationen sind internationale Organisa- 

tionen (UNO, ILO, aktuelle Verhandlungs- 
runden) sowie die Botschaften oder sonsti- 
ge Einrichtungen der Angreifer im eigenen 
undin anderen Ländern. Optimal sind Pro- 
testveranstaltungenimLanddesAggressors 
(wie während des Vietnamkrieges in den 
USAundinAnsätzenimmerhinauchaufdem 
Roten Platz in Moskau während der CSSR- 
Invasion.) 
AlsdritteGrundformsinddiereindemon- 
strativen Aktionen (Demonstrationen, 
Streiks) zu nennen. Sie dienen der Stärkung 
der eigenen Widerstandskraft; ihre Außen- 
wirkung erschöpft sich meist in der bloßen 
Darstellungeiner Haltung odereinesStand- 
"punktes. Oft sind sieauch Vorstufezu Maß- 
nahmenöffentlicherKonfrontation,odersie 
werden angewendet, wenn Konfrontation 
oder Weigerung zu riskant sind. 


Gewalt des Gegners 

Die Gewaltlose Aktion ist der historische 
Vorläufer und zugleich - in abgewandelter 
Form - integraler Bestandteil der Sozialen 
Verteidigung. Beigewaltfreiem Widerstand 
gerät der Gegner in Schwierigkeiten, wenn 
erdieAnwendungvon Gewaltzur Brechung 
des Widerstandes gegenüber den eigenen 
Truppen, seinem Heimatlandundder Welt- 
öffentlichkeitrechtfertigenwill. Wiesehrdie 
Gewaltlosigkeit der TschechoslowakInnen 
die Sowjetpropaganda in Verlegenheit 
brachte, zeigt vor allem der klägliche 


Versuch, dem besetzten Land gewalttätige 
‚Absichten unter Hinweis auf angeblich ent- 
deckte Waffenlager zu unterschieben. Ge- 
waltioser Widerstandmacht massive Unter- 
drückung auf längere Sicht unwahrschein- 
lich,weilihrepolitischenKosten(der Durch- 
führung und Rechtfertigung) zu hoch sind. 
Vor allem begrenzt gewaltloser Widerstand 
die Mittel der Gewalteskalation des Ein- 
dringlings.EinAtomschlagaufHamburgzur 
Brechung des Widerstandes einer sich ge- 
waltlos verteidigenden Bundesrepublik ist 
unwahrscheinlich. Die Erfahrungen zeigen, 
daß dieHemmschwelle, gewaltfreihandeln- 
de Menschen zu töten, erheblich höher liegt 
alsin kriegerischen Auseinandersetzungen. 
‚Außerdem muß der Gegner die Folgewir- 
kungen solcher "erfolgreich" durchgeführ- 
ten eindeutigen Unrechtshandlungen be- 
denken: 

-die Wirkungen auf den Widerstand, der 
sich durch das mögliche Schaffen von Mär- 
tyrern verstärken könnte; 

-Die WirkungaufdieinternationaleStaa- 
tengemeinschaft. Bei seiner sowieso ge- 
schwächten Wirtschaft könnte er sich wohl 
keine scharfen Reaktionen des Auslandes 
leisten. 

- Die Wirkung auf seine innenpolitische 
Situation, in der die Opposition gestärkt 
werden würde und eine Sympathie- und So- 
lidaritätswelle einsetzen könnte. 

Mitdem Wissenum diese Wirkungenwird 
beiderSV deshalb auch ganz gezielt freiwil- 
lig Leid auf sich genommen. In der Verant- 
wortung der/des Einzelnen liegt es nun, ab- 

zwischen der Gefahr, die sie/er 
dabeiläuft,undder Wirkung,diesie/erdamit 
zu erzielen hofft. 


Gewaltlosigkeit 
auf der Höhe der Technologie 

Es wäre ein Mißverständnis, stellte man 
sich die Gewaltlosigkeit im Rahmen der So- 
zialen Verteidigung als "Hunger- und Sitz- 
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streik derNation"vor.Soziale Verteidigung, 
die wirksam sein will, muß vielmehr auf die 
technologische Höhe der Zeit gebracht 
werden. 

‚Am besten wäre es, würden wir unser an- 
geblich so attraktives Industriesystem in.der 
Weise sichern, daß es im Ernstfall ohne zer- 
stört zu werden für "Unbefugte” unbrauch- 
bar gemacht wird. Die Faustregel müßte 
lauten: Entfernen des kleinstmöglichen 
Teils, das die größte Unbrauchbarkeit 
schafft. Dieskönnte durch widerstandsfähi- 
ge und -bereite Vertrauensleute in den Be- 
trieben, vielleicht auchteilweisedurchCom- 
putersteuerung geschehen. 

Eine entscheidene Rolle für den Wider- 
stand spielt, das haben die Ereignisse in der 
CSSR 1968bekräftigt, dieSicherstellungder 
Kommunikationunter den Widerstand Lei- 
stenden. Der von "legalen Untergrundsen- 
dern" ausbetriebeneRundfunkstellteinden 
Tagen nach dem Militärüberfall vom 21. 
‚August 1968 den einzigen kontinuierlichen 
Kontakt zwischen den legalen Regierungs- 
undParteiorganenundderBevölkerungdar. 
Der Rundfunk wurde zum technischen Ga- 
rantenfürdieAufrechterhaltungdesWider- 
standes. Daßdiesgelang, hängtu.a.miteiner 
Besonderheit des Prager Rundfunks, einer 
Rundsteueranlage, zusammen, die von 
außen zu bedienen war. Um solche Erfah- 
rungensystematisch umzusetzen, müßte das 
gesamte Kommunikationssystem bei uns 
unter dem Aspekt widerstandspolitischer 
Nutzungsmöglichkeiten durchanalysiert 
werden.AufdiesemGebietwartetvielArbeit 
für zivile TechnikerInnen und es gibt hier 
einen Berührungspunkt zu den "Techno- 
Kommandos"imSinndesAfheldtschenEnt- 
wurfs (5). Vor allem in technischer Hinsicht 
bedarfSoziale Verteidigungdersorgfältigen 
Planung, Sobald sich eine Gesellschaft für 
dieSoziale VerteidigungalsKonzept fürden 
"Ernstfall"entschieden hat, mußsieihreGe- 
samtorganisation auf die neue Verteidi- 
gungsform einstellen. Es wäre ungerecht, 
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hierineine"Formierung” derGesellschaftzu 
Lasten der "Pluralität" zu sehen. Denn das 
würdevonderTatsacheablenken,daßunsere 
Gesellschaften gegenwärtig als vernicht- 
ungsträchtigeKriegsgesellschaftenformiert 
undkonditioniert sind. 

Gesellschaftliche Voraussetzungen 
der Sozialen Verteidigung 

Erfolgwird die Soziale Verteidigung nur 
dann haben, wenn sie so angelegt ist, daß 
Spontaneität und Improvisationsgabe der 
Massen im "Ernstfall" die Lücke des Nicht- 
vorausplanbaren ausfüllen. Mehr noch: das 
Moment der Verplanung ("jede/r muß 
wissen, was sie/er im Ernstfall zu tun hat") 
mußzugunstenvonSpontaneitätundImpro- 
visationsgabeder WiderstandleistendenBe- 
völkerung zurücktreten. 

Die PlanerInnen und politischen Führe- 
Innen müssen es "aushalten", daß nur ein 
Rahmen werden kann; die 
schöpferische Ausfüllung bleibt den Akteu- 
Innen überlassen. Nur so kann der Gefahr 
entgangenwerden,inkonkretenSituationen 
die Wirkung falsch zu erkennen und fehlzu- 
steuern. Es gibt hier Parallelen zur Revolu- 
tion (6): Entscheidend wird die Grundhal- 
tung der Massen sein und diese kann nicht 
durch Übungen im Stil von NATO-Manö- 
vern erzeugt werden. 


Die "Übungsfelder", auf denen die für die 
Soziale Verteidigung erforderliche Grund- 
haltung erworben werden kann, sind viel- 
mehr gesellschaftliche Auseinandersetzun- 


‚genvon der Art der: in Wyhl, 
der Freien Republik Wendland oder Haus- 
besetzungen. Wenn dies so festgestellt wird, 
danngeschieht dasnicht, umsolcheKonflik- 
teim Sinne der Sozialen Verteidigung zu in- 
strumentalisieren, sondern umaufeine Ver- 
wandtschaftzwischendiesenFormendesSo- 
zialen Angriffs und der Sozialen Verteidi- 
gung aufmerksam zu machen. Im Larzac, in 
Marcholsheim, in Wyhl und in Gorleben 


traten der Staat, Industrieunternehmenund 
Elektrokonzerne wie fremde Eindringlinge 
auf. Sie hatten die Legalordnung auf ihrer 
Seite und/oder leiteten das Recht zum Ein- 
griffindieNaturundLebensweltderRegion 
aus abstrakten Verpflichtungen im Namen 
der Gesamtgesellschaft ab (Verteidigung 
der Nation, Arbeitsplatzbeschaffung, Ener- 
giesicherstellung), ähnlich wie Interven- 
tionsmächte ihre Operation mit dem 
höheren Interesse ihres (Bündnis-)Systems 
begründen ("Bestand der sozialistischen 
Staatengemeinschaft", "Lebensinteressen 
des Westens"). 

Widerstand konnte sich nur entfalten auf 
der Grundlage tief verwurzelter Identifika- 
tion mit dem zu verteidigenden Gut: "die 
Heimat", die bisherige Wirtschafts-undLe- 
bensweise,schlieBlichdieLebens-undÜber- 
lebenschancen der bedrohten Gattung. Die 
Entsprechung dazu warin der Tschechoslo- 
wakei 1968 die Identifikation mit dem Fe 
choslowakischen Erneueru 
Norwegen im Kampfgegen dieGleichschal- 
tung durch das Quisling-Regime die Veran- 
kerungin derskandinavischen"Familiende- 
mokratie". 

Der Gedanke der Einübung gilt jedoch 
nicht nur für die Grundhaltungder Sozialen 
Verteidigung, sondern auchim Hinblick auf 


dasErlernendererforderlichensozialen,or- 
ganisatorischen und technischen Fähigkei- 
ten. 


Die Abhaltewirkung 
der Sozialen Verteidigung 
DurchdieAnkündigungeinesumfangrei- 
chen gewaltfreien Widerstandes sollen Ag- 
gressorenabgehaltenwerden.DiesesAbhal- 
ten (Dissuasion) ist diegewaltfreie Entspre- 
chung der militärischen Abschreckung. Im 
Unterschied zur militärischen Abschrek- 
kungistdieSozialeVerteidigungjedochohne 
das Risiko der Selbstvernichtung praktika- 


bel. DieSV muß damit rechnen, daß poten- 
tielle Aggressoren Warnungen ignorieren 
‚oder unterschätzen und dann die Probe auf 
die Widerstandsankündigung zu bestehen 
ist. Dabei wird angenommen: 

1. Kein Aggressor hat das Ziel, ein Volk 


ielengehört 
in erster Linie die soziale Kontrolle des an- 
gegriffenen Gemeinwesens. 

Diese Annahmen scheinenzumindest bei 
allen in Europa vorstellbaren Aggressoren 
plausibel zu sein. 

Dieabhaltende Wirkungsollnundadurch 
eintreten, daß dem Aggressor auf fünf 
Feldern Kosten in Aussicht gestelltwerden: 


1. Personalkosten durch den Aufwandfür 
militärisches und ziviles Besatzungsperso- 
nal; 

2.wirtschaftliche Kosten durch Einbußen 
im Handel mit dem angegriffenen Land; 

3.MobilisierungderGegnerschaftDritter, 
Handels- und Kulturboykott etc; 

4. Legitimationsverlust durch Kritik und 
Widerstand bisheriger Parteigänger; 

5. Verlust der persönlichen Identität der 
Aggressoren, die durch ihr Handeln in Wi- 
derspruch geraten zu ihrem Selbstverständ- 
nis. 


Dynamische Weiterarbeit 
ohne Kollaboration 

Sollteestrotzdieser"Abhaltewirkung”"der 
Sozialen Verteidigungzu einem Einmarsch 
kommen,bestehtdiewichtigsteAufgabeder 
Bevölkerung darin, die eigene Lebensform 
zu erhalten. Das heißt trotz und neben De- 
monstrationen, Streiksundanderen spekta- 
kulären Aktionen - deren Zweck es ist, den 
Gegneram Erreichen seiner Zielezu behin- 
dern und die Besatzungssoldaten zu verun- 
sichern-mußdieBevölkerungunbedingt die 
eigene Versorgung und die Funktionstüch- 
tigkeitderwichtigenInstitutionen(z.B.kom- 
munaleSelbstverwaltung)sicherstellen.Das 
bedeutet weitgehend nicht mehr und nicht 
weniger, als unter unnormalen Verhältnis- 
sen wiegewohnt weiter zu arbeiten, undalle 
Anweisungender Besatzerzuignorieren.Es 
sollen weiterhin die Gesetze und Verfahren 
‚Anwendung finden, dievor dem Einmarsch 
galten.DerFriedensforscherTheodorEbert 
hat fürdieses-fürdie SV sehrwichtige- Ver- 
haltendenBegriff"dynamischeWeiterarbeit 
ohne Kollaboration” geprägt. 
Kontinuität der Regierung 

Die Vorsorge für die verfassu: 
Kontinuität von Legislative und Exekutive 
istzugleich auch Beitragzur Gestaltung der 
RahmenbedingungendesWiderstandesund 
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zudessenOrganisationundLeistung.ImAg- 
gressionsfalle werden Kabinett und Parla- 
menteine Verbreiterungihrer Basissuchen. 
Dieskannz.B. durch eine Allparteienregie- 
rungoder "Volksregierung" geschehen. Das 
Parlament könnte z.B. "ins Volks geholt" 
werdenundsoöffentlichingroßem Rahmen 
tagen. Die Bildung einer Exilregierung 
müßte(trotzderdamitverbundenenProble- 
me)in Erwägunggezogenwerden. Das Vor- 
chen Organe ist zudem auch für die Fälle 
wichtig, indenenmit dem Aggressorverhan- 
delt werden muß und verhandelt werden 
sollte. 


Sieg und Niederlage 
der Sozialen Verteidigung 
Grundsätzlich wäre der "Sieg" der Sozia- 
len Verteidigung darinzu sehen, daß derBe- 
satzungsmacht die Kosten des Unterneh- 
menszu hochwerden, undsiesichwiederzu- 
rückzieht. Die Soziale Verteidigung 
rechnet jedoch auch damit, daß unter dem 
Eindruck des gewaltfreien Widerstandes 
und der anwachsenden Kosten der Unter- 
nehmung die interne Opposition im Lager 
des Aggressors so zunimmt, daß die Regie- 
rungin Bedrängnisgerät und sich evtl.sogar 
einMachtwechselvollzieht.DiegrößtenGe- 
fahren für die SV sind opportunistische An- 
passung und Kollaboration (ebenso wie Sa- 
botageakte und patriotische Vergeltungs- 
maßnahmen). Eine Niederlage, d.h. der 
VerlustderKontrolledersozialen Institutio- 


'iedergewinnu: 
der Selbständigkeit möglich erscheint (7). 
Ausblick: Soziale Verteidigung 
im Europa von heute 

AufdemHöhepunktderNeuenFriedens- 
bewegung sah es so aus, als sei die Zeit für 
eineumfassende und tiefgreifende Entmili- 
tarisierung reif. Die Waffenentwicklung 
hatte zu einer Krise des militärischen 
Denkens und zu einem Verfall des öffentli- 
chen Vertrauens in die militärische Vertei- 
digung beigetragen. Inzwischen hat sich 
aber herausgestellt, daß nicht nur die politi- 
schen Eliten unfähig oder unwillig sind, 
daraus jenzen abzuleiten. Offen- 
sichtlich haben sich in der Menschheitsent- 
wicklung dieDenkgewohnheitensosehrauf 
dieRealitätderwachsendenDestruktivkräf- 
te eingestellt, daß es viel leichter ist, daran 
anzuknüpfen und Krieg und Rüstung zu 
"retten"alsMenschheitundSchöpfungVOR 
Kriegund Rüstung. 

Das Alternativkonzept der Sozialen Ver- 
teidigungwirdin Westeuropaähnlichwiedie 
Ideen zur "Pazifistischen Volksverteidi- 
enge sie adenonan 

ergessenwerdens 


Zeit in Wi befinden: 
Nach einer Phase der it haben 
die Eliten einen neuen 


battegefunden,deraufeinzurAbschreckung 
in alle Himmelsrichtungen fähiges Westeu- 
ropäisches Reich hinausläuft. D.h., selbst 
wennesgelingenwürde,dieBRDaufSoziale 
Verteidigung umzustellen, müßte damit ge- 
rechnet werden, daß diese Entscheidung im 
Rahmen der EG bzw. Europäischen Union 
wieder revidiert würde. Selbst das neutrale 
Österreich,indessen UmstellungaufSV sich 
VordenkerInnendiesesKonzeptsmitbeson- 
derer Liebe hineingeträumt haben, strebt 
denAnschlußandieEGanundhatihnmeines 
Wissensbisher nicht von der Bedingung ab- 
hängig gemacht, die EG möge Zivilmacht 
bleiben. 


Entwicklungsgeschichtlich befinden wir 
unsineinerPhase,inderdieFrageaufgewor- 
fen werden kann, ob wir - wenigstens in 
Europa-nicht andem Punktangelangt sind, 
an dem wir dazu übergehen können, unsere 
Militärdemokratien in Zivildemokratien 
umzuwandeln.DieEGistinBegriff,denum- 
gekehrten Weg zu gehen, d.h. den zivilen 
Statuszu verlassen undin einen militarisier- 
ten Großstaat umgewandelt zu werden. 
Dieser Prozeß wäre anzuhalten und umzu- 
kehren, wenn esgelänge, einzündendesGe- 
genkonzept zu entwickeln und aufzuzeigen, 
daßesfürdas Wohlergehender EuropäerIn- 
nen und der übrigen Menschheit mehr zu 
bietenhatalseineabschreckendeWeltmacht 
Europa. Nur im Kontext einer noch zu stif- 
tenden "zivilistischen Bewegung” hat das 

ialenVerteidigungeineEnt- 
faltungschance. Nach meiner festen Über- 
zeugung könnte dies der Gedanke einer 
zivilen Gemeinschaft weitgehend autono- 
mer Regionen sein. 

Voraussetzung für die angestrebte "Zivi- 
lität"ist:-dasErweckeneineszivilenBewußt- 
seins (politischer Zivilismus), - die Entfal- 
tungziviler Kraft, - die Ausübung und insti- 
tutionelle Absicherung ziviler Macht, - die 
zivil-ökologische Umgestaltung der Wirt- 
schaft (Konversion),-BekämpfungallerIm- 
perialismen (insbesondere Aufgabe über- 
seeischer Besitztümer, Dominions, Testge- 
biete durch die Europäer), - Überwindung 
von Ausbeutung (Mensch-Mensch, 
Mensch-Natur, Erste Welt-Rest der Welt). 

ZivilitätistmehralsderGegenbegriffzum 
Militärischen. Gemeint ist die Verknüpfung 
ziviler,staatsfreierStrukturen,sozusagenein 
Netz von Gegenstaatlichkeit bzw. Nichts- 
taatlichkeit. Zivilität wird zunehmend auch 
in ostmittt ischen Ländern gesucht 
undistdorteinReflexaufdasangemaßtePo- 
HitikmonopoldesStaatesbzw.derStaatspar- 
tei. 

ZivilitätundZivilmachtzielenauchaufdie 
Entkernung des Staates als Gewaltinstanz. 
Regelungs- und Schutzfunktionen des 
Staates sollen davon unberührt bleiben. 

Die Frage der Durchsetzung (Veranke- 
rung) von Zivilmacht ohne Gewalt ist nicht 
gelöst. Sie ist aber m.E. lösbar, wenn an die 


Gewaltfreiheit und Macht 

Zu überwinden ist dienoch in der Gestalt 
GandhisangelegteSpaltungvonGewaltfrei- 
heitundstaatlicherMachtausübung. Gandhi 
hat gewaltfreie Kampagnen im Sinne der 
"reinen Mittel" geführt unddie"unreine"ge- 
waltorientierte Politik im Sinne des Staats- 
aufbaus und der Ausübung von Staatsfunk- 
tionenanderenüberlassenmitderFolge,daß 
es keine Konzepte und keine Garanten für 
Gewaltabbau in den Institutionen gab (bis 
hinzuklassischer AkkumulationvonGewalt 
inder Zentrale desneuen Staates, zu militä- 
rischerAnnexionundzurZündungeinesato- 
marenSpı ‚durch Indien). 

Ichhalte dafür, daßwir diese Spaltungzu 
überwindentrachtenundalsdasFeldderBe- 
währunghierfürdie VerhinderungeinerMi- 
litärmacht WesteuropaunddieEntwicklung 
(stattdessen)einernichtmilitärischenzivilen 
Gemeinschaft betrachten. 

Diein Kreisen der AnhängerInnen Sozia- 
ler Verteidigung heiß diskutierte Frage, ob 
Soziale Verteidigung amtlich oder selbstor- 
ganisiert einzuführen sei, verliert in einer 
zivilen Gemeinschaft weitgehend ihre spal- 
terischeKraft.SchonimnationalenRahmen, 
so haben Fallstudien gezeigt, ist erfolgrei- 
cherziviler Widerstand gegen Usurpatoren 
am ehesten zu leisten, wenn "das einfache 
Volk"unddieStaatsbedienstetendieMacht- 
anmaßung des Eindringlings oder Putschi- 
sten einhellig durch Nichtzusammenarbeit 
und Ungehorsam zurückweisen. Nichts 
spricht dagegen, sowohl die Völker der Eu- 
ropäischenGemeinschaftenalsauch dieBe- 
diensteten ihrer Institutionen mit der Wir- 
kungsweise ziviler gewaltfreier Selbstbe- 
hauptung vertraut zu machen. 

Eskommt aber daraufan, hierfür jetzt die 
Weichen zu stellen. Wenn es nach der 
deutsch-französischen Brigade zum inte- 
grierten EG-Korpsund schließlich zurNeu- 
auflageder Europäischen Verteidigungsge- 
meinschaft (Neo-EVG) kommt, wird die 
Frage, ob Soziale Verteidigung mehr über 


Basishereii ‚soll,zumreinen 
Spielmaterial der Geschichte werden. 
Roland Vogt 


1) Eben Yan. Kommunkmus und was dan? Zur 
Bürokratisierung und 


des Systems der 
Nationalstaaten, 1974 Gernot Jochheim, 
ae ee 


ee Te 
Gewerkschaften, in: Politische Schriften I, 2. Aufl 
1966, hg, von Ossip Flechiheim, $. 135 ff, hier S, 181 1 


Gewaltfreie Verteidigung der 


Die anarchosyndikalistische 
Bewegung in den 20er und 30er 
Jahren beschäftigte sich mit 
der Frage, wie revolutionäre 
Prozesse verteidigt werden 
können. In ihren Kreisen 
wurden erstmals Modelle ge- 
waltfreier Verteidigung ent- 
worfen. (Red.) 


IndiesemBeitragistbeabsichtigt,wesent- 
 licheGesichtspunktederDiskussionüberdie 
VerteidigungderRevolutioninderanarcho- 
syndikalistischenantimilitaristischen Bewe- 
‚gung in den 20er und 30er Jahren unseres 
Jahrhunderts. darzustellen. Den Hinter- 
grund für diese Diskussion waren die russi- 
schen Ereignisse nach 1917 mit Bürgerkrieg 


und Interventionskrieg, in denen sich der ° 


jungesowjetischeStaat durchdasAufstellen 
eines Roten Heeres und durch den Aufbau 
einer Geheimpolizei einerseits der Konter- 
revolution zu erwehren suchte, andererseits 
aber die antiautoritären revolutionären 
Strömungen ausschaltete. 

Daß dies Konsequenzen für denweiteren 
VerlaufdersowjetischenEntwicklunghaben 
würde, erkannten nicht nur Anarcho-Syndi- 
kalistInnen. Doch waren sie aufgrund ihres 
revolutionären Zieles einer herrschaftsfrei- 
enGesellschaftundaufgrundihresentschie- 
denenAntimilitarismusinbesonderer Weise 
theoretisch und praktisch herausgefordert. 
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In der Auseinandersetzung mit diesen Er- 
scheinungen gelang es dann auch in diesen 
Kreisen, alternative Modelle zur gewaltsa- 
men Verteidigung revolutionärer Prozesse 
gedanklich zu entwickeln. Dabei traten 
Pierre Ramus, Albert de Jong und Arthur 
Müiller-Lehning hervor. 

DiedamaligenÜberlegungenhabeneinen 
miteinander verbundenen doppelten Stel- 
lenwert. Zum einen trugen sie dazu bei, eine 
Lücke in der revolutionären Theorie zu 
schließen. Denn die Frage der Verteidigung 
der Revolution war bis dahin eigentümlich 
unreflektiert geblieben. Indem Ramus, de 
Jong und Lehning nun aber eine Verteidi- 
gungsstrategie auf der Grundlage gewaltlo- 
ser Aktionen formulierten - und das ist der 
anderewichtigeGesichtspunkt-‚leistetensie 
einenbahnbrechendenBeitragzursozialwis- 
senschaftlichen Theorie gewaltloser Kon- 
fliktaustragung überhaupt. 

Dies bedeutet nicht, daß die genannten 
Theoretiker einer Richtung sogenannter 
"prinzipieller" oder"doktrinärer" Gewaltlo- 
sigkeit zuzurechnen wären. Subjektiv be- 
gründeten sie ihre Gewaltlosigkeitsvorstel- 
lungen, wie noch zu sehen sein wird, im 
Rahmenvon Gewaltvermeidungsstrategien 
mit Nützlichkeitserwägungen. Diese Ein- 
schränkungschließtjedochnichtaus,daßdie 
damaligen Überlegungen objektiv außerge- 
wöhnliche Beiträge zur Entwicklung eines 
theoretischen Elements zur gewaltlosen 
Konfliktaustragung gewesen sind. 


Ursprünge der Sozialen Verteidigung im Anarchismus 


Revolution 


Theoretische Lücke: 
Die Verteidigung der Revolution 


Biszum1.Weltkriegwaren PraxisundAk- 
tionsmodelle von MarxistInnen, Anarchis- 
tInnen oder SyndikalistInnen grundsätzlich 
auf den sozialen Angriff abgestellt. Wenn 
sich die strategischen Konzeptionen auch 
teilweise gänzlich voneinander unterschie- 
den,sowaresdochdasgemeinsame Ziel, die 
Herrschaftssysteme der bestehenden kapi- 
talistischenNationalstaaten inihren Institu- 
tionen und Agenturen zu treffen und letzt- 
lich zu überwinden. 

Eine Frage blieb in alljenen Jahrzehnten 
vielfältiger aktionistischer Praxis und theo- 
retischer Reflexionen meikwürdigerweise 
undiskutiert,dieFragenämlich,mitwelchen 
Mitteln eine sich entwickelnde revolutionä- 
re Gesellschaft zu verteidigen sei. Diese 
Fragehättesichnur erübrigt, wennzu Recht 
hätteangenommenwerdenkönnen,daßsich 
eineRevolutiongleichzeitiginallenLändern 
vollziehen würde. 

Immerhin hatte Friedrich Engels das 
Problemindirekt schonrelativfrühthemati- 
siert. Das Scheitern der proletarischen Auf- 
stände der Jahre 1848/1849 war für ihn der 
Anlaßgewesen, sichsystematischmitmilitä- 
rischen Fragen auseinanderzusetzen. Das 
erste Ergebnis dieser Beschäftigung mit der 
MilitärfragewareinSzenario: Ineinemnicht 
abgeschlossenen Aufsatz untersuchte 
Engels 1851 dieMöglichkeitenzur Verteidi- 
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Biographisches 


Albert de Jong (1891-1970) war Ste- 
nograph. Seine publizistischen und orga- 
nisatorischen Aktivitäten waren - mit Aus- 
nahme der Diskussion über die Verteidi- 


Pierre Ramus ist das 
den österreichischen Anarchisten Rudolf 
Großmann (1878-1942). Ramus hat ein 
wechselvolles Leben mit langjährigen 
Auslands- und Gefängnisaufenthalten 
geführt. In den 20er-Jahren gab er die 
Zeitschrift "Erkenntnis und Befreiung" 


‚Arthur (Müller) Lehning wurde 1899 
geboren. Er lebt in Amsterdam. Schon in 
Jungen Jahren publizierte er 

de Beiträge über Anarchismus, Syndika- 
lismus, Antimilitarismus (u.a.propagierte 
er die "industrielle Dien: i 

und avantgardistische Kunst. Als antiau- 
toritärer Publizist und Herausgeber der 
Werke von Bakunin genießt er über die li- 
bertäre Bewegung hinaus internationales 
Ansehen. Wer mehr über ihn und vonihm 
wissen will, die/der lese unbedingt das 
Sonderheft der GRASWURZELREVOLU- 
TION *Sozi des Antimilitaris- 
mus" (Nr.117/118). Hier sind mehrere 
theoretische Beiträge von Arthur Lehning 


wiedergegeben. 


Landes, um es okkupieren zu können, 
vorerst dezentralisiert, aufgeteilt und zer- 
streut werden muß. Diese Notwendigkeit tritt 
aber nur dann ein, wenn sich der einfallen- 
den Armee kein vergleichsweise kompak- 
ter Massenkörper mit Waffen in den Händen 
entgegenstellt, sondern ein wohl föderativ 
miteinander verbundenes, sonst aber über 
das ganze Land verstreutes Widerstandsele- 
ment des passiven Ungehorsams darbietet, 
welches die sozial-wirtschaftlichen Mittel der 
Obstruktion, der Sabotage und des passiven 
Widerstandes vereint zur Anwendung 
bringt".(10) 


"Anarchistische Gesellschaft kennt 
keinen kollektiven Feind" 

DieZerstreuungdereingefallenenArmee 
begünstigt ein weiteres Element des Wider- 
standskonzepts. Eineanarchistische Gesell- 
schaft kennt nämlich keinen kollektiven 
"Feind", sondern differenziert eingefallene 
Heere bezüglich ihrer sozialen Zusammen- 
setzung.DieseSoldatenwerdenzumZielder 
antimilitaristischen Aktionen durch die be- 
troffeneBevölkerung, wobeiihnendieMög- 
lichkeit geboten wird, in der neuen Gesell- 
schaft einen Platz einzunehmen. Allein die 
"befehligenden Elemente” will Ramus, 
sofern sienicht alsbaldihre Funktionen auf- 
geben, strengerbehandeltsehen, eineÜber- 
legung, dieeine für AnarchistInnennahelie- 
gende Haltung offenbart. Zwar verneint 
RamusauchindiesemFallphysischeGewalt- 
anwendung, abererbefürwortet die"sozial- 
wirtschaftliche Methode der Ächtung, des 
Boykotts und jedweder Unterbindung per- 
sönlicher und dringlicher Hilfe wie Dienst- 
leistungen" (11),wobeierallerdings-unddas 
ist nicht widerspruchsfrei-auch die Verwei- 
gerung von Lebensmitteln einbezieht. Als 
weiteres Element eines solchen Widerstan- 
des muß schließlich die Internationalisie- 
rungdesKampfesgegendenAggressordurch 
Streik und Boykott hinzutreten.(12) 

Ramushatsein Verteidigungskonzept auf 
einen Begriffgebracht;ernanntees"antimi- 
litaristisch-sozialwirtschaftliche Selbstver- 
teidigung”.(13) Diese Terminologie ent- 
spricht seiner Umschreibung gesellschafts- 
verändernder Handlungsmodelle als "so- 
zialwirtschaftliche Aktion". IhrlagdieÜber- 
legung zugrunde, daß die Anwendung der 
Unterdrückungsmittel von Herrschenden 
das Funktionieren der sozialwirtschaftli- 
chen Beziehungen einer Gesellschaft zur 
Voraussetzunghat.DasZerstörendieserso- 
zialwirtschaftlichen Zusammenhänge, was 
nach Ramus’ Vorstellungen auch von Min- 
derheitengeleistet werden kann, trifftsomit 
mittelbar die Herrschaftsmechanismen 
selbst.(14) 

Ramus’gedanklicheSkizzeeinesKonzep- 
tesSozialer Verteidigunghat weitergewirkt; 
denn solche Überlegungen begegnen uns 
knapp zwei Jahre später erneut, als das 
LAM.B. (Internationale Anti-Militaristi- 
sche Bureau, s.unten) die Arbeiter an der 
Ruhr zum gewaltlosen Widerstand auffor- 
dert, und am Ende der 20er Jahre in einer 
DiskussionderI.A.A.überdie Verteidigung 
der Revolution. 


Diskussion über die Verteidigung 
der Revolution in der I.A.A. 

Die"InternationaleArbeiterAssoziation" 
(LA.A.) war auf einem internationalen syn- 
dikalistischen Kongreß im Dezember 1922 
in bewußter Anlehnung an den anarchisti- 
schenFlügelderI.Internationalegegründet 
worden (15) und vereinigte syndikalistische 
Organisationen von zunächst neun nationa- 
len Verbänden, zudenenim Laufeder Jahre 
weiterehinzutraten.SiewardasErgebnisvon 
Konflikten mit der Komintern und deren 
Versuchen, eine kommunistische Gewerk- 
schaftsinternationale aufzubauen. Hierbei 
hatteessicherwiesen, daßdieBolschewisten 
nichtgewilltwaren, dieEigenständigkeit des 
revolutionären Syndikalismus anzuerken- 
nen. 

DieDiskussionüber die Verteidigungder 
Revolutionnahm1928ihren Ausgangspunkt 
aufdem Kongreßder Assoziationin Lüttich, 
wo ein Tagesordungspunkt dem Antimilita- 
rismusgewidmet war. Eskam die Frage auf, 
mit welchen Mitteln revolutionäre Errun- 
genschaften zu verteidigen seien. Insbeson- 
dere der Franzose Lucien Huart argumen- 
tierte, daß in dem Entscheidungskampf 
gegen Staat und Militarismus die Gewalt 
nicht zu vermeiden sei. Er ging davon aus, 
daßsichdieRevolutiongleichfallsmitGewalt 
‚gegen konterrevolutionäre Angriffe vertei- 
digen müsse.(16) 


Gewalt für RevolutionärInnen 
nicht anwendbar 

UmeineeingehendereDiskussionaufdem 
folgenden 1.A-A.-Kongreß vorzubereiten, 
rief der LA.K-Pressedienst, der gemeinsam 
von der [AA und dem 1921 in Den Haagge- 
gründeten Internationalen Anti-Militaristi- 
schem Bureau herausgegeben wurde, zu 
einer publizistischen Diskussion auf, die im 
Mai 1929 Arthur Müller-Lehning mit dem 
Beitrag"Der Antimilitarismus und die Ver- 
teidigungder Revolution” (17)begann.Sein 
Hauptargumentwardies: Esseiwidersinnig, 
industrielle und militärische Dienstverwei- 
gerungindividuellundmassenhaftzupropa- 
gieren, wenn man der Meinung sei, die Re- 
volution müsse mit gewaltsamen undmilitä- 
rischenMittelnverteidigtwerden. Wolledas 
Proletariat diese Mittel also selbst anwen- 
den, müsse es alle Vorbereitungen treffen, 
sieim Ernstfallauchgebrauchenzu können, 
undsie bis dahin nur der Anwendung durch 
die Bourgeoisie entziehen. 

Für die Revolutionäre gebe es mithin nur 
diese Alternative: 

"Entweder unternimmt man alle Anstren- 
gungen, die Arbeiterklasse zu bewegen, jegli- 
che Kriegsproduktion zu stoppen und die Be- 
wäffnungs- und Kriegsindustrie lahmzule- 
‚gen, oder man ist bestrebt, gleichfalls über 
dieselben Mittel zu verfügen, um die Bour- 
‚geoisie mit eigenen Mitteln zu bekämpfen." 

DieMittelder Bourgeoisieabersind"Ma- 
schinengewehreinheiten, Flammenwerfer, 
Panzer, Flu; und Brand- 
und Giftgasbomben"(18). Aus dem 
Umstand, daß die Militärtechnik sich fort- 
währendspezialisiertundvonFachleutenge- 


handhabt wird, schließt A. Müller-Lehning, 
daß es für die Revolutionäre zunehmend 
schwierigerwird,dieseMittelzugebrauchen. 
IhrGebrauchwürde Bürgerkriegmit allden 
Folgen eines zwischenstaatlichen Krieges 
bedeuten. 

"Vom sozialistischen, vom menschlichen 
Standpunkt aus sind diese Mittel für Revo- 
lutionäre eigentlich nicht anwendbar", 

stellt der Verfasser fest.(19) Eine Reak- 
tion von L. Huart auf den Artikel von A. 
Müller-Lehning erscheint beinahe ein Jahr 
später.IneinemBeitrag"WerdenwirdieRe- 
volution verteidigen müssen?" stellt ernoch 
einmal die bekannten Argumente dar, zeigt 
abermittelbarauch eineSchwächeder Posi- 
tion von Müller-Lehning auf. Dieser habe 
zwaraufdieUntauglichkeitgewaltsamerAk- 
tionenzur Verteidigungder Revolutionhin- 
gewiesen, selbst aber kein Konzept entwik- 
kelt, mit welchen Mitteln soziale Verteidi- 
gungsprozesse stattdessen ausgetragen 
werden sollen.(20) 


"Die Macht des Staates 
beruht aufder Passivität des Volkes" 

Inder Dezembernummer1930desI.A.K.- 
Pressedienstesreagieren Albert deJongund 
Arthur Müller-Lehning mit einem gemein- 
‚samen Aufsatz"Die Soziale Revolutionund 
die antimilitaristische Taktik"(21). Die 
Frage,obeineRevolutionverteidigtwerden 
müsse, istauchausihrerSichtselbstverständ- 
lichzu bejahen; fürsietut sichaberdrängen- 
der das Problem auf, "ob dazu dieMittel des 
modernen Krieges noch brauchbar und an- 
gemessensind".Esgelte,eineAntwortdarauf 
zu finden, "wieund aufwelche Weise wir die 
Revolutionverteidigensollen,undvorallem, 
verteidigen können, so daß die Ziele dieser 
Revolution auch wirklich erreicht werden". 

Beider Beantwortungdieser Fragegehen 
"Albert de Jong und Arthur Müller-Lehning 
von dem Gesichtspunkt aus, was die bestim- 
menden Faktoren einer siegenden Revolu- 
tion seien. Ihre Antwort lautet: 

"]. Die Vernichtung des Staates; 

2. das Beherrschen des ökonomischen 
Lebens durch die ökonomische Organisa- 
tion der Arbeiter; 

3. der moralische Einfluß der Revolution 
und die Unterstützung der Revolution durch 
die Volksmassen”(22). 

Hiervon nun leitet sich die Position der 
LA.K.-Sekretäre ab: 

"Die Macht des Staates beruht hauptsäch- 


lich auf der Passivität des Volkes, auf dessen * 


‚passiver Mitarbeit. Bei einem wohlorgani- 
sierten, passiven Widerstand fällt der Staat 
zusammen. Das angemessene Mittel, den 
Staat zu vernichten, ist, ihn aus dem gesell- 
schaftlichen Leben auszuschalten. Gegen- 
über der militärischen Gewalt dermodemen 

hat die Arbeiterklasse kein 
anderes Mittel als die ökonomische Wehr- 
‚haftigkeit”(23). 


Der Faschismus "vertagt" 
die weitere Diskussion 

Eine grobe Präzisierung dieses noch sehr 
generellenHinweisesfindetsichwenigspäter 


Gert Amtz: Schifferstreik 


dannindemManuskripteinerumfänglichen 
Resolution”Krieg, Revolution und Taktik”, 
dieAlbertdeJongfürdenKongreßderl.A.A. 
vom 16.-21. Juni 1931 in Madrid abgefaßt 
hat. Dort heißt es: 

"Wenn die Konterrevolution eventuell aus 
dem Ausland, trotz all dieser Maßnahmen 
(des antimilitaristischen Kampfes nämlich, 
d.V.) doch noch in der Lage sein würde, zu 
versuchen, die Revolution auf militärischem 
Wege zu unterwerfen, dann hat.sich die Ar- 
beiterklasse zu vergegenwärtigen, daß diena- 
tionale Verteidigung der Revolution ebenso 
nationalen Selbstmord bedeutet wie die Ver- 
teidigung des Vaterlandes, während die Re- 
volution gleichzeitig selbst im Militarismus 
untergehen würde. Die Arbeiterklasse muß 
sich bereithalten: 

1. keinen einzigen Befehl des Militärs zu 
befolgen; 

2 jeden Uniformierten vollkommen zu 
boykottieren; 

3. jede Arbeit in jedem Betrieb konsequent 
zu verweigern, wenn die Leitung nicht völlig 
in den Händen der Arbeiter selbst ist; 

4. bei der militärischen Besetzung einer 
Fabrik oder eines Betriebes unmittelbar in 
den Streik zu gehen; 

5. das Erbringen aller Abgaben, in welcher 
Form auch immer, an die Militärs zu verwei- 
gen; 

6. der militärischen Macht durch Verwei- 
‚gerung von Mitarbeit und Gehorsam auf alle 
möglichen Weisen entgegenzuarbeiten."(24) 

Wenn auch Tagesordnungspunkt, so 
wurdedasProblemder VerteidigungderRe- 
volution inMadridaus Zeitmangel nicht be- 
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handelt. Das Thema verlor sich schließlich 
angesichts derzunehmenden faschistischen 
GefahrinEuropa,der1933dieBerlinerZen- 
trale der I.A.A.zum Opfer fiel, diezunächst 
nach Madrid und 1934 nach Barcelona 
verlegtwurde.Soblieb esbei diesem Ansatz 


zu einem stark an Verweigerungsaktionen 
orientierten Modell von Sozialer Verteidi- 


gung. 
Gernot Jochheim 
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gungeinersiegreichen Revolution -interes- 
santerweise-in einem (Hervorhebung 
durch den Verfasser) Land, und zwar in 
Frankreich (1). 

Nunistesindiesem Zusammenhangnicht 
notwendig, die Überlegungen von Engelszu 
verfolgen. Erblieb 1851wieauchinspäteren 
Jahren bei der Würdigung militärischer Er- 
eignisse grundsätzlich in militärtechnischen 
und militärstrategischen Überlegungen, 
alsoinKategoriengewaltsamerKonfliktaus- 
tragung stecken, was er selbst allenfalls für 
innergesellschaftliche Formen des Klassen- 
kampfesrelativierte. 

Dies muß verwundern. Aber diese Ver- 
wunderung gilt nicht nur Engels oder Marx. 
Sie gilt weitgehend den maßgeblichen Strö- 
mungen der marxistischen Bewegung, deres 
nichtgelungenist,diegesellschaftlichenund 
wirtschaftlichen Mechanismen der ureige- 
nen Kampfformen der Arbeiterklasse wie 
Demonstrationen, Streiks, Boykott, Dienst- 
verweigerung, Selbsthilfeeinrichtungen etc. 
angemessen zu analysieren. Denn neben 
ihrem zumeist sozialökonomischen Bezug 
war ein wesentlicher Faktor dieser Kampf- 
formen ihre weitgehende Gewaltlosigkeit, 
ihre "Gewaltarmut", Dieser analytische 
Mangeldokumentierteinenverhängisvollen 
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Prozeß ausgelassener Lernschritte. 
DieFolge:DieSozialdemokratieentfrem- 
dete sich von basisorientierten Aktionen; 
unddieautoritäre Richtung derArbeiterbe- 
wegungsowiespäterdiestaatssozialistischen 
Länder, die die Begriffsbildung von der 
"Macht der Arbeiterklasse" oderder"Macht 
des Volkes"! so häufig und gern verwenden, 
haben gerade diese Macht ebenso oft ver- 
kanntwieselbstbekämpft.Hierseinurandie 
fatale Praxis des bewaffneten Aufstandes in 
den 20er Jahren erinnert sowie an die aktio- 
nistische Ohnmacht und Phantasielosigkeit 
derkommunistischen Bewegunggegenüber 
dem Faschismus. Undesseihingewiesen auf 
die gewaltsame Niederschlagung verschie- 
dener Arbeiteraufstände gegen die Partei- 
bürokratienundaufdielnterventionvonfünf 
Warschauer-Pakt-Staaten gegen den tsche- 
chischen Reformsozialismus. Irrationaler 
Glaube an die Gewalt, Verkennung des 
MachtzuwachsesderHerrschendenunddes 
MilitärsdurchdieEntwicklungderVernicht- 
ungsmittel, Ignorieren der möglichen 
KampfmitteldesVolkes-diesenZusammen- 
hangsymbolisiertschließlichselbst Salvado- 
re Allende auf jenem letzten Photo, das ihn 
mitStahlhelmundMaschinenpistolealsein- 
samen Mann in seinem schon von Bomben 


getroffenen Präsidentenpalast zeigt. 


Gewaltkritik 
und Gewaltlosigkeitsanalyse 

In Nebenströmungen des Marxismus al- 
lerdings - hier sei als herausragendste Ver- 
treterinHenrietteRolandHolst (2)genannt 
-, vornehmlich aber in der anarchistischen, 
syndikalistischen und dann anarcho-syndi- 
kalistischen Bewegunghatteesseitjegegen- 
über der revolutionräen Gewaltideologie 
Vorbehalte gegeben (3). Dabei wurden fol- 
gende Gesichtspunkte vorgebracht: 

-die Erscheinung der sich selbst erfüllen- 
den Prophezeiungbei.der Propagierungdes 
bewaffneten Kampfes, was zur Folge hätte, 
daß alternative Aktionsformen von vorne- 
herein vernachlässigt würden; 

- die Eigengesetzmäßigkeit organisierter 
Gewaltanwendunghinsichtlichder Verfesti- 
gung autoritärer Strukturen in der nachre- 
volutionären Phase; 

-dertechnische Charakter der Gewaltan- 
wendung, der die humanen revolutionären 
Zieleverschüttet; 

-diezunehmendetechnische Unterlegen- 
heit bewaffneter revolutionärer Bewegun- 
gen insbesondere in hochorganisierten Ge- 
sellschaften aufgrund der Entwicklung der 
Vernichtungsmittel. 

In der antiautoritären Bewegung und in 
der von ihr im wesentlichen geprägten anti- 
militaristischen Bewegung blieb es jedoch 
nicht bei dieser Kritik an der revolutionären 
Gewaltanwendung. 

AlsBelegseiimFolgendenzusammenfas- 
sendderbedeutendeBeitragvonBartdeLigt 
zum antimilitaristischen Aktionsverständ- 
niswiedergegeben. Dennerwaresinsbeson- 
dere, der seit dem Beginn der Wer Jahreauf 
derGrundlagesoziologischer, sozialpsycho- 
logischer und geschichtsphilosophischer 
GesichtspunktedietraditionellenMitteldes 
Klassenkampfesinihren Wirksamkeitenun- 
tersuchteundalsErgebniseinneuesGewalt- 
losigkeitsverständnis formulierte. (Man 
könnte es als"materielles" bezeichnen.) (4) 

In der Terminologiemoderner Konflikt- 
theorien formuliert, belegte de Ligt folgen- 
des: 

- Die gewaltlosen (direkten) Aktionen 
sindnicht Ausdruck einer passiven, sondern 
einer höchst aktiven Haltung. 

-GewaltlosigkeitisteinevonderBasisaus- 
gehende Formder Machtentfaltung, beider 
gesellschaftlicheMachtnichtmitphysischen 
Gewaltmitteln oder mit der Möglichkeit zu 
deren Anwendung identifiziert wird. 

-GesellschaftlicheKonfliktesindalsLern- 
prozesse zu verstehen. Lernen müssen die 
Herrschenden ebenso wie die AkteurInnen 
und die in einem Konflikt weniger betroffe- 
nen Gruppen. Gewaltanwendung verhin- 
dert solche h < 

- Der gesellschaftliche Gegner soll nicht 
existentiell bekämpft werden, sondern in 
jener sozialen Rolle, die er bei der Verhin- 
derung von gesellschaftlichen Fortschritt 
einnimmt. 

-In den von den RevolutionärInnen an- 
gewendeten Kampfformen müssen die ge- 
sellschaftlichen Ziele sichtbar werden 
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 (Ziel/Mittel-Relation). 
Neben der Praktizierungvon Verweige- 
K rungsaktionenmüssendaherinbesonderem 
" MaßekonstruktiveAktionenentwickeltund 
 DiezunehmendeKomplexitätdergesell- 
schaftlichen Organisation begünstigt ge- 
waltlose Aktionsformen. 
Aktionsplan 
gegen Kriegsvorbereitung 
$ 1934 - im Rahmen der WRI-Konferenz 
(WarResistersInternational-Internationa- 
! lederKriegsdienstgegner)imenglischenOrt 
I Welwyn/Hert - publizierte de Ligt einen 
. _ breitgefächerten Aktionsplan gegen Krieg 
und Kriegsvorbereitung auf der Grundlage 
_ derGewaltlosigkeit,indemallegesellschaft- 
lichen Schichten zur aktiver Kriegsbekämp- 
fung aufgefordert wurden (5). 
Der Reflexionsstand, wie er sich etwa in 
 .  derersten Hälfte der 20er Jahre herausbil- 
dete, hatte im wesentlichen jene Erfahrung 
zur Grundlage, die in den Auseinanderset- 
zungen des Klassenkampfesund derantimi- 
_  litaristischen Aktionen gewonnen worden 
waren, also in Aktionsformen des sozialen 
Angriffs. In der Debatte über die Verteidi- 
 gungderRevolutionvollzogsichnuneinwei- 
 tererintellektueller Schritt, eine schöpferi- 
sche Weiterentwicklung des theoretischen 
_ Klassenkampfverständnisses: Die bekann- 
ten Aktionsformen wurden auf eine anders 
 geartete Konfliktstellung übertragen, 
nämlich auf die Situation der Verteidigung 
einerneuen sozialen Ordnung. DiesesKon- 
fliktmodell wird heute entsprechend als 
Soziale Verteidigung bezeichnet. Ein 
‚solcher Transfer machte es notwendig, Ak- 
_ tionsformen zu verändern und neue Wider- 
-  „standshandlungen zu erdenken. 


_ Diesoziale Revolution und ihre 
Verteidigung bei Pierre Ramus 
on AmRandedes3.InternationalenAnti-Mi- 
litaristischen Kongresses 1921 in Den Haag 
vollzog sich die Gründung einer Organisa- 
tion,dielangfristiginderinternationalenan- 
timilitaristischen Bewegung von weitrei- 
chender Bedeutung werden sollte. Kurzvor 
demKongreß(22.-26.März)hattesichinBilt- 
hoven um den englischen Quäker Kees 
Boeke eine Gruppe sogenannter "Absoluti- 
sten", närhlich prinzipiell gewaltloser Anti- 
militaristenzusammengefunden,diesichauf 
der Grundlage folgender Formel selbstän- 
dig organisierten: 


"Krieg ist ein Verbrechen gegen die ' 


Menschheit. Wir sind daher fest entschlos- 
sen, keinerlei Krieg zu unterstützen und für 
die Beseitigung aller Kriegsursachen zu 
kämpfen": 

Diese Internationale nannte sich zuerst 
nachdemEsperantowortfürFrieden"Paco". 
1923verlegtesichihreorganisatorischeZen- 
tralevonBilthovennachLondonundnannte 
sich seither "War Resisters Internatio- 
nal"(WRI).(6) 

Russische Revolution 

als Herausforderung 
DerDenHaagerKongreßdesJahres 1921 

brachte die erste Diskussion über die Er- 


scheinung des Militarismus auf internatio- 
naler Ebene nach der Russischen Revolu- 
tion. Zu dieser Thematik machte Pierre 
Ramus, der maßgebliche österreichische 
Anarchist-mitbürgerlichemNamenRudolf 
Großmann -, die weitgehendsten Ausfüh- 
rungen. Ramus, der 1878 in Wien geboren 
war(7),hattewievieleAnarchisteneinwech- 
selvolles Leben mit langjährigen Auslands- 
und Gefängnisaufenthalten hinter sich. 
Auch auf dem Kongreß war er illegal anwe- 
send, weshalb seine Ausführungen zum 
Thema "Militarismus, Kommunismus, und 
‚Antimilitarismus" verlesen wurde. (8) 
DiegewichtigsteHerausforderungfür die 
antimilitaristischen AnarchistInnen ist in 
diesen Jahren der Fortgang der Russischen 
Revolution, in der sie nicht nur kritisch das 
HerstelleneinesstaatlichenPrinzipsbemer- 
ken,sondernauch dieErrichtungmilitaristi- 
scher Institutionen unter der Losung "Be- 
waffnungdesProletariats".HiersetztRamus 
an.Erkritisiert an der Losungzunächst, daß 
sie ein einheitliches proletarisches (hier als 
subjektivzuverstehendes) Klasseninteresse 
voraussetzt - eine Unterstellung, die er mit 
dem Verhalten der Arbeitermassen beim 
Ausbruch des Weltkrieges widerlegt sieht. 
Aberselbst für den Fall, daß die Losung die 
"BewaffnungeinerbestimmtenGruppeoder 
revolutionären Parteirichtung" meint, be- 


streitet Ramus deren ipatorische 
Qualität. Besteht doch die Gefahr der Ver- 
selbständigung einer solchen Gewaltorga- 
nisation. Denn esgibt 

"keinerlei Garantie für die revolutionäre 
Beständigkeit und Verläßlichkeit einer 
solchen mit Waffengewalt ausgestatteten Mi- 
noritätsgruppe des Proletariats... - ebensowe- 
nig für die Lauterkeit und Ergebenheit der 
sie befehligenden Führer und Machthaber 
zugunsten der revolutionären Sache und 
nicht ihrer Sonderinteressen.”(9) 

Nunwäreaber dieradikaleMilitarismus- 
kritikvonRamusunglaubhaftgewesen,wenn 
ernnicht für eben die drängendste revolutio- 
näre Frage seiner Gegenwart eine Antwort 
hättegebenkönnen.Dieantimilitaristischen 
AnarchistInnen sahen als Bedingung für die 
Verwirklichungihrerrevolutionären Prinzi- 
piendieBeseitigungdesMilitärsan. Ramus’ 
zentrale These ist nun diese: 

" Eine anarchistisch-kommunistische Ge- 
sellschaft setzt somit dem Einzug, der sog. 
Invasion fremder Truppen keinerlei militäri- 
schen Widerstand entgegen, kann es nicht 
tun, da eine solche Gemeinschaft keinen Mi- 
litarismus, keine Waffenindustrie besitzt. Sie 
weiß aber auch, daß die Invasion selbst der 
stärksten Armee eine Nichtigkeit darstellt 
‚gegenüber der eigenen Bevölkerungsdichte 
und diese Armee, wenn innerhalb eines 


Franz W. Seiwert: Arbeiter zwischen Transmissionsriemen (1922) 


Der 


Kapp-Putsch 


1920 


Generalstreik gegen die Militärdiktatur 


Nur eineinhalb Jahre nach der deutschen Novemberrevolution 
1918 putschten reaktionäre Militärs gegen die noch junge Repu- 
blik. Weil die Arbeiterklasse (1) in den vorangegangenen Jahren 
eine große Streikfähigkeit entwickeln konnte, wurde der Putsch 
binnen weniger Tage durch einen Generalstreik niedergeschlagen. 
Der folgende Artikel beschreibt zunächst die Entwicklung der 
Streikfähigkeit als Grundlage des Widerstandes vor dem Putsch, 
dann die unterschiedlichen sozialen Auseinandersetzungen unmit- 
telbarnach dem Putsch und geht zum Abschluß kritisch auf die 
Diskussion um den Widerstand gegen den Kapp-Putsch 1920 als 
Beispiel für Soziale Verteidigung ein. (Red.) 


Der sozialdemokratisch dominierteerste 
gesamtdeutscheRätekongreßbeschloßkurz 
nach der Novemberrevolution Ende 1918, 
Wahlen für ein bürgerliches Parlament 
durchzuführen, weichemdanndiepolitische 
Machtabgegebenwerdensollte.Eingriffein 
die kapitalistische Wirtschaftsstruktur 
wurdenvondenSPD-Mehrheiteninnerhalb 
der Räte verzögert und entschärft. Alle 
anderen linken Parteien, die Unabhängige 
Sozialdemokratie(USP)undderkommuni- 
stische Spartakusbund, der sich Ende 1918 
zur KPD konstituierte, kritisierten dies als 
Fortsetzung der während des Krieges prak- 
tizierten sozialdemokratischen Burgfrie- 
denspolitik mit Staat und Kapital. Heraus 
kamenlediglicham 15.11.1918eine”Zentral- 
arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer Deutschlands”, unsere bis 
heute allseits bekannte "Sozialpartner- 
schaft"‚undfolgendeZugeständnisse: Aner- 
kennungderGewerkschaftenalsArbeitneh- 
mervertretung, Koalitionsfreiheit, 8- 
Stunden-Tag,kollektiveinheitlicheArbeits- 
verträge. Fast alle Belegschaften und Mit- 
glieder des sozialdemokratisch orientierten 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes(ADGB)akzeptiertendieszunächst, 
bis auf eine Bergarbeiterzeche von Thyssen 
inHamborn/westlichesRuhrgebiet.DieAr- 
beitenden dort wählten Belegschaftskom- 
missionen und streikten für Lohnerhöhun- 
gen und eine 7-Stunden-Schicht. Gleichzei- 
tig trennten sie sich von den alten Gewerk- 
schaften und traten der syndikalistischen 
"Freien Vereinigung" (ab Ende 1919 Freie 
‚Arbeiter-Union Deutschlands, FAUD) bei, 
die dezentral organisiert war, Gewerk- 
schaftsbürokratismusbekämpfte,inden Be- 
triebsrätendieKeimzelleeinerfreienGesell- 
schaft sah und daher keine parlamentari- 
schen Körperschaften mehr benötigte. Um 
ihrenStreikauszuweiten,zogendieHambor- 
ner Bergleute ingroßen Demonstrationszü- 
genzu benachbarten Zechen deswestlichen 
Ruhrgebiets zwischen Duisburgund Essen. 
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Diese Mittel, Arbeitsverweigerung gekop- 
pelt mit direkter Aktion, waren für den An- 
archosyndikalismustypisch.DieHamborner 
Streikbewegung war nur der Auftakt einer 
Streikwelle,diedaraufhindasgesamteRuhr- 
gebiet erfaßte. Höhepunkt und Abschluß 
dieser Streikbewegung waren die direkten 
‚Aktionenderebenfallssyndikalistischorien- 
tierten Dortmunder Bergleute von Januar 
bisMai1919.MitteJanuarbegannensieselb- 
ständig, eine Sechs-Stunden-Schicht in di- 
rekter Aktion unmittelbar durchzusetzen: 
"Es war nicht ganz einfach gewesen, denn 
die Betriebsleitung hatte nach Ablauf der 
sechs Stunden die Schächte versperrt und die 
Förderbänder abgeschaltet. Als die Förder- 
körbe nicht erschienen, begannen die Berg- 
arbeiter aber, die Verkleidung zu den Kohle- 
und Fahrschächten wegzureißen und die 
Fahrklappe gewaltsam zu öffnen."(2) 


Alte Betriebsräte wurden nun abgesetzt, 
die Betriebe besetzt und bald fuhren 40 
Zechen im Revier, mehr als die Hälfte der 
Betriebe im Kohlebergbau, die Sechs- 
Stunden-Schicht. Erst Anfang April schlu- 
gendieverdutztePolizeiundReichswehrdie 
Bewegung nieder, die SPD und die Zentral- 
gewerkschaft (ADGB) machtenim Gefolge 
der Bajonette ein Zugeständnis der 7,5- 
Stunden-Schicht. Ein darauf einsetzender 
Generalstreik dauerte bis Anfang Mai und 
dieArbeitendenbliebenauchdanachstreik- 
fähig,ihredezentraleOrganisationsstruktur 
konntenichtmilitärischzerschlagenwerden. 


Spartakus und Noske 
In Berlin kam es unterdessen im Januar 


1919zueinemetwasüberstürztdurchgeführ- 
ten bewaffneten Aufstand (Spartakus-Auf- 
stand), der von Teilen der frisch gegründe- 
ten KPD durchgeführt wurde. SPD-Reichs- 
wehrminister Noske sammelte daraufhin in 
Potsdam Freiwillige (sog. "Freikorps"), die 
er unter Führung von Offizieren der kaiser- 
lichen Armee stellte. Mit diesen Truppen 


schlugerdenAufstandblutignieder,warver- 
antwortlich für den Tod von Rosa Luxem- 
burgundKarlLiebknecht undrehabilitierte 
die politische Machtstellung der reaktionä- 
ren Militärs, auf die die SPD in den folgen- 
denNiederschlagungenderrheinländischen 
Streikbewegung und der bayerischen Räte- 
republik nicht mehr verzichten konnte. 
NoskehattesichdamitaberseineigenesGrab 
geschaufelt, denn alser Anfang 1920 mitder 
durch den Versailler Vertrag der Sieger- 
mächte vom Juni 1919 verlangten Reduzie- 
rung der Reichswehr incl. Freikorps von 
450.000 Mann auf 100.000 Mann beginnen 
wollte, sagte der Oberbefehlshaber der 
Reichswehr, General von Lüttwitz, einfach 
"nein"-undvorbeiwar dieMacht der Sozial- 
demokratie. Dazunächstaneine Reduktion 
der Marine gedacht war, war es dieMarine- 
brigade Ehrhardt, die den Kapp-Putsch am 
13.3.1920 einleitete. Große Teile des Offi- 
zierkorpsder Reichswehr unterstützten den 
Putschaktiv,andere Teilepassiv,d.h.mitder 
Begründung "Reichswehr kämpft nicht 
gegen Reichswehr" wehrten sie sich nicht, 
sondern setzten die Reichswehr im übrigen 
fürdieBewahrungvon"Ruheund Ordnung” 
ein. Das war natürlich gegen Abwehrkämp- 
federArbeiterbewegunggerichtetunddaher 
eine große Hilfe für die Putschisten. Feder- 
führend für diese Linie der passiven Unter- 
stützung waren General v. Seeckt und der 
Chef der Reichswehr für das Ruhrgebiet, 
Generalv. Watter. 


Generalleutnant Freiherr von Lüttwftz 
Im Gespräch mit Reichswehrminister Noske 


Spaltung der KPD 

Auf der Seite der Arbeiterbewegung 
führte im Laufe des Jahres 1919 die unter- 
schiedliche Bewertung des Spartakus-Auf- 
stands zu einer reichsweiten Spaltung der 
KPD. Die KPD-Zentrale unter Levi ent- 
schied sich nun für den Parlamentarismus 
und schloß die für den sofortigen bewaffne- 
tenKampfeintretendenLinkskommunisten 
aus der Partei aus. Im Ruhrgebiet bildeten 
diese eine eigene Gewerkschaft, die Allge- 


Verordnung! 


81. Die Häbdelsjührer, Sie fich der in 
der Dersrdnung zur Sicheruna 
volßswirtjchaitlich wichtiaer Ber 
triebe md in der DPersrdnung zum 
ZEehutze des Hrbeitsjriedens unter 


Strafe aeftellten Handlungen jebul: 
dia machen, werden ebenfo wie die 
LEtreifpoiten mit dem Eode bejtraft. 


Diefe Derorduung tritt am 16. 2Närz 
1920, nachın. 4 Ahr in Miraft. 


Der Reichskanzler 


meine Arbeiter-Union. Am Vorabend des 
Kapp-Putsches waren also die radikalsten 
und daher die Aktionen der Arbeiterbewe- 
gungprägenden Gewerkschaften ausunter- 
schiedlichen Traditionen hervorgegangen: 


"Die Unionisten postulierten den bewaff- 


neten Kampf zum Sturz der kapitalistischen 
Gesellschaft sowie die Diktatur des Proleta- 
riats als ıgsform zur klassenlosen 
Gesellschaft, während die Syndikalisten den 
sozialen Generalstreik und die Abschaffung 
des Staates favorisierten.” (3) 


Kapp-Putsch 
und das Versagen der Regierung 

‚Am frühen Morgen des 13.3.1920, kurz 
bevor Reichskanzler Bauer, Reichspräsi- 
dent Ebert und einige sozialdemokratische 
Minister(u.a.Noske) aus Berlinvorden Put- 
schistenflüchteten,wandtensichdieseandie 


ArbeiterklasseundriefenzumGeneralstreik 
auf. Nachdem sie selbst in den beiden vor- 
hergehenden Revolutionsjahren das reak- 
tionäreMilitärrehabilitiert,denAufbauvon 
Freikorpsgefördert undbeidegegendie Ar- 
beitenden brutal eingesetzt hatten, um die 
Macht zu behalten, schämten undentblöde- 
tensichdiesesozialdemokratischenSchläch- 
ter der Arbeiterklasse nicht, sich an letztere 
zuwenden, alsesihnen-logische Folgeihrer 
eigenen Politik - selbst an den Kragen ging. 
Generalstreik war nun plötzlich nicht mehr 
"Generalsunsinn" - ein alter Spruch des Ge- 
nossen Bebel. Das konnte doch alles nicht 
ernst gemeint sein! Und es war auch nicht 
ernst gemeint. Noch am selben Tag, bei der 
ersten Zwischenstation ihrer Flucht in 
Dresden, verleugnete die Reichsregierung 
erstmals gegenüber dem dortigen General 
Maercker den Generalstreikaufruf und 


Einführung mm 


wandtesichmitfolgenden WortenandieÖf- 
fentlichkeit: 

"Das Volk wird verhungern, wenn neue 
Wirren die Wirtschaft und den Verkehr un- 
terbinden.” 

AufeinerPressekonferenzam16.3.-Kapp 

warnochimmeranderMacht-bestrittendie 
SPD-Minister ihren Generalstreikaufruf 
erneut. General Maercker begann wäh- 
renddessen Verhandlungenmit der Putschi- 
stenregierung,derenPositionsichaufGrund 
des reichsweit einsetzenden Generalstreiks 
am 15.3. (der 13.3. war ein Samstag) rapide 
verschlechterte.Ergebnis: Kappundv.Lütt- 
witz konnten ungehindert abziehen, 
bekamen sogar noch ihre Pension; v. Seeckt 
wurde Reichswehrchef; die Brigade Ehr- 
hardt wurde nicht aufgelöst, sondern in die 
Reichswehrintegriert, diedann geschlossen 
gegen die Streikenden vorging! Durch die 
Verleugnung des Generalstreiks konnte 
auch Putschistenunterstützer General v. 
Watter im Ruhrgebiet seinen Posten behal- 
ten. Wie während des Putsches setzte er 
danach dieReichswehrim Ruhrgebiet unter 
der Parole "Ruhe und Ordnung” gegen die 
Streikendeneinundkonntesichaufdie Ver- 
lautbarungen der rechtmäßigen Regierung 
stützen. 


Generalstreik in Berlin 

Von den vielfältigen, regional unter- 
schiedlichen Organisationsformen des Ge- 
neralstreiks können die zwei Streikformen, 
die sich in den wichtigsten Gebieten des 
Reiches, im Ruhrgebiet und in Berlin, ent- 
wickelten, hier in der Darstellung genügen: 
Bereitsam13.3.riefenalleBerlinerGewerk- 
schaftsführungenzumGeneralstreikauf.Da 
in Berlin die konzentrierteste Ballung von 
Reichswehrformationen des ganzen 
Reichesstand, entwickeltesichkeinbewaff- 
neter Aufstand. Der Generalstreik wurde 
vollständig geführt, d.h. auch alle lebens- 
wichtigen Bereiche (Wasser-, Licht-, Elek- 
trizitäts- und Gaswerke) wurden bestreikt. 
Das hatte den Vorteil, daß.die Putschisten 
die ganze Zeit damit beschäftigt waren, we- 
nigstensdenBetriebderlebenswichtigenBe- 
reiche selbst aufrechtzuerhalten. Techni- 
sche Nothilfe und Streikbrecherkolonnen 
mußten ständig in die entsprechenden Be- 
triebe geführt werden. Der Druck des ent- 
schlossengeführtenStreikswirktesichinver- 
schiedene Richtungen aus: zunächst spalte- 
teer das Militär. Immer mehr Truppen und 
Kommandeure verweigerten sich den Put- 


einen, Fortdauer des akalkr auf der 
anderen Seite der Kampf von Truppe gegn 
Truppe, der in der Putschnacht so sorgsam 
vermieden worden war, unterdem Druck der 
Widerstandsbewegung gegen den Putsch er- 
zwungen werden würde.”(5) 

Solange Regierung und Putschisten ge- 
geneinanderstanden,mußtedieReichswehr 
befürchten, daß antiputschistische Truppen 
- vor allem die niederen Ränge und das 
Fußvolk - in Handlungszwang geraten 
würden und ihre Waffen den Arbeitenden 
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geben würden oder selbst am Aufstand mit- 
machenkönnten. ErstnachderNiederschla- 
gung des Putsches konnte die Reichswehr 
einig gegen die Streikenden vorgehen. Des 
weiteren wirkte der Streik auf die Staatsbe- 
amten,aufderenMithilfediePutschistenan- 
gewiesen waren. Die Ministerialverwaltung 
führte keine Putschistenbefehle aus, die 
Reichskassenverwaltung enthielt den Put- 
schisten jeglichen Geldzufluß. Dies war für 
diePutschistenumsoenttäuschender, alsdie 
BeamtenzwarindemnochjungenDeutschen 
Beamtenbund (DBB) gewerkschaftlich or- 
ganisiert, aber personell fast vollständigaus 
der Kaiserzeit übernommen worden waren. 
Die Gesinnung der Beamten war also gleich 
derderPutschisten. Warumverweigertensie 
dennoch? Weil der sofort überzeugend ge- 
führte Generalstreik die Aussichtslosigkeit 
desPutschesselbst beiMithilfeder Beamten 
offenbarte und die Beamten daher befürch- 
ten mußten, bei Rückkehr der alten Regie- 
rung entlassen zu werden. 

Obwohl die Gewerkschaftsführer nach 
dem Sturz der Kapp-Putschisten am 17.3. 
nichtsunversuchtließen,umdieradikalisier- 
teArbeiterschaftzumAbbruchdesGeneral- 
streikszubewegen-u.a.bot Legien(ADGB) 
derUSPeinerein sozialistische Regierungs- 
bildungSPD/USPan,welchedieUSPjedoch 
ablehnte - streikte diese noch eine volle 
Woche weiter und erreichte immerhin den 
Rückzug der Reichswehr aus Arbeitervier- 
teln Berlins und die Absetzung des Reichs- 
wehrministersNoske, dendierückkehrende 
Bauer/Ebert-Regierung zuerst halten 
wollte. Die Reichswehr hatte bereits in 
einigen Stadtteilen begonnen, Streikende 
offen niederzuschießen oder nach Standge- 
richtenzutöten, weshalb dieArbeitendenin 
diesen Tagen des Streiks weniger auf den 
Straßen, sondern in den Betrieben oder 
zuhause waren und damit dem Zugriff der 
Reichswehr nicht unmittelbar ausgesetzt 
blieben. 


Generalstreik im Ruhrgebiet 
und Rote Ruhr-Armee 

In den Städten des Ruhrgebiets wurden 
noch am 13.3. Demonstrationen durchge- 
führt, aufdenen der Generalstreik beschlos- 
sen wurde. Meist lösten sich diese Demon- 
strationen jedoch nicht auf, sondern zogen 
vordasörtlicheGefängnis,umGenossInnen 
ausdenRevolutions-undStreikbewegungen 
zubefreien.Mancherortswurden auch Poli- 
zeistationengestürmtoderdenreaktionären 
Einwohnerwehren anhand von gefundenen 
Listen Hausbesuche abgestattet, um an 
deren Gewehre zu kommen. Somit bewaff- 
net, griffen die Arbeitenden entschlossen 
lokale Freikorps- und Reichswehrkasernen 
oder Truppentransporte, die durchs Ruhr- 
gebiet rollten, an. Das war möglich, weil die 
PräsenzderReichswehrundFreikorpsimei- 
gentlichen Revierzentrum nicht sehr stark 
war. Die meisten putschistischen Truppen 
lageninRandstädten desReviersoderinder 
etwasabgelegenenGarnisonsstadtMünster, 
von der aus General v. Watter die Einsätze 
kommandierte.Münsterwarohnestarkeln- 
dustriearbeiterschaft, daher konnten die 
dortigen Truppen sofort ins Ruhrgebiet ge- 
schickt werden. Solche und ähnliche Trup- 
Ppentransporte verzögerten sich infolge des 
StreiksderEisenbahner,dernochamPutsch- 
samstageinsetzte.Deshalbkonnteinnerhalb 
weniger TagedasgesamteRuhrgebietdurch 
die streikenden und bewaffneten Arbeiter 
befreit werden. Besonders blutige Kämpfe 
‚gab es dabei in Dortmund und Remscheid. 
SobaldsiejedochandiedemRuhrgebietvor- 
gelagertenStädtekamen, stockteder Volks- 
krieg der Arbeitenden und wurde zum Stel- 
lungskrieggegendieReichswehrentlangder 
nordwestlichen LinieDinslaken/Weselund 
der südöstlichen Hagen/Unna. Die sponta- 
ne bewaffnete Aufstandsbewegung bildete 
diesog."RoteRuhrarmee",diezuihrerstärk- 
sten Zeit ca. 50.000 Mitglieder hatte (noch 
ungesicherte Zahlen und Berechnungen 


Auf zum Generalstreik! 


An alle Arbeiter, Angestellte u. Beamte! 
Männer und Frauen! 
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Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 
Arbeilsgemeinschaf reier Angestelllenver 
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nennen dabei ca. 45% FAUD-Mitglieder 
und ca. 54% ADGB-Mitglieder; in der 
FAUD gab es damals viele KPD- und USP- 
Doppelmitgliedschaften und eine der KPD 
nahestehende FAU-Gelsenkirchen). Die 
Kampfleiterder Ruhrarmeekamenzumge- 
ringeren Teil aus der USP, meist waren dies 
jedoch Linkskommunisten. Von den Anar- 
chosyndikalisten gehörte niemand der 
Kampfleitung an (6). Je länger der bewaff- 
nete Kampf dauerte, je mehr er notwendi- 
gerweise als Stellungskrieg geführt wurde, 
destomehrProblemegabes,destoaussichts- 
loser wurde er für die Rote Ruhrarmee, 
Waffen-undMunitionsmängelmachtensich 
bemerkbarundnachdemnachderNiederla- 
geder Putschisten der Generalstreikimrest- 
lichen Reichsgebiet abbröckelte - am läng- 
sten dauerte er noch in Berlin und inMittel- 
deutschland (Chemnitz und Leipzig, Hoch- 
burg der KPD) -konnte die Reichswehr ge- 
schlossen undeiniggegen den Aufstandvor- 
gehen. 


Sozialer oder politischer 
Generalstreik? 

Unter "politischem” Generalstreik wurde 
ein Mittel zur politischen Machtergreifung 
verstanden, "politisch" meinte letztlich also 
staatsbezogenePolitik. Dagegenwurdevom 
Anarchosyndikalismus der "soziale" Gene- 
ralstreik gesetzt, um die Vergesellschaftung 
von Politik und die sofortige Abschaffung 
aller staatlichen und politischen Körper- 
schaften zu betonen. 

Sogenannte "Aktionsräte”, später "Voll- 
zugsräte", übernahmen zunächst die kom- 
munalepolitische Verwaltung in denbefrei- 
tenStädtenund Gemeindenundwarennach 
örtlicher Parteistärkevon Funktionären der 
SPD/USP/KPD besetzt. Die USP- und 
KPD-Funktionäregingennicht daran, diese 
nicht-gewählten Vollzugsräte durch in den 
BetriebengewählteArbeiterrätezuersetzen 
und dann die Betriebe zu enteignen. Die 
Ausredewar, daßerst derbewaffneteKampf 
reichsweit entschieden sein müsse, bevoran 


die planmäßige Sozialisierung der Industrie 
gegangen werden könne. Dies entsprach 
ihrem Verständnis von politischer Revolu- 
tion im Gegensatz zur sozialen Revolution 
des Anarchosyndikalismus. Anders dassyn- 
dikalistisch orientierte Mülheim: am 243. 
wählten die Arbeitenden in den Betrieben 
ihren Vollzugsrat, der daraufhin den politi- 
schen Proporzvollzugsrat der Stadt ablöste 
unddieSozialisierungeinleitete.Indernoch 
verbleibendenkurzen ZeitdesAufstandsbis 
zur militärischen Niederschlagung Anfang 
‚Aprilkonnteimmerhinnoch dieMülheimer 
Straßenbahn kollektiviert, d.h.von den Ar- 
beitendenselbstverwaltetwerden.Undauch 
in Dortmund waren die betrieblich gewähl- 
ten Vollzugsräte entscheidendes Organ der 
Arbeitenden, weshalb die syndikalistischen 
Bergarbeiterdie KampftraditionderStreik- 
bewegung von 1918/19 wiederaufnahmen 
und die Sechs-Stunden-Schicht fuhren. 
GrößtesProblemder Vollzugsrätewarendie 
Sicherungder Lohnfortzahlungen der Strei- 
kendensowiedieNahrungsmittelkanppheit. 


Nach derNiederlage Kappsverhängtedie 
Reichsregierung eine Lebensmittelblocka- 
dedesRuhrgebietsunddieReichsbank boy- 
kottierteZahlungenanRuhrgebietsbanken. 
Notgeldmußtegedrucktwerden.Infolgeder 
hermetischenAbriegelungdesRuhrgebiets, 
die durch den Stellungskrieg erzwungen 
wurde, war diese Blockadetaktik sehr effek- 
tivundzermürbend.Frauenprotestiertenim 
ReviergegendiedrohendeHungerkatastro- 
Pphe und zu allem Überfluß hatten sie kein 
Geld, weil das Gehalt derin der Ruhrarmee 
kämpfenden Männer unmittelbar an die 
Front gebracht wurde, wo dieMänner über- 
haupt nichts damit anfangen konnten. Jasie 
waren sogar gezwungen, bei Bauern am 
‚Rande des Reviers Vieh und Lebensmittel 
zu beschlagnahmen und letztere pfiffen auf 
das Geld, das sie dafür bekamen. Hierzeigt 
sich drastisch die patriarchale Arbeiterkul- 
tur,inderesschlicht undenkbar war, Gehäl- 
ter den Frauen der Familie zu überlassen. 


Linkskommunismus gegen 
Anarchosyndikalismus 
Am24.3.begannen in Bielefeld Verhand- 
lungen zwischen der Reichsregierung und 
Vertretern der Vollzugsräte, weil diemilitä- 
rische Lage für die Ruhrarmee aussichtslos 
geworden war. Folgender Kompromiß 
wurde geschlossen: Selbstauflösung der 


Ruhrarmee, BeibehaltungderArbeiterorts- . 


wehrenanstellederPolizei, VerzichtderRe- 
gierung auf den Einmarsch der Reichswehr. 
WederdiewiedererstarkteReichswehrnoch 
die Kampfleiter der Roten Ruhrarmee 
hielten sich jedoch an das Abkommen. Die 
linkskommunistischen Führer der Ruhrar- 
mee handelten nach der Devise: bewaffne- 
ter Kampf biszum Siegoder Untergang, die 
Ergebnisse des Bielefelder Abkommens 
wurden den Truppen der Ruhrarmee gar 
nicht mitgeteilt, so daß diese gar nicht mit- 
entscheiden konnten (7). Sicher hätte die 
Reichswehr das Abkommen sowieso gebro- 
chen, sicher wäre aus Rache viel Blut im 


George Grosz: 


Revier geflossen, aber auch sicher nicht 
soviel, wie nach der militärischen Niederla- 
gederweiterkämpfendenRotenRuhrarmee 
unddemfolgendenbrutalsten Vandalismus, 
den die Reichswehr dann entfaltete. Eine 
rechtzeitigeAuflösungderRuhrarmeehätte 
viele Beteiligte schützen können und vor 
allem die Organisationsstrukturen und die 
Streikfähigkeit der Bewegung aufrechter- 
halten. Diese wurden jedoch durch die mili- 
tärischeNiederlagevölligzerschlagen. Hier 
rächt sich die Strategie der Linkskommuni- 
sten ausder Tradition der bewaffneten Auf- 
standsbewegung der Spartakisten. Inner- 
halb der FAUD hat die gewaltlose Fraktion 
nach der Niederlage die Taktik des bewaff- 
neten Kampfes der Linkskommunisten 
sowie die Beteiligung von FAUD-Mitglie- 


Querschnitt. 


Federzeichnung 1920 


dern an der Roten Ruhrarmee scharf kriti- 
siert und eine Beendigung der Doppelmit- 
gliedschaften von FAUD-Mitgliedern bei 
Parteien gefordert. 

Esist hiernnicht der Ort, die Brutalität der 
militärischen Niederschlagung des Auf- 
stands durch die Reichswehr zu schildern. 
Angemerkt muß an dieser Stelle jedoch 
werden, daß die faschistische Bewegung in 
der Folgezeit an diesen Sieg von Freikorps 
und Reichswehr anknüpfen konnte und an- 
dererseits ein Teil der Ursachen für die Be- 
antwortungder Frage, weshalbgegen die fa- 
schistische Machtergreifungkein vergleich- 
barer Generalstreik zustandekam, schon in 
dermilitärischen ZerschlagungderStreikfä- 
higkeit im Ruhraufstand 1920 gesucht 
werden muß. 


19 


nee 


Lehren aus dem Generalstreik gegen den Kapp-Putsch 
für aktuelle Konzepte sozialer Verteidigung 


Von heutigen VertreterInnen Sozialer 
Verteidigungwirdder Widerstandgegenden 
Kapp-Putschalshistorisches Beispiel fürdie 
Wirkungsmöglichkeiten sozialer Verteidi- 
gungsformen angesehen. Kann auch dieser 
Einschätzungmit einigen Einschränkungen 
-ein Teil der Verteidigung wurde nicht mit 
gewaltlosen ökonomischen Kampfmitteln, 
sondernbewaffnetgeführt-hierzugestimmt 
werden, so muß doch der staatsorientierte 
Blick, der aus heutiger Sicht auf die damali- 
gen Erfahrungen geworfen wird, kritisiert 
Ebert, der heute für eine staatlichverordne- 
te Soziale Verteidigung via ein dem Vertei- 
digungsministerium angegliedertes Bun- 
desamteintrittundein Widerstandsrechtfür 
BeamtInnen gegen verfassungswidrige An- 
weiseungen fordert, schon 1968 zum Kapp- 
Putsch: 


"Die Nichtzusammenarbeit der Beamten 
und der Generalstreik der Arbeiter im Kapp- 
Putsch führten infolge der schlechten Vorbe- 
reitung des Putsches zu einem Blitzsieg, aber 
derimprovisierte Widerstand entsprach nicht 
ganz der oben (von Theodor Ebert, A.S.) 
modellhaft skizzierten Strategie der ’dynami- 
schen Weiterarbeit ohne Kollaboration'.”(8) 

Diese Einschätzung ist, gelinde ausge- 
drückt, eine Verschleierungvon Tatsachen: 
der Widerstand entsprach nicht nur "nicht 
ganz", sondern überhaupt nicht dem 
Ebert'schen Modelldynamischer Weiterar- 
beit ohne Kollaboration, er war sogar das 
glatte Gegenteil. Dynamische Weiterarbeit 
hätte die Siegchancen der Kappisten um 
einiges erhöht, weiterarbeitende Verwal- 
tungsbeamtehätten selbst ohneunmittelba- 
reKollaborationindenneuenStaatintegriert 
werdenkönnen. Wieallerdingsdie Kollabo- 
rationsverweigerungder Beamtenbeideren 
reaktionärer Gesinnung hätte aussehen 
sollen, ist mirschleierhaft. Weiteranalysiert 
Ebert: 


"An die Stelle des Generalstreiks hätten 
wahrscheinlich Massendemonstrationen zu 
treten, die eine ähnliche moralische Wirkung 
‚hätten wie der Streik, aber ohne dessen ge- 
fährliche Folgen für die Versorgungsla- 
ge."(9) 

Das ist nun der Versuch, aus den Erfah- 
rungen des materiell wie moralisch wirksa- 
men Generalstreiks die wirkungslose, weil 
nicht an der Grundlage von Herrschaft an- 
setzende Demonstration vorzuschlagen. 
Damit hättesichSoziale Verteidigungaller- 
dings selbst aufzugeben. Den Kappisten 
hätten Demonstrationen anstelledesGene- 
ralstreiks nur ein müdes Lächeln entlockt, 
noch dazu wären in Berlin Masssendemon- 
strationen durch die Reichswehr brutal zu- 
sammengeschossenworden.Natürlichistein 
Generalstreik immer ein Risiko für die Ver- 
sorgungslage. Wie allerdings oben gezeigt, 
war gerade der vollständige Generalstreik 
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gutgenug, um die Putschisten mit derSiche- 
rungder Versorgunginlebenswichtigen Be- 
reichen zu beschäftigen. Dadurch fällt die 
Verantwortung für die mangelnde Versor- 
gung, solltesiedennocheintreten, eindeutig 
auf die Gegenseite und kann nicht - wie im 
Ruhrgebiet geschehen -zum Argument und 
Druckmittel gegen die sozialrevolutionäre 
Bewegung werden. Weiter: 


"Ohne die Verdienste der Arbeiter 
während des Kapp-Putsches schmälem zu 
wollen, muß man heute doch feststellen, daß 
die strategische Schlüsselstellung in der da- 
maligen Auseinandersetzung von der Büro- 
kratie behauptet wurde und daß der Gene- 
ralstreik ohne den Widerstand der Beamten 
nicht den notwendigen raschen - wenn auch 
nur konservativen und wenig nachhaltigen - 
Erfolg hätte haben können.”(10) 

Nur um den Beamtenwiderstand heraus- 
zustreichen, wird hier von Theodor Ebert 
völligaufdenKopfgestellt,wasindenobigen 
Teilen dieses Aufsatzes deutlich zutagetritt: 
dieBeamtenverweigerungwarFolgedesGe- 
neralstreiks und nicht umgekehrt, entschei- 
dend war der sofort angekündigte und un- 
mittelbareinsetzendeGeneralstreik.Ererst 
verdeutlichteden Beamten, daßmit der Put- 
schistencliquenichtszugewinnenundselbst 
derArbeitsplatz-eineunglaubliche Vorstel- 
lungfürBeamte-zuverlierenist. Wiedamals 
sind BeamtInnen heute, insbesondere Re- 
gierungsbeamtInnen eine mindestens kon- 
servative Herrschaftskaste, die niemals von 
selbst an so etwas wie Widerstand denken 
würde, Ein Verweigerungsrecht gegen ver- 
fassungswidrige Befehle schwört die Beam- 
tInnen noch einmal auf die Verfassung ein 
und garantiert praktisch gar nichts, wenn 
nicht sozialrevolutionärer Widerstand von 
unten die Grundlage dafür schafft, die Be- 
amtInnen zu spalten. In dieser Überbewer- 
tung der Verweigerung der Regierungsbe- 


amten im Kapp-Putsch kommt ans Tages- 
licht, was die gesamte Ebert’sche Konzep- 
tion Sozialer Verteidigung ausmacht: letzt- 
endlich das Mißtrauen in die Wirksamkeit 
von Verteidigungsmaßnahmen selbständi- 
ger sozialrevolutionärer Bewegungen und 
deren Aktionsformen - noch heute vertritt 
Ebert die dynamische Weiterarbeit ohne 
KollaborationgegendenGeneralstreikoder 
vergleichbare Widerstandsformen (heute 
müßtederzivileUngehorsamandieseStelle 
treten). 

Dem entspricht, daß sich Ebert in der hi- 
storischen Bewertung des Widerstandes für 
die den Generalstreik prägenden anarcho- 
syndikalistischen Minderheiten nicht inter- 
essiert. Dabei wäre es außerordentlich auf- 
schlußreich, gerade am Beispiel Kapp- 
PutschdieFähigkeitrevolutionärerMinder- 
heitenzuuntersuchen,eineBewegungzuent- 
fachen, die immerhin fähig war, einen Mili- 
tärputsch niederzuschlagen. So ist gegen 
Theodor Eberts Konzeption Sozialer Ver- 
teidigung abschließend zu sagen, daß selbst 
die Verteidigung republikanischer Errun- 
genschaftenbeim Kapp-Putschnurwirksam 
von Gruppen durchgeführt werden konnte, 
die ganz andere gesellschaftliche Ziele ver- 
folgten, getreu dem Spruch Bakunins: 

Diejenigen, die immer nur das Mögliche 


erreichen gar nichts. 
Diejenigen, die aber das Unmögliche 
fordem, 
erreichen wenigstens das Mögliche! 
Alfons Schwab 


(1): Obwohl auch Frauen an den Auseinandersetzun- 


der Weimarer Republik und im Faschismus, Grafe- 
nau-Döffingen 1986, 5.701. Mit "Unionisten" waren die 
Linkskommunisten 


nichtzitierten 

(4) Erhard Lucas, Märzrevolution 1920, Bd. 1, Frank- 
furt 1974, 5.95 „Die drei Bände von Lucas zur Märzre- 
volution, bes. Bd. 1 und 2 bilden die Grundlage für den 
anderen Teil der nichtzitierten Angaben in diesem 
Artikel. 


(5) ebenda, Bd.l, 230. 

(6) vgl. Klan/Nelles, 5891. und Lucas, Bd2, $.63-95. 
Die Zahlen sind deshalb mit größter Vorsicht zu ge- 
nießen, weil sie aus Gefallenenlisten hochgerechnet 
wurden und aus den angegebenen Gründen der Dop- 


(7) Lucas, Bd.3, 5.143. 


/orwärtsverteidigung”? 
richt (1968) in: ders.: Soziale Verteidigung. Bd.l: Hi- 
storische und Grundzüge der Strategie, 
Waldkirch 1981, 5.191. 
(9) ebenda, 5.20. 
(10) ebenda, a..0, 520. 


Gegen 


Gleichschaltung 


und Judenverfolgung 


Soziale Verteidigung gegen den Faschismus 


Der Faschismus wird von Geg- 
nerInnen der Sozialen Vertei- 
digung häufig als ein Beispiel 
genannt, wo gewaltfreier Wi- 
derstand in jedem Fall aus- 
sichtslos gewesen wäre. 
Dietmar Böhm zeigt demgegen- 
über an den Beispielen Norwe- 
gens und Bulgariens, daß selbst 
unter diesen extremen Bedin- 
gungen Methoden Sozialer 
Verteidigung zu Erfolgen 
führen konnten. (Red.) 


Im Jahre 1964veröffentlichtediedeutsch- 
amerikanische Philosophin Hannah Arendt 
ein Buch über den Prozeß gegen den S$- 
ObersturmbannführerAdolfEichmann,mit 
dem Titel: "Eichmann in Jerusalem - Ein 
Bericht von der Banalität des Bösen". In 
diesem Buch berichtet Arendt, selbst Jüdin, 
ausführlichüber den Prozeßunddieihmzu- 
grundeliegenden Verbrechen Adolf Eich- 
manns,dieperfekteOrganisationderJuden- 
vernichtungdurchdasnationalsozialistische 
Regime und seine vielen HelferInnen. 
Arendt stellt u.a. die Deportation der Juden 
aus allen europäischen Ländern dar. Dabei 
machte sie eine erstaunliche Feststellung: 

"Wenn es hart auf hart kam, verfügten die 
Nazis, wie sich zeigte, weder über genug Per- 
‚sonal noch über die entsprechende Willens- 
kraft, um ’hart’ zu bleiben. Gerade bei den 
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Werner Heldt: 


"Aufmarsch der Nullen" 


Leuten in der Gestapo und der SS paarte sich 
‚Rücksichtslosigkeit keineswegs mit Härte; 
auch die Rücksichtslosesten unter ihnen 
zeigten eine erstaunliche Neigung umzufal- 
len, sobald sie mit entschlossenem Wider- 
stand konfrontiert waren.” 

Unter "entschlossenem Widerstand” ver- 
steht Hannah Arendt gewaltfreien, offenen 
Widerstand. In ihrem Bericht belegt sie am 
Beispiel Dänemarks(1) und Bulgariens 
genau, wie offener Widerstand aussah und 
welche Erfolge diese Aktionen hatten. 


Norwegen - Beispiel für 


Einführung um 


Den Widerstandgegen die nationalsozia- 
listischen Unterdrücker genau zu untersu- 
chen ist für die Theorie-Bildung der Sozia- 
len Verteidigung außerordentlich wichtig. 
Denn eines der Hauptargumente gegen die 
Soziale Verteidigung ist, daß die ganze Stra- 
tegie gewaltfreien Widerstandes spätestens 
dann zusammenbricht, wenn essich bei den 
Besatzern um besonders brutale Unter- 
drücker handelt. Als Beleg für diese These 
wird immer der Nationalsozialismus ange- 
führt, ein Beleg, dernichtnurvongroßerUn- 
wissenheit über die Zeit zwischen 1933 und 
1945 zeugt, sondern gezielt eingesetzt wird, 
um die Widerstandsaktionen, die esgab, als 
Ausnahmeerscheinungen abzuqualifizie- 
ren und das eigene Gewissen wegen Nichts- 
tun zu entlasten 


dynamische Weiterarbeit ohne Kollaboration 


Norwegen wurde am 9.April 1940 durch 
deutsche Truppen besetzt. Dienorwegische 
Regierung beschloß, militärischen Wider- 
standzu leisten. Dieser Widerstandzog sich 
bis zum 10.Juni 1940 hin. Die norwegische 
RegierungundderKönigbildeteninLondon 
eine Exilregierung, die für das freie Norwe- 
gensprach. ÜberBBC erreichtendienorwe- 
gischeBevölkerungregelmäßigNachrichten 
vonihrerRegierungundderAppell,dieLoya- 
lität zur alten Gesellschaftsordnung nicht 
aufzugeben. Dieser Appell, vom norwegi- 
schen König Hakoon VII. mitgetragen, 
bildete eine wichtige Grundlage für den Wi- 
derstand gegen die unliebsamen Besatzer. 


Be 
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Quisling - Regime ohne Basis 


In Norwegen selbst proklamierte sich 
Vidkun Quisling, der Chef der "Nasjonal 
Samling” (der norweg. Nationalsozialisten, 
kurz:NS)zum Regierungschef. Diese Partei 
konntezukeinem Zeitpunktauchnurin An- 
sätzen eine größere Basis im norwegischen 
Volk erringen und war im Parlament nicht 
vertreten.DaQuislingauchbeieinigenDeut- 
schen nicht wohlgelitten war, gelang es füh- 
renden norwegischen Repräsentanten, die 
Ablösungdieser"Regierung"unddieEinbe- 
rufung eines Administrationsrates zu errei- 
chen, derdie Befugnishatte, die Verwaltung 
nach denalten Gesetzen des Landes weiter- 
zuführen. Das Interesse der Deutschen an 
einer solchen Regelung war das nach Ruhe 
undOrdnung. FürdieNorwegerInnenergab 
sich so die Möglichkeit, den Widerstand 
langsam und gezielt aufzubauen. Doch die 
Deutschen merkten bald, auf welches Spiel 
siesicheingelassen‘ hatten.Soversuchtensie, 
einen "Reichsrat" aus bedeutenden Norwe- 
gern zusammenzubringen, der den König 
und die Regierung im Exil zum Abdanken 
bringensollte.AberwederHakoonVII.noch 
dieRegierung dachten daran, ihre Postenzu 
verlassen, schließlich waren beide durch 
Volksabstimmunggewählt.DieAntwort des 
Königs und der Regierung auf die Bitte zu- 
rückzutreten,wurdezum AuftaktdesWider- 
standes gegen die Besatzer. 


Widerstand aufallen Ebenen 
Zunächstbeschlossendieviergroßennor- 
wegischen Parteien (Arbeiterpartei, Kon- 
servative, Liberale, Bauernpartei), ihre 
eigenen Zielezurückzustellen undeinenge- 
meinsamen Arbeitsausschuß zu bilden, der 
inkürzesterZeitvonallenrelevantenKräften 
Unterstützungbekam.DervonHitlerinNor- 
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wegen eingesetzte Reichskommissar, Ter- 
boven, reagierte daraufmit allerSchärfe.Im 
September1940verkündeteerdieAuflösung 
des Reichsrates und die Bildung von kom- 
missarischen Staatsräten, die alle NS-treu 
waren. Alle Parteien bis auf die "National 
Samling" (NS) wurdenverboten, Königund 
Regierung für abgesetzt erklärt. Damit war 
klar, daß nun dieNS systematisch dieMacht 
indie Hände bekommen sollte. Sie versuch- 
te, einen völkischen Ständestaat nach deut- 
schem Vorbild aufzubauen. 

‚Aber sowohl die Deutschen als auch die 
NShattennnichtmit demMutundder Wider- 
standskraft der norwegischen Bevölkerung 
gerechnet. Gustav Heckmann, ein ausge- 
zeichneterKennerdesnorwegischen Wider- 
standes, schreibt: 

"So setzte auf allen Ebenen der sozialen 
und staatlichen Pyramide der Widerstand 
ein: anfangs beim König, jetzt bei der Sport- 
Jugend. Die nächsten Schritte geschahen von 
Führen des kirchlichen Lebens, von höch- 
‚sten Richten und von den Lehrem.* 

Das Ziel des zivilen Widerstandes war es, 
eine WiderstandsfrontaufzubauenundKol- 
laboration entgegenzuwirken. 


Zipfelmützen und Büroklammern - 
Symbole des Widerstands 

EsbegannmitsymbolischenWiderstands- 
aktionen.DieBevölkerungtrugnorwegische 
Flaggen an der Kleidung; überall tauchten 
Zeichen wie H VII (Hakoon VII.) oder das 
Victory-Zeichen auf. Im Winter 1940/41 
trugen die NorwegerInnen rote Zipfelmüt- 
zenalsSymboldesWiderstandes,diesogleich 
verboten wurden. DieMenschen gingen da- 
raufhin dazu über, Büroklammern an ihre 
Kleidung zu heften, was soviel ausdrücken 
solltewie"wirhaltenzusammen".Schülerin- 
nentrugenganze Halsketten aus Büroklam- 
mern. Undauchsiewurdenverboten.Eswar 
ein aussichtsloser Kampf der deutschen Be- 
satzer. Sobald ein Symbol verboten wurde, 
tauchte ein neuesauf. Der nienachlassende 
symbolische WiderstandzeigtederBevölke- 
rung, wie einheitlich und geschlossen der 
Kampf gegen die Besatzer geführt wurde. 
Dieses Bewußtsein ermöglichte den näch- 
sten Schritt. 

Der erste Jahrestag der Besatzung am 
9.April 1941 bot sich an, um die Macht des 
Widerstandes zu demonstrieren. Natürlich 
untersagtendieNazisalleDemonstrationen 
undVeranstaltungen,eskümmertesichaber 
niemand darum. Mit der Begründung, die 
DeutschenwürdenebenfallsderGefallenen 
gedenken, wurden landesweit Aktionen 
geplant. Eine Untergrundzeitung berichte- 
te einen Tag später: 

"Die ruhige Aktion am 9.April gelang voll- 
kommen. Es war ein schönes Bild, wie ein- 
mütig die Parole, eine halbe Stunde lang die 
Arbeit ruhen zu lassen, befolgt wurde. 
Straßen, Straßenbahnen und Wirtshäuser 
waren leer. Auf den Arbeitsplätzen ruhte die 
Arbeit.” 

AlsinOsloim Frühjahr 1941 eineAusstel- 
lung über die Hitler-Jugend gezeigt wurde, 
gaben die zuständigen Stellen den Befehl, 
daßsich alleSchulklassen diese Ausstellung 
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Judenverfolgung in ganz 


anzuschauen hätten. Und die Schulklassen 
kamenundgingenauchtatsächlichdurchdie 
Ausstellung - aber alle mit gesenktem Kopf 
undineinemsolchen Tempo,daßjedemklar 
war, was die SchülerInnen von dieser Aus- 
stellung hielten. 
Husten und Räuspern verboten 
Boykottaktionen waren an der Tagesord- 
nung. Als die Kinos in Vorfilmen die Bom- 
bardierung Rotterdams durch die Deut- 
schen zeigten, entstanden Tumulte in den 
Kinos, bis die Aufführungen abgebrochen 
werden mußten. Daraufhin wurde zum Ki- 
nostreikaufgerufenmit demErfolg, daßz.B. 
in Oslo nur noch 30% der normalen Besu- 
cherInnen kamen und diese ein solches Be- 
nehmenandenTaglegten, daß die"kommis- 
sarischen Staatsräte" folgende Reaktionen 
desPublikumsunterStrafestellten: Lachen, 
sinnloser Beifall, Getrampel, Pfeifen, 
HustenundRäuspern.KannsicheineBesat- 
zungsmacht und ihre Helfer noch mehr lä- 
cherlichmachen? 
ImMai1941bekamReichskommissarTer- 
boven einen Brief von 43 Berufsverbänden, 
indemgegendiePolitikderBesatzerwieauch 
derNS protestiert wurde. Terbovens Reak- 
tion: Er erklärte alle Berufsverbände für 
illegal und befahl ihren Umbau in national- 
sozialistische Berufsverbände mit NS- 
treuen Führern. Doch was passierte? Es 
wurdedieParoleausgegeben:"Rausausden 
Verbänden!" Und so standen die neuen 
Führer bald mit ihren Verbänden da-ohne 
Mitglieder. Bei den Rechtsanwälten traten 
80%, beiden Ärzten ebenfalls80%, beiden 
Ingenieuren 70% aus. Aber wie sollten die 
neuen Machthaber kontrollieren, wenn 
niemandzumKontrollierendawar?DerPo- 
litologe Lutz Metz berichtet, daß bis zum 
Oktober 1941 "in allenkommissarischgelei- 
teten Verbänden9%0%derMitgliederformell 
den Austritt erklärt" hatten. 


Europa 


Widerstand der Lehrer 


Die bekannteste Widerstandshandlung 
geschahbeidem Versuch, dieLehrerorgani- 
sationgleichzuschalten. Dieser Versuchwar 
einederersten Handlungen desnun dochim 
Februar 1942 zum Ministerpräsidenten er- 
nannten Vidkun Quisling. Der norwegische 
Professor für Geschichte, Magne Skodvin, 
stufte diese Aktion als den "wichtigsten ge- 
waltiosen Kampf des norwegischen Wider- 
standes" ein. 

Waswar geschehen? Quislingkündigtein 

einem Gesetz die Schaffung eines NS-Leh- 
rerverbandesan.DiesemmußtenalleLehrer 
beitreten. Er wurde von dem Stabschef der 
"Hird", der norwegischen SS, geleitet. Alle 
LehrermußtenperUnterschrifterklären,die 
SchülerInnen künftig nach den Prinzipien 
des Nationalsozialismus zu erziehen. Auf 
einergeheimen Versammlungbeschloßeine 
Gruppevon Volks-undOberschullehrernin 
Oslo, dem widersprechende Erklärungen 
abzugeben, in denen u.a. der Satz enthalten 
war: 
"Ich kann die Teilnahme an der Erziehung, 
der norwegischen Jugend gemäß den für die 
'Nasjonal Samling Ungdomsfylling’ festge- 
legten Richtlinien vor meinem Gewissen 
nicht verantworten." 

DieanderenLehrer-Kollegenwurdenauf- 
gefordert,ebensoeigenhändigdiesesSchrei- 
ben an die zuständigen Stellen mit Namen 
undAnschriftzusenden.Skodvingehtdavon 
aus, daßdieserAufforderung0% der 14.000 
Lehrer nachkamen. Sofort wurde mit der 
Entlassungder Betroffenengedroht, sollten 
siediese Erklärungnicht umgehendzurück- 
nehmen. Alle Lehrer erschienen dessen un- 
geachtetweiteranihren Arbeitsplätzenund 
gaben trotzdem nach den alten Regeln und 
Gesetzen Unterricht. Daraufhin kündigte 
dasMinisterium die Schließung der Schulen 
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wegenBrennstoffknappheitan.Aberüberall 
erklärten sich Eltern und SchülerInnen 
bereit, selbst für die Kohlen zu sorgen und 
fügtengleichzeitigein Protestschreiben, das 
ebensopersönlichgehaltenwar, an Quisling 
hinzu. Diese Aktion wurde von ca. 200.000 
Eltern durchgeführt. 


Quisling kapituliert 

Schließlich griff die NS zu härteren Maß- 
nahmenundschickteca. 1000LehrerinStra- 
flager und KZs, wosie härtesten Schikanen, 

.  SchwerstarbeitundgeringstemEssenausge- 
setztwaren. Doch auch dieskonnte den Wi- 
. derstand nicht brechen. Von den verhafte- 
tenLehrernerklärtensichzunächst32bereit, 
den Beitritt zum "Laerersamband" zu voll- 
ziehen.Dieanderen wußten, daß ihre Fami- 
tienvonder Gesellschaft unterstütztwurden 
undkonnten so in diesem Bewußtsein ihren 
Widerstand fortsetzen. 

Bereits Ende April 1942 kapitulierte das 
Quisling-Regime. Es gab folgende Erklä- 
rungab: Der Unterrichtsolleüberallwieder 

ıen werden und alle Lehrer - ob 
siewolltenodernicht-seienautomatischMit- 
glied im NS-Lehrerverband. Darauf gingen 
alleLehrerwiederindieSchule.Dorterklär- 
ten sievor der Klasse: 

"Diese beiden Dinge - die Mitgliedschaft 
im Norges Laerersamband und meine Un- 
terrichtstätigkeit - lassen sich nicht miteinan- 
der vereinbaren.” 

Sieversprachen ihren SchülerInnen, wei- 
terhin ihrem Gewissen zu gehorchen und 
nicht dem neuen Regime. Undwiereagierte 
Quisling? 

"In einer Rede an der Oberschule von 
Stabbek im Mai 1942 geriet Quisling in Rage 
und warf den Lehrer vor: 'Ihrhabt miralles 
zerstört”, 

‚Die verhafteten Lehrer kamen zum Teil 
erst8MonatenachderGefangennahmefrei. 
Ca. 150 von ihnen wurden früher entlassen, 
nachdemsieaufgrunddervielenEntbehrun- 
gen so geschwächt waren, daß sie doch die 
Erklärungunterschriebenhatten,woransich 
jedoch niemand hielt. 


Gesellschaftlich getragener 
Widerstand 
AuchdienorwegischeKircheleisteteihren 
Beitragzum Widerstand. Der Versuch, NS- 
treue Pastoren und Bischöfe einzusetzen, 
scheiterte. IneinerErklärungweigertensich 
die Bischöfe und Pfarrer, mit einer Regie- 
rungzusammenzuarbeiten, die"zur Gewalt 


auch noch das Unrecht hinzufügt". Darauf- 


hin wurde die Staatskirche in ihrer bisheri- 
gen Form aufgelöst, aber alle Pfarrer versa- 
hen ihren Dienst weiter. Etliche Pfarrer 
wurdenverhaftet. Zweivonihnenstarbenin 
KZs.35 Pfarrerkamenerst 1945ausdemKZ 
frei. 

Von den ca. 1700 in Norwegen lebenden 
Judenkonntenca.900überdiegrüneGrenze 
nachSchwedenfliehen. 734Judenwurdenin 
die Konzentrationslager deportiert. 

Alle Widerstandshandlungen ab: der Jah- 
reswende 1941/42 wurden in enger Abspra- 
‚chemit der Exil-Regierungvollzogen. Dazu 
bautesich dernorwegische Widerstandzwei 
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Organisationen auf: für den zivilen Wider- 
stand die"Sivorg”, für den militärischen Wi- 
derstand die "Milorg",diebiszum Kriegsen- 
debestehenblieben und gut funktionierten. 
Neben den zivilen und gewaltfreien Aktio- 
nengab eswährend der ganzen Besatzungs- 
zeitvon der "Milorg" organisierte Überfälle 
und Sabotageaktionen gegen die Besatzer. 
DerbritischeMilitärhistorikerB.LidellHart 
berichteteüber ihre Wirksamkeit: 

"Es stellte sich heraus, daß die gewaltsa- 
men Widerstandsaktionen meistens nicht 
sehr wirkungsvoll gewesen waren und ihnen 
(den Deutschen, D.B.) nicht sonderlich zu 
schaffen gemacht hatten." 

Auch beim norwegischen Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus zeigte sich, 
daßervon derganzen Gesellschaft getragen 
wurde. Im Gegensatzzu Dänemark äußerte 
ersichjedochprinzipiellundnichtnurzudem 
speziellen Problem der Judenverfolgung. In 
Norwegen arbeitete sowohl ziviler als auch 
militärischer Widerstand im Auftrag der 
Exil-Regierung und der Bevölkerung. Der 
zivile Widerstandsteigertesichvomsponta- 


nensymbolischen biszum organisierten Wi- 
derstand. 

Das, was später unter dem Begriff "Dyna- 
mische Weiterarbeit ohneKollaboration"in 
die Fachliteratur eingegangen ist, wurde in 
Norwegen ausführlich praktiziert. Die 
Lehrerarbeitetenweiter,abernachdenalten 
Gesetzen und nicht im Sinne des National- 
sozialismus. 

EinweitererBestandteilderSozialenVer- 

teidigung,derständigeKontaktzwischenRe- 
gierungund Bevölkerung, war inNorwegen 
während der gesamten Besatzungszeit Rea- 
lität. Alle Aktionen wurdenmit der Exil-Re- 
gierung abgesprochen. 
Die Deutschen hatten sich wohl kaum 
träumen lassen, daß ein Volk sich so wenig 
durchPanzerundMaschinengewehrebeein- 
drucken lassen würde. Sie waren während 
derganzen Okkupationszeit nieinder Lage, 
dasganze LandinihreMachtzubekommen, 
sondernmußtenimmerwiedererkennen,wie 
hilflossieangesichtsdesMutesundderPhan- 
tasie dieser Menschen waren. 


Bulgarien - gewaltloser Widerstand 


gegen den Faschismus 


Hannah Arendt beschreibt die Situation 
Bulgariens so: 

"Mehr als irgendein anderes Balkanland 
‚hatte Bulgarien Anlaß, dem nationalsoziali- 
stischen Deutschland dankbar zu sein, denn 
es hatte auf Kosten Rumäniens, Jugosla- 
wiens und Griechenlands sein Territorium 
beträchtlich erweitert.” 

1941tratBulgariendemBündnisDeutsch- 
land-Italien-Japan bei. Dementsprechend 
großwarauchderEinfluß,dendieDeutschen 
aufdiePolitikindiesemLandausübten.Und 
die bulgarische Regierung unternahm 
bereits vor dem Beitritt zum Dreier-Pakt 
einiges, um esden Nationalsozialisten recht 
zu machen. So brachte sie 1940 ein "Gesetz 
zum Schutze der Nation" im Parlament ein. 
Ganz offensichtlich dienten hier die Nürn- 
berger Rassegesetze als Grundlage. Vorge- 
sehen waren für die bulgarischen Juden die 

Aberkennung des Wahlrechts und der bul- 
garischen Staatsbürgerschaft sowie Ein- 
schränkungenimalltäglichenundwirtschaft- 
lichen Leben. 
Für Minderheitenrechte 

In einem der wenigen Berichte über die 
Ereignissein Bulgarienschreibendiebeiden 
Autoren Todleheiin und Ziesicke: 

"Kaum hatten sich erste Gerüchte über das 
bevorstehende Gesetz herumgesprochen, 
setzten zahlreiche Proteste aus allen Teilen 
der Bevölkerung ein.” 

Schriftsteller schrieben dem Parlaments- 
präsidenten, Textilarbeiter, Tischler, Stra- 
Benhändler, Rechtsanwälte, Ärzte und die 
Synode der bulgarisch-orthodoxen Kirche- 
allewarensichdarineinig,daß diesesGesetz 
eineSchandefürdiebulgarischeGesellschaft 


bedeuteteunddaßesnieverwirklichtwerden 
dürfte. Sie schrieben Telegramme und Bitt- 
briefe an die zuständigen Minister und Ab- 
geordneten oder verteilten Flugblätter. 

In einem Telegramm einer Gruppe von 
Straßenhändlern heißt es: 

"Das bulgarische Volk hat die Minderhei- 
ten stets geachtet und ihnen die Möglichkeit 
für eine bessere Existenz eingeräumt. Wir 
protestieren gegen jegliche Gesetze für die 
Einschränkung der Rechte der Minderhei- 
ten.” 

Beiallen Appellenfällt besondersauf, mit 
welcher Deutlichkeit die Menschen darauf 
hinwiesen,daßesinderbulgarischen Gesell- 
schaft eine Tradition des Schutzes und der 
Rechte von Minderheiten gibt. 

Dessenungeachtet wurde das Gesetz im 
November 1940 vom Parlament verabschie- 
detundvombulgarischenZarunterzeichnet. 
Diedeutsche Regierung wechseltegenauzu 
dieser Zeit ihren Missionschef in Bulgariens 
Hauptstadt Sofia aus. Hitler kritisierte in 
einem Gespräch mit seinem Außenminister 
Ribbentrop, daß "auf dem Balkan die aller- 
schlappsten Beamten” Dienst täten. Der 


„neue Missionschef A.H. Beckerle, einüber- 


zeugter Nazi, sollte die bulgarische Polizei 
beiderUmsiedlungsaktionderJudeninKon- 
zentrationslagerunterstützen.NachdemIn- 
krafttreten des "Gesetzes zum Schutze der 
Nation" nahm der Sturm der Entrüstung 
nicht ab. Die bulgarische Kirche blieb eben- 
fallsnichtruhig. SovertratihrMetropolit die 
Auffassung, daßesnichtdarumgehenkönne, 
einen günstigen Zeitpunkt abzuwarten, um 
zu protestieren: 

"Wir müssen unsere Meinung jetzt sagen". 
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Welle der Solidarität 

Der Innenminister, zuständig für die Ju- 
denverfolgung, scheutesich nicht, sofort mit 
der Unterdrückung des Protestes zu begin- 
nen und erließ ein entsprechendes Gesetz, 
mit dessen Hilfe er hoffte, die Aktionen im 
Keim ersticken zu können. Der Widerstand 
konzentrierte sich im weiteren auf zwei 
Ebenen. Zum einen gingen die Antifaschi- 
stInnendazuüber,Sabotageaktionendurch- 
zuführen. Zum anderen fand eine Solidari- 
sierungswellemit denverfolgtenJudenstatt. 
Ineinem Polizeibericht ausdieser Zeit heißt 
es: 
"Mit dem **C’Gesetz zum Schutze der 
Nation’ gilt für die Juden nach 21 Uhr Aus- 
gangsverbot. Trotzdem halten sich viele 
Juden nicht an diese Verordnung, sowohl in 
der Provinz als auch in Sofia“. 

Dieszeigt auch, daß sich die Juden selbst 
nicht ihrem Schicksal fügten, sondern den 
Kampf mit den hitlertreuen Kräften Bulga- 
riensundden Nazisaufnahmen.DieEinfüh- 
rung des Judensterns durch die bulgarische 
Regierung belegt diese These ebenfalls. 
Arendt schreibt: . 

"Aber auch dies (die Einführung des Ju- 
denstemns, D.B.) führte nur zu weiteren Ent- 
täuschungen (der Deutschen, D.B.), zu- 
nächst deshalb, weil das Abzeichen, wie 
‚Ppflichtschuldig nach Berlin gemeldet wurde, 
ein ’ allerdings nur kleiner Judenstem’ war, 
ferner weil die meisten Juden ihn einfach 
nicht trugen, und schließlich, weil diejeni- 
‚gen, die ihn trugen, ’soviel Sympathiekund- 
‚gebungen seitens der irregeleiteten Bevölke- 
rung erhielten, daß sie jetzt direkt stolz auf 
ihr Abzeichen sind’(...) Woraufhin die bul- 
garische Regierung die Verordnung einfach 
aufhob.” 

Nachdem die bulgarische Regierung nun 
zur Ausführung des Judenabtransportes 
überging und einen "Judenkommissar" er- 
nannte,kamenausdemUntergrundkonkre- 
te Anweisungen zum Widerstand. In einem 
Flugblatt heißt es: 

"Erheben wir uns zum Kampf für die Ver- 
teidigung unserer jüdischen Mitbürger. 
Lassen wir keinerlei Ausschreitungen und 
Verfolgungen gegen sie zu. Schickt Protest- 
schreiben und Telegramme an die Regierung 
und ihre Handlanger.” 

Und in einem Aufruf an die jüdische Be- 
völkerung des Landes wurden diese aufge- 
fordert: 

"Bildet gemeinsam Komitees von Juden 
und Bulgaren! Helft mit allen Kräften und 
allen Mitteln, verstecktundstehtvom Feind 
verfolgten Kräften bei." 


Der Unmut wächst 
DieUnruheinderBevölkerunggriffweiter 
umsich. DieDeutschen drängtenaufdieDe- 
portation der Juden.Sie erklärten sich sogar 
bereit, den Abtransport zu übernehmen. 
UnddieDeutschenwußtenauchwarum:Der 
Unmut in der Bevölkerung machte in der 
ZwischenzeitvordeneigenenBeamtennicht 
halt. Der deutsche Gesandte Beckerle be- 
merkte hierzu in einer Stellungnahme: 
"Bei allen Maßnahmen gehen die bulgari- 
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Judenverfolgung: In Bulgarien konnte sie verhindert werden 


schen Behörden allerdings wenig streng vor, 
was darauf zurückzuführen ist, daß die Be- 
völkerung sich im großen und ganzen dem 
Judenproblem gegenüber verständnislos 
verhält." 

ImJanuar 1943trafSS-Hauptsturmführer 
Dannecker als "Berater für Judenfragen” in 
Sofia ein. Seine Aufgabe sollte es sein, den 
Abtransport derJudenausMazedonienund 
Thrazienzu organisieren, dievon Bulgarien 
besetztenGebiete,indeneneskeinensoaus- 
geprägten Widerstand gab. Dies geschah 
dann auch. 11343 Juden aus den erwähnten 
Gebieten wurden mit Zügen und Schiffen 
nach Treblinka deportiert und dort umge- 
bracht. 

DemJudenkommissarDanneckerwardas 
aberzuwenig. Soließer diebulgarische Re- 
gierung die Deportation von 8000 Juden an- 
ordnen. Wie üblich solltevon der Vorberei- 
tung der Aktion niemand erfahren. Doch 
durch Zufall drang die Nachricht an die Öf- 
fentlichkeit. Am 8.3.1943 erfuhren die 
BürgervonKjustendil-soRuckhaberle/Zie- 
sicke - "einer Stadt in der Nähe der jugosla- 
wischen Grenze, daß alle 940 jüdischen 
Bürger(ihrerStadt,D.B.)deportiertwerden 
sollten." 

EinSturmderEntrüstungbrachlos. Nach 
Beratungen unter der Bevölkerung wurde 
soforteineDelegationvondreiBürgernnach 


Sofia geschickt, um gegen die Maßnahmen 
zu protestieren. Zur gleichen Zeit trafen 
weitere Protesttelegramme in der Haupt- 
stadtein.Schließlich sahsich der Innenmini- 
stergezwungen, mit der Delegation ausKju- 
stendil zusammenzutreffen. Der Druck auf 
die Regierung wurde immer stärker. Am 9. 
März 1943 ließ der Innenminister bekannt- 
geben, daß die in den Lagern zusammenge- 
zogenen Juden wieder freizulassen seien. 
Dies geschah am 10. März 1943. 


Die Deportation wurde beschlossen 

EndeMärz 1943 hielt sicheinTeilderbul- 
garischen Regierung zu einem geheimen 
Staatsbesuch in Deutschland auf. Die Nazis 
forderten die Bulgaren auf, nun endlich die 
Deportationzuvollziehen.DasDrängender 
Deutschen zeigte Wirkung. In einem Plan 
des bulgarischen Judenkommissars legte 
dieserdieDeportationvon48.000Judennun 
fest. Am22. Mai 1943 wurde den Juden der 
Stadt Sofia mitgeteilt, daß sie innerhalbvon 
dreiTagendieStadtzuverlassenhätten.Man 
wolltesieaufsLandbringen,ehedievollstän- 
dige Abschiebung beginnen sollte. Sofort 
nach Bekanntwerden der Deportationsplä- 
ne wandten sich 23 Persönlichkeiten des öf- 
fentlichen Lebens an den Zaren und baten 
ihn,dieDeportationzuverhindern.Ruckha- 
berle/Ziesicke berichteten: 
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"Bekannte Juden suchten Kontakt zu Po- 
litikern, sprachen mit Vertretem des Intema- 
tionalen Roten Kreuzes, mit Schriftstellem 
und Künstlern, mit Würdenträgern der bul- 
‚garischen Kirche.” 

Die Sofioter Juden planten eine Demon- 
stration gegen die Anordnung der Regie- 
rung. Eine Frau berichtete: 

"Die Nacht warnicht vertan. Die ganze jü- 
dische Straße brodelte förmlich. Die Nach- 
richt (von der Demonstration, D.B.)...wurde 
von Mann zu Mann weitergegeben.” 

In einem Zeitungsbericht heißt es dazu 
später: 

"Die Hauptstadt hatte niemals einen 
solchen erschüttemden Marsch gesehen, an 
dessen Spitze Frauen mit ihren kleinen 
Kindern auf dem Arm gingen, und in deren 
Reihen neben Männern und jungen Bur- 
schen auch schwächliche alte Leute schrit- 
ten. Sie marschierten dafür, daß man sie am 
Leben ließ,... daß sie wie alle bulgarischen 
Bürger für ihre Heimat arbeiten konnten.” 

Der Zug wurde immer größer und mar- 
schierte Richtung Schloß. Plötzlich griff be- 
ritteneundzu FußmarschierendePolizeimit 
Säbeln und Stöcken ein. Viele Menschen 
wurden verletzt und verhaftet. Die Demon- 
strantInnen erreichten das Schloß nicht 
mehr. Anfänglich schien die Aktion nichts 
bewirkt zu haben. Der Staat begann mit der 
UmsiedlungderSofioterJudenaufdasLand. 
Aberdie Menschen gaben nicht klein bei. In 
einem Flugblatt der Arbeiterpartei wurde 
dieBevölkerungaufgefordert,keineDepor- 
tationen zuzulassen und mit dem Protest 
nicht nachzulassen: 

"Protestiert persönlich und durch Delega- 
tionen, Briefe und Protestschreiben gegen die 
Inhaftierung der Juden und ihre Verschik- 
kung ins Ungewisse”. 

Ganz offensichtlich ist dies geschehen. 
Denn in einem Bericht, keine drei Wochen 
später, stellteder Polizeiattach&anderdeut- 
schen Botschaft, Hoffmann, fest, daß in der 
folgendenZeitnichtmitderendgültigen Ver- 
schickungderbulgarischenJudenindieKon- 
zentrationslagerzurechnensei.Undineinem 
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Bulgarien: Geschichtlicher Hintergrund 


Nach der Befreiung von der türkischen 
Herrschaft 1877/78 wurde Bulgarien nach 
500 Jahren wieder ein unabhängiges Land. 
Im1.WeltkriegunterstützteesDeutschland- 
Österreich und mußte in der Folge Teile 
seiner Gebiete an Rumänien, Jugoslawien 
undGriechenland abtreten. Diesehrstarke 
kommunistischeBewegung, dievon 1919bis 
1923 sogar die Regierung stellte, unterlag 
1935 vorläufig den rechten Kräften, die mit 
der UnterstützungdesKönigs(bulgarischen 
Zaren) eine faschistische Regierung bilde- 
ten. Unterihrwurde erneut dieengeZusam- 
menarbeit mit Deutschlandgesucht; Haupt- 
interesse Bulgariens war wohl die Rückge- 
winnung der verlorenen Landesteile. Eine 
TeilnahmeamKrieggegen Rußland, dasseit 
dem russisch-türkischen Krieg von 1877/78 
alsBefreierBulgariensgalt,wurdeallerdings 
abgelehnt. Innere Schwierigkeiten hatten 


Schreiben an das Auswärtige Amt in Berlin 
vom August 1943 heißt es: 

"In diesem Zusammenhang ist besonders 
darauf hingewiesen worden, daß es die aus 
der Hauptstadt entfemten Juden verstanden 
‚hätten, weite einflußreiche Kreise Bulgariens 
für ihr Schicksal zu interessieren und stim- 
mungsmäßig für sich zu gewinnen. Es dürfte 
daher nicht nur aussichtslos, sondem vom 
allgemein politischen Standpunkt aus sogar 
gefährlich sein, in der Judenfrage im derzei- 
tigen Augenblick Schritte zu unternehmen.” 

DieswarsicherlichderDurchbruchimWi- 
Nach dem Tod des bul Zaren im 
August 1943 und der mehrmaligen Umbil- 
dung der Regierung geschah nichts mehr in 
Sachen Judendeportation. 

Ruckhaberle und Ziesicke kommen in 
ihrem Bericht zu dem Ergebnis: 

"Viele Juden sind in Bulgarien zwischen 
1941 und 1943 umgekommen, als antifa- 
schistische Widerstandskämpfer, Partisa- 
‚nen, politische Gefangene, aber kein einziger 
mußte sterben, weil er Jude war.” 


Gewaltfreier Widerstand war effekti- 
ver 
DieSituation Bulgariens in dieser Zeit ist 
wie anfangs betont - nicht mit der Norwe- 
gensgleichzusetzen.Mankann davonausge- 
hen, daß Bulgarien in diesen Jahren fest in 
deutscher Hand war, wenn es formal auch 
nicht besetzt war. 
Undtrotzdemkonnten weder diebulgari- 
sche Regierung noch die deutschen Helfer 
mit dem Widerstand fertigwerden. Der Wi- 
derstandgegendie Verfolgungderjüdischen 
MitbürgerInnen war spontan und direkt. 
Zwischendembewaffnetenunddemgewalt- 
freien Widerstand gab es keinen theoreti- 
schen Streit, wer wohl mit seinen Aktionen 
denBerichtenundin denausdieser Zeitvor- 
handenen Schriftstücken sowohl der bulga- 
rischenBehördenwieauchderNazis,daßdie 


dieFaschistenvonAnfanganmit Partisanen- 
gruppen, die gegen das Regime kämpften. 
Als Deutschland 1943 seine erste schwere 
Niederlage im Krieg hinnehmen mußte, or- 
ganisiertensichdieseeherzersplittertenOp- 
positionsgruppen schnell zu regulären Ein- 
heiteneinersich formierenden Volksbefrei- 
ungsarmee.Diesebesetzteam9.September, 
als Verbände der Roten Armee bereits die 
bulgarische Grenze überschritten hatten, 
Sofia, stürzte die Faschistenundbildeteeine 

ierung. (1946 wurde die VR 
Bulgarienausgerufen: mit Georgi Dimitroff- 
der den Deutschen bekannt sein sollte, weil 
er 1934 als Mittäter beim Reichstagsbrand 
angeklagt war, aber in einem aufsehenerre- 
genden Prozeß seinen Freispruch durchset- 
zenkonnte-alserstenMinisterpräsidenten.) 
(Red.) 


entscheidenden Impulse zur Rettung der 
Juden durch gewaltfreie Aktionen kamen. 
Besonders die Demonstration der über 
10.000 Menschen in Sofia im Mai 1943 löste 
internationales Aufsehen und damit Druck 
auf die bulgarische Regierung aus. 

Auch in Bulgarien wurde der Widerstand 
vonfastdergesamtenGesellschaftgetragen: 
vonderKirche,derkommunistischenPartei, 
den Intellektuellen und den Juden selbst. 
Nach nur zwei Jahren Widerstand erkannte 
die Regierung, wie ernstesder Bevölkerung 
mitihremProtestwar. DieHerrschendenbe- 
griffen, daß sie einer generellen Auseinan- 
dersetzung nur schwer gewachsen gewesen 
wären. Wichtigwar auch, daßessichbeiden 
durchgeführten Protestaktionen um "einfa- 
che" Aktionen handelte, dievon allen mitge- 
tragen werden konnten und nicht viel 
Aufwand erforderten. 

"Es wäre heute von größtem praktischen 
Nutzen für Deutschland, nicht nur für sein 
Prestige im Ausland, sondern für eine Wie- 
dererlangung des inneren Gleichgewichts, 
wenn es mehr derartige Geschichten zu er- 
zählen gäbe. Denn die Lehre solcher Ge- 
schichten ist einfach, ein jeder kann sie ver- 
stehen. Sie lautet, politisch gesprochen, daß 
unter den Bedingungen den Terrors die 
meisten Leute sich fügen, einige aber nicht. 
So wie die Lehre, die man aus den Ländern 
im Umkreis der '] ’ ziehen kann, 
lautet, daß es in der Tat in den meisten 
Ländem geschehen konnte‘, aber daß es 
nicht überall geschehen ist. Menschlich ge- 
sprochen ist nicht mehr vonnöten und kann 
vernünftigerweise mehr nicht verlangt 
werden, damit dieser Planet ein Ort bleibt, 
wo Menschen wohnen können." (Hannah 
Arendt) 

Dietmar Böhm 
(1) Ein weiteres Beispiel ist der antifaschistische Wi- 
derstand in Dänemark, der den meisten dänischen 
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Ein "klassisches" Beispiel Sozialer Verteidigung 


Eines der wichtigsten -Beispie- 
le für die Wirksamkeit Sozialer 
Verteidigung ist der Wider- 
stand des tschechoslowaki- 
schen Volkes gegen die Invaso- 
ren der "sozialistischen Bru- 
derstaaten" im August 1968. 


Zwanzig Jahre lang hatte sich die Tsche- 
choslowakei auf den Fall der Verteidigung 
gegen einen Angriff ausdem Westen vorbe- 
reitel.Sieverfügtübereinestarke Rüstungs- 
industrie und sie leistete ihren Beitrag zur 
Bündnisverteidigung so glaubwürdig, daß 
eine Stationierung sowjetischer Truppen in 
diesemFrontstaatzurNATOnichtfürerfor- 
derlich erachtet wurde. Die Tschechoslo- 
wak-Innenmeinten,ihreLektionausderZer- 
schlagung ihres Staates durch Hitler- 
Deutschlandgelerntzuhaben-eine erneute 
Okkupationwieim Jahre 1938 schien ausge- 
schlossen. 

Doch dann kam der 20. August 1968 und 
nichts stimmte mehr: der militärische‘ Ein- 
marschkamnichtauswestlicher,sondernaus 
östlicher Richtung. Die Interventen waren 
nicht die als Feinde definierten NATO- 
Staaten, sondern fünf Staaten aus dem 
eigenen Bündnissystem. Auf diesen Fallwar 
dasLandnichtvorbereitet.DieintensiveArt, 
wie es dennoch "zivilen" Widerstand leiste- 
te, löste weltweit Verblüffung aus. 
Passiver oder aktiver Widerstand? 

Mindestensebensogroßwie.die Ratlosig- 
keit angesichts der Ereignisse in der Tsche- 
choslowakei seit der Nacht vom 20. auf den 
21. August 1968 war in aller Welt die Unsi- 
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cherheit, wie das, was die Bevölkerung des 
soebenbesetztenLandesder Weltöffentlich- 
keit vorführte, am treffendsten zu nennen 
sei. Die Mühe des Begreifens spiegelte sich 
in der Unklarheit des Begriffs wider. Da 
wurde von passiver Resistenz und dem Be- 
strebendesRundfunks,"aktivenWiderstand 
zuverhindern"-gemeintwargewaltsameAk- 
tionen zu verhindern -, einmal vom Wider- 
stand im Sinne Schweijks und dann wieder 
imSinnevonJanHusberichtet.EineZeitung, 
diewiedieMoskauer"Prawda"indenStraßen 
Prags die Konterrevolution sich entlarven 
sah, sprach bemerkenswerterweise vom 
"stillen Krieg". 


Ziviler, gewaltloser Widerstand 


Davon hebt sich eine Schlagzeile in "Le 
Monde" ab: 

"Der gewaltlose Widerstand der Bevölke- 
rung ist in erstaunlichem Maße weit verbrei- 
tet und wirksam". 

Michel Tatu, nach Prag entsandter Son- 
derkorrespondent der Zeitung, beschreibt 
den Sachverhalt, der einige Berichterstatter 
fast ebenso irritiert zu haben scheint wie die 
Besatzer: 

"Insgesamt ist der Widerstand gewaltlos, 
aber wesentlich aktiver und wirksamer als es 
allgemein vorausgesehen worden war". 

In diesem "gewaltlos- aber” istein Vorur- 
teil auf den Begriff gebracht, dessen Über- 
windurig das Verhalten der CSSR-Bevölke- 
rung nahelegt: daß gewaltioser Widerstand 
"passiv" sei, aktiv und wirksam dagegen nur 
gewaltsame Gegenwehr. 


1968: Russische Panzer 


in den Straßen von Prag 


Dieerste Widerstandsaktion, von deraus 
Pragberichtetwird,wareineArtReflexhand- 
lung. Der Direktor des neueröffneten Zivil- 
flughafens Ruzyne soll, nachdem er die 
Landungsowjetischer Transportmaschinen 
bemerkt hatte, angeordnet haben, die Ner- 
venzentrale des gesamten Flughafens und 
damit Strom, Gas, Wasser, Heizung, Venti- 
lation und Luftdruckregelung auszuschal- 
ten. Gleichzeitig soller allen Dienstkräften, 
diewegendesbevorstehendenDienstschlus- 
ses (gegen 22 Uhr) im Begriff waren, nach 
Hause zu gehen, die Weisung erteilt haben, 
ihre Plätze wieder einzunehmen und diese 
zu verteidigen; er selbst soll sich geweigert 
haben, auf den Befehl eines Kollaborateurs 
seinenArbeitsplatzzuverlassenunddasVer- 
steck der Schaltzentrale preiszugeben, das 
nurfünfPersonenbekanntgewesenseinsoll. 
Die Besatzer, so heißt esin dernach ‚Augen- 
zeugenberichten zusammengestellten Dar- 
stellung, hätten drei Tagegebraucht, um das 
Geheimnis zu lüften. Selbst wenn diese Wi- 
derstandsaktion so nicht stattgefunden 
haben sollte, wäre sie doch gut erfunden. 


Dynamische Weiterarbeit? 

Am26. Augustwurdeberichtet, dasLand 
geheseinemschnellenwirtschaftlichenRuin 
entgegen. Demgegenüber hat Theodor 
Ebertbehauptet, die TschechoslowakInnen 
hätten angesichts der Problematik des Ge- 
neralstreiks, der schließlich wegen seines 
totalen Erfolges hätte zusammenbrechen 
müssen, dessen dialektische Umkehrungge- 
funden: die dynamische Weiterarbeit ohne 
Kollaboration. Sie hätten ihre Macht darin 
erkannt, daß sie ihre normalen sozialen 
Rollen mit kämpferischer Energie weiter 
ausübten und jede Anordnung der Besat- 


un ENWÜRFUNG Yan 


zungsmacht als unrechtmäßig mißachteten. 


Diese DeutungwirdgewißdenRundfunk- 
mitarbeiterInnengerecht,, ‚diemitgutemBei- 
spielvorangingen, indemsieunterdenaben- 
teuerlichstenBedingungenanihrenArbeits- 
plätzen ausharrten oder sich neue Arbeits- 
plätzein geheimen Studiosschufen.Siemag 
auch fürdas Verhalteneines Teilsderpoliti- 
schen Führung zutreffen. Gerade im wirt- 
schaftlichen Bereich konnte sich das 
"Konzept" der dynamischen Weiterarbeit 
allemAnscheinnachabernichtdurchsetzen. 
Bereits am zweiten Okkupationstag mußte 
sich die Nationalversammlung gegen in 
einigen Orten vorbereitete Streiks wenden: 
"Sie sind unwirksam. Sie schädigen in erster 
Linie unsere Völker, unsere Wirtschaft...". 
Trotzimeinzelneneinanderwidersprechen- 
der Berichte muß davon ausgegangen 
werden,daßdieArbeitnachdempsychischen 
Schock, den die Okkupation der Bevölke- 
rung zugefügt hatte und nicht zuletzt wegen 
desZusammenbruchsdesVerkehrsnetzesin 
denerstenzweibisdreiTagenimgroßenund 
ganzen zum Erliegen kam. Dafür spricht 
unteranderem, daßindererstenSitzungder 
RegierungnachdemMoskauerKompromiß 
Vorschläge zur Wiederaufnahme der Pro- 
duktion erörtert werden mußten. 

Über zielbewußte Streiks wurde von den 
Nachrichtenorganen der CSSR wenig be- 
richtet. Möglicherweise haben die Massen- 
mediendie VerbreitungvonStreiknachrich- 
ten aus Sorge vor einer um sich greifenden 
‚Arbeitsniederlegungindenersten Tagenzu- 
rückgehalten. 

Einebewußte Ausnahmevon demGebot, 
an den Arbeitsplätzen zu bleiben, haben die 
Bergleuteeiner Urangrubegemacht.Siebe- 
antworteten die Besetzungihres Landesmit 
einem mehrtägigen Streik; durch eine Pro- 
testresolution brachten sie zum Ausdruck, 
daß sie das tschechische Uran (wohl das 
Produkt tschechischer Herkunft, andemdie 
UdSSR am stärksten interessiert war) unter 
der Erde für am sichersten hielten. 


Generalstreik als Proteststreik 

Ein am 26. August im tschechoslowaki- 
schen Rundfunk gesendeter gemeinsamer 
Aufruf von Nationalversammlung, Regie- 
rungund Zentralgewerkschaft weist auf die 
einzigsinnvolleFunktiondesGeneralstreiks 
in.der Situation der besetzten CSSR hin: 

"daß die Veranstaltung einer kurzfristi- 


‚gen, wenige Minuten dauernden Arbeitsnie- " 


derlegung als symbolisches, vereinigendes 
Element des Widerstandes gegen die Okku- 
‚Pation...wirkt." 

Von dieser Möglichkeit, in einer Demon- 
stration des gemeinsamen Protestes aller 
Werktätigen die Einheit im Widerstand zu 
bekräftigenundzu bekunden, hat die Prager 
Bevölkerung bereits am ersten Okkupa- 
tionstagGebrauchgemacht.Genauumzwölf 
Uhr stand der gesamte Verkehr in Pragstill; 
die BürgerInnen der Hauptstadt folgten in 
eindrucksvoller Geschlossenheit dem 
Aufruf der Kultur- und KünstlerInnenver- 
bände,einenProteststreikvonzweiMinuten 


abzuhalten. Am zweiten und dritten Okku- 
Pationstagwurdeder Protest-Generalstreik, 
beginnend um zwölf Uhr, jeweils um eine 
Stunde ausgedehnt. 


Maßnahmen 
öffentlicher Konfrontation 

AusdenfrühenMorgenstundendesersten 
Invasionstages sind Verhaltensweisen be- 
kannt, aus denen hervorgeht, daß zwei we- 
sentliche Aufgaben Sozialer Verteidigung 
spontan erkannt worden sind: 

1. die Notwendigkeit, die vorrückenden 
TruppenaufzuhaltenundinihrenOperatio- 
nen zu behindern (Defensiv- und Schutz- 
maßnahmen), 

2.dieNutzungderChance,aufdiefremden 
Truppenpositiveinzuwirken (Offensivmaß- 
namen). 

Im Sinne der ersten Aufgabenstellung 
haben die EinwohnerInnen eines Dorfesan 
der Upa gehandelt. Es gelang ihnen, einen 
russischen Konvoi, dem auch Panzer ange- 
hörten, durch einen neunstündigen Sitz- 
streik aufzuhalten und schließlich zu einem 
zeitraubenden Umwegzunötigen. Vorallem 
bei einem überraschenden militärischen 
Einfall in ein zum Widerstand entschlosse- 
nes Land ist der Massensitzstreik zum Auf- 
halten vorrückender Truppen eine hervor- 
ragende situationsgerechte Maßnahme, um 
für wichtige Institutionen und Entschei- 

Innen Zeit zu gewinnen; zu- 
gleich führt der Sitzstreik den Interventions- 
soldaten das Mißverhältnis zwischen ihrem 
Vorgehen und der Haltung der Widerstand 
leistendenBevölkerungdrastischvorAugen. 


Offensiver Widerstand wurde durch das 
MittelderDiskussiongeleistet.AusPragund 
Bratislawawirdvon Jugendlichen berichtet, 
die gleich am ersten Tag Panzer umringten, 
um mit der Besatzung zu diskutieren. Aus 
Bratislawa wurde der Fallvon DiskutantIn- 
nenbekannt,diedemBefehleinesrussischen 
Offiziers,auseinanderzugehen, nichteinmal 
Folgeleisteten,alsdiesereine Warnsalveab- 
gefeuert habe. 

Kein "Kampfmittel" war so sehr wie die 
Diskussion junger TschechoslowakInnen 
mit den Panzerbesatzungen geeignet, einen 
KeilinsBewußtseinderteilweisesehrjungen 
Invasionssoldaten zu treiben und sie zu po- 
tentiellen Verbündeten undpositiven Infor- 
mationsträgern zu machen. Der Rundfunk 
hattedieParoleverbreitet,mansolledenSol- 
daten erklären, daß sie unnütz gekommen 
seien, daß die Intervention ein Unrecht sei, 
ein Verbrechen ihrer Regierungen. Daß 
Bürger unmittelbar nach der Ankunft der 
fremden Truppen das Gespräch suchten, 
zeigt, daß sie spontan zu unterscheiden 
wußten zwischen dem Menschen, vielleicht 
auchdembrüderlichenSozialisten, unddem 
Befehlsempfänger, der, ineine Uniform ge- 
steckt und in einen Panzer gezwängt, eine 
sehr unglückliche Rolle zu spielen hatte. 
Mehr noch: daß sie mit ihm redeten undihn 
zu überzeugen gedachten, spricht für ihre 
Hoffnung, er sei ein Mensch, der die Fähig- 
keiten nicht verloren habe, aus seiner Rolle 
auszubrechen - aberwohin? 


Heinrich Böll, Augenzeuge, sah keinen 
Ausweg für die Okkupationssoldaten: 

"Sie hatten die Wahl, verrückt zu werden 
oder Selbstmord zu begehen... Die dritte 
Wahl, zu desertieren, hatten sie nicht. Es 
‚hätte sie keiner aufgenommen. Ein Soldat, 
der die Wahl der Desertation nicht hat, kann 
sich nur an seiner Waffe festhalten.” 

Selbstmord soll - nach einem sein Gewis- 

senbestürmendenGesprächmiteinerTsche- 
chin-tatsächlicheinrussischerSoldatbegan- 
gen haben. Im ganzen sind die Wirkungen 
der Diskussion auf die Soldaten der fünf In- 
terventionsmächte schwer abzuschätzen. 
Die Befehlshaber jedenfalls erkannten die 
aus diesem "Kampfmittel" erwachsende, für 
siegefährliche Situation. Ausdem Sudeten- 
land, in dem die deutsche Sprache noch weit 
verbreitet ist, berichtete Radio Freies Prag, 
dieMoralderzunächst dorteinmarschierten 
Volksarmee-Soldaten des DDR-Konting- 
ents sei so tief erschüttert worden, daß sie 
durch Einheiten anderer Invasionsarmeen 
hätten abgelöst werden müssen, bei denen 
die Sprachbarriere eine gewisse Gewähr 
gegen die Verständigung mit der Bevölke- 
runggebotenhabe. WoaufSprachschwierig- 
keitenkein Verlaßwar, vorallem in Prag, wo 
junge TschechInnen ihr Russisch aktivier- 
ten, wurde den Soldaten, welche bereits "in- 
fizierte" Kameraden ablösten, von den Be- 
fehlshabern das Diskutieren verboten. Die 
‚Antwort der Bevölkerung hierauf war der 
Entzug jeglicher Aufmerksamkeit gegen- 
über den fremden Soldaten. Die Aufforde- 
rungder Wandplakate: "Ignorieren!" wurde 
Gedenfalls in Prag) vom dritten Tag der Be- 
setzung an überwiegend befolgt. 


Unerschöpfliche Vielfalt 
der Widerstandsformen 

Für den Bereich der Konfrontationstak- 
tiken ist der gewaltlose Angriff nachzutra- 
gen. Diese Widerstandsform, die dem 
Gegner und der eigenen Bevölkerung 
Furchtlosigkeit demonstrieren soll, wurde 
schoninderersten Nacht in Pragvonjugend- 
lichen DemonstrantInnen gegenüber jenen 
Panzern praktiziert, die das ZK-Gebäude 
umstellt hatten. In Zwölferreihen, die blau- 
weißrote Trikolore der CSSR schwingend 
und unter Sprechchören "Russen nach 
Hause, Dubcek, Svoboda" rannte eine Wi- 
0? auf die Besatzer zu, um sie 


er war die Phantasie der 
TschechoslowakInnen auch im Bereich der 
schriftlichen Agitation. Plakat- und Flug- 
blattaktionen, Karikaturen und Inschriften 
anHäusernundselbstanden Panzernzielten 
sowohlauf die fremden Truppen wie aufpo- 
tentielle Kollaborateure. 

Besondere ‚Fähigkeit entwickelte die 
CSSR-Bevölkerung im demonstrativen 
Umgang mit nationalen Symbolen. In Prag 
wurde durch das Einbeziehen des Wenzel- 
Denkmals nationale Symbolik gezielt in De- 
monstrationenderEinheitundGeschlossen- 
heit umgesetzt. 
Alsweitere für den Widerstand relevante 
Verhaltens-und Aktionsformensind-ohne 
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daß damit Vollständigkeit der Aufzählung 
erzielt werden könnte -zu nennen: kollekti- 
ve Trauerbekundungen und Mahnwachen; 
Unterschriftenaktionen, sowohl als Sympa- 
thiebekundungenfürdielegale Führungwie 
auch zur Artikulation politischer Forderun- 
gen(z.B.nachNeutralität),Sicherheitsmaß- 
nahmenzumSchutzbedrohterProminenter 
undschließlich aktive Unterstützungderge- 
heimenSendestationenundZeitungsredak- 
tionen (Verbergen und Tarnen, Lieferung 
von Nachrichtenmaterial, Weiterverbrei- 
tungvon Nachrichten). 


Zentrale Funktion des Rundfunks 
Angesichts der Tatsache, daß wegen des 
Fehlens von Bereitschaftsplänen alle ge- 
schilderten Aktionsformen spontan und im- 
provisiert Artikuliert werden mußten, kam 
den Massenkommunikationsmitteln, insbe- 
sonderedenlegalen Untergrundsenderndes 
Rundfunks, überraschende Bedeutung zu. 
Letztlich wurde der Rundfunk zum techni- 
schen Garanten für die koordinierte Aus- 
breitung deszivilen gewaltiosen Widerstan- 
des. Das Funktionieren der Rundfunksen- 
dererlaubteangesichtsdestotalenPlanungs- 
defizits die teilweise Ersetzung der für eine 
wirksame Soziale Verteidigung notwendi- 
gen Planung durch kurzfristig umsetzbare 


Ohne den Rundfunk hätte die kreative 
Spontaneität der TschechoslowakInnen 
nicht annähernd so wirksam in kollektiven 
Widerstandübertragenwerdenkönnen.Um 
auch dieser Erfahrung Konsequenzen für 
eine Strategie der vorbereiteten Sozialen 
Verteidigungableitenzukönnen, isteinede- 
taillierteFunktionsanalysederKommunika- 
tionstechniken und -strukturen des August- 
Widerstandesnotwendig,dieandieserStelle 
nicht im erforderlichen Umfang geleistet 
werden kann. 

Bei künftigen Fällen Sozialer Verteidi- 
gung muß allerdings damit gerechnet 
werden, daß der Angreifer die Versäumnis- 
se der Warschauer-Pakt-Mächte nicht wie- 
derholenwird,diedasSendenvon außerhalb 
der besetzten Hauptstudios ermöglicht 
haben. Diese Versäumnisse bestanden 
einmal darin, daß die Okkupationstruppen 
‚offensichtlich keine Ahnungvon dertechni- 
schen Organisation des tschechoslowaki- 
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schen Rundfunks hatten. Es gelang ihnen 
nicht, die im Keller des Rundfunkgebäudes 
inPraginstallierteautomatische Rundfunk- 
zentrale,das"Hirn"‚mitdessenHilfedieSen- 
detätigkeit der außerhalb des Rundfunkge- 
bäudes improvisierten Studios so gut funk- 
tionierten, zu finden. Außerdem richteten 
die Rundfunkmitarbeiter-Innen eine Sen- 
derstafette ein und erschwerten damit die 
Anpeilversuche der Okkupanten. Schließ- 
lich fehlte den Sowjets in den ersten Tagen 
geeignetesPeilgerät und dasie die erforder- 
lichen Radiolokatoren mit der Eisenbahn 
heranzutransportieren gedachten, konnten 
die Eisenbahner dem Widerstand ein Er- 
folgserlebnis dadurch verschaffen, daß sie 
den von der sowjetischen Grenze heranrol- 


Was in der Tat scheiterte 


In der Literatur wird fast allgemein tra- 
diert,dertschechoslowakischezivile Wider- 
standseigescheitert. Der Erkenntnishinter- 
grund dieser Interpretation liegt auf der 
Hand: Die CSSR erlitt einetotale Niederla- 
ge;diese erfolgte am Endeeiner Konfronta- 
tion, die als ziviler Widerstand begonnen 
hatte. Bringt man diese beiden Tatsachen in 
einen Kausalzusammenhang, ergibt sichder 
oben erwähnte Schluß - ein Kurzschluß: 
Denn nicht der Widerstand ist in der CSSR 
gescheitert.GescheitertistdieSachedes Wi- 
derstandes, nachdem er auf Verlangen der 
Führung in der Tat eingestellt wurde. Ge- 
scheitert ist die Politik derjenigen, die seine 
Stärkeverkanntenundihnpolitischnichtum- 
münzen konnten oder wollten. Gescheitert 
sind Versuche, einer an materieller Kraft 
weitaus überlegenen Okkupationsmacht zu 
trotzen, indem man das Volk demobilisiert 
und in eine Kabinettspolitik flüchtet. Ge- 
scheitert ist die Haltung des unbegrenzten 
Vertrauens und Gehorsams breiter Volks- 
massen gegenüber ihren "nationalen 
Helden”; gescheitert ist ihre naive Zuver- 
sicht,dieEntscheidungsgewaltinSchicksals- 
fragen der Nation könne allein den profes- 
sionellen Politikern anvertraut werden. Ge- 
scheitert ist deren Strategie eines "appease- 
ments" des Aggressors, indem man ihm per- 
manent Zugeständnisse einräumt, ohne 


lenden Zug durch künstliche Pannen und 
"Reparaturen" auhieltenundihnzuletzt auf 
ein Abstellgleis beförderten; erst am 
25.AugustludendieSowjetsdieStöreinrich- 
tungin Hubschrauberum. Künftige Aggres- 
sorenwerden-ebensowiedie Protagonisten 
der Sozialen Verteidigung aus den Erfolgen 
des tschechoslowakischen Widerstandes - 
ausden Erfahrungen der Warschauer-Pakt- 
Staatenlernenundmanwirdsich daraufein- 
richten müssen, für den Bereitschaftsfallvor 
Ausforschungsversuchen potentieller Geg- 
ner sichere technische Alternativen des 
Kommunikationssystems aufzubauen. 


Wirstehen heutevorder Frage, wieso der 
Widerstand trotz der Vielfalt der Wider- 
standsformenscheiternkonnte.DieAntwort 
darauf werden wir nicht finden, indem wir 
nach fehlerhaftem Einsatz dieser oderjener 
Widerstandsaktionen oder nach Mängelnin 
der Koordination suchen. Die in der CSSR 
gezeigten Widerstandshaltungen, die Lö- 
sungen, die die Bevölkerung des besetzten 
LandesfüreineReihevon ProblemenSozia- 
ler Verteidigung gefunden hat, sollten uns 
jedoch ermutigen, von ihrzu lernen, um das 
Konzept der Sozialen Verteidigung auch in 
widerstandstechnischer Hinsicht weiterzu- 
entwickeln (1). 

Roland Vogt 
Anmerkungen: 
1) Dieser Beitrag erschien in einer früheren Fassung 
in der Gewaltfreien Aktion 9-10/1971. 
2) Dieser Beitrag wurden dem Heft "Ohne Waffen - 
aber nicht wehrlos", hg. von den GRÜNEN, entnom- 
men. 


gleichzeitig gewisse "essentials" unnachgie- 
bigzuverteidigen. Gescheitert ist die Politik 
solcher Kompromisse, bei denen die Identi- 
tät der vertretenen Sache verlorengeht. 

All dies ist gescheitert - nicht aber der. 
Volkswiderstand als die in der CSSR ange- 
wandteFormderzivilen Verteidigunggegen 
alleAggressoren.Bevorereingestelltwurde, 
konnten die Interventen keine nennenswer- 
ten Erfolge verbuchen; sie gerieten in eine 
völlig verfahrene Lage und wurden vor der 
ganzen Welt lächerlichgemacht. Alssieihre 
Zieledurchgesetzthatten,konntevoneinem 
echten Widerstand - vom Widerstand im 
Sinnekonsequenter VerweigerungMoskau- 
er Forderungen durch koordinierte Aktivi- 
tätenvonunten-keineRedesein.Siesetzten 
sich nicht gegen einen Widerstand, sondern 
wegen mangelnden Widerstands durch. 
Pointierter gesagt, ihren Sieg haben sie 
weniger erkämpft als vielmehr von der Ge- 
genseite geschenkt bekommen - diese hatte 
sichjaselbst besiegt. Wasversagte, warnicht 
diegewaltlose Verteidigung beider August- 
Konfrontation, sondern die rückgratlose 
"Realpolitik" der folgenden Monate, nicht 
der zivile Widerstand, sondern die Politik 
seinerPreisgabe.ZurNiederlageführtenicht 
die Gewaltlosigkeit, sondern die Wider- 
standslosigkeit (2). 

Vladimir Horsky 


TEIL II: 


Wege zur Sozialen Verteidigung 


Kann Soziale Verteidigung von oben, von der Regie- 
rung eingeführt werden? Wie könnte ein solcher par- 
lamentarischer Weg konkretin Gang gesetzt werden? 
Ist die in diesem Zusammenhang stehende Hoffnung 
auf eine rot-grüne Regierungskoalition realistisch? 
Wie steht es mit der Erwartung, über die Umrüstung 
auf Defensiwerteidigung zu Sozialer Verteidigung zu 
kommen? Diese und andere Fragen werden in den 
folgenden Artikeln diskutiert. 

Die meisten Autorinnen dieses Teils vertreten den 
"herkömmlichen" Ansatz und setzen ihre Hoffnung auf 
die Einführung von Sozialer Verteidigung über Regie- 
rung und Parlament. Obwohl wir große Zweifel an 
diesem Ansatz hegen, haben wir uns entschieden, 
dessen Vertreterinnen zu Wort kommen zu lassen. 
Der Mindener Kongreß und die Gründung eines bun- 
desweiten Zusammenschlusses zeigen, daß Soziale 
Verteidigung für immer mehr Menschen zu einer kon- 
kreten Hoffnung wird. Deshalb ist es erforderlich, die 
Wege zur Durchsetzung von Sozialer Verteidigung 
verstärkt zu diskutieren, um gefährliche Irrwege zu 
vermeiden. (Red.) 


| 


Kein ernten — een nig 


Kriegsverhinderung entscheidet 


Defensivverteidigung und Soziale Verteidigung 


Der Friedensforscher Günther Baechler beschäftigt sich in seinem 
Beitrag mit Sozialer Verteidigung und Defensivverteidigung unter 
dem Aspekt, wie beide zu einer Demokratisierung und Pazifizie- 
rung der staatlichen Sicherheitspolitik beitragen können. (Red.) 


Nichtbedrohlichemilitärischeundpazifi- 
stische nicht-militärische Sicherheits- bzw. 
Friedenspolitik sindwiejedeandere Vertei- 
digungspolitik mit zwei Ebenen konfron- 
tiert: Der Ebene des Könfliktsselbst undder 
Ebene der Ungewißheit über das Verhalten 
dergegnerischenSeite(n)indiesemKonflikt. 
Die alternativen Konzepte beanspruchen 
nicht, den Konflikt zwischen Ost und West 
lösenzukönnen(wobeiSozialeVerteidigung 
letztlich die Konfliktlösung beinhaltet). Sie 
wollenvielmehreineLösungdesSicherheits- 
problemsanbieten, indeminerster Linie die 
Ungewißheit reduziert werden soll, wassich 
-so die Hypothese - auf den Konflikt selbst 
positiv auswirkt. Zumindest würden Kon- 
fliktlösungsansätzenichtspezifischdurchdie 
militärische Dauerdrohung wie beim her- 
kömmlichen System ver- oder behindert. 

1. Repolitisierung der Sicherheit 
durch Defensivverteidgung 

An dieser Stelle wird notgedrungen auf 
eineAbwägungundBewertungderverschie- 
denen diskutierten Defensivkonzeptionen 
verzichtet. Wichtig ist vielmehr die Einlö- 
sung des Anspruchs, daß es sich bei den al- 
ternativen Konzepten inerster Linieum po- 
litische Alternativen zur herrschenden nu- 
KA noorocungepelkIkundierdanik 

Blockkonfrontation 
Peer D.h., die Defensivkonzepte sollen 
ineinemgrößeren Zusammenhanggesehen 
werden, der auch neben dem Wandel der 
Funktion.der Streitkräfte den gesellschaftli- 
chen Wandel und die politischen Rahmen- 
bedingungen berücksichtigt. Die Tatsache, 
daß es um Kriegsverhütung mit politischen 
Mitteln gehen muß, wird von einigen Kon- 
zepten durchaus in den Mittelpunkt 
gerückt.(1) Esgibtkeine defensiven Waffen 
an und für sich (jede Waffe kann mit dem 
Lastwagen über die Grenze gefahren 
werden) wie es auch nicht einfach offensive 
Waffen gibt (so wird mit der Atombombe 
nach HiroshimaundNagasakieher defensiv 
umgegangen). Es kommt zusätzlich auf die 
‚Absichten an, die mit der militärischen 
‚verbunden werden. Erhard Eppler 
hatwievieleanderevorundnachihmaufdie 
Gefahreneinerallzunaiven Vorstellungvom 
defensiven Charakter einer mit "defensiven 
Waffen" ausgerüsteten Streitmacht hinge- 
wiesen: 

"Die Frage lautet nicht: Führen reine De- 
Jensivwaffen in eine gefahrlose Welt? Auch 
nicht: Sind reine Defensivwaffen die 

'Lösung'? Die Frage lautet: Könnte eine Um- 
stellung auf reine Defensivwaffen, die nie- 


‚manden gefährden als einen wirklichen Ag- 
‚gressor, der in unser Territorium ‚eindringt, 
könnte eine solche Umstellung von ständig 
‚gesteigerter Drohung und Gegendrohung auf 
so etwas wie 'Verteidigung', Ängste mildern, 
Vertrauen fördern und damit Abrüstung er- 
leichtem?" (2) 
Grundgedanken der 
Defensivverteidigung 

Die beiden zentralen und auch für die 
meisten anderen Defensivkonzepte grund- 
legenden Merkmale sindvon Horst Afheldt 
inseinem Normenkatalogzur"Defensivver- 
teidgung”(3)entwickeltworden:DasZielder 
Kriegsverhinderunghat ganzklarePriorität. 
In Abgrenzung zur herkömmlichen Ab- 
schreckungsieht Afheldt eineeindeutig"de- 
fensive*, nicht zum (Überraschungs- 
)Angriff Streitkräftestruktur 
vor. Zweitens soll sie gleichzeitig im Falle 
eines Versagens der Abschreckungs- bzw. 
Abhaltefunktion der Militärstrategie zur 
Schadensminderung im betreffenden Land 
(also hier der Bundesrepublik) beitragen. 


—mmssppsssjyjyzyzyzjzjzzzzyjzjzzzzyyjjz Wege zur Sozialen Verteidigung = 


In ihren Grundzügen lassen sich die De- 
fensivkonzeptegrobinzweiDenkrichtungen 
unterscheiden. Die erste strebt nach einer 
militärischen Optimierung (Verbesserung) 
der Defensive, Sie formuliert das Ziel, mit 
militärischen Mitteln zwar selbst nicht zu 
einer strategischen (raumgreifenden) Of- 
fensivefähigzu sein, aberdurchausaufeinen 
erfolgten Angriff der Gegenseite mit einem 
siegversprechenden Gegenangriff reagiern 
zu können. Das Ziel, den Schaden für die 
Bundesrepublik möglichst gering zu halten, 
dürften diese Modelle - die häufig auf Offi- 
ziere a.D. wie Guy Brosselet, Emil Spanno- 
chi (der das österreichische Verteidigungs- 
konzept geprägt hat), Norbert Hannig, 
Jochen Löser, Andreasv. Bülowu.a.zurück- 
gehen und die sich im übrigen nicht immer 
eindeutigvondengültigenStreitkräftestruk- 
tureg scheiden lassen - weniger erfüllen als 
die zweite Herangehensweise: 

Diese versucht, das Defensivkonzept po- 
litisch zu optimieren (Andreas Buro, Johan 
Galtung, Gert Bastian, Horst Afheldt u.a.). 
Der jetzigen Abschreckungsdoktrin nicht 
unähnlich,wirdinden"striktenDefensivkon- 
zepten” die "Rückkehr zur Politik" zum ent- 
scheidenderen Faktor als die Fähigkeit zu 
einem langandauernden militärischen 
Gefecht. Der Unterschied zu den jetzigen 
Vorstellungen derfrühzeitigen Kriegsbeen- 
digung durch Androhung oder Einsatz von 
Nuklearwaffen ist jedoch erheblich: Eswird 
nicht mehr primär von der Kriegsführungs- 
fähigkeithergedacht,sonderndieKriegsfol- 
genanalyse steht im Vordergrund. 


Nukleare Abschreckung? 

Obwohl Afheldt hauptsächlich auf eine 
in sich stimmige Militärstruktur wertlegt, 
geht es ihm lediglich darum, durch zeitlich 
begrenzte Verteidigung Zeitfürpolitisch-di- 
plomatische Verhandlungen zu gewinnen. 
D.h., daß das Modell keine Antwort darauf 
hat, wie ein einmal eingedrungener Gegner 
mit militärischen Mitteln wieder aus dem 
Land "hinausgeworfen" werden kann. 
Deshalb baut Afheldt als "Rückzugsposi- 
tion" in sein Konzept die Drohung mit dem 
amerikanischen Nuklearwaffeneinsatz ein, 
um ein zusätzliches Instrument zur Abhal- 
tungdesGegnersinderHandzuhaben. Dies 
dürfteauchdiewesentlicheSchwachstellein 
seinem Konzept sein. 

‚Andere Modelle gehen einen Schritt 
weiter,indemsieaufdieDrohungmitdernu- 
klearen Vergeltung ganz verzichten wollen. 
(4)SieorientierensichanderNormderNicht- 
Bedrohungundanderabhaltenden Wirkung 
des zivilen Widerstandes. Damit weisen sie 
bereits über die militärische Verteidigung 
hinaus, indem sie entweder Mischformen 
(Wilhelm Nolte und in gewisser Weise 
TheodorEbert)vorschlagenodereinenicht- 
militärische Verteidigung als mittel- oder 
langfristiges Ziel im Rahmen einer gesell- 
schaftlichen Umformung betrachten 
(Andreas Buro). Theodor Ebert schreibt 
zum Nebeneinander von defensiver und so- 
zialer Verteidigung: 


"Wegen dieser Option besteht auch die 
Möglichkeit, daß Befürworter der Defensi- 
ven Verteidigung mit Befürwortem der ge- 
waltfreien Sozialen Verteidigung sowohl in 
der Friedensbewegung wie auch in einer 
grün-roten Koalition zusammenarbei- 
ten.”(5) 

Ich halte allerdings das "Mix- 
Modell"(SPD: Defensivverteidigung, 
Grüne: Soziale Verteidigung) von Ebert aus 
politischen Gründen für fragwürdig, nicht 
weil es die Zusammenarbeit von PazifistIn- 
nen und Anhängern der Defensiwerteidi- 
gung postuliert, sondern weil es die Gefahr 
insich birgt, auf die Bundestagswahlenzufi- 
xieren. 

Der friedenspolitisch wohl problema- 
tischste Punkt inder Debatteüber Defensiv- 
verteidigung (oder "strukturelle Nichtan- 
griffsfähigkeit",wieesimSPD-Jargonheißt) 
ist,obsichFrieden"mitganzanderenWaffen" 
schaffen läßt. Die Anhänger von Defensiv- 
konzepten müssen sich die Frage gefallen 
lassen, ob es sich nicht im Grunde um einen 
- sogar ahistorischen - Versuch handelt, 
Waffen (ein letztes Mal?) neu zu legitimie- 
ren und sogar Militärs gegen Abrüstung zu 
immunisieren.(6) 


Militärische Verteidigung 
als Übergangskonzept ? 

Einzelne Vertreter von nicht-bedrohli- 
chen Militärstrukturen versuchen das 
Problem, demzufolge immer noch über 
Waffen und Tötungsmittel diskutiert wird, 
so anzugehen, daß sie die militärische Ver- 
teidigung als Übergangsmodell in den 
Rahmenvonzumeisteinseitiger (schrittwei- 
se) Abrüstung mit dem Ziel einer neuen eu- 
ropäischen Friedensordnung stellen. 

Ichhabeselbstvoreiniger Zeitzusammen 
mit Albert Statz dazu geschrieben: 

"Unterstellt, die Bundesrepublik hat den 
politischen Spielraum, in der Allianz solche 
tiefgreifenden Veränderungen (wie die Um- 
rüstung auf Defensive) durchzusetzen, dann 
hat sie auch den entsprechenden Spielraum, 
aktiv für eine generelle Abrüstung einzutre- 
ten, dann ist der Umweg über kostspielige 
und effiziente militärische Modelle a la 
Afheldt, Löser und Hannig nicht mehr noı- 
wendig.*(7) 

Ichwürde heutedie Aussage nurinsofern 
relativieren, als wir die politische und auch 
pädagogische Wirkung der Diskussion über 


"sichere" sicherheitspolitische Alternativen 


sowohlbei der Bevölkerungalsauchbeiden 
Regierenden unterschätzt haben. Diese 
Debatte hat es teilweise mehr als diejenige 
über RüstungskontrolleundAbrüstungver- 
mocht,bisherunangefochteneKriteriender 
jetzigen"Sicherheitsphilosophie"inFragezu 
stellen. Außerdem wurde deutlich, daß es 
kein Konzept gibt, dasallenfriedens-undsi- 
cherheitspolitischen Forderungen und Be- 
denkengerechtwürde.DieLösungliegtletzt- 
lich im politischen und gesellschaftlichen 
Bereich. IchwürdedeshalbdieKonzeptebe- 
fürworten, die ausdrücklich auf eine Politi- 
sierung der Sicherheitspolitik im Rahmen 
einer (einseitigen) Abrüstung hinzielen. 


2. Demokratisierung und Pazifizie- 
rung der Sicherheitspolitik durch 
Soziale Verteidigung 

Die dem Pazifismus verpflichteten Kon- 
zepte gehen von der Prämisse aus, daß die 
Unvereinbarkeit von zivilen und militäri- 
schen Normen im Nuklearzeitalter prinzi- 
piell nur durch eine grundsätzliche Absage 
an das Gewaltprinzip und das heißt: die Ab- 
schaffung aller Doktrinen, Mittelund Arse- 
nale militärisch-gewaltsamer Konfliktaus- 
tragung, zu beseitigen ist. Den VertreterIn- 
nen dieser Strategie schwebt eine "struktu- 
relle Angriffsunfähigkeit" im Sinne einer 
Friedfertigkeit der Gesellschaftvor,umden 
KriegalsMittelder Konfliktbewältigungein 
für allemal zu eliminieren. (Die Merkmale 
dieser KonzeptewerdenanandererStellein 
diesem Heft diskutiert unddeshalbhhier aus- 
gelassen. Red.) 

Mit dem Konzept deszivilen Widerstands 
oderdersozialen Verteidigungliegteinweit- 
gehendbekanntesunddurchdiskutiertesPo- 
litikkonzept vor, dessen Mittel und Ziel die 
gewaltfreie Konfliktlösung ist. An Stelle des 
militärischen Widerstands gegen bewaffne- 
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eu re er 


Militärische Verteidigung 


Nicht-militärische Verteidigung 


Ubereinstimmung in den Zielen: 


-G 


-Abschreckung/Abhaltung 
laubwürdigkeit 
‚der Verteidigung 


- „Einbungim Frieden 
er BRRNER 
Unterschiede: 


Gefahr/Bedrohung: 
Pression oder Aggression durch WVO 


Kriegsgrund: 
Verletzung derterritorialen Integrität 


Waswird verteidigt: 
territoriale Bezichung 


te Interventionen tritt derzivile Widerstand 
der Bevölkerung und der Regierung. 


Die moralische undpraktische Vorberei- " 


tung des zivilen Widerstands hat zum’ Ziel, 
die Demokratie einerseits so verteidigens- 
wertzu gestalten, daß die BürgerInnen auch 
unter Lebensgefahr zu ihren Idealen stehen 
und andererseits das Risiko durch massen- 


Pression oder Aggression durch WVO 
Intervention durch Allüierte 
Staatsstreich, Putsch 


Verletzung der sozialen Struktur 

Identität 

organisationelle /assoziationelle 
iehung 

keine militärischen Ziele 

hoher Aufenthaltspreis 

immun gegen Drohung 


Nichtzusammenarbeit 


Gesellschaft sine qua non der Verteidi- 
gung 


Realbild: Kontakt nicht abbrechen 


Rückkehr zur Politik 


offensive nicht-militärische Strategie 
zur Beeinflussung des Gegners 


anderen Worten: EsmußinersterLinieeine 
‚Antwortdaraufgegebenwerdenkönnen,wie 
denn ein Politi und Demokratisie- 

aussehen und wie er in Gang 
gesetzt werden könnte. Die Kontroverse: 
DefensivverteidigungoderSozialeVerteidi- 
gung muß in der Weise fruchtbar gemacht 
werden, als aus beiden Diskussionszusam- 


Eine solche Strategie muß zum einen das 
Verhalten eines Gegners durch Verminde- 


rung der Bedrohung und wechselseitig der 
Bedrohtheit durch ihn zu beeinflussen ver- 
suchen. Der zweite Teil der Friedensstrate- 
gie setzt im Inneren der Gesellschaft anund 
untersucht, was für eine Wehrstruktur mit 
der gesellschaftlichen Ordnung und Ent- 
wicklung sozial verträglich ist.(9) 

Auseinersolchen Analyseließensicheine 
Reihe von politischen Kriterien zur Demo- 
kratisierung der Sicherheitspolitik ableiten: 

1. Eine Handlung, für dieniemand (kein 
Politiker) die Verantwortung übernehmen 
kann,giltnachdenKriterieneinerneuenVer- 
antwortungshaltung im Rahmen der Frie- 
densstrategiealsethisch nicht legitimierbar. 
Essindnurnoch Entscheidungenzu treffen, 
diereversibelsind, alsonichtSachzwängefür 
Generationen von Nachkommen schaffen 

2. Zumindest die Überlebenssicherung 
desGesamtsystemskannnichtdeneinzelnen 
Bereichen (Verteidigungsministerium, ein- 
zelnen Politikern) überlassen bleiben. Eine 
politisch-institutionelle Verankerung der 
Verantwortlichkeit hat zu erfolgen, die auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen ansetzt. 

3.Aufgaben im Rahmen derinstitutionel- 
len Verantwortung wären: 

a) Die der verschiedenen 
AspektederFriedensstrategieundihremög- 
lichen, bzw. wahrscheinlichen Folgen fürSi- 
cherheit, Abhaltefähigkeit, sozialeund öko- 
logische- und internationale Verträglich- 
keit. (Analog der vier Energiepfadmodelle 
der Enquete-Kommission zur Energiever- 
sorgung). 

b) Die Ausarbeitung von Parallelstudien 
entlangderNormen undKriterieneinesDe- 
mokratisierungsmodells und deren Diskus- 
sion in der Öffentlichkeit nach den Prinzi- 
pien von Partizipation und Transparenz. 

Wenn sich der Kongreß "Wege zur SV" in 
Minden denkonkreten Herausforderungen 
einer Demokratisierungsstrategie, die 
gleichzeitigeine Friedensstrategieist, stellt, 
dürfte die Diskussion einen großen Schritt 


Günther Baechler 


(aan, P- such Andreas Baro oder Gert Bastian 

(a.a.O.) 

(6% vol. Ebert, Soziale Vi 

Jürgen Tatz (hg.), Ist der Frieden noch zu retten?, 
S.189-205, hier: 5.202. 

(6: vel. era die Kontroverse zwischen dem 

ter von Dieter $. Lutz und dem 


Vermutungen... 


„über die Wende zur Sozialen Verteidigung 


Das Parlament: wird dort der Frieden 


eingeführt? 


Der Berliner Friedensforscher Theodor Ebert konkretisiert in 
diesem Beitrag seine Vorstellungen von der Umsetzung Sozialer 
Verteidigung über ein rot-grünes Regierungsbündnis. (Red.) 


Diehistorischen Erfahrungen mitzivilem 
Widerstand gegen militärische Interventio- 
nenhabenalsNebenproduktnochkeineAus- 
kunftüberden Wechselvondermilitärischen 
Verteidigung zur Sozialen Verteidigung 
gegeben, weil dieser Widerstand ohne Vor- 
ausplanung erfolgte und weil nach der Tat 
auch in den Staatsorganen nicht mehr 
darüber nachgedacht wurde, obundwieder 
Widerstand sich hätte vorbereiten lassen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg sind sogar 
mehrere neutrale Staaten, deren Erfahrun- 
genmit zivilem WiderstandbeiderEntwick- 
lungdesKonzeptsderSozialen Verteidigung 
durch die Friedensforschung eine große 
Rolle spielten, Mitglieder eines Militärpak- 
tesgeworden. Statt ihre zivile Widerstands- 


fähigkeit zu entwickeln, haben siegroße mi- - 


litärische Rüstungsanstrengungen getrof- 
fen.Ich denkehieran Norwegen, Dänemark 
und die Benelux-Staaten. 

Es gibt kein historisches Vorbild für den 
Wechsel. Es gibt nicht einmal gescheiterte 
Versuche. Es gibt eigentlich nur "Modelle 
der Umstellung von militärischer Verteidi- 
gung auf Soziale Verteidigung"(1).Ich habe 
diese ersten Überlegungen im Jahre 1981 
ergänzt um Überlegungen zu den ersten 
Schritten einer Institutionalisierung der So- 
zialen Verteidigung im Falle der Bildung 
einer rot-grünen Koalition auf Bundesebe- 
ne(2). 


Ausschlaggebend für unsere Überlegun- 
genüber eine Wende zur Sozialen Verteidi- 
gungist nun, daß diese Wendewohlkaumals 
einmaliger, totaler Umschlag erfolgen, 


sondern sich aus Teilvorgängen zusammen- , 


setzendürfte. Die BefürworterInnenderSo- 
zialen Verteidigung waren von Anfang an 
soweit historisch gewitzt, daßsievon derUn- 
gleichzeitigkeit des Wechsels zur Sozialen 
Verteidigung ausgingen, also von keiner 
Weltrevolution träumten und sich auch vor 
einer Weltregierung grausten, aber das 
Problem der Wende zur Sozialen Verteidi- 
gung in einem Lande gingen sie dann 
doch nach den Modellen der sprunghaften 
oder glatten Übergänge an. Typisch für die 
glatten, sanften Übergänge waren die Inte- 
grationsmodelle der sozialdemokratischen 
schwedischen Friedensforscher, typisch für 
den sprunghaften Wechsel waren eher die 
APO-orientierten deutschen Polarisations- 
modelle (s. Anm. 1). 

Ich halte den Entwurfbeider Modelle für 
einen nützlichen Schritt beim Ordnen der 
Gedanken undauch beim Entwurfvon Stra- 
tegien.Manmußsichnurrechtzeitigüberle- 
gen, welche Faktoren dazu führen könnten, 
daß die reale Entwicklung vom Modell ab- 
weicht. 

Peoples’ Power auf den Philippinen 

Das läßt sich sehr gut an der Entwicklung 
des gewaltiosen Aufstandes gegen das 
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Marcos-Regimeaufden Philippinenzeigen. 
Es gab auf den Philippinen durchaus die 
Vision des gewaltfreien Aufstandes, der 
peoples’powerineinerextensivenundınten- 
siven Kampagne, die sich über Jahre hinzie- 
hen kann, aufbaut, aber im Zuge dieser Re- 
volution von der Basis auch fähig wird, im 
Augenblick der Ablösung des Marcos- 
„Regimes in allen Bereichen von Staat und 
Gesellschaftgewaltfreie,solidarischePolitik 
zu machen. Gewaltfreie Gruppen, welche 
den Präsidentschaftswahlkampf von Cory 
Aquino unterstützt hatten, rechneten 
Anfang 1986 mit einer solchen langwierigen 
grass root Kampagne des zivilen Ungehor- 
sams. Frau Aquino mobilisierte "über die 
Inseln hüpfend" für diese Kampagne, als im 
Februar 1986inManilaeinStaatsstreichver- 
suchreformwilligerOffiziereplatzte,unddie 
dahinterstehendenundjetztvon Verhaftung 
bedrohtenMilitärpolitikerEnrile(Verteidi- 
gungsminister) und Ramos (stellvertreten- 
derGeneralstabschef) dieFlucht nachvorne 
antraten und mit Hilfe von Kardinal Sin 
"people power" zu ihrem Schutz mobilisier- 
ten und so den unerwartet frühen Sturz des 
Marcos-Regimes herbeiführten. 
GemäßdemModelldesgewaltfreienAuf- 
stands kam der Sturz von Marcos zu früh, 
ähnlich wie der Abzug der englischen Kolo- 
nialherrenfürGandhisModelleinerdasVolk 
wandelnden und erziehenden Satyagraha- 
Kampagne zu früh kam. Nun wäre es gewiß 
verkehrt, den vorzeitigen Erfolg, der eben 
den Menschen viele Leiden ersparte, zu be- 
klagen.ManmußnichtnurdieFeste,sondern 
auchdieSiegefeiern,wiesiefallen.DerSturz 
von Marcos war ein solcher Sieg und es hat 
keinen Sinn, der verpaßten Kampagne 
zivilen Ungehorsams gegen das Marcos 
Regime nachzutrauern und die tatsächliche 
spontane Leistung von people power madig 
zu machen, - was keineswegs ausschließt, 
sondernaucherforderlichmacht,aufdieaus- 
stehendensozialenStrukturreformenhinzu- 
weisen und der Ideologisierung der histori- 
schen Leistungvon peoplepower entgegen- 
zuwirken. 


Graswurzelrevolution in der BRD? 

Es gibt auch in der Bundesrepublik die 
VisionderGraswurzelrevolutionunddessie 
krönenden gewaltfreien Aufstands-undich 
binstolzaufmeinen Anteil an dieser Vision. 
Darumfühleichmichjetztauchverpflichtet, 
dieses nützliche Modellmit denin derBRD 
heute relevanten intervenierenden Fakto- 
renin Verbindungzubringen. Wasdabeiaus 
derSichtvonModellbauern Störfaktorenzu 
sein scheinen, können auch Chancen sein, 
dem Wechsel zum alternativen Staatstyp so 
nahezu kommen, daß er dannauchvollends 
gelingen kann. 

DieGründungder”Grünen"alsParteikam 
vielen Anhängern einer Graswurzelrevolu- 
tionzumindestzufrühunddieErfolgeanden 
Wahlurnen ließen sie die Schwächen und 
inneren Widersprüche dieses Unterneh- 
mensnicht vergessen. Die Grünen ssindaber 
heute ein intervenierender Faktor, mit dem 
auch die Modellbauer rechnen müssen, und 
sie sind auch ein Hoffnungsträger. Da die 
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Grünen vom staatlichen Monopol physi- 
scherGewaltsamkeitzugewaltfreienStaats- 
organen fortschreiten wollen und siedarum 
auch explizit die Soziale Verteidigung zu 
ihrem spezifischen Verteidigungskonzept 
erklärt haben, stellt sich im Blick auf den 
Wechsel des staatlichen Idealtypus und der 
Verteidigungsmethode die Frage, welche 
Rolle die Grünen dabei spielen. Dieselbe 
Frage wurde vor der Gründung der Grünen 
im Blick auf die Jungsozialisten gestellt und 
esist auch möglich, daß sie nach einem evtl. 
ScheiternderGrünenerneutimBlickaufdie 
innerparteilicheOppositionderSPDgestellt 
werden müßte. Das Problem ist: Was kann 
eine Minderheit, welche die Soziale Vertei- 
digung befürwortet, in einer Situation errei- 
chen, in der sie zur Regii ng als 
kleinerer Partner erforderlich ist? Meines 
Erachtens kann eine eigenständige grüne 
Partei mehr erreichen als eine i 
linke Fraktion in der SPD - und die SPD- 
Linke hat die größten Du. 
cen, wenn ihre Parteifreunde zur Ablösung 
einer konservativen Regierung auf einen 
grünen Koalitionspartner angewiesen sind. 
Die Forderungen der GrünenundderSPD- 
Linken können allerdings nur dann auf das 
zur Wende erforderliche Niveau hochge- 
schraubtwerden,wennfürdieSPD-Rechten 
eine große Koalition nicht in Frage kommt 
und auch kein anderer kleiner Koalitions- 
partner (wie die FDP in Hamburg) zur Ver- 
fügung steht. Diese Konstellation kann sich 
auf Bundesebene bei den nächsten Wahlen 
it unddie; ichenPro- 
blemeeines Wechselsder Verteidigungspo- 
litik mußten sogar bereits im Blick auf die 
Bundestagswahl 1987 durchdacht werden. 


Die Soziale Verteidigung als Thema 
rot-grüner Koalitionsverhandlungen 
Die Modelle der Umstellung auf Soziale 
Verteidigung sind bisher immer davon aus- 
gegangen, daßdiese Umstellungersterfolgt, 
nachdem die Mehrheit der Bevölkerung für 
diesen Wechsel gewonnen wurde. Dieses 
"Gewinnen der Mehrheit" hat man sich als 


einen vorgestellt, also 
einerMisch: 'rfahru: 
gewaltfreiem Widerstand in der Innenpoli- 
tikun. 

die: i Perspektiven (3).Nun 
ist zwar das theoretische und praktische 
Wissen über gewaltfreie Aktionen in der 


BRD in den letzten 30 Jahren exponentiell 
gewachsen, aber es können weitere Jahr- 
zehnte ins Land gehen, bis eine bewußte 
Mehrheit sich ausdrücklich für eine gewalt- 
freie Politik in allen Bereichen staatlichen 
Handelns entscheidet. Lassen jedoch die 
Grünen sich vor der Zeit auf eine Koalition 
mit der SPD ein, laufen sie Gefahr, sich mit 
dertraditionellen Vorstellungvom Staat als 
Monopolisten legitimer Gewaltsamkeit ab- 
zufinden. Diese Gefahristakut.DieGrünen 
werdenihramehestenerliegen,wennsiesich 
bei Koalitionsabsprachen nur für die men- 


teressieren, aber dieMinisterienfürInneres 
und Verteidigungmit einergewissen Selbst- 
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verständlichkeit der SPD überlassen. 

Solch falsche Bescheidenheit hätte zur 
Folge, daß die Soziale Verteidigungin einer 
rot-grünen Koalition überhaupt nicht zum 
Zuge käme, allenfalls bei den Forschungs- 
ausgaben mehr als bisher berücksichtigt 
würde, Wenn man sich also nicht mit mini- 
malen Zugeständnissen, wozu auch ein 
Referat in einem für Abrüstungsfragen zu- 
ständigen Ministerium gehören könnte, ab- 
finden möchte, dann muß man sich konzep- 
tionell und organisatorisch auf die Situation 
derKoalitionsverhandlungenzwischenSPD 
und Grünen vorbereiten, auch wenn dies 
nicht richtig zur Vision einer "gewaltfreien 
Bewegung" und "Graswurzelrevolution” 
Br konzeptionellen Vorbereitung 
gehört,daßmaneineeigeneBedrohungsan- 
alyse vorlegt und entsprechende Abhalte- 
strategienvorschlägt undsichdannüberlegt, 
in welchem Verhältnis das SPD-Konzept 
einerstrukturellenDefensivitätzurSozialen 
Verteidigung steht. 

Zur organisatorischen Vorbereitung 
gehört,daßinnerparteilichundaußerpartei- 
lich die Befürworter der Sozialen Verteidi- 
gung sich zusammenschließen, um gemein- 
sam Druck auszuüben, egalob man diesnun 
Netzwerk oder Bundesverband für Soziale 
Verteidigungnennen will. 


SPD: Defensivverteidigung 

Die Verteidigungs- und Abrüstungsex- 
perten der SPD orientierten sich an einem 
Konzept der strukturellen Nichtangriffsfä- 


higkeit(4), dasletztlichaufdiestrategischen 
Überlegungen Horst Afheldtszur"Defensi- 
ven Verteidigung" zurückgeht. Allerdings 
bestehen zwischen den sehr gemäßigten 
Übergangsvorstellungen der SPD und dem 
radikalen Ziel-Modell Afheldts erhebliche 
Unterschiede. Deswegen sehen einige 
Grüneihre Aufgabe darin, sichzu Anwälten 
einermöglichstschnellenundradikalenRea- 
lisierung der Vorstellungen Afheldts zu 
machen. Dieses Verfahren halteich fürpro- 
blematisch, weil die "Defensive Verteidi- 
gung" zwar rationaler ist als die gegenwärti- 
ge atomare Abschreckungsstrategie, aber 
dochimFallederAnwendungmöglicherwei- 
sekatastrophaleFolgen hätte. Esist nämlich 
nicht auszuschließen, daß ein von Defensiv- 
maßnahmenaufgehaltenerAggressorzuEr- 
pressungsschlägengegen Bevölkerungszen- 
trengreift. AßerdemistdieObergrenzeder 
bei der Defensiven Verteidigung einkalku- 
lierten Verluste undeutlich. Ein wichtiges 
DefizitinderBedrohungsanalyeist,daßsich 
die Defensive Verteidigung nur gegen eine 
militärische Bedrohung durch den War- 
schauer Pakt richtet, nicht jedoch gegen die 
möglicherweise viel akuteren Gefahren 
einer militärischen Intervention von Bünd- 
nispartnernodereinesStaatsstreiches(siehe 
Abb. 1). Nun werden die meisten SPD-Poli- 
tiker die Existenz der beiden letztgenannten 
Gefahren wahrscheinlich bestreiten bzw. 
daraufverweisen, daß gerade ihre gemäßig- 
te Vorgehensweise dem Anwachsen dieser 
Gefahren den Nährboden entziehe. 
Dennoch müßten die Erfahrungen einiger 


Demokratien mit Staatsstreichen die SPD 
zur Vorsicht undzu entsprechenden Vorbe- 
reitungen mahnen. Daß sich die Geheim- 
dienste einiger unserer Bündnispartner in 
derNATOnichtaneinrechtsstaatlichesVer- 
fahrenhalten, isthinlänglichbekannt. Wenn 
esin der Bundesrepublik sogar unter einer 
konservativenRegierungeinenbewaffneten 
Rechtsextremismus gibt, dann müßte man 
unter einer rot-grünen Koalition erst recht 
mit Aktionen solcher Gruppen rechnen. Es 
istzwar die Aufgabevon Verfassungsschutz 
und Polizei, solche Gefahren abzuwehren, 
aberbeieinersichsteigerndenKrisekönnten 
diese Organe rasch überfordert sein, oder 
auchdurchrepressiveMaßnahmenzurEska- 
lationbeitragen. Dasichdiese Diensteinder 
Vergangenheit vorallem ausdemkonserva- 
tiven Spektrum rekrutiert haben, wird sich 
eine von rechts bedrohte Regierung auf die 
Leistungen dieser Staatsorgane nicht allein 
verlassen können. Hier bietet das Konzept 
derSozialen VerteidigungeinewichtigePer- 
spektive, weil in seinem Rahmen Bürger- 
rechtsorganisationenineigener Verantwor- 
tung tätigwerden können. 


Marsch durch die Institutionen 


DerheikelsteGegenstandderKoalitions- 
verhandlungen dürfte das Verteidigungs- 
konzept gegenüber dem Warschauer Pakt 
sein. Als prinzipiell (nach innen und außen) 
gewaltfreie Partei können die Grünen dem 
Verteidigungsetat eigentlich nicht zustim- 
men. Ein solch prinzipielles Nein könnte 
jedoch unter Umständen über Jahrzehnte 
die Ablösung der konservativen Regierung 
unmöglichmachen.Dieskönnteauchbeider 


Verbündeter. 


bzw. miteinander konkurrieren 


gar nicht so unwahrscheinlichen Erhaltung 
desäußerenFriedensinEuropafataleFolgen 
auf vielen Feldern haben, wo die Ökologie- 
bewegung Zeitbombentickenhört.Auchge- 
waltfreieFundamentalistenmüssenalso das 
starke Interesse der Ökologiebewegung an 
einer baldigen Ablösung der gegenwärtigen 
Regierung berücksichtigen. Die Vertrete- 
Innen der Sozialen Verteidigung müssen 
darumeinKonzept ausarbeiten,dasdenweit 
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Bereich, In dem Defensive Verteidigung und Soziale Verteidigung sich ergänzen 
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größeren KoalitionspartnerimBlickaufden 
Ausstiegausdermilitärischen Verteidigung 
nichtüberfordert unbddoch denrealen Ein- 
stiegin dieSoziale Verteidigungermöglicht. 
Die Einigung zwischen SPD und Grünen ist 
möglich, weil zur Defensiven Verteidigung 
auch einezivile Komponente gehört (5), die 
aber nicht nur eine Ergänzung der militäri- 
schen Verteidigung darstellt, sondern eine 
strukturellautonome Verteidigungsmetho- 
de ist, welche jederzeit die Option eröffnet, 
sich ausschließlich ihrerzu bedienen. Eine 
militärische Verteidigungkann nur dannals 
strukturll nichtangriffsfähig bezeichnet 
werden, wennihrauch die Fähigkeit abgeht, 
vom Aggressor besetztes Gebiet wıecer 
mittels militärischer Operationen zu befrei- 
en. Zur Strategie der Defensiven Verteidi- 
gunggehörenalsounumgänglichauchÜber- 
legungenzum Verhaltender Bevölkerungin 
besetzten Gebieten oder auch in einem be- 
setzten Land. Hier können die Grünen auf 
die Entwicklung der Fähigkeit zum zivilen 
Widerstand drängen, wobei sich von selbst 
versteht, daß die Fähigkeit zum zivilen Wi- 
derstand, dieoffizielleinBestandteilderDe- 
fensiven Verteidigung ist, sich auch im Falle 
eines Staatsstreichs oder einer Intervention 
von Alliierten bewähren könnte und auch 
daß für den Ernstfall die Regierung immer 
nochdieMöglichkeithat,aufdenEinsatzmi- 
litärischerMittelzuverzichtenundvonvorn- 
herein auf denzivilen Widerstand zu bauen. 
Solche Vorstellungen spielen auch in der 
Schweiz undin Österreich eine Rolle (6). 
Die Grünen sollten klar machen, daß sie 
sich im Krisenfall immer gegen den Einsatz 
militärischerMittelineinererstenPhaseder 
Defensiven Verteidigung und für den aus- 
schließlichgewaltfreienWiderstand,alsodie 
autonome Verwendung der Phase2 der De- 
fensiven Verteidigung, einsetzen würden. 


35 


Ende der militärischen 
Kampfhandlungen 


Institutionalisierung der Sozialen 
Verteidigung 

DieSoziale Verteidigungistzunächstvon 
einzelnen PazifistInnen und Friedensfor- 
scherInnenvon Basisgruppen derÖkologie- 
und Friedensbewegung vorgeschlagen und 
in ihren Umrissen auch konzeptionell ent- 
wickelt worden. Der Fortsetzung dieses ba- 
sisdemokratischen Ansatzes entspricht die 
Ausbildung eines eigenverantwortlichen 
Netzwerks interessierter Gruppen und die 
FormierungeinesBundesverbandesSoziale 
Verteidigung als repräsentativem Organ. 

Da die Soziale Verteidigung aber nicht 
allein eine Angelegenheit von Bürgerinitia- 
tiven und Verbänden, sondern auch eine 
Form der demokratischen Selbstbehaup- 
tung von Staatsorganen ist, muß auch auf 
dieser Ebene eine dynamische Form der In- 
stitutionalisierung gefunden werden. Da es 
sichumeineneuesozialeErfindunghandelt, 
die noch weiter entwickelt werden muß, hat 
eskeinen Sinn, diese Aufgabe wie in Öster- 
reichdieGesamtverteidigungdurchdasBun- 
deskanzleramt ohne eigene Behörde koor- 
dinierenzu lassen. EsbedarfeinerneuenIn- 
stitution,dieForschung,aktivierende Befra- 
gung, experimentelle Erprobung und syste- 
matische Einübung zu leisten vermag. Ich 
habeder Fraktion derGrünenim Bundestag 
bereits 1984 empfohlen, ein "Bundesamt für 
zivilen Widerstand" zu fordern, das sich mit 
der zivilen Phase der Defensiven Verteidi- 
gungundderzivilen Abwehrallerbewaffne- 
ten Eingriffe in den demokratischen Prozeß 
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Abzug der Invasoren 


-im Sinnevon Art. 20,4 desGrundgesetzes- 
zubefassenhat.DasBundesamtsollzunächst 
die Forschung anregen und im Hinblick auf 
bestimmte Gefahrensituationen sich bei 
staatlichen Organen und gesellschaftlichen 
Verbänden nach Widerstandsmöglichkei- 
tenerkundigen. DerSachenachgehtesnicht 
um das Anordnen von Widerstand, sondern 
um die "aktivierende Befragung” und Bera- 
tung,umHilfestellungundKoordinationder 
Vorschläge unter strategischen Gesichts- 
punkten. Das Bundesamt könnte dem Bun- 
deskanzleramt oder auch dem Verteidi- 
gungsministerium zugeordnet werden. Ich 


habe-unterder Voraussetzung, daßsichein 
verständnisvoller Minister findet und die 
Grünen maßgeblich sind bei der Besetzung 
des Bundesamtes- die Zuordnungzum Ver- 
teidigungsministerium empfohlen, damit 
auch innerhalb des Verteidigungsministe- 
riumseineUmorientierungmöglichwirdund 
sichden Wehrpflichtigen diePerspektiveer- 
öffnet,sichübereinenlängerenZeitraumbe- 
rufsspezifisch zum Widerstandsberater (als 
Alternative zum Militärdienst und zum Zi- 
vildienst der Kriegsdienstverweigerer) aus- 
bilden zu lassen. 

Dadieöffentliche VerwaltungbeiderSo- 
zialen Verteidigungan dervordersten Front 
steht (7), verspreche ich mir gerade von der 
institutionellen Integration des Wider- 
standsgedankensindenStaatsapparatdurch 
den Aufbau eines Bundesamtes für zivilen 
Widerstandeinen historischen Sprung nach 
vorn. WährendMaxWeberimMonopolphy- 
sischer Gewaltsamkeit noch das charakteri- 
stische Kennzeichen des modernen Staates 
sah - und das galt für moderne Staaten aller 
politischer Ausrichtungen, also für Diktatu- 
renwie Demokratien-hoffeich, daßin nicht 
allzu ferner Zukunft das Kennzeichen des 
modernen demokratischen Staates sein 
wird, daß seine Organe und seine BürgerIn- 
nen zum zivilen Widerstand fähig sind und 
derphysischenGewaltsamkeit-auchimFalle 
dermilitärischenBedrohung-nichtmehrbe- 
dürfen, umsichzu behaupten. Eswirdsicher 
nicht leicht sein, eine solche zivile Behörde 
neuenTypsaufzubauen,aberichhaltegerade 
auchdiesesUnterfangenimUrsprungfürein 
Graswurzelprojekt. 

Theodor Ebert 


(Schlußkapitel der Vorlesung "Soziale 
Verteidigung” im Wintersemester 
1987/1988 an der Freien Universität Berlin 
(gekürzt) 


Anmerkungen: b e 
1)Soder Titel meines Aufsatzes in: Gewaltfreie Aktion 
53/54, 1982 

2) Th.Ebert, Schritte zur Sozialen Verteidigung. Vom 
Graswurzeiprojekt zum Bundesamt für zivilen Wider- 
stand. In: GWR Nr. 98/99, Nov. 1985, 5. 24-28 

3) Th.Ebert, Wie das Volk lernt, die Soziale Verteidi- 
gung zu wollen oder Der lange Marsch zur Wider- 
standsbereitschaft. In: Ders., Soziale Vertekligung, 
Waldkirch 1981, Bd 2, 5. 104-113 


4) Dieter S. Lutz, Zur Theorie Angriff- 
sunfähigkeit. Genesis, Definition und Kriterien Struk- 
tureller igkeit im Rahmen 


militärische Be ana 
im Blick auf Österreich. In: Josef Binter, Wilfried Graf 


'erwaltungen und Friedensinitiativen 
a SELL0T, In: Gewaltfreie Aktion, 


Wege Zur Sozialen Verteidigung = 


Warten bis zum St.Nimmerleinstag? 
Überlegungen zur politischen Durchsetzung der Sozialen Verteidigung 


Kann Soziale Verteidigung 
über den parlamentarischen 
Weg oder nur über eine sozialre- 
volutionäre Umwälzung her- 
beigeführt werden? Christoph 
Besemer sieht in der Kombina- 
tion beider Strategien keinen 
Widerspruch. (Red.) 


DieFrage,obundwieeineSoziale Vertei- 
digung funktionieren könnte, stand lange 
ZeitimMittelpunkt der Veröffentlichungen 
und Diskussionen zum Thema Soziale Ver- 
teidigung. Mehr und mehr rückt nun das 
Problem, wie sich die Soziale Verteii digung 
politisch durchsetzen und institutionellver- 
ankernläßt(oderauchnicht),inden Vorder- 
grundderÜberlegungen.Diese Fragegehört 
auch zu jenen Streitpunkten, die selbst bei 
BefürworterInnen der Sozialen Verteidi- 
gunggrundsätzliche Meinungsverschieden- 
heitenauslösen.ImKerngehtesumdieFrage, 
ob und inwieweit eine gewaltfreie Soziale 
Verteidigung von einem ein Gewaltmono- 
pol beanspruchenden Staat organisiert und 
durchgeführt werden kann. 

Ichmöchte hier den Versuch machen, aus 
den vorhandenen Diskussionsbeiträgen zu 
diesem Thema und eigenen Ideen eine rea- 
listische Strategiezur Durchsetzung der So- 
zialen Verteidigung zu entwickeln, die viel- 
leicht manche Gegensätzlichkeiten über- 
brückt. DaesanderZeitistundauchmöglich 
ist, erste gemeinsame Schritte in Richtung 
Soziale Verteidigung zu gehen, haben das 
erstebundesweite TreffenzurSozialen Ver- 
teidigung in Mannheim und der gemeinsa- 
me Beschluß, einen Kongreß "Wege zur So- 
zialen Verteidigung” im Juni 1988 durchzu- 
führen, gezeigt. 


Voraussetzungen 
der Sozialen Verteidigung 


Wie noch gezeigt werden wird, ist es für ö 


eine politische Durchsetzungsstrategieschr 
bedeutsam, von welchen - zu schaffenden - 
Voraussetzungen für eine erfolgverspre- 
chende Soziale Verteidigung wir ausgehen. 
EsließesicheineganzeListevon Vorausset- 
zungen erstellen, die idealerweise gegeben 
seinsollten. DochfürunsereZweckesindzu- 
nächst nur dieunbedingt notwendigen Vor- 
aussetzungen wichtig, ohne die idealen frei- 
lich aus den Augen zu verlieren! 

Wenn wir ein Interesse daran haben, 
Soziale Verteidigung möglichst früh Wirk- 
lichkeit werden zu lassen - und nicht erst am 
"St.Nimmerpleinstag" -, müssen wir von den 


gegebenen und in absehbarer Zeit verwirk- 
lichbaren Voraussetzungen ausgehen. 
Meiner Ansicht nach gibt es sechs Minimal- 
voraussetzungen, die für eine halbwegs er- 
folgversprechendeSoziale Verteidigungun- 
bedingt gegeben sein müssen: 

1. Kein Einsatz von (noch bestehendem) 
Militär auf Seiten der VerteidigerInnen 
(Verzicht auf militärische Verteidigung). 

2. Die Bereitschaft der Bevölkerung, Wi- 
derstandzuleisten, sichaufdieFormderSo- 
zialenVerteidigungeinzulassenundsienicht 
durch Kollaboration zu unterlaufen. 

3. Das Wissen über die Grundprinzipien 
derSozialen VerteidigunginbreitenKreisen 
der Bevölkerung. 

4. Widerstandsfähigkeit und -erfahrung 
der Bevölkerung, was obrigkeitsstaatliches 
Den-ken ausschließt und die Fähigkeit zur 
demokratischen Selbstorganisation voraus- 
setzt. 

5. Ein gutes und funktionsfähiges dezen- 
trales Kommunikationsnetz. 

6. Eine gewisse wirtschaftliche Dezentra- 
lisierung, zumindest keine lebenswichtige 
‚AbhängigkeitvonwenigenzentralenBetrie- 
ben. Auf jeden Fall sollte die Energie- und 
Lebensmittelversorgung auch bei Ausfall 
zentraler Einrichtungen sichergestellt 
werdenkönnen. Dieldealvoraussetzungen 
wären eine weitgehend dezentralisierte 
Wirtschaft mit angepaßter Technologieund 
selbstverwaltetenBetrieben,basisdemokra- 
tische gesellschaftliche Entscheidungspro- 


zesseundMenschen,diesichdurchSelbstän- 
digkeit, Einsatz- und Widerstandsbereit- 
schaft und Solidarität untereinander aus- 


zeichnen. Diese Idealvoraussetzungen 
sollten-nicht nurausGründender Verteidi- 
gung - zu erreichen versucht werden, wenn 
die Minimalvoraussetzungen bereits ver- 
wirklicht worden sind. 


Träger der Veränderung 


Wer kann nun die Veränderungen durch- 
setzen, die eine wirksame Soziale Verteidi- 
gung erfordert? 

Der Verzicht auf den Einsatz von Militär 
zur Verteidigungkannameinfachstendurch 
einen Beschluß der jeweiligen Regierung 
bzw. Parlamentsmehrheit verwirklicht 
werden (1). Eine Regierung, die eine solche 
Entscheidung trifft, bräuchte dafür nicht 
einmal ein WählerInnenvotum für die 
Soziale Verteidigung eingehdit haben. 
Soziale Verteidigung kann also in diesem 
Punkt- beim gegenwärtigen parlamentari- 
schenSystemderBRD-"vonoben",d.h.ohne 
(Mehrheits-JEntscheidung der WählerIn- 
nenschafteingeführtwerden. Punktzweider 
MinimalvoraussetzungenfürSozialeVertei- 
digungweistzweiverschiedeneAspekteauf: 
einerseits ist aufgrund der historischen Er- 
fahrungen mit gewaltlosem Widerstand an- 
zunehmen, daß die Mehrheit der Bevölke- 
rung eine von oben "angeordnete" Soziale 
Verteidigung mittragen würde. Natürlich 
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wäreeine"aktive” Mehrheit besser, aberwir 
wollen zunächst von den Minimalanforde- 
rungenausgehen.Andererseitskanneineall- 
gemeine Widerstandsmotivation nicht er- 
zwungen werden, sondern muß der Zufrie- 
denheitundderweitgehenden Zustimmung 
zu den bestehenden gesellschaftlichen Ver- 
hältnissen i 


entspringen. 

Die allgemeine Kenntnis der Prinzipien 
der Sozialen Verteidigung kann relativ 
schnelldurcheineoffzielleAufklärungskam- 
Ppagneerreichtwerden,aberauch-etwaszeit- 
aufwendiger und mühsamer - durch Infor- 
mationsarbeit unabhängiger Gruppen und 
Organisationen. Widerstandsfähigkeit und 
Widerstandserfahrung können schwerlich 
vonRegierungsseite"vermittelt"oder"orga- 
nisiert"werden.Siesindvielmehr ein Ergeb- 
nisvon Erfahrungen mit WiderstandundZi- 
vilcourage,diejede/rselbstinseinem/ihrem 
Lebensbereich sammeln muß undkann. 

DiebeidenletztenMinimalvoraussetzun- 
gen,einfunkti igesKommunikations- 
system und die Unabhängigkeit vonzentra- 
lisierten Versorgungseinrichtungen, 
könnensowol ierungshandelnals 
auch durch Selbstorganisation an der Basis 
erreichtwerden,ambestendurcheineKom- 
bination von beidem. 


Soziale Revolution 
und Widerstandskultur 


DieidealenV: 
lich als Ergebnis von staatlichen Maßnah- 
menvorstellbar, daesineinersobeschriebe- 
nen Gesellschaft keine Regierung im jetzi- 
gen Sinne mehr gibt, deshalb auch erhebli- 
cher Widerstand bislang herrschender 
Kreise zu erwarten ist. Eine solche Gesell- 
schaft würde auf Selbstverwaltung und ba- 
sisdemokratischen Entschei 
senberuhen, waswiederum dieEEigenaktivi- 
tät der Betroffenen voraussetzt. 

Die idealen Voraussetzungen für eine 
Soziale Verteidigung können also wohl nur 
Ergebnis einer sozialen Revolution sein. 
Nähme man die Idealvoraussetzungen zum 
Maßstab für die Einführung der Sozialen 
Verteidigung, würde sie dasin unerreichba- 
reFernerücken. 

DieMinimalvoraussetzungendagegener- 
scheinengar nicht mehr so"utopisch". Viele 
der Minimalvoraussetzungen könnten 
durch Regierungshandeln geschaffen bzw. 

-unddasauchnochschnel- 
ler als durch Basisaktivitäten. Nur: Die 
Punkte "Widerstandsbereitschaft", "Wider- 
standsfähigkeit" und "Widerstandserfah- 
rung" würden den BürgerInnen "erspart" 
bleiben, wenn dieSoziale Verteidigungaus- 
schließlich von oben durchgesetzt und vor- 
bereitet würde, - und ohne diese "Wider- 
standskultur" würde die Soziale Verteidi- 
gung sicher früh zusammenbrechen... 

‚Außerdem muß durch Druck von unten 
und neuen politischen Mehrheiten die Re- 
gierung erst einmal auf einen solchen Kurs 
gebracht werden. Und dazu braucht es wie- 
derumaktiveBürgerInnen!DengroßenWir- 
kungsmöglichkeiten von Seiten des Staates 
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Sozialrevolutionärer und parlamentarischer Ansatz: Gegensatz oder! Ergänzung? 


stehtalsoimmerdieNotwendigkeiteineren- 
gagierten Bevölkerung gegenüber! Dieses 
"Dilemma"-daswirzumGlück haben!-muß 
beiallen Umstellungsstrategien berücksich- 
tigt wer-den! 


Probleme 
bisheriger Umstellungskonzepte 


Es gibt mittlerweile einige verschiedene 
Vorschläge und Gedanken zur Durchset- 
zungund VorbereitungderSozialen Vertei- 
digung(2). Ichmöchte hiernicht auf dieein- 
zelnen Konzepteeingehen, sondernanhand 
einer Gegenüberstellung vereinfachterund 
überzeichneterModelle die Probleme deut- 
lich machen und meinen Lösungsvo: 
daraus ableiten. Es ist mir klar, daß keiner 
der verschiedenen Autoren eines dieser 
Modelle in Reinform vertritt. Diese Unter- 
stellung ist meines Erachtenseineder Ursa- 
chen der hitzigen Diskussion über diese 
‚Frage. Für meine Zwecke verwende ich 
jedoch die bewußt einseitig gehaltenen 
Modelle, ohne sie bestimmten Personen zu- 
zuordnen. 

Ich unterscheide im folgenden einen "so- 
zialrevolutionären” undeinen "parlamenta- 
rischen" Ansatzsowieden"Komitee-Gedan- 
ken". 


Der sozialrevolutionäre Ansatz 
Der "sozialrevolutionäre Ansatz" weist 


zurecht darauf hin, daß das Militär nicht 
einfach ein "Baustein" der bestehenden Ge- 


sellschaftsordnung ist, der ohne weiteres 
durch einen anderen, nämlich durch die 
Soziale Verteidigung ersetzt werden kann. 
Wirtschaft, Staat und Gesellschaft sind in 
vielfältiger Weisemit demMilitärverknüpft 
undaufesangewiesen,sodaßesnichtfolgen- 
los durch die völlig andersgeartete Soziale 
Verteidigungausgetauschtwerdenkann.Po- 
litisch und wirtschaftlich einflußreiche 
Kräftewerden sich solchen Veränderungen 
energischwidersetzen.SozialeVerteidigung 
erfordert deshalb zuerst die Überwindung 
des gegenwärtigen politischen und wirt- 
schaftlichen Systems. 

SoeinleuchtenddieKritikander"Baustei- 
ne"-Theorieist,sounverständlichistdiestra- 
tegischeSchlußfolerung, daß erst dasGanze 
"umgekrempelt” werden müsse, bevor ein 
Bestandteil des alten Systems verändert 
werden könne. Um wieviel schwerer dürfte 
essein, eine umfassende soziale Revolution 
zustandezubringen, als eine wesentliche 
Stütze des Staates, das Militär, anzugehen! 
Und wenn das Militär eine solch wichtige 
Rolle spielt, könnte dessen Abschaffung ja 
der erste Schritt oder Anstoß einer sozialen 
Revolutionsein.Überdieslassensichfüreine 
begrenzte Veränderung sicherlich mehr 
Menschen mobilisieren als für eine umfas- 
sende Gesellschaftsveränderung. 

Der sozialrevolutionäre Ansatz gibt 
keinen realisierbaren und zeitlich begrenz- 
ten Wegzu seinem Zielanundläßt dieFrage 
‚offen, warum eine Bevölkerung, dieeinege- 
waltfreie soziale Revolution durchzuführen 
vermag, nicht schon vorher erfolgreich das 


Ohne Waffen — aber nicht wehrlos! 


Bundeskongreß 
Wege zur Sozialen Verteidigung 


Stadthalle Minden in Westfalen vom 17. - 19. Juni 1988 


Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 


Die großen Aufgaben der nächsten Jahrzehnte sind Abrüstung, ökologische Einpassung der Industriege- 
sellschaften und die gerechte Verteilung der Güter dieser Erde. Machen wir uns keine Illusionen: Das „Wei- 
ter-So“ der industriellen Wachstumsgesellschaften braucht die militärische Übermacht — besonders 
gegenüber der „Dritten Welt“. 


Wer vollständige Abrüstung will, wer aus weltweiter Verantwortung unsere Selbstbegrenzung in Produk- 
tion und Konsum befürwortet, muß rechtzeitig bedenken, daß ein solch grundlegender Wandel auch von 
außen und innen bedroht sein könnte. Werden denn alle Privilegierten aus Einsicht ihre Machtpositionen 
aufgeben? — Bei einem ökopazifistischen Umstellungsprozeß muß von Anfang an mit der Möglichkeit mili- 
tärischer Intervention gerechnet werden. 


Es genügt nicht, sich auf das Anwachsen der sozialen Bewegungen und auf neue Mehrheitsverhältnisse 

zu verlassen. Vielmehr müssen wir uns jetzt schon überlegen: 

— Wie kann akuter Kriegsgefahr begegnet werden? 

— Wie kann der Verwicklung der Bundesrepublik in aktuelle kriegerische Auseinandersetzungen Wider- 
stand entgegengesetzt werden? 

— Wie können die angestrebten Strukturveränderungen gegen militärische Eingriffe gewaltfrei verteidigt 
werden? 


Aus historischen Erfahrungen mit nichtmilitärischem Widerstand sind Konzepte der Sozialen Verteidigung 
entwickelt worden. Viele Kriegsdienstverweigerer beziehen sich in ihrer Gewissensentscheidung darauf. 
Ursprünglich wurde soziale Verteidigung lediglich als Widerstand gegen militärische Übergriffe von außen 
(Invasion) oder innen (Staätsstreich) definiert. Darüber hinaus machen die sozialen Bewegungen heute 
wichtige Erfahrungen in ihrem Widerstand. In zivilem Ungehorsam und anderen gewaltfreien Aktionen zei- 
gen sich Fähigkeiten, die der Vorbereitung auf Soziale Verteidigung dienen können. 


Der Bundeskongreß „Wege zur Sozialen Verteidigung“ soll die Vorschläge der Friedensforschung und die 
Erfahrungen der sozialen Bewegungen zusammenführen. Er soll das Wissen über Soziale Verteidigung 
verbreiten und vertiefen und Perspektiven zu ihrer Durchsetzung entwickeln. Wir laden alle Einzelperso- 
nen, Gruppen und Organisationen ein, die sich für Gerechtigkeit, Frieden und den Schutz von Mensch und 
Umwelt verwantwortlich fühlen ‚und die sich für die Entwicklung gewaltfreier Widerstands- und Verteidi- 
gungsformen einsetzen wollen. 


Wir hoffen, daß der Bundeskongreß vom 17. - 19. Juni 1988 in Minden einen Schritt darstellt auf dem Weg 
in eine Gesellschaft, die mehr und mehr in die Lage kommen muß, sich sozial verteidigen zu können, wenn 
sie nicht untergehen will. 


Mit freundlichen Grüßen Anfragen an: 

Kongreßbüro 

Aktionsgemeinschaft Friedenswoche Minden e.V. 
Der Trägerkreis Alte Kirchstraße 1a 

4950 Minden 


Tel.:0571-24339 
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Programm 
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Freitag, 17. Juni 1988 - Stadthalle 
11.00 Uhr Öffnung des Kongreßbüros zur Anreise, Quartiervergabe usw. 


16.00 Uhr ren Kongresses 
Dr. Hans Gressel, Präsident des Internationalen Versöhnungsbundes, Deutscher Zweig 
Grußworte: Landrat Heinrich Borcherding, Bürgermeister Heinz Röthemeier 
Podiumsdiskussion zur Kongreßeinführung unter den Leitfragen: 
— Was ist Soziale Verteidigung? 
— Warum ist Soziale Verteidigung jetzt eine geschichtliche Notwendigkeit? 
—Wodurch werden wir bedroht? 
— Ist Soziale Verteidigung zu verwirklichen? 
Diskussionsteilnehmer: Theodor Ebert, Prof. für Politologie an der FU Berlin 
Petra Kelly, MdB, Die GRÜNEN 
Christiane Schweitzer, Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen ° 
Moderation: Martin Singe, Initiative Kirche von unten 
Musikalische Umrahmung: Kammerorchester Lebenslaute 


18.30 Uhr Abendessen 

20.00 Uhr Ein Abend zum Zuhören/Moderation: Benjamin Pütter, Berlin 
„Erinnerungen und lebensgeschichtliche Erfahrungen aus der Friedensbewegung“ 
Gespräche mit Gert Bastian, Franz von Hammerstein, Robert Jungk, Helga Tempel 
Kabarett „Die Stichlinge“, Minden / Lieder mit Miriam Brinkmann und Birgit Berg 
Moritatengesang der „Frauen für den Frieden “, Minden 


22.30 Uhr Meditation mit Karin Zeitler oder Spätschoppen im Bürgerzentrum 


Samstag, 18. Juni 1988 - versch. Häuser der Altstadt 


7.45 Uhr Meditation 
8.30 Uhr Frühstück 
9.00 Uhr Arbeitsgruppen (siehe nebenstehende Seite) 


12.15 Uhr beosei pa-puns 
anschließend Möglichkeit zu 
— Gesprächen 


— Informationen über Arbeitsmaterialien 
— kulturellen Aktivitäten (Plakatgestaltung, Malen, Musik machen, Texte gestalten) 
- Karin Zeitler: Zu sich selber kommen. Bewegung und Besinnung 
— einer antimilitaristischen Stadtrundfahrt 
— einer Vorstellung des „Ernst Friedrichs Antikriegsmuseum“ (Tondiaserie) 
15.00 Uhr Fortsetzung der Arbeitsgruppen 
Zusätzlich: „Bürgergespräch“ — Betroffene erfinden neue Wege 
Organisation: Wortwerkstatt 
18.00 Uhr Abendessen auf eigene Rechnung 
19.00 Uhr Streitgespräch über verschiedene Verteidigungsformen 
Gesprächsteilnehmer: Andreas von Bülow (MdB, SPD); Kurt Biedenkopf (MdB, CDU) 
Vertreter/in der FDP; Roland Vogt (Die GRÜNEN); 
Theodor Ebert (Professor FU Berlin) . 
Gesprächsleitung: Karlheinz Koppe (Pax Christi) 


21.00 Uhr Kulturprogramm 
23.00 Uhr Spätschoppen im Bürgerzentrum 


Sonntag, 19. Juni 1988 - Stadthalle 


8.00 Uhr Frühstück 

8.30 Uhr Christliche Morgenandacht in der Martinikirche 
Gestaltung: Gruppe Senfkorn, Christliche Friedensleute Minden 
oder Quäkerandacht im Martinihaus 

10.00 Uhr Schlußveranstaltung / Moderation: N.N. 

Vier Kongreßbeobachter/-innen fassen die Arbeitsergebnisse des Kongresses zusammen und 
berichten über Meinungen und Vorschläge zur Weiterarbeit. 
Vertreter/-innen verschiedener Verbände, Organisationen und Initiativen nehmen Stellung zu 
ihren Möglichkeiten der Weiterarbeit. - 
Musikalische Umrahmung: Kammerorchester Lebenslaute 


12.30 Uhr Mittagessen 


be; a 


I. Wege und Konzeptionen der Sozialen Vortoldi- 
gung, militärische Strategien und Bedrohungen 
1 Einführung in die Soziale Verteidigung 
Ref. Eike Dechow 


2 Einführung in die Soziale Verteidigung, an hand von 
aufgearbeitetem didaktischem Material und einem 
Planspiel 
Ref. Paul Russmann, Ulli Stattmann, Andrea Pfeiffer 


3 erg Verteidigung und militärische Abrüstungsmo- 
jelle 
Ref. Wilhelm Nolte, Alfred Walter. 
Org. Richard Ackva 


4 Soziale Verteidigung und politische Friedenssiche- 
rung 
Ref. Gregor Witt 
Org. Gert Künzig 


5 Militarisierung Westeuropas im Verhältnis zum zivilen 
Europa. Chancen von Sozialer Verteidigung ange- 
sichts einer Militärgroßmacht Westeuropa? 

Ref. Roland Vogt 


6 Feindbildabbau und blockübergreifende Friedens- 
orbeit 
Ref. Heiner Häberlein 


7 Soziale Verteidigung gegen Kolonialismus und Unter- 
drückung von Minderheiten in aller Welt 
Ref. Hajo Karbach 


8 Verhandeln statt Krieg! - Soziale statt militärische 
Mobilmachnung im internationalen Krisen- und 
Spannungsfall (ein Planspiel) 

. Ref. Wolfgang Kopf 
Org. Falk Bloech 


9 Gewaltfreie Strategie/Ziviler Ungehorsom und 
soziale Verteidigung 
Ref. Wolfgang Sternstein 


10 Bedrohungsanalyse und Abhaltestrategie 
Ref. Theodor Ebert 


11 Den Teufel mit dem Beelzebub austreiben? - Soziale 
Verteidigung mit oder gegen die Regierung? 
Ref. Peter Wattler 


12 Soziale Verteidigung als Perspektive für abgerüstete 
Kleinstaaten in Europa 
Ref. Andreas Gross 
Org. Gruppe „Schweiz ohne Armee” 


ll. u ee ne 


1 Grenzen der Gewaltfreiheit - Grenzen der Sozialen 
Verteidigung? 
Ref. Arald Köpke-Duttler 
Org. Gert Künzig 

2 Anforderungen an den Umgang mit sich selbst und 
anderen - psychologische und pädagogische 
Aspekte zur sozialen Verteidigung 
Rer. Helmut Ockel, Hans Peter Nolting 


3 Didaktik der Sozialen Verteidigung 
Ref. Günter Gugel, Renate Molzer, H.-Georg Wittig 


Org. Theodor Ziegler 


Art eitsgruppen und Workshops 


4 Christen auf dem Weg zur Sozialen Verteidigung 
Ref. Konrad Lübbert, Heinz Wagner 
Org. Berthold Keunecke 


5 Spirituelle Kräfte in der Sozialen Verteidigung 
Ref, Karin Zeitler, Wolfram Nolte (Wassermann Zen- 
trum), Stefan Schülle (Arche Sichelschmiede), Jutta v. 
Odhsönstein (Kar! Kabatthaus, Mutlangen) 
Ilse Rendtorff (Friedens-Meditationen) 


tn 
setzungen und Bezüge 


1 Internationale Aspekte der Sozialen Verteidigung 
Ref. Vertreterinnen aus dem Larzac; Christian Mellon, 
Quöker 


2° Soziale Verteidigung und Neue Soziale Bewegungen 
Ref. Christoph Then, Martin Singe 
Org. Christine Schweitzer 


3 Soziale Verteidigung und öffentliche Verwaltung 
Ref. Barbara Müller, Roland Geitmann 


4 Gesellschaftliche und ökonomische Voraussetzungen 
zur Sozialen Verteidigung 
Ref. Gernot Jochheim 


5 Kommunale Friedensarbeit und regionale Einbettung 
des Konzepts der Sozialen Verteidigung 
Ref. Olaf Achilles, Gerd Biederbec! 
Org. Kurt Südmersen 


6. Historische Fallstudien - CSSR 1968 - 1988 
Ref. Vladimir Horsk 
Org. Manfred Sanftleben 


7 Soziale Verteidigung und Rüstungskonversion 
Ref. Mitarbeiter einer Rüstungskonversionsgruppe 
aus Bremen 
Org. Anne Dietrich 


8 Soziale Verteidigung und neue Technologien 
Ref. Achim Huber 
Org. Richard Ackya 


9 Männer und Soziale Verteidigung 
Ref. Andreas Peters 


10 Frauen und Soziale Verteidigung 
Ref. Frauen für den Frieden Niederlande) 
Org. Renate Wanie 


Org. Martin Humburg, Kim Altmeier 


11 Neue Wege - Konzepte aus der Basis (Ideen, Gesell- 


schaftsstrukturen, Vernetzungsvorschlag „Lebens- 
ke) 
Ref. Birgit Berg, Brigitte Müller 


Org. Wortwerkstatt 


Kongreßbegleitende Angebote: 


® Ideen-Werkstatt „Wege-Netz zur Sozialen Verteidi- 
gung” mit Beteiligungsmöglichkeiten für Jedermensch 

® Straßentheater 

®@ Austellungen: „Freundbilder - Schritte zur Entfein- 
dung” (Wortwerkstatt) 
„Schreck lass’ nach” Abschreckung und andere Uto- 
pien — Eine Ausstellung zur Sicherheitspolitik (AGFP) 
„Wirklichkeiten” (Klemens Jakob) 


@ Jugendkakao: Programm von Jugendlichen und Kin- 
dern für Jugendliche und Kinder Tob 10 Jahre) 


@ Kinderbetreuung ab 3 Jahre. 


Spendenaufruf 


Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 


Der Bundeskongreß „Wege zur Sozialen Verteidigung“ hat zum Ziel, die Diskussion über Soziale Verteidi- 
gung und ihre Durchsetzungsmöglichkeiten in einem weiteren Rahmen als bisher üblich zu führen. 


Da viele der Interessenten/-innen für eine solche Diskussion als Schüler, Studenten, Zivildienstleistende, 
Arbeitslose (oder auf den grauen Arbeitsmarkt Abgedrängte) keinen hohen Beitrag leisten können, läßt sich 
ein solcher Kongreß nicht über Teilnehmerbeiträge finanzieren. Auch die an der Vorbereitung beteiligten 
Gruppen und Organisationen können für ein solches Projekt nur einen begrenzten Zuschuß leisten. 


Wir bitten Sie daher zu überlegen, ob Sie zur Finanzierung des Kongresses beitragen können. Wir sind zur 
Ausstellung von steuerabzugsfähigen Spendenquittungen berechtigt. Wir stellen bei einer Spende über 
100,- DM eine steuerabzugsfähige Spendenquittung aus. Bei Spenden unter DM 100,- kann das beilie- 
gende Formular verwendet werden. 


Mit freundlichen Grüßen 


Für den Trägerkreis Bankverbindung 
i.A. gez. Kurt Südmersen Sparkasse Minden-Lübbecke 
(BLZ 490 501 01) 


Konto-Nr. 89420814 


Trägerkreis 


Aktionsgemeinschaft Friedenswoche Minden # Bildungs- und Begegnungsstätte für gewaltfreie Aktion — 
Kurve Wustrow ®* CVJM - Friedensnetz, Gruppe Minden #* Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte 
Kriegsdienstgegner * Evangelische Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der KDV in der BRD ® Evangeli- 
sche Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der KDV in Westfalen ** Föderation Gewaltfreier Aktionsgrup- 
pen - Graswurzelrevolution * Friedensausschuß der Religiösen Gesellschaft der Freunde (Quäker) : Frie- 
densbüro Hannover % Friedenszentrum Braunschweig ** Die GRÜNEN - Bundesvorstand * Die GRÜ- 
NEN - Fraktion des Bundestages ®% Die Grünen - Landesverband Niedersachsen * Die GRÜNEN -Kreis- 
verband Minden-Lübbecke :* Gustav — Heinemann - Initiative * Internationaler Versöhnungsbund — 
Deutscher Zweig * Initiative Kirche von unten * Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung %* 
Oekumenisches Begegnungszentrum - Internationales Freundschaftsheim Bückeburg * OHNE 
RÜSTUNG LEBEN :* Pax Christi $ Pressehütte Mutlangen %? Schweiz ohne Armee :* Senfkorn - Christli- 
che Friedensleute, Minden *SPD - Stadtverband Minden :* SPD - Ortsverein Minden :? SPD -Ortsverein 
Königstor, Minden, :® SPD - Ortsverein Bärenkämpen ®* Jusos, Stadtverband Minden :« Werkstatt für 
Gewaltfreie Aktion, Baden 


Bankverbindung: Sparkasse Minden-Lübbecke (BLZ 49050101) Konto-Nr.: 89420814 


nn nn nn nn nn nn un nn 


1987 in Burscheid eine Tagung The- 
senpapiere, Statements und Protokolle 


Freiburg, Konradstraße 20, 
7800 Freiburg, Tel. 0761/70 97 57 
% 


Bewährungsstrafen 
DM 1000,- für Anwalts- und Gerichtsko- 
sten, Der Fond ersetzt einen Teil dieser 


auf das Konto: 2834 79-709, PGA Stutt- 
‚gart, BLZ 600 100 70. Weitere Infos bei 


gambia (Stichwort), Kto 510001517169, 
Verbraucherbank, BLZ 202 203 00 
Spendenaufruf: Hey, Peoplel Die 
meisten Anti-WAA-Aktiven unter Euch 
kennen Rosa sicher, Bäuerin, "Chaoten- 
mutter" und hebe Freundin aus Kronstet- 
ten/Wackersdort. Trotz massivster Re- 
pression (z.B. die 91 Festnahmen im 
Herbst’87) gibt es Immer noch Pennplät- 
ze mit Vollpension auf ihrem Hof - zum 
Nulttarif, logo. Wir sollten uns revanchie- 
ren - auch "Rechts’-wege kosten Geld. 
Daher: "Kohle für Rosa", Kto 61 35 54, 
Versinigte Sparkasse des Landkreises 
Pfaffenhofen, BLZ 15 16 50. Im Im voraus 
1000 Dank. Ake Krat dec Wak wünnent 
Euch Marc. 


I 
k 


- 


Seminare 


und Kongresse 


.„.der Kurve Wustrow, Kirchstr. 14, 
3135 Wustrow, Tel. 058 43/ 507: 
65.8.5. mit dem 
chen Sexismus (nur für Frauen), Wir 
wollen Alltagseriebnisse ebenso wie 


schen und in der Geschichte nachfor- 
‚schen. Referentinnen: Antje Kirbis, N.N. 
27.5.-29,5. Martin Buber und Monhan- 


4.7.8.7. Fahrrad - Ferien - Freizeit. 
Radtouren im Wendland, von den prähi- 
storischen Stätten bis Gorleben. Leitung: 
‚August Quis, Martin Humburg. 

2.5.6.: The Face Behind the Uniform, 
A Training Seminar for Military Counse- 
N ee ya Many Conseil 
Network with the assistance of CCCO and 
EIRENE. We must requesfthat onlythose 
serkous about working with the Network 
register for the training seminar. Seminar 
Language: English, Cost: DM 100,- 
Place: Engerser Str. 74b, 5440 Neuwied 
1. Registration: Military Counseling 

ject Mutlangen, Forststr. 3, 7075 Mut- 
langen, Tei. 07171/ 75.288 


ag sozialpolitischer arbeits- 

Keen, Kosleret. 1, 8000 München %0, 

Tel. 089/691 78 21 6.5.-85. Treifen der 

mit ökolog. For- 

schungsgruppen, Ort: n.n. 10.86-12.86. Si- 
cherheitsgesetze/Bessere 


Erfassung 
durch neue Medien im Bereich der so- 
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HH, 8500 Nürnberg 10, Tel, 0911/3826 
336.5.-7.5, Militärische Neubauten - was 
tun? Ort: Nürnberg, Kar-Bröger-Eck, 
Kosten: DM 15,-, Leiter: Dieter Deiserroth, 
Olaf Achilles. 1.7..3.7. Die Armut wandert. 
Herausforderung an die Seßhaften, Ort: 
FBF, Referent: Heinrich Haußmann. 6.7.- 
16.7. "Versöhnung mit der Natur" Stu- 
/Südtrankreich 


UNE Kon Da /450,- 8.7 
*N,7. Lemort Dachau, Wochenendsemi- 


gik des deutschen Faschismus, 
ETeamlgenG Kolaarr. DNS; 15.6.- 


m nn nn og sozialen Voreicliung = 


Phänomen Militarismus bekämpft haben 
kann. Der sozialrevolutionäre Ansatz läßt 
unszudemrelativratlosvorderFragestehen, 
was wir denn hier und jetzt für die Soziale 
Verteidigung konkret tun können. 

Ein weiterer Aspekt wäre der, daß viel- 
leicht die Idealvoraussetzungen für die 
Soziale Verteidigungnicht ohnesozialeRe- 
volution herbeigeführt werden können, die 
Minimalvoraussetzungen dagegen schon. 
Diese Minimalvoraussetzungen bedeuten 
noch keinen so gravierenden Wandel der 
Verhältnisse,daßdieherrschendenMachte- 
liten sich zwangsläufig dagegen auflehnen 
müßten.Siekönntenbeieinementsprechen- 
den Maß an Druck von unten solche Verän- 
derungen tolerieren. Ist erst einmal diese 
Stufe erreicht, stellt sich die Frage nach der 
sozialen Revolution von Neuem und unter 


günstigeren Vorzeichen... 


Der parlamentarische Ansatz 

Der pragmatischere "parlamentarische 
Ansatz" hat den Vorteil, daßerkonkreteund 
-trotzallerBedenken-verwirklichbare Zwi- 
schenziele angibt. Der "Motor" für die Ver- 
änderungwärehierbeieineanderRegierung 
beteiligte Partei (die Grünen), welche die 
Soziale Verteidigung voranbringen und in- 
stitutionell verankern kann, auch wenn sich 
noch keine Bevölkerungsmehrheit für sie 
ausspricht. 

Diese Möglichkeit ergibt sich in besonde- 
rem Maße, wenn man annimmt, daß ein zu- 
künftigesrot-grünesRegierungsbündnisein 
militärisches Defensivkonzept A la Afheldt 
verwirklichenmöchte.DadiesesKonzeptfür 
dieVerteidigungvonStädtenjedochuntaug- 
lich ist bzw. dafür die Soziale Verteidigung 
vorsieht,könnteüberdiesenUmwegderEin- 
stieg in die Soziale Verteidigung gelingen. 
Nunsiehtesgegenwärtigallerdingsnichtsehr 
günstigfüreinsolchesKonzeptaus:dieHoff- 
nungaufeinerot-grüneRegierungsmehrheit 
mußtenachdenletzten Wahlenaufdienäch- 
stenoderübernächsten Wahlenverschoben 
werden. Inder Zwischenzeitbleibtalsodoch 
wieder nur dieMöglichkeit, dieSoziale Ver- 
teidigung durch Basisarbeit und Aktivitäten 
von unten voranzubringen. Eine andere 
Frage ist es, ob dieSPD tatsächlich ein mili- 
tärisches Defensivkonzept und die Grünen 
tatsächlich die Soziale Verteidigung durch- 
setzen wollen. Die Bestrebungen dahinge- 
hend nehmen offenbar eher ab undwerden 


nurvon Minderheitenin diesen Parteienge- . 


tragen. Die grundsätzlichen Bedenken 
gegen den parlamentarischen Ansatz liegen 
darin, daßüberdiesen Wegvielleicht formal 
dieSoziale Verteidigungeingeführtwird,sie 
dabeijedochderartausgehöhltwird,daßvon 
ihren ursprünglichen Inhalten wenig übrig 
bleibt- sieim"Ernstfall" dann auchversagen 
würde. So würde etwa ein "Bundesamt für 
zivilen Widerstand" - sollte es tatsächlich 
durchgesetzt werden können - wahrschein- 
lichGrundsätzen derSozialen Verteidigung 
zuwiderlaufen und zuwiderhandeln (will es 
nicht völlig belanglos werden): eswürde die 
notwendigeEigenaktivität der BürgerInnen 
erübrigenund-etwabei"Manövern"zurSo- 


zialen Verteidigung, bei amtlichen Befra- 
gungen und Anweisungen oder bei Pflicht- 
unterrichtsveranstaltungen zur Sozialen 
Verteidigung- das Prinzipder Freiwilligkeit 
untergraben. Sozialer Verteidigung als Re- 
gierungspolitikwürdederGeschmack staat- 
licherZwangsmaßnahmenundgesellschaft- 
licher Militarisierung anhaften. Kritische 
Bevölkerungsteile,aufderenMitwirkungdie 
Soziale Verteidigungbesondersangewiesen 
ist, könnten leicht eine ablehnende Haltung 
gegenüber dieser Politik und dieser Art So- 
zialer Verteidigung einnehmen. 

Soziale Verteidigungmüßtevielmehr-um 
ihrem eigenen Anspruch gerecht zuwerden 
von unten her propagiert und organisiert 
werden, also ohne die Hilfe staatlicher 
Zwangsmaßnahmen. Und die wesentlichen 
Voraussetzungen der Widerstandsbereit- 
schaft,derWiderstandsfähigkeitundder Wi- 
derstandserfahrung können eben nicht 
durch organisatorische Vorkehrungen und 
Aktivitäten eines Bundesamtes für zivilen 
Widerstand geschaffen werden - höchstens 
im Widerstand gegen sie! (3) 


Komitees zum Aufbau 
der Sozialen Verteidigung 


Diedritte Varianteistder Vorschlag, "Ko- 
mitees zum Aufbau der Sozialen Verteidi- 
gung" (im folgenden "SV-Komitees’ 
genannt) zu gründen, die sich so zahlreich 
vermehren und untereinander vernetzen 
sollen, daß sie die Grundlage füpr diepoliti- 
sche Durchsetzung und praktische Durch- 
führungderSozialen Verteidigungabgeben. 


DieserAnsatzwirdjedochmeinerAnsicht 
nach an der mangelnden Motivation der 
Leute, sich einem solchen Komitee anzu- 
schließen, scheitern: Warum sollte jemand 
sich in einer solchen Gruppe betätigen, die 
alsArbeitsschwerpunkt den"fernen Vertei- 
digungsfall* hat, wo es doch genügend aktu- 


Durchsetzung der 
Sozialen Verteidigung f 
einige Hindernisse 
sind noch 

zu überwinden 


elledrängende Problemegibt,umdieessich 
zu kümmern lohnte - und selbst diewerden 
aus Trägheit oder wegenanderer Interessen 
oft liegengelassen! 

Die Tatsache, daß sich beiunsheutzutage 
dochauch HunderttausendejungerMänner 
ständig auf diesen Verteidigungsfall vorbe- 
reiten, liegt ja wohl nicht an deren patrioti- 
scher Motivation, sondern an der Wehr- 
pflicht - alsoam Zwang-undam Geld. Frei- 
willige militärische Verteidigungsvorkeh- 
rungenwürden mangels Beteiligungebenso 
scheitern wie freiwillige SV-Komitees. 

Der Vorschlag, inden SV-Komiteesauch 
lokaleBürgerinitiativen-Arbeitzuaktuellen 
Problemenzumachen,würdesicherlichsehr 
schnell die Arbeit völlig in diese Richtung 
verschieben. Die Soziale Verteidigungwäre 
baldaus dem Gesichtsfeld verschwunden. 

TrotzallerSkepsissprichtnichtsgegen die 
Bildung solcher SV-Komitees, sie können 
wichtige Teilaufgaben übernehmen, jedoch 
solltenansiekeineübertriebenenErwartun- 
‚gen geknüpft werden! 


Vorschlageiner Strategie zur Durch- 
setzung der Sozialen Verteidigung 

Nachdem nun einige Probleme der ver- 
schiedenen Umstellungsmodelle benannt 
wurden, möchte ich nun eine Strategie ent- 
wickeln, welchediepositivenAspektedieser 
Konzeptionenaufgreiftundsinnvollmitein- 
ander verknüpft. . 

Dazu schlage ich verschiedene, aufeinan- 
deraufbauende Schrittevor: 
Informationsphase 

1.UnsereAusgangssituationistschnellbe- 
schrieben: Wir sindwenige-wenige, die das 
Konzept der Sozialen Verteidigungkennen, 
vertreten und durchsetzen wollen (wenn 
auch vielleicht mehr, als manche meinen). 
SelbstbeidenGRÜNEN,diedieSozialeVer- 
teidigung ja in ihrem Programm haben, 
dürfte das überwiegend nicht viel mehr als 
ein Stück Papier sein. 


Waszur Zeit deshalb nottut ist sicherlich, 
das Konzept der Sozialen Verteidigung be- 
kanntzumachenundMenschenzugewinnen, 
die sich dafür einsetzen. Die Menschen, die 
sich in der Friedensbewegung engagiert 
haben, dürften dafür geeignete Ansprech- 
PpartnerInnen sein. 

Diese Informationsphase ist die Voraus- 
setzung aller weiteren Schritte einer basis- 
orientierten Durchsetzungsstrategie. Um 
diese notwendige Öffentlichkeits- und Bil- 
dungsarbeit leistenzukönnen, brauchenwir 
viele Muliplikatoren, die die Idee der 
len Verteidigung in die verschiedensten 


Bildungsarbeit, um solche Multiplikato- 
ren auszubilden, und Informationsveran- 
staltungen für interessierte Gruppen und 
Einzelne müssen in dieser ersten Phase ab- 
soluten Vorranghaben! Umdiese Aufgaben 
bewältigen zu können, sollten sich alle Bil- 


personen, die sich für die Soziale Verteidi- 
gungaussprechen, zusammensetzenundzu- 
sammenarbeiten.Dazuerscheintesmirsinn- 
voll, eine bundesweite "Koordinationsstelle 
für Soziale Verteidigung” (4) einzurichten. 
Diese Koordinationsstelle könnte dieerfor- 
koordinieren und unterstützen, aber auch - 
als schon etwas gewichtigere Vereinigung - 
das Thema Soziale Verteidigung in die poli- 
tische Diskussion einbringen. 

Erste erfolgreiche Schritte in diese Rich- 
tung sind ja schon getan worden: das schon 
erwähntebundesweite Treffen zur Sozialen 
Verteidigungam 20./21. Dezember 1986 in 
Mannheim, die Bildungeines Trägerkreises 


dungeinesständigenbundesweiten Arbeits- 
zusammenhanges im Anschluß an den 
Kongreß. 


Voraussetzungen schaffen 


2.Esgibt zwarnochkeinNetzvonSV-Ko- 
Friedens-,Ökologie-undFrauen-/Männer- 
gruppen, politische und soziale Vereinigun- 


die genau in der Richtung arbeiten, wie wir 
esfürdie Verwirklichungder Voraussetzun- 
gen einer Sozialen Verteidigung wünschen: 
wirtschaftlicheundpolitischeDezent: 


Das Netzwerk dieser Gruppen und Ein- 
richtungenkönnte schon die Grundstruktur 
der Sozialen Verteidigung bilden. Soziale 
Verteidigungbedeutet jaeben,daßdieMen- 
schen sich in ihren gewohnten sozialen Zu- 


haben viele dieser Gruppen ja auch schon. 
Es wäre unsinnig, diese Menschen aus 
diesen Gruppen oder Projekten abzuziehen 
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und in Komitees zum Aufbau der Sozialen 
Verteidigung organisieren zu wollen. Sie 
habenschonihrenPlatz,wosieguteundwich- 
tige Arbeit leisten- auch für die Soziale Ver- 
teidigung! Eskann höchstens darumgehen, 
ihnendieGrundgedanken derSozialen Ver- 
teidigung zu vermitteln und den engen Zu- 
sammenhangzu ihrer eigenen Arbeit aufzu- 
zeigen. Die Auseinandersetzungmit gewalt- 
freiem Widerstand dürfte für sie auch jetzt 
schon nützlich sein; und im "Ernstfall" 
wüßtensie,wiedieSoziale Verteidigungvon 
ihnen praktiziert werden könnte. Jede 
Verteidigung sein! 

Die Koordinationsstelle für Soziale Ver- 
teidigung könnte nun Kontakt zu diesen 
GruppenundEinrichtungenaufnehmen, an 
den gemeinsamen Zielen anknüpfen bzw. 
diesedeutlichmachenundsodieBereitschaft 
wecken, sich mit dem Konzept der Sozialen 
Verteidigung auseinanderzusetzen. Ziel 
wärees, einSeminar,einenodermehrereIn- 
formations- und Diskussionsabende oder 
ähnlicheszuorganisierenbzw.zuvermitteln. 
Eine solche Einführung in das Konzept der 
Sozialen VerteidigungwürdedieseGruppen 
zeitlichnichtbesondersbelasten,siekönnten 
weiterhin ihre bisherige Arbeit als Schwer- 
punkt betreiben und würden sich deshalb 
wohlaucheherdiese(begrenzte) Zeit fürdie 
Soziale Verteidigung nehmen. 


Zusammenschluß der Basisgruppen 


3.DieKoordinationsstellefürSozialeVer- 
teidigungkönntenachundnachzueinemZu- 
sammenschlußallerBasisgruppenderSozia- 
len Verteidigung-imoben dargelegten Sinn 
- werden. Ein Beitritt dieser Basisgruppen 
wärezunächst nichtmit"Arbeit"verbunden, 
sondern eheralssymbolisch-politischer Akt 
zu verstehen, der besagt, daß die betreffen- 
de Gruppierung sich mit der Sozialen Ver- 
teidigung auseinandergesetzt hat, siefüran- 
strebenswert hält und im "Ernstfall" an der 
Sozialen Verteidigung mitmachen würde. 
Mit einem derartigen Zusammenschluß 
hinter sich, könnten die Befürworterl: 
derSozialen Verteidigungvielwirksamerpo- 
litisch Einfluß nehmen als ohne organisato- 
rischen Unterbau. 


Mix im Parlament 


4. Eine weitere Stufe in der Entwicklung 
könnte sein, daß die Soziale Verteidigung 
auch im Parlament werden 
konnte- evtl. zunächst als Mix-Konzept mit 
militärischer "Defensivverteidigung”. 

Die Koordinationsstelle müßte dann als 
Trägerin und Organisatorin für die Soziale 
Verteidigung anerkannt sein. Esist wichtig, 
daß diese Aufgabe nicht an die Regierung 
abgetreten wird, sondern in basisdemokra- 
tischer Weise von einem regierungsunab- 
hängigen Zusammenschluß in die Handge- 
nommen wird! 

Die Koordinationsstelle könnte nun mit 
Unterstützung oder Tolerierung der Regie- 


rung weitergehende organisatorische Vor- 
kehrungen für die Soziale Verteidigung in 
Angriffnehmen undkonkrete Forderungen 
für die Umgestaltung des wirtschaftlichen 
und sozialen Lebens aufstellen. Die "Basis- 
gruppen” der Koordinationsstelle könnten 
fürdiese Forderungenauchaktivmitgewalt- 
freienAktioneneintreten.Außerdemhätten 
sie u.U. ihre erste Bewähru; zu be- 
stehen, wenn reaktionäre "Roll-back"-Ver- 
suche das bisher Erreichte gefährden und 
dagegengewaltfreierWiderstandnotwendig 
werden würde. 

An dieser Stelle möchte ich den Entwurf 
abbrechen, was nicht bedeutet, daß danach 
nicht weiter in Richtung gewaltfreier, herr- 
schaftsloser Gesellschaft gearbeitet werden 
könnte.Den VorteildieserStrategieseheich 
darin, daß sie am heutigen Stand der Dinge 
ansetzt, zunächst sowohl den parlamentari- 
schenalsauchdensozialrevolutionärenWeg 
offenhält bzw. sieverbindetunddaßsieauch 
einen positiven Ertrag liefert, wenn sie auf 
irgendeiner Stufe”hängenbleibt". Ich hoffe, 
die verschiedenen BefürworterInnen 
können sich auf ein solches oder ähnliches 
Konzept einigen! 

Christoph Besemer 


Wie Feuer 


und Wasser? 


Wege zur Sozialen Verteidigung ums 


Soziale Verteidigung und öffentliche Verwaltung 


Könnte die in hohem Maße 
fremdbestimmte öffentliche 
Verwaltung im Ernstfall eine 
entscheidende Rolle in der So- 
zialen Verteidigung spielen? 
Roland Geitmann, Professor 
für Verwaltungs- und Kommu- 
‘nalrecht, hält dies für möglich. 
Er meint, die Soziale Verteidi- 
gung sei "nicht zu Ende 
gedacht, wenn damit die öf- 


fentliche Verwaltung zum 
Dauerfeind abgestempelt 
würde". (Red.) 


Der Verfasser (Jg. 1941) ist Jurist und 
war viele Jahre in der Verwaltung tätig, an 
Landratsämtern, beim Regierungspräsi- 
dium Tübingen und von 1974 bis 1982 als 
Oberbürgermeister der Stadt Schram- 
berg. Seit 1883 ist er Professor für Verwal- 
tungs- und Kommunalrecht an der Fach- 
hochschule für Öffentliche Verwaltung in 
Kehl. 

In zahlreichen Veröffentlichungen über 
kommunale Friedensarbeit hat er auf die 
Aufgaben der Verwaltung im Konzept der 
Sozialen Verteidigung hingewiesen. 


BefürworterInnen Sozialer Verteidigung 
(SV) und Öffentliche Verwaltung erschei- 
nenbisherwieFeuerund Wasser, weilsiesich 
zumeist alsGegnererleben, z.B.inden Kon- 
flikten um Stadtsanierung, Berufsverbote, 
Volkszählung und Atomkraft. Für manche 
GraswurzlerInnen mag der Gedanke eine 
Zumutung sein, die paramilitärisch sturen 
VollstreckerInnenvon Gesetzen wirtschaft- 
licher Machtgruppen könnten MitträgerIn- 
nenvonSozialer Verteidigungwerden. Um- 
gekehrt ist für Verwaltungsleute SV höchst 
suspekt, zum einen weil sie die Bevölkerung 
zu Zivilem Ungehorsam bewegt und unbe- 


herrschbarmacht, zm anderen, weilsieauch 
von Verwaltungsbediensteten Selbständig- 
keit, Mut und Opferbereitschaft verlangt. 

Unddoch helfen sie einander. Zumindest 
für Teile der öffentlichen Verwaltung sind 
die VertreterInnen der SV und die sozialen 
Bewegungen ständiger Antrieb zur Lösung 
dergesellschaftlichen Problemeundzurnot- 
wendigen Umwandlung von einem Herr- 
schaftsapparat zu einem demokratischen 
Dienstleistungsbetrieb.FürdieSoziale Ver- 
teidigung ist die öffentliche Verwaltung ein 
nützlicher Trainingspartner, ein zwar zö- 
gernder,aberunentbehrlicherUmsetzervon 
IdeenundimErnstfallevtl.eineentscheiden- 
de Stütze. 


WieRingereinerMannschaftimTraining 
gegeneinander antreten, um sich für Aus- 
wärtskämpfezuüben,sofairmüssenprogres- 
sive Teile der Bevölkerung und öffentliche 
Verwaltung um die Fortentwicklung der so- 
zialen Strukturen kämpfen, um bei akuter 
BedrohungjederinseinerspezifischenRolle 
aktionsfähigzu sein. Nurwenn Bevölkerung 
und öffentliche Verwaltung ihre Aufgaben, 
Möglichkeiten und Verletzbarkeiten 
kennen, werden sie sich wechselseitigschüt- 
zen. 

Freilich gibt es noch andere und z.T. be- 
deutsamereSchlüsselpositionen,nebenRe- 


im  Großraumbüro? 


gierung, Parlament und Gerichten die Un- 
ternehmensleitungenundBetriebsräte,Ge- 
werkschaften und Verbände, Kirchen und 
Parteien, Zeitungsredaktionenund Verlage 
usw.AndererseitsistderBereichöffentlicher 
Verwaltung weiter gespannt als oft gesehen 
wird. Dazu gehören nicht nur Bundes-, 
Landes- und Kommunalbehörden, Polizei, 
Zoll und Bundesgrenzschutz, sondern in 
einem weiteren Sinne auch alle öffentlichen 
Dienstleistungen wie Bahn und Post, Rund- 
funk- und Fernsehanstalten, Schulen und 
Hochschulen, Ver-undEntsorgungseinrich- 
tungen, VerkehrsbetriebeundHäfen, Ener- 
gieversorgungsunternehmen, Bundesbank 
undSparkassen, KammernundRechenzen- 
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Die Verwaltung: Feuerwehrfunktion im Konfliktfall? 


tren, ArbeitsverwaltungundSozialversiche- 
rungsträger. 

Da die militärische Eroberungvon Terri- 

torien hochindustrieller Staaten nur noch 
dann Sinn macht, wenn es gelingt, die sozia- 
lenInstitutionenunterKontrollezubringen, 
hängt sehr viel davon ab, ob diese sich einer 
Okkupation problemlos unterwerfen oder 
sichsolchemEinflußzuentziehenvermögen. 
Im Konzept der SV, das die logische (und 
überfällige) Antwort aufdasDemokratiege- 
bot. desGrundgesetzes und diegesellschaft- 
liche und technische Entwicklung ist, verla- 
gern sich deshalb Last und Verantwortung 
für äußere und innere Sicherheit auf die 
TrägerdersozialenInstitutionenundaufdie 
Bevölkerung, die an der gewaltfreien Wei- 
terentwicklung dieser Strukturen ein leben- 
diges Interesse hat. Öffentliche Verwaltung 
ist ein wesentlicher Ausschnitt diesef sozia- 
len Institutionen. 


Fallbeispiele 

Für jede der genannten Einrichtungen 
wäre ihre Rolle im Konzept der SV geson- 
dertzuuntersuchen.Ansatzweiseundexem- 
plarischläßtsiesichanhandhistorischerFälle 
veranschaulichen. Der Kapp-Putsch 1920 
mißlang, weilsich dieMinisterialverwaltung 
erfolgreich dem- Zugriff der Putschisten 
entzog (vergl. dazu den Artikel von Alfons 
Schwab in diesem Heft, d.Red.). Im Ruhr- 
kampf waren es vor allem Eisenbahner und 
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Foto: D.Baltzer 


Kommunalverwaltungsbeamte,diederfran- 
zösischen Besatzung durch ihren Wider- 
stand Probleme machten und deshalb zu 
Zehntausenden ausgewiesen und mühsam 
durchFranzosenundBelgierersetztwurden. 


InNorwegensperrtensichdieLehrernach 
dem deutschen rfall 1940 trotz Verhaf- 
tungen und Mißhandlungen erfolgreich 
gegen die nationalsozialistische Gleich- 
schaltungdesSchulwesens. Dieorientieren- 
de und motivierende Funktion des Rund- 
funks im Fall der Sozialen Verteidigung ist 
am tschechoslowakischen Beispiel 1968 ab- 
zulesen. 

Daß ohne starke Unterstützung seitens 
der Bevölkerung von der öffentlichen Ver- 
waltung kein Widerstand zu erwarten ist, 
zeigt das Gegenbeispiel der nationalsoziali- 
stischen Machtergreifung in Deutschland. 
Obwohl das Ermächtigungsgesetz und alles 
Folgende wegen der Verhaftung der kom- 
munistischenAbgeordnetenfüralleerkenn- 
barverfassungswidrigwar, ließsich die Ver- 
waltung relativ problemlos gleichschalten. 

Als der Regierung untergeordneter Teil 
der"vollziehenden Gewalt” (Art.20III GG) 
ist Verwaltung im gegenwärtigen "Rechts- 
staat" durch Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften in hohem Maße 
fremdbestimmit (leider auch dort, wo es mit 
derAufgabeeigentlichunvereinbarist,soim 
Bildungsbereich durch ministerielle Lehr- 
pläneundPrüfungsordnungen). Diesmacht 


Verwaltung zu einemwirksamen, fürOkku- 
pantenundUsurpatorenattraktivenundfür 
die Bevölkerung gefährlichen Instrument. 
AuchwennvielevonbehördlichenMaßnah- 
men Betroffene Verwaltung als unbequem 
und ihren Interessen zuwiderhandelnd 
erlebthaben,würdeesSoziale Verteidigung 
erschweren und wahrscheinlich erfolglos 
machen, wenn diewiderstandswillige Bevöl- 
kerung das Instrument "öffentliche Verwal- 
tung" dem Besatzer überließe. Deshalb 
müssen gerade die Köpfe des Widerstands 
entgegenbisherigerNeigungdie Verwaltung 
als Trainingspartner erkennen, der bei 
äußerer oder innerer Bedrohung wesentli- 
cheStützeseinkann. Undzumanderenmuß 
Verwaltungzur "dynamischen Weiterarbeit 
ohne Kollaboration" befähigt werden, also 
zur Bewältigung einer grundlegend verän- 
derten Konfliktlage. 

Öffentliche Verwaltung ist ständig Span- 
nungen ausgesetzt, nämlichgewöhnlichzwi- 
schen dem, was das Recht als"Wohlder All- 
gemeinheit" definiert, und zumeist wirt- 
schaftlichen Einzelinteressen, die sich zwar 
nichtöffentlich, aber um so vehementer zu 
Wort melden und oft noch durch politische 
Kräfteflankiertwerden. PolizistIn, Baukon- 
trolleurIn oder Mitarbeitern im Umwelt- 
amtzu sein, ist allesandere alsbequem. Daß 
sich die deutsche Verwaltung Vorteilsver- 
sprechungenundBestechungsversuchenge- 
genüber bisher weitgehend immun erweist, 
ist für SV eine günstige Voraussetzung. Die 
Einschränkungen in persönlichen Kontak- 
ten,die Verwaltungsleutesich durch Gerad- 
linigkeit und eine gewisse Sturheit einhan- 
deln,werdenausgeglichendurcheinensiche- 
ren Arbeitsplatz, ausreichende Alimenta- 
tion, Aufstiegschancen und bei vielen auch 
durch die Lust an der Macht (oftmals Ersatz 
für eigene Persönlichkeitsdefizite). 


Das neue Denken fördern 
Soziale Verteidigung verändert sowohl 
diese Konfliktlage als auch das persönliche 
‚Anforderungsprofil erheblich. An dieStelle 
des/der Dienstvorgesetzten tritt ein Besat- 
zeroder Putschist, derdie/den BeamtInmit 
schlimmstenBedrohungenundGewaltmaß- 
nahmen neue Weisungen erteilt. Diesem 
Druck standzuhalten erfordert wesentlich 
mehr und anderes von ihr/ihm als bisher. 
Reichteesbislang(scheinbar),sicheinedicke 
Schalegegen unsachliche Einflußnahmezu- 
zulegenundsichinnerlich offenzuhalten für 
beliebige Gesetze und Aufgaben, wird jetzt 
menschlicheReifeverlangt.NurwerdieEnt- 
wicklungschancen der bisherigen Ordnung 
zu schätzen weiß und als Mensch den auf- 
rechten Ganggelernt hat, über Zivilcourage 
und Rückgrat verfügt, wird dieser Situation 
gerecht werden, sensibel sein für das Wohl 
und den Widerstandswillen der Bevölke- 
rung, klar zwischen Wesentlichem und Un- 
wesentlichem unterscheiden, fähig sein zur 
Improvisation, furchtlosundgewinnendge- 

genüber den Besatzern. 

Solche Eigenschaften sind in der öffentli- 
chen Verwaltung auch unabhängig von So- 
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zialer Verteidigung wünschenswert. Da die 
notwendigen Veränderungen unserer Ge- 
sellschaft nur noch von unten kommen 
können, weil Regierung und Parlament zu 
weitwegsindundzustarkdenamStatusQuo 
interessiertenwirtschaftlichenMächtenaus- 
gesetzt, ist Verwaltung ein unentbehrlicher 
TransmissionsriemenzurUmsetzungneuen 
Denkens. Sensibilität für neue Problemla- 
genundErkenntnisseetwainUmweltschutz, 
Wirtschafts- und Verkehrspolitik, Energie 
undLandwirtschaftsind mehrdennjegefor- 
dert. Fortschreitendes Problembewußtsein 
in der Verwaltung würde dann seinen Nie- 
derschlagfindennichtnurinverändertenGe- 
setzesinterpretationen, ‚Ausschöpfung 
rechtlicher Freiräume und Erneuerungsin- 
itiativen, sondern auch in einem an Regie- 
rung und Parlament gerichteten Strom von 
Erfahrungen und Vorschlägen zur Fortent- 
wickung des Rechts und der Politik. 

Und ein weiteres müßte demokratische 
Verwaltung leisten, nämlich sich selbst als 
Herrschaftsapparat abzubauen, statt sich 
krebsartigimmermehrauszuweiten.Daser- 
fordert ein grundsätzliches Nachdenken 
darüber, obderEinheitsstaat alsInstrument 
wirtschaftlicher Mächte noch die angemes- 
seneFormzurErfüllungöffentlicher Aufga- 
benistoderobwireineGliederungnach.den 
Funktionen Bildung/Kultur, Recht und 
Wirtschaft brauchen, wenn wir denn 200 
Jahre nach der Französischen Revolution 
deren Idealen der Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit einen Schritt näherkommen 
wollen (1). 

AllesdiessindAspekteeinesnotwendigen 
Entwicklungsprozesses. Wasdie Vorausset- 
zungen der Sozialen Verteidigung verbes- 
sert, dient gleichzeitig der überfälligen De- 
mokratisierungundderLösungunserertief- 
greifenden Strukturprobleme. 

Eine verfassungsrechtliche Verankerung 
undgesetzlicheRegelungderSVistzwarerst 
am Ende eines längeren Um 
zesses zu erwarten, aber gerade für öffentli- 
che Verwaltung letztendlich unverzichtbar. 
Die umfänglichen Regelungen über militä- 
rische Verteidigung sind aufzuheben und 
durch Grundsätze für Soziale Verteidigung 
zu ersetzen. Das Paket der Notstandsgeset- 
zeistanzupassen. Das Widerstandsrechtdes 
Art.201V GG istzur Pflicht umzugestalten. 
Fortzuentwickeln ist auch das öffentliche 
Dienstrecht, dasschon jetzt bei rechtswidri- 
ger Weisungzur(gegebenenfallswiederhol- 


ten) Gegendarstellungundbei Strafbarkeit, . 


Ordnungswidrigkeit oder Verletzung der 
Menschenwürde zur Verweigerung ver- 
Pflichtet (Paragraph 38 Beamtenrechtsrah- 
mengesetz). 


Wege zur 
Demokratisierung der Verwaltung 
‚Auf dem Wege dahin kann (und muß) in 
der öffentlichen Verwaltung schon viel ge- 
schehen;denndieöffentliche Verwaltungzu 
demokratisieren ist schlicht ein Gebot des 
Gi Dabei gilt es, insbesondere 
ren erh und Bestrebungen zu 


unterstützen: 

„beider Auswahl des Verwaltungsperso- 
nalsnicht aufGehorsam und Anpassungsfä- 
higkeitzu setzen, sondernaufEigenständig- 
keit, Kritikfähigkeit und Kreativität; 

- in der Ausbildung nicht für beliebige 
Zweckeverwendbare InstrumentalistInnen 
zu züchten, sondern fachliches und persön- 
liches Engagement für den Mitmenschen 
und die Gesellschaft zu fördern; 

- die Hierarchie in der Verwaltung abzu- 
bauen und den einzelnen MitarbeiterInnen 
mehr Selbständigkeit zu gewähren; 

-dieDichtederRechts-und Verwaltungs- 
vorschriften zu verringern und Verwaltung 
nicht auf bloßen Gesetzesvollzug zu be- 
schränken, sondernzielorientiertesphanta- 
sievolles Handeln zu fordern; 

- die Verwaltung zu dezentralisieren und 
zu entflechten und Selbstverwaltung zu er- 
weitern; 

- für mehr Information und Transparenz 
zu sorgen, BürgerInnenbeteiligung, -ent- 
scheidungund-selbstbestimmungzuermög- 
lichen, Selbsthilfe, Initiative, Kreativität, 
Kritik und Zivilcourage zu ermutigen; 

- den Aufgabenbestand öffentlicher Ver- 
waltung zu überprüfen und erheblich zu re- 
duzieren, insbesondere den gesamten Bil- 
dungsbereich von staatlichem Einfluß frei- 
zustellen; 

- einfache Technik (zumindest als Alter- 
native), kleine Einheiten und Kreisläufe, 
Selbstver-und-entsorgung zu fördern; 

„über dasKonzept derSV zu informieren, 
dieeigene Rolledabeizuermittelnund Ver- 
haltensregeln aufzustellen und zu üben; 

-soweit(noch)Einflußvorhanden,SVzum 
Gegenstandvon Lehr-undAusbildungsplä- 
nen zu machen; 

-allesozialeErfindungsgabeaufdieStruk- 
turfehler unserer Gesellschafts- und Wirt- 
schaftsordnung zu lenken (insbesondere 
unsereGeld-undBodenordnung)unddamit 


einenerheblichen Teil deröffentlichen Ver- 
waltung entbehrlich zu machen. 

Bezogen auf die gegenwärtigen gesell- 
schaftlichen Probleme wird die 
zwischen ii und öffentlicher 
Verwaltung bleiben (müssen). Denn jeder 
Entwicklungsprozeßerfährt seine ‚Dynamik 
ausder Unterschiedlichkeit der in ihm wirk- 
samen vorauseilenden und bremsenden 
Kräfte. Eine allzu progressive Verwaltung 
würde eher lähmend wirken. 


Im Heute den Ernstfallerkennen 

Die Zuspitzung der Probleme durch Um- 
weltzerstörung, Hochrüstung und Ausbeu- 
tunglegtesnahe, schonim Heuteden Ernst- 
fallzu sehen und die darausgewonnene Be- 
fähigung zur Sozialen Verteidigung gegen 
einen Aggressor oder Putschisten eher als 
Nebenprodukt. Die SV wäre aber nicht zu 
Ende gedacht, wenn damit die öffentliche 
Verwaltung zum Dauerfeind abgestempelt 
würde. DennSV braucht (undverträgt)kein 
Feindbild, sondern lediglich PartnerInnen, 
die es zu gewinnen und zu überzeugen gilt. 
Soweit diesnichtgelingt, fehltesnochander 
eigenen Glaubwürdigkeit, Liebe und 
Geduld. 

Letztlich geht es immer um die Arbeit an 
uns selbst. Krisen und Gefahren zu vermei- 
den ist nicht der Zweck unseres Daseins, 
sondern an ihnen zu wachsen. Soziale Ver- 
teidigungisteinMeilensteinaufdem Wi 
gewaltfreierFortentwicklung, dieauföffent- 
liche Verwaltung zunehmend verzichten 
kann. 


Roland Geitmann 


„„AlSO IRGENDWIE Haß" 
ICH MIR DAS VOLKSBEGEHREN 
ANDERS VORGESTELLT... 


Die Botschaft hör 


Kritik am "institutionellen Weg" 


Viele Menschen, die sich heute 
in der BRD für Soziale Verteidi- 
gung engagieren, setzen ihre 
Hoffnung auf die Einführung 
von Sozialer Verteidigung 
durch eine fortschrittliche Re- 
gierung. Der folgende Artikel 
versucht zu zeigen, warum 
dieser institutionelle Weg ein 
Irrweg ist. (Red.) 


Seit über einem Jahr ist -vorallem im Zu- 
sammenhang mit dem Kongreß "Wege zur 
Sozialen Verteidigung" und der geplanten 
Gründung eines Netzwerkes bzw. Bundes- 
verbandesfürSozialeVerteidigung-eineEu- 
Phorie über Soziale Verteidigung wahrzu- 
nehmen, diedervorherrschendenStimmung 
inder Bewegung, dieeherdurch Perspektiv- 
losigkeitbzw.-suche, Auflösungorganisatd- 
rischerZusammenhängeundschrumpfende 
Aktivenzahlen gekennzeichnet ist, so gar 
nicht entspricht. Inwieweit diese Euphorie 
darauf beruht, daß mensch sich bequem 
schreibend, redend und organisierend mit 
dem Thema befassen kann, ohne daß zu di- 
rektengewaltfreienAktionenübergegangen 
oder Massen auf die Straße mobilisiert 
werden müssen, soll dahingestellt bleiben. 
DochstelltderorganisatorischeZusammen- 
schluß u,U. die Weichen, welcher Weg zur 
UmsetzungvonSozialer Verteidigunginden 
nächsten Jahren eingeschlagen wird. 


An der Wegkreuzung 

Die Alternativen sind bekannt undschon 
seit Jahren diskutiert: Nämlich ob Soziale 
Verteidigung auf dem institutionellen Weg, 
durch Regierung und deren ausführende 
staatliche Organe eingeführt werden kann 
‚oder ob sie einem sozialrevolutionären, ge- 
waltfreien Kampf gegen die Regierung von 
unten her aufgebaut werden muß (1). 

Dahinter stehen zwei fundamental unter- 
schiedliche Herangehensweisen an Soziale 
Verteidigung; FürdieeineRichtung,u.a.von 
Theodor Ebert vertreten, ist Soziale Vertei- 
digung ein baukastenartiges Versatzstück, 
daslückenlosan dieStellemilitärischer Ver- 
teidigung gesetzt und daher auch von oben 
her initiiert werden kann. Die andere Her- 
angehensweise, die hier vertreten werden 
soll,sagt, daßdie Verteidigungsfunktionvon 
Militär nicht getrennt von seinen übrigen 
Funktionenin der Gesellschaft - Garant des 
Gewaltmonopols des Staates, Festiger des 
patriarchalen Systems - gesehen werden 
kann. Wiezuletzt Ekkehart Krippendorf(2) 
überzeugend argumentierte, und Anarchis- 
tInnen und AntimilitaristInnen schon seit 
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übereinhundertJahrenvertreten, sindStaat 
undKrieg-unddamitStaatundMilitär-nicht 
voneinander trennbare Seiten derselben 
Medaille, weshalb nicht das Militär abge- 
schafftwerdenkann,ohnedaßauchderStaat 
seineMachteinbüßt. Undvölligabsurdistes 
zu glauben, daß der Staat auch noch selbst 
seine entscheidende Stütze, das Militär, be- 
seitigen könne. 


Der Ausgangspunkt des institutionel- 
len Wegs: Die Friedensforschung 

Alle Hoffnung auf einen Durchbruch in 
der Bewegung und noch so viele Hinweise 
darauf,daßdieVorstellunggewaltfreierVer- 
teidigung von AntimilitaristInnen in den 
zwanziger und dreißiger Jahren entwickelt 
wurde,ändertnichtsandem,wasSoziale Ver- 
teidigung im Moment ist: nämlich ein theo- 
retisches Konzept der Friedensforschun 
g- Daß dies so sei, können wir zumindest in 
denmeistenBeiträgenvon Friedensforsche- 
tInnen nachlesen. Siepochenin beinahe pe- 
netranter Weise auf das Vorrecht, dasihnen 
nach ihrer Ansicht dadurch zukommt, daß 
sie den Begriff "Soziale Verteidigung" 
prägten und über ihre Strategie, Methoden 
undWirkungsweiseforschten.MitderWaffe 
dieses Vorrechts bekämpfen sie alle Versu- 
che, Soziale Verteidigung neu oder anderes 
zu definieren oder ihre gesellschaftliche 
Rolle-z.B.in Hinblick aufdieheutestattfin- 
dendenKriege,indenendieBRDzudenAg- 
gressoren statt zu den Angegriffenen zählt, 
neu zu bestimmen. Soziale Verteidigung 


ich wohl... 


darfkeinKonzept der Wissenschaftbleiben! 
Deren Aufgabe sollte es sein, die Bewegun- 
gen zu beraten, vielleicht Zusammenhänge 
zuerhellen,diesonstunklargebliebenwären, 
jameinetwegensogarihrAnsehenundihren 
Einfluß gegenüber den Regierenden einzu- 
setzen - aber was sie nicht machen darf, ist, 
nachderMaximedes"ichweißesbesser,denn 
ich bin die Wissenschaft" eine Vorreiterin- 


nenrolle in der Bewegung zu beanspruchen. 


Ontheroad I: 
Der Wandel der Bedrohungsszena- 
rien 

Wir führen in der BRD eine sehr fort- 
schrittliche Diskussion über Soziale Vertei- 
digung. Fortschrittlichdeshalb,weil-unddas 
istauch der Verdienst Theodor Eberts-sich 
die Vorstellung darüber gewandelt hat, wer 
"unsbedroht".ImUnterschiedzuvielenFrie- 
densforscherInnen im europäischen 
‚AuslandgehtEbertdavonaus,daßunsprimär 
nicht "die Russen" bedrohen, sondern die 
Hauptgefahr in einer putschenden Opposi- 
tion oder in Verbündeten aus der NATO 
besteht. Insoweit, nämlichwasdieWahrneh- 
mung der Interessen der Herrschenden in 
diesem Lande und ihrer Verbündeter 
angeht, muß diese Bedrohungsanalyse von 
ganzem Herzen begrüßt werden. Allerdings 
besteht diese Bedrohung auch schon heute, 
und nicht erst, wenn eine rot-grüne Koali- 
tionsregierung (allein schon etwas Unwahr- 
scheinliches) einen "Ökopazifistischen 
Transformationsprozeß* in die Wege leitet 


(denn das wird das letzte sein, was sie täte). 
Die Bedrohung kommt auch nicht nur von 
Rechtsaußen oder den Verbündeten, 
sondern uns bedrohen heute noch ganz 
andere Dinge - die Umweltzerstörung, die 
AKWs usw. Nicht zu vergessen die Kriegs- 
szenarien,wowiranderebedrohen,nämlich 
die Staaten der sog. "Dritten Welt", die der 
WestenalsRohstoffquellenundmilitärische 
Einflußsphären benötigt. 


On the road Il: Die Optimierung 
der Gesamtverteidigung 
Beschäftigensich Regierungen mit Sozia- 
ler Verteidigung, besteht die Gefahr, daßsie 
siealseineweitereKomponentederGesamt- 
verteidigungeinverleibenwollen,wiediesin 
Österreich, der Schweiz und Schweden dis- 
kutiert wird oder schon geschehen ist. Die 
Attraktivität von Sozialer Verteidigung in 
diesem Zusammenhang besteht darin, daß 
ZivilistInnen bislang nur zu Arbeits- und 
Schutzdiensten herangezogen werden kön- 
nen, aber"nutzlos"werden,sobaldihreStadt 
‚oder Dorf vom Feind eingenommen wurde. 
(Die Genfer Konvention verbietet der Be- 
völkerungeineseroberten Landessogarden 
Widerstand.) Diese Lücke, die alle Militärs 
schon lange schmerzt, könnte Soziale Ver- 
teidigung als Methode, die nach Versagen 
der militärischen Verteidigung oder in Ar- 
beitsteilung mit der ersteren in dichtbesie- 
delten Regionen angewendet wird, gut aus- 
füllen. Von den Vertreterinnen Sozialer 
Verteidigung wünscht sich allerdings wohl 
niemand eine solche Kombination, wenn- 
gleich sie durch die hemmungslose Inan- 
spruchnahme staatlicher Forschungsgelder 
(8) riskiert wird. 


Ein Abstecher zu den Militaristen 
Anderessiehtesallerdingsschonaus,wenn 
esumdiemöglicheKombination("Mix") mit 
alternativer militärischer Verteidigung, der 
sog. Defensivverteidigung geht. Seitens der 
VertreterInnen defensiver Konzepte ist 
Soziale Verteidigung.aicht nur eine mögli- 
che, sondern für viele sogar zwingend not- 
wendige Ergänzung des guerilla-artigen 
Kampfes. Von Seiten der Sozialen Verteidi- 
gunghandeltessichbeiMixeherumeinetak- 
tische Überlegung, wobei die Taktik wohl 
eherinBezugauf dieBündnispartnerbeider 
Durchsetzung von Sozialer Verteidigung 
denn auf den "Verteidigungsfall" zu schen 


ist. Johan Galtung hatte es auf dem Hearing- 


derGrünen1985nochsoformuliert,daßnicht 
damitzurrechnensei, daßinabsehbarer Zeit 
alleMenschen zu PazifistInnenwürdenund 
den Nicht-PazifistInnen deshalb eine für 
auch sie tragbare Alternative geschaffen 
werden müsse, Theodor Ebert nennt die 
DingebeimNamen:Ineinerrot-grünenKoa- 
lition würden (müßten, sollten) die Grünen 
für Soziale Verteidigung und die SPD für 
strukturellnichtangriffsfähige Defensivver- 
teidigung eintreten. Der Kompromiß: Mix 
(plus einem Bundesamt für Zivile Verteidi- 
gung). Den PazifistInnen bleibt dann die 
Hoffnung, daß die Regierung in dem Fall 
einesAngriffsvon Truppen des Warschauer 


Der "institutionelle Weg” - 


Vertrags auf die militärische Komponente 
verzichtet... 

Esgibteinige fundierte Argumentegegen 
Mix, die hier leider nicht ausgeführt werden 
können.Siebetreffenu.a.dieGefahrderBru- 
talisierung der Auseinandersetzung, die die 
Zahl der Opfer ähnlich hoch wie in einem 
konventionellen Krieg treiben könnte, die 
Unmöglichkeit, in einem dichtbesiedelten 
Industrieland einen Guerillakrieg über- 
hauptzuführen(egal,obmitGuerillerosoder 
mitunifgrmiertenSoldaten)unddiepsycho- 
logische Unvereinbarkeit von Gewalt und 
Gewaltfreiheit für die VerteidigerInnen. 


Das Ziel kommt in Sicht: 
Das rot-grüne Bündnis 

Wie stellen sich die VertreterInnen von 
Sozialer Verteidigungden WegzurSozialen 
Verteidigung nun vor? Am konkretesten 
Außert sich dazu Theodor Ebert, der schon 
seit längerem die Sphärenreiner Forschung 
zugunsten von Politikberatung und Lobby- 
arbeit aufgegeben hat. Er setzt seine Hoff- 
nung auf eine rot-grüne Mehrheit im Parla- 
ment, die eine radikale öko-pazifistische 
Wende von oben her in Gang setzt - noch 
bevor "eine bewußte Mehrhreit sich aus- 
drücklich für eine gewaltfreie Politik ent- 
schieden hat’(4). 

Die Konkretisierung des institutionellen 
Ansatzes für bundesdeutsche Verhältnisse 
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im rot-grünen Bündnis ermöglicht auch die 
Konkretisierung der Kritik an diesem 
Ansatz: 

1. Die Sozialdemokraten haben im Laufe 
ihrer Geschichte unzählige Beispiele dafür 
geliefert, daß sie bereit sind, alle fortschritt- 
lichen Ideen über Bordzuwerfen, sobaldsie 
ZugangzurMachterhalten.(DieListereicht 
von der Bewilligung der Kriegskredite 1914 
bis zum NATO-"Nachrüstungs"beschluß 
und dem 10-Jahres-Plan zum Ausstieg aus 
der Kernenergie.) Mir scheint es deshalb 
kaumHoffnungzugeben, daßsieausgerech- 
net beideraußen-wieinnenpolitischsozen- 
tralen Frage der "Verteidigungspolitik" zu 
radikalen Schritten, wie cs schun die Umrü- 
stung auf eine alternative defensive Vertei- 
digungwäre, fähigseinwürden.Dazuhandelt 
es sich bei der Defensivverteidigung auch 
nochumeinKonzept,dasvonvornhereinnur 
von einer Minderheit in der Partei getragen 
wird! 

2. Bei den Grünen - sollten sie als Partei 
überhaupt noch eine Zukunft haben - ent- 
wickelt sich die Gewaltfreiheit und mit ihr 
die Soziale Verteidigung immer mehr zu 
einem Lippenbekenntnis für Wahlplattfor- 
men, während ansonsten beflissen die Zu- 
stimmung zum Gewaltmonopol des Staates 
beteuert wird. Diesmündet danninsoabsur- 
den Vorstellungen wie den von "gewaltfrei- 
en Staatsorganen” (Ebert), als ob mensch 
demStaateinfachdieGewaltnehmenkönne, 
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Der (moderne) Staat ist über sein Gewalt- 
monopoldefiniertundkeinzentralesSystem 
kannaufdieDauerohnedieAndrohungund 
‚Anwendung von Gewalt bestehen bleiben. 
Im Gegensatz zu Roland Vogts These in 
diesem Heft, daß die’Spaltungvon Gewalt- 
freiheit und staatlicher Machtausübung 
überwunden werden müsse’, steht esgerade 
an,unsaufdiesen Gegensatzzurückzubesin- 
nen, falls wir ihn vergessen haben sollten! 

3.Selbstwenn eszu einerrot-grünen Koa- 
lition - die seit mindestens drei Wahlperio- 
denvonihrenProphetenwiederjüngsteTag 
umimmerweitere Entscheidungsdaten her- 
ausgeschobenwird-kommen sollte, dürften 
wir damit der Sozialen Verteidigungkeinen 
Schritt nähersein. Statt mit einer strukturel- 
len Nichtangriffsfähigkeit der Bundeswehr 
als ersten Schritt zur totalen Abrüstung 
werdenwiresmit.der strukturellen Unfähig- 
keit jeder Regierungzu tun bekommen, den 
Wegzur Gewaltlosigkeit und damit zu ihrer 
eigenen Entmachtung einzuschlagen. Den 
Weg, den der Marxismus gegangen ist, der 
bekanntlich behauptete, nach der Diktatur 
des Proletariats werde der Staat von allein 
absterben, sollte Beleg genug für diese Be- 
hauptung sein. 


Erinnerungen an Preußen 

Der institutionelle Weg ist ein ziemlich 
breiter Pfad. Aufihm finden wir diejenigen, 
dieschlichtdasMilitärgegendieSozialeVer- 
teidigung austauschen wollen, ohne daß sie 
ansonsten einen gesellschaftlichen Wandel 
fürnötighalten.Aufihmfindenwiraberauch 
einige derjenigen, die eine ökologische und 
pazifistische Umformung der Gesellschaft 
für erforderlich halten, also schon fast revo- 
lutionäre Ziele anstreben. (Allerdings eine 
Revolutionmit demStaatundunterBeach- 
tung der verf: Ordnung.) 
Manchmalentsteht direktder Eindruck, daß 
die Veränderung des Verteidigungssystems 
alsHebelfürdieseUmformunggesehenwird. 
In Preußen war dies früher einmal gelungen 
(5). Die militärischen Strukturen waren 
ModellfürIndustrie,SchulenundBehörden 
und wurden so zum Auslöser von Moderni- 
sierung in allen Bereichen der Gesellschaft. 
Das konnte funktionieren, weil das Grund- 
Pprinzipvon Disziplin, BefehlundGehorsam 
dasgleiche war. 

SozialeVerteidigungkannallerdingsnicht 
zu einem solchen Hebel werden, sofern und 
solangeeineRegierungsieeinführenwill.Sie 
undderStaatbasierennämlichaufentgegen- 
gesetzten Prinzipien: Der Staat beruht auf 
Unterordnung, auf Gehorsam des Bürgers, 
die Soziale Verteidigung auf Ungehorsam 
und Widerstand. DiesalleinistschonGrund 
genug, daß keine Regierung Soziale Vertei- 
digung einführen kann. 


Der institutionellen Weg- ein Irrweg 
Glaubt mensch Theodor Ebert, Roland 
VogtoderChristoph Besemer, dannbesteht 
die’Wahlzwischen der Weltrevolutionoder 
deminstitutionellen WechselineinemLand’ 
(Ebert) bzw.die Wahlzwischender"Einfüh- 
rung" Sozialer Verteidigung durch eine 
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soziale Revolution am St.Nimmerleinstag 
oderdurchdasparlamentarischeSyste,bevor 
eszu spät ist, d.h. die ökologischen undmili- 
tärischen Bedrohungen evtl. die Welt ver- 
nichtet haben. Wer würde sich angesichts 
einer solchen Alternative nicht für den par- 
lamentarischen Weg entscheiden? Dasver- 
hängnisvolle ist aber: Diese Alternative ist 
falsch, doppelt falsch. Denn weder kann 
Soziale Verteidigung durch den Staat einge- 
führt werden, noch verschiebt eine soziale 
Revolutionden WandelaufdenSt.Nimmerl- 
einstag. Zugegebenermaßen läßt unsereSi- 
tuation wenig Platz für Hoffnung - die öko- 
logischen Katastrophen und Bedrohungen 
vervielfachen sich, der technologische 
Wandel hat die Schreckensvisionen von 
Orwell und Huxley bereits überholt, trotz 
Friedens-Gesäuselsgeht die Aufrüstungun- 
gehemmtweiteretc.-aberumsolebenswich- 
tiger ist es, die Hoffnung nicht an Illusionen 
zu hängen. Wirkliche Hoffnung auf Über- 
windung des militaristischen, patriarchalen 
Gewaltsystems finden wirnicht beiden Par- 
teien, die dieses System per Definition mit - 
tragen, sondernüberallda,woBewegungen, 
kleineGruppen oder auch ganze Völker Wi- 


derstand gegen dieses System leisten und 
dabeibeginnen, ihrer Utopieeineranderen, 
gewaltfreienn Gesellschaft näherzukom- 
men. Das ist schon soziale Revolution, zu- 
mindestwieichsieverstehe.Siekannineinem 
gewaltfreien Aufstand münden, findet aber 
genausogut heute statt und ist nicht an die 
bestehenden staatlichen Grenzen eines 
Landes gebunden, und schon gar nicht an 
eine "Weltrevolution". Deshalb: Verlassen 
wir uns nicht auf den Staat, sondern verlas- 
sen wir uns auf unsselbst. Jeder Widerstand 
gegen Rüstung, AKWs, Sexismus, Umwelt- 
zerstörung usw, ist auch ein Schritt in Rich- 
tung Soziale Verteidigung! 

Christine Schweitzer 


Anmerkungen: 
1) Christoph Besemer nennt diese beiden Ansätze den 
‘ 1" und den *sozialrevolutionären’, 


2) Ekkehart Krippendorf, Staat und Krieg. Die histo- 
Zone Log polkacier Devenaına, Pruafdetanteie 
1985 

3) vergleiche: Franz-Josef Oberließen, "Gegen die 
Verstaatlichung der Sozialen Verteidigung", in: gwr 
98/99, 1985, 5. 29 IT 


5) Diesen Hinweis verdanke ich M.G. 


Der 


TEIL III 


Ernstfall ist heute 


Die gegenwärtige Entspannungsphase zwischenden 
USA und der Sowjetunion in Europa darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die Kriege in anderen 
Kontinenten mit unverminderter Heftigkeit andauern 
oder sich gar verschärfen. Den Supermächten geht 
es in der sog. "Dritten Welt" um die Sicherung "ihrer" 
Rohstoffe und Einflußsphären. Die BRD kann von 
diesen Konflikten nicht abgekoppelt werden, weil sie 
militärisch in die NATO integriert und ökonomisch in 
die Weltwirtschaft verflochten ist. 

Das traditionelle Konzept Sozialer Verteidigung, das 
auf den Fall einer Invasion oder eines Staatsstreichs 
ausgerichtet ist, in dem wir die Opfer wären, ist an- 
gesichts der Mittäterrolle der BRD gefordert, eine 
‚Antwort auf die Frage zu geben, was wir tun können, 
wenn das eigene Land zu den Aggressoren statt zu 
den Angegriffenen gehört. 

Die herkömmliche Sichtweise setzt Soziale Verteidi- 
gung mit der Verteidigung des Staates gleich. U.a. 
kommt dies darin zum Ausdruck, daß nur der gewalt- 
freie Widerstand als SV gewertet wird, den die Re- 
gierung mitträgt. Demgegenüber sind wir der Auffas- 
sung, daB Soziale Verteidigung die Verteidigung der 
Lebensweise einer Gemeinschaft ist und genauso 
gegen eine politische Führung ausgeübtwerden kann 
wie mit ihr. Darüber hinaus sind wir der Überzeu- 
gung, daß wir nur dann die drängenden Probleme 
unserer Zeit auf die Dauer werden lösen können, 
wenn es uns gelingt, eine tiefgreifende gesellschaft- 
liche Umwälzung zu erreichen, in der die strukturel- 
len Gewaltverhältnisse und ihre Ursachen beseitigt 
werden. Dazu gehören neben Krieg und Kriegsvor- 
bereitung kapitalistische Ausbeutungsverhältnisse 
und patriarchale Strukturen. Bedrohung erwächst 
auch aus den Gefahren der Umweltzerstörung, der 
neuen Technologien (Verdatungs-, Gen- und Repro- 
duktionstechnologie etc.), den AKWs, den Atomver- 
suchen, der zunehmenden faschistischen Bewegung 
und staatlicher Repression. Der Widerstand gegen 
diese Bedrohungen kann, wie z.B.in Hainburg/Öster- 


“ reich und im Larzac, zur Sozialen Verteidigung 


werden oder ihr zumindest nahekommen. (Red) 


Dieser Artikel entwickelt eine 
Neudefinition von Sozialer 
Verteidigung, die ihr Schwer- 
gewicht auf die Verteidigung 
der Lebensweise, nicht auf die 
Verteidigung eines Staates 
legt. (Red.) . 


Der Sozialen Verteidigung steht der 
Durchbruch auch in den Sozialen Bewegun- 
gen noch bevor. Wir haben es mit einem 
Defizitan Engagement fürSoziale Verteidi- 
gungzu tun, das nicht damit erklärt undaus- 
geräumtwerden kann, daßeshaltan(sicher- 
lich unzureichender) Information oder gar 
an Unterstützung durch staatliche Stellen 
mangelt. Esliegt auch micht allein daran, daß 
dieldeeeinergewaltfreien Verteidigung für 
einedurch Gewalt undMilitarismusgepräg- 
te Gesellschaft den Ruch des Unrealisierba- 
ren hat. Das entscheidende Problem ist 
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meiner Ansichtnach, daßesbislangnichtge- 
lungen ist, die Bedeutung von Sozialer Ver- 
teidigung für das Hier und Heute, für die 
Praxis der Bewegungen zu demonstrieren. 
Es haben zwar. immer wieder Gewaltfreie 
Aktionsgruppen und Graswurzelgruppen 
direkte gewaltfreie Aktionen unter dem 
Motto"Soziale Verteidigungheuteeinüben" 
durchgeführt (zuletzt im Fulda-Gap 1984), 
dochkonnte dieskaum etwas daran ändern, 
daß Soziale Verteidigung im bundesdeut- 
schen (Bewegungs-)Bewußtsein als ein 
Konzept der FriedensFORSCHUNG 
dasteht. 


Daß gewaltfreie Verteidigung nicht von 
WissenschaftlerInnen unter dem Eindruck 
der Atombombe nach dem zweiten Welt- 
krieg erfunden, sondern schon in den zwan- 
ziger und dreißiger Jahren von verschiede- 
nenantimilitaristischenGruppenpröpagiert 
wurde, wird bei uns bestenfalls als "Vorge- 


schichte" gehandelt. Dabeiwaren esgewalt- 
frei-anarchistische Organisationen (1), di 
die Vorstellung einer geplanten Verteidi- 
gung ohne Waffen erstmals entwarfen. Es 
geht hierbei nicht darum, den Friedensfor- 
scherInnen, die heutean SV arbeiten, abzu- 
sprechen, daß sie sich - teilweise seit Jahr- 
zehnten-umeine VerankerungvonSozialer 
Verteidigungin den Bewegungenbemühen, 
Doch müssen sie sich den Vorwurf gefallen 
lassen, daß sie durch ihre Herangehenswei- 
sean das Thema für dasbeklagte Defizit mit 
verantwortlichsind. Dieser Vorwurfbezieht 
sich auf zwei Aspekte. Der erste, der an 
andererStelleindiesemHeftausgeführtwird 
(2), ist, daß die FriedensforscherInnen die 
verhängnisvolle Tendenz geschaffen haben, 
SValsbaukastenartiges Versatzstück fürdie 
herkömmlichemilitärische Verteidigungzu 
betrachten, das durch eine fortschrittliche 
Regierung eingeführt werden könnte. 


DerErnstfallist heute 


jo nn nn ine an 


Die Definition der Friedensforschung 


Derzweiteundsehrgrundlegende Aspekt 
istdieFrage,wasunterSozialer Verteidigung 
eigentlichverstandenwerdenkann. Vonder 
Friedensforschungwird-mitkleinenAbwei- 
chungenin der Wortwahl-Soziale Verteidi- 
gung als "Gewaltfreier Widerstand eines 
VolkesgegeneinenmilitärischenAngriffvon 
außen (Intervention, Invasion) oder von 
innen (Staatsstreich, Putsch)" definiert. In 
derRegelwirderläuternd nochhinzugefügt, 
daß Soziale Verteidigung im Gegensatzzur 
territorialen Verteidigung stehe, weilsiedie 
Lebensweise oder die sozialen Einrichtun- 
genanstattderGrenzenverteidige.Fürdiese 
FriedensforscherInnen ist ein wesentliches 
MerkmalvonSV-nämlichdasMerkmal,das 
sievonanderen Formengewaltfreier Aktion 
unterscheidet -, daß die gesamte Bevölke- 
rung einschließlich der Verwaltungund der 
gewählten demokratischen Vertretung die 
Verteidigung mitträgt. 


Die "Alltagsdefinition" 
von Sozialer Verteidigung 


Dem steht eine andere, meines Wissens 
nie schriftlich ausformulierte Auffassung 
von Sozialer Verteidigung gegenüber, die 
unterbewußterMißachtüungderfriedensfor- 
scherlichenHintergründevonden Begriffen 
"sozial" und "Verteidigung" ausgeht, den 
ersten mit "gemeinschaftlich" übersetzt und 
bei dem zweiten fragt: Gegen wen oder was 
verteidigen wir uns heute ? Fast allege- 
waltfreienAktionenundBewegungen heute 
haben einen defensiven Charakter, fast 
immer geht esum Verteidigunggegen kata- 
strophale Gefährdungen (Kriege, Umwelt- 
katastrophen) und das patriarchale System, 
wohingegen der Schutz erkämpfter, neuge- 
schaffener Freiräume (z.B.:besetzte 
Häuser) nur selten zum Gegenstand von 
Konflikten wird. Auch im Alltag machen 
Männer wie Frauen ständig die Erfahrung, 
sich verteidigenzu müssen, am Arbeitsplatz 
wie'im Privatleben. So verstandene Soziale 
VerteidigungwirdzueinemElementderAll- 
tagspraxis: undhebtimgleichen Atemzugdie 
andere, gesamtgesellschaftliche Soziale 
Verteidigung für viele Menschen in fernab- 
liegende und nichtrelevante Gefilde. 

Allerdings wird diesem "Alltagsverständ- 
nis" von gewaltfreier Verteidigung, wie die 
skizzierte zweite Herangehensweise 
mangels eines besseren Begriffs benannt 
werden soll, meiner Ansicht nachnicht ganz‘ 
zuunrechtvonSeitenderFriedensforschung 
vorgeworfen, daß es Soziale Verteidigung 
mitZivilemUngehorsamgleichsetzeunduns 
daher ohne Notwendigkeit eines sinnvollen 
Fachausdrucksberaube. Um den (ja oft be- 
klagten) defensiven Charakter unserer Ak- 
tionenhervorzuheben,istestatsächlichwohl 
nicht notwendig, den Begriff Soziale Vertei- 
digung zu entleihen. 


Soziale Verteidigung 
als Verteidigung der Lebensweise 


Deshalb würde ich vorschlagen, von der 
herkömmlichen Definition auszugehen und 


zu fragen, obeszweckmäßig ist, den Begriff 
Soziale Verteidigung auf die Fälle einzu- 
schränken, wo Verwaltung und Regierung 
den Widerstandmittragen,oderobnichtein 
umfassenderes VerständnisvonSV möglich 
ist, das nicht gleichzeitig sinnentleerend 
wirkt. Wenn Soziale Verteidigung als "Ver- 
teidigung der Lebensweise" oder "Verteidi- 
gung eines Volkes" verstanden wird, ist es 
dann nicht eine sehr verkürzte Vorstellung, 
beides mit dem Staat und seinen Institutio- 
nen gleichzusetzen? Was ist mit ethnischen 
Minderheiten in Vielvölkerstaaten und mit 
Nationen, dienichtnurnichtamRegierungs- 
apparat teilhaben, sondern überhaupt kein 
eigenes Territorium besitzen, denen esaber 
trotzdem gelang, eine eigene Lebensweise - 
mensch denkeandieSintiund Roma-zube- 
wahren? Und was ist mit Gruppen, die sich 
innerhalbeines Staateseineweitgehendun- 
abhängige Lebensform aufbauen konnten? 
Mirscheint, daßtrotz entgegensprechender 
Beteuerungen die Soziale Verteidigung 
nochvielzu viel territorial(nämlichals Ver- 
teidigung eines Staatsgebietes) und institu- 
tionell ( als Verteidigung des legitimen Re- 
gierungsapparates) gedacht wird. Demge- 
genüberwürdeichvorschlagen, Soziale Ver- 
teidigung als die 

Verteidigung der Lebensweise und des 
Selbstbestimmungsrechts eines Kollektivs 
mit gewaltfreien Methoden 

zu definieren. 

Kollektiv können dabei eine Nation, eth- 
nische Gruppe, Subkultur oder örtliche Le- 
bensgemeinschaft sejn, sofem die Mitglied- 
schaft in dieser Gruppe die Identität ihrer 
Mitglieder wesentlich bestimmt. 

AufBeispieleangewendet,hießedies, daß 
der Widerstand einer Kommune oder von 


HausbesetzerInnen, sofern sie das letztge- 
nannte Kriterium erfüllen, genauso Soziale 
Verteidigung sein könnte wie der Wider- 
stand gegen eine Invasion der USA in eine 
sichradikalumstrukturierende (e} 

Bundesrepublik. AuchdasProblem,daßdie 
BRDzur Zeit in Konflikten eher als Angrei- 
ferin (bzw. deren Helfershelferin) denn als 
Angegriffene auftritt (3), könnfe unter dem 
Gesichtspunkt der Sozialen Verteidigung 
legitim aufgegriffen -werden. (Während 
solche Konflikte bislang immer mit denrAr- 
gument, sie seien ein Problem des "Gewalt- 
freien Aufstandes", nicht der Sozialen Ver- 
teidigung, weggeschoben werden. konnten.) 


Wennwirden BegriffderSozialen Vertei- 
digung in diese Richtung ausweiten, dannist 
sie uns gleichzeitig auch ein Stück näherge- 
rückt, weilsienichterst dienationaleoderin- 
ternationale Revolution voraussetzt, um 
danach(!) aktuell zu werden, sondern in 
einem dynamischen Wechselspiel zur ge 
waltfreien Aktion heute steht: Jegrößer die 
erkämpften Freiräume werden, umso mehr 
nähertsichder WiderstandderSozialen Ver- 
teidigung an. Die militärische Invasion oder 
der Staatsstreich werden zu einem Sonder- 
fall, auf dessen Eintreten sichvorzubereiten 
wichtigbleibt, der aber nicht die einzige Art 
von Bedrohung darstellt, der mit Sozialer 
Verteidigung begegnet werden kann und 
muß. 

Christine Schweitzer 


1) vergleiche den Artikel "Gewaltfreie Verteidigung 
Farin Gernot Jochheim in diesem Hell. 


2) vergleiche "Die Botschaft hör’ ich wohl” von Chri- 
stine Schweitzer in diesem Heft. 

3) vergleiche "Am Puls der Brandstifter" von Ralph 
Spill in diesem Hei. 


Am Puls der Brandstifter 
Vorbereitung auf Krisen und Kriege heute 


Wie kann akuter Kriegsgefahr begegnet werden? Wie kann der 
Verwicklung der BRD in aktuelle kriegerische Auseinandersetzun- 
gen Widerstand entgegengesetzt werden? Die VertreterInnen von 
Sozialer Verteidigung sind heute gefordert, auch auf diese Fragen 


Antworten zu geben. (Red.) 


NichteinmalzweiJahreistesher,daßdiese 
Fragen in aller Widerständigen Munde 
waren. Damals hatten die US-Bomben auf 
dielibyschenStädteTripolisundBengasidie 
abflauende Friedensbewegung aufge- 
schreckt.DieBRDwarnicht"nur"durchihre 
Nato-Mitgliedschaft in diesen blitzartigen 
kriegerischen Konflikt verwickelt, sie war 
sogarlogistischeBasis:DerEinsatzbefchlfür 
die Bomber kam von EUCOM, der europä- 
ischen Kommandozentrale der US-Armee 
in Stuttgart. Die politischen und militäri- 
schen Folgen waren zunächst völligunbere- 
chenbar. Die Möglichkeit einer unkontrol- 
lierbaren Eskalation nach dieser militäri- 
schen Operation sog. "niedriger Intensität” 
wurde sogar vom US-Außenministerium 
einkalkuliert.Heutesehenwirunsähnlichen 
Gefahren etwa durch die Verwicklung der 
Nato in den Golfkrieggegenüber. Zehntau- 
sendetrugendamalsinderBRDihrenProtest 
auf die Straßen; vereinzelt wurden Militär- 
anlagen belagert undblockiert. Der Protest 
glich einem zwar wütenden, aber eher ohn- 
mächtigen, wenigkoordiniertenundkurzle- 
bigen Aufschrei des Zorns. Eine Diskussion 
flammteauf,wiesichdieFriedensbewegung 
aufAktionenzurKriegsverhinderungvorbe- 
reiten könne, damit sie beim nächsten vom 
Bodender BRD mit ausgehendemmassiven 
Angriff nicht wieder so unvorbereitet und 
kalt erwischt wird wie bei den Bomben auf 


In der Graswurzelrevolution wurde eine 
Diskussion eröffnet: 
en here 
Land, für den nächsten Angriff besser und 
schneller "gerüstet" zu sein. Ähnlich wie bei 
den Tag-X-Blockaden in Gorleben sollte 
jetzt schon damit angefangen werden, v.a. 
Esser ee 


Aktionspläne 
und Öffentlichkeitsarbeit für den "Tag 
danach" zu entwerfen”(1). 


DochbevordieDiskussionrichtiginGang 
kam, zogen die strahlenden Zeiten nach der 
Reaktorkatastrophe von Tschernobyl allen 
‚Augenmerk auf sich. Plötzlich beherrschte 
auch die gwr fast nur noch ein Thema: der 
ReaktorinderSowjetunionundderFall-Out 
hier.Ichwillversuchen, an diedamaligeDis- 
kussion fen. Denn es ist nach wie 
vornötig,"einAktionskonzeptzuentwickeln, 
das den Protest gegen eine erneute Aggres- 
sion der USA oder der Nato über Spontan- 
demonstrationen hinaus steigert.”(3) 
Um ein solches Sarsecaiter en! 
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können,isteswichtigzuwissen,welchenStel- 
lenwerı dieBombenangriffe auf Libyen, der 
ÜberfallaufGrenada(25.10.1983)oderetwa 
die Destabilisierungsversuche seitens der 
USA gegen Nicaragua innerhalb der US- 
Nato-Strategienbesitzen.AndenBeispielen 
wird bereits deutlich, daß die Kriege heute 
möglichst still, effektiv, mit möglichst gerin- 
gemmilitärischen Einsatzundunterhalbder 
Schwelle des Kampfes zwischen regulären 
Armeen geführt werden. Innerhalb mögli- 
cher Kriegszenarien werden Auseinander- 
setzungenwieder Zweite Weltkriegoderein 
Atomkrieg zur Kategorie der "Konflik- 


te/Kriegehoher Intensität" gerechnet. Aus- 
einandersetzungen vom Grade des Korea- 
‚oder des gehören danach - 
ausder Perspektiveder Europäerund Ame- 
rikaner-zuKonflikten"mittlererIntensität". 
AlleAuseinandersetzungen, dieihrer Natur 
nach unterhalb der Ebene eines tatsächli- 
chen, konventionellen Krieges bleiben, 
wären dann "Konflikteniedriger Intensität". 

Letztere haben sich seit Ende der 70er 
Jahre, relativ unbemerkt von der bundes- 
deutschen Friedensbewegung, i immer deut- 


der USA wird sie als die zukünftige Form 
der Kriegsführung "zumindest für den Rest 
dieses Jahrhunderts” (Außenminister 
Shultz) bezeichnet. 

Der Anfang des Jahres (12.1.88) von 
Reagan vorgelegte Entwurf einer Gesamt- 


strategiefürdieUSAbiszumJahre2010("Di- 
scriminate Deterrence") bestätigt dies 
erneut.DarinmußzwardieSowjetunionwei- 
terinalsHauptfeindbildherhalten,einGroß- 
angriff der Warschauer-Pakt-Staaten wird 
jedochals"ebensounrealistische’Extrembe- 
drohung'wieeinmassiver Atomschlaggegen 
US- und Nato-Nuklearstreitkräfte" einge- 
schätzt (5). Esgelte vielmehr, die Kräfteauf 
die "Dritte Welt" und die dort wachsende 
Zahlvon"KonfliktenniedrigerIntensität"zu 
konzentrieren. Dafürwählt derimperialisti- 
sche Koloß USA sehrgezielt aus seinem au- 
Benpolitischen Arsenal die entsprechenden 
Knüppel aus. Wenn möglich, versuchen die 
US-KriegerKampfeinsätzeihrerTruppenin 
der"Dritten Welt" zu vermeiden. Das hängt 
damit zusammen, daß es ihnen noch immer 
nichtgelungenist,dastiefinderBevölkerung 
der USA verwurzelte Vietnam-Trauma zu 
beseitigen. Erst wenn Aufstandsbekämp- 
fung, Militärhilfeprogramme, Söldner- und 
Stellvertretertruppen nicht zum gewünsch- 
tenErfolgführen,wirdzurDurchsetzungder 
außenpolitischen Ziele auf US-Militär und 
Interventionstruppen zurückgegriffen. Es 
ist zu unterscheiden zwischen verdecktem 
Dauerengagement & la Nicaragua oder El 
Salvador undblitzartigen Militäraktionen 
la Libyen oder Grenada. 


Ve a ne nennen 


Die In der USA 
DieUS-Nato-PolitikimGolf-Gebietzeigt 
deutlich die Bereitschaft der Militärs, not- 
falls alle Mittel auszuschöpfen. Bis zur isla- 
mischen Revolution wurden die westlichen 
Interessen durch die lokalen Stellvertreter 
Iran und Saudi Arabien aufrechterhalten. 
NachderUmwälzungimIranunddemÜber- 
falldesIrak auf den IranimJahre1980sahen 
dieUSAihreFelledavonschwimmen.Carter 
kündigte sogleich an, mit allen Mitteln, bis 
hin zum Einsatz von US-Streitkräften ihre 
Vorherrschaft im Golfgebiet zu "verteidi- 
gen". Noch im selben Jahr wurde als Kern- 
stück dieser Militärpolitik die"SchnelleEin- 
greiftruppe"begründet.1987habendieUSA- 
ihr militärisches Engagement anläßlich des 
Tankerkrieges massiv ausgeweitet und zu- 
gleich andere NATO-Staaten erfolgreich 
unter Druck gesetzt, sie dabei zu unterstüt- 
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zen.Somit operieren faktisch Nato-Marine- 
einheiten außerhalb ihres Geltungsberei- 
ches und tragen massiv zur Eskalation am 
Golfbei. Derzeit (März 1988) tobt der Städ- 
tekrieg. Weitere Eskalationsstufensindvor- 


programmiert. 

Eskann nicht angehen, daß die Friedens- 
bewegung trotz der veränderten Nato-US- 
Strategien ihren Blick weiterhin überwie- 
gend auf das vermeintliche Hauptgefechts- 
feldMitteleuropa konzentriert. Zu deutlich 
weisen die US-Strategien weg vom Fulda- 
Gap und hin zur "Dritten Welt", wobei die 
ZielenichtmehrvorwiegendterritorialerArt 
sind. William Olson vom US Army College 
formuliertdiesunmißverständlich:"DasZiel 
(von Kriegsführung niedriger Intensität, 
RaS) ist nicht militärische Eroberung, 
sondern soziale Kontrolle, zu dessen Errei- 
chungmilitärischeMittelalseinElement des 
Kampfesgenutztwerdenkönnen."(6)Natür- 
lichstellt dieStationierungvon 50.000 Atom- 
waffen weltweit und die im Dezember 1987 
mit Zustimmung der Nato-Staaten wieder 
aufgenommene C-Waffen-Produktion der 
USA eine ungeheure globale Bedrohung 
auch für Europa dar. Allein die C-Waffen- 
Vorräte der US-Armee reichen aus, um die 
Erdbevölkerung mehr als 5000 malzu töten 
(7). Dennoch kann die militärstrategische 
Lage zwischen den Supermächten und 
ebensoinMitteleuropaalsrelativ"stabil"be- 
zeichnet werden. Diese Stabilität fußt zwar 
nicht auf einer Sicherheitspolitik im eigent- 
lichen Sinne, sondern auf der. konsequenten 
EndstufederAbschreckungsdoktrin,derge- 
genseitigenDrohungmittotaler(nuklearer) 
Vernichtung. Eine gewisse, im Vergleich zu 
vielenLändern der"Dritten Welt"gegebene 
Stabilitätistjedochfaktischvorhanden. Was 
bedeuten diese Überlegungen nun für die 
Soziale Verteidigung? 


Wann ist der SV-FAII? 

Die traditionellen SV-Konzepte gehen 
davon aus, daßwir Opfereinermilitärischen 
Aggression werden. Diese Bedrohungsvor- 
stellungensindjedochüberholt,längstist die 
BRD (Mit-)täterin. Die Konturen einer ag- 
gressiven europäischen Militärpolitikzeich- 
nensich immer klarer ab. Dies zeigt sich be- 
sonders deutlich am Beispiel der deutsch- 
französischen Zusammenarbeit im militäri- 
schenundatomarenBereich.Fürden Wider- 
stand ist es wichtig zu untersuchen, welche 
Rolle die BRD in den jeweiligen Konflikten 
spielt. Vor allem ist zu berücksichtigen, ob 
die BRD eher passiv als Nato-Staat, oder 
aktiv an einem Konflikt beteiligt ist, etwa 
durch das Bereitstellen ihrer Infrastruktur 
für andere Nato-Staaten oder sogar durch 
die Entsendung bundesdeutscher Truppen. 

Beiallen Konflikten niedriger undmittle- 
rerIntensität,an denen dieBRD aktivbetei- 
ligt ist, reicht die Ebene von Demonstratio- 
nenundProtestnicht aus. Im Einzelfallmuß 
genau überlegt werden, welche der im fol- 
genden noch aufzuführenden direkten 
‚Aktonenmiteingeplanten Eskalationsmög- 
lichkeiten durchgeführt werden sollten. 
Dieser Fallgiltetwafürden Golfkrieg. Zwar 
befinden sich weder Soldaten noch Schiffe 


Alle Tage 


Der Krieg wird nicht mehr erklärt, 
sondern fortgesetzt. Das Unerhörte 

ist alltäglich geworden. Der Held 

bleibt den Kämpfen fern. Der Schwache 
ist in die Feuerzonen gerückt. 

Die Uniform des Tages ist die Geduld, 
die Auszeichnung der armselige Stern 
der Hoffnung über dem Herzen. 


Er wird verliehen, 

wenn nichts mehr geschieht, 

wenn das Trommelfeuer verstummt, 
wenn der Feind unsichtbar geworden ist 
und der Schatten ewiger Rüstung 

den Himmel bedeckt. 


Er wird verliehen 

für die Flucht von den Fahnen, 

für die Tapferkeit vor dem Freund, 

für den Verrat unwürdiger Geheimnisse 
und die Nichtachtung jeglichen Befehls. 


Ingeborg Bachmann 


der Bundesmarine im Golf-Gebiet - wenn- 
gleichesdurchausStimmengabundgibt,die 
diesfordern-, aber die Bundesmarine entla- 
stet die USA und die Nato-Ländern im Är- 
melkanalundimMittelmeer.SohilftdieBun- 
desregierung den Verbündeten dabei, 
Kräfte zu sammeln für diesen krieg. Sie ist 
daher Mittäterin und mitschuldig an den 
durchdieInterventionder USAundanderer 
Nato-Staaten eskalierendem Golfkrieg. 

Auchdurch Rüstungsexporteund dasBe- 
reitstellenihrerInfrastrukturfürdie USA ist 
die BRD aktiv in diesen nun schon mehr als 
siebenJahredauerndenKriegverstrickt.Die 
VeröffentlichungendesKomiteesgegenden 
iranisch-irakischen Krieg und der BUKO- 
Koordinationsstelle "Stoppt den Rüstungs- 
export" belegen, daß deutsche Firmen vom 
Uniformstoff über Tita-Panzertransporter 
und Blumhardt-Panzerauflieger bis zu Ra- 
ketenwerfern der bundeseigenen Fimra 
"Fritz Werner Gmbh" (Geisenheim) fast 
allesliefern. AmGolikriegzeigtsich, daßder 
Ernstfall und damit der Fall, wo sich die 
Soziale Verteidigung zu bewähren hatte, 
bereits eingetreten ist. Solange es nicht 
(einmal) gelingt, die aktive Beteiligung der 
BRD an Kriegen zu unterbinden, scheinen 
mir alle Versuche fragwürdig, Soziale Ver- 
teidigung hier und heute durchsetzen zu 
wollen. Gelänge dies, so wäre es ein erster 
wichtiger Schritt hin zu Sozialer Verteidi- 
gung. 


Dieabhaltende Wirkung 
des Sozialen Angriffs 

Unser radikales Bedürfnis nach Frieden 
undunsere darauserwachsende Ablehnung 
desgesamtenMilitärapparatesfordertgera- 
dezu direkte Aktionen unterschiedlichster 
Art. Damit will ich nicht die Bedeutungvon 
Demonstrationen abschwächen. Demos 
sindundbleibenwichtigalserstes Ventilund 
sofortige kollektive Aktionsform zur Her- 
stellung von Gegenöffentlichkeit, zum 
Durchbrechen des ij Kon- 
senses und nicht zuletzt als politisierender 
Einstieg in radikalen langfristigen Wider- 
stand. Doch reichen Demos allein nicht aus, 
wenn wir das Ziei haben, die logistische Na- 
tobasis BRD im Konfliktfall an ausgewähl- 
tenSchwachpunktenzustörenundmöglichst 
zu schwächen, und wenn wir Druck auf die 
politischen MittäterInnen ausüben wollen. 
Ein machtvoller sozialer Angriff mit vielfäl- 
tigen koordinierten direkten Aktionen bis 
hin zur Sabotage wären nötig, um den Krie- 
gern Einhalt zu gebieten und die aktive Be- 
teiligungderBRDankriegerischenKonflik- 
ten zu unterbinden. Jede Arbeit und Orien- 
tierung in dieser Richtung ist die beste Vor- 
bereitungaufeineverteidigenswerteGesell- 
schaft.Nurwerbereitist,inirgendeinerForm 
einen solchen sozialen Angriff mitzutragen, 
kann zu den verläßlichen TrägerInnen en 
Sozialen Vertei werden. Die 
wirtschaftlich en en was militäri- 
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schenEliteninderBRDsetzennatürlichalles 
daran, jeden Keim eines solchen Wider- 
stands zu erfassen, (präventiv) zu bekämp- 
fen und möglichst schon im Keim zu erstik- 
ken. Letztlich gibt es jedoch keine Alterna- 
tive. Denn nurwennwirdas Zielhaben, eine 
solcheMachtzu entfalten, kannesunsgelin- 
gen, im Falle einer ökopazifistischen Mehr- 
heit in diesem Lande, diese gegen den von 
Ebert befürchteten Roll-Back sozial zu ver- 
teidigen. Wirsollten schon heuteallesdaran 
setzuen, ein Netzwerk Soziale Verteidi- 
gung/Aktion Notbremse aufzubauen. Um 
so mächtiger dieses wäre und um so mehr 
Kosteneseinem Aggressorineinemnochzu 
bestimmenden Ernstfall in Aussicht stellen 
könnte, um so größer wäre die abhaltende 
präventive Wirkung. 


Aktionspläne ausarbeiten! 

Wie sich eine so starke Macht von unten 
entfalten könnte, darüber haben sich schon 
viele den Kopf zerbrochen. Auch ich habe 
natürlichkeinPatentrezept.Fürganzzentral 
halte ich jedoch eine möglichst große Viel- 
falt der Widerstandsformen und iti 
geToleranzzwischen allen Widerstand Lei- 
stenden, sofern es einen gemeinsamen 
Grundkonsensgibt, derMenschenlebenge- 
fährende Aktionen ausschließt. Nach den 
Bombenangriffen auf Libyen wurden vor 
allemzwei Vorschläge diskutiert. Beidesind 
eswert, von.den VerfechterInnen der Sozia- 
len Verteidigung aufgenommen und bis ins 
Detaileineskompletten Aktionsplanesaus- 
gearbeitet zu werden. Dies müßte eine 
Aufgabe des sich nach dem Kongreß in 
Minden vermutlich bildenden Zusammen- 
schlussesaller an der Sozialen Verteidigung 
Interessierten sein. 


EUCOM (die europäische 
traleder USA in Stuttgart), den Frankfurter 
Flughafen als zentralen Umschlagplatz für 
Kriegsmaterialundden HafeninBremerha- 
ven, wo Kriegsmaterial auf Züge und Bin- 
nenschiffe umgeladen wird. Zu ergänzen ist 
hier noch der US-Luftwaffenstützpunkt 
Ramstein, der ebenfalls als wichtiger Um- 
schlagplatz für Kriegsmaterial, z.B. für dem 


könnten vielfältige unberechenbare Aktio- 
nen Zivilen Ungehorsams bis hin zu geziel- 
tenSabotageakten, begleitetvonMassende- 
monstrationen und Arbeitsniederlegungen 
durchgeführt werden. Flughafen- und Bun- 
desbahnbeamtInnen sollten dazu aufgeru- 
fenwerden, diese Aktionen zu unterstützen. 
Autos und anderes Material könnten dabei 
nützlich sein, bestimmte Verkehrsknoten- 
punkte lahmzulegen. Die Arbeitskreise kri- 


Selbstverpflichtungen 
zum Widerstand 

Im Versöhnungsbund (ein Zusammen- 
schluß christlich orientierter Gewaltfreier) 
wurde darüber diskutiert, ein Netzwerk auf- 
zubauen,dassichan der"PledgeofResistan- 
ce"-Bewegung in den USA orientiert. In 
diesem Netzwerk hatten sich bis Ende 1986 
über 80.000 US-AmerikanerInnen persön- 
lich verpflichtet, an Aktionen "legalen Pro- 
testes” oder "Zivilen Ungehorsams" teilzu- 
nehmen, "falls die Vereinigten Staaten von 
Amerika Nicaragua oder andere zentral- 
amerikanische Staaten angreifen, bombar- 
dieren, Kampftruppen dorthin entsenden 
bzw.ihrelnterventionwesentlicheskalieren" 
(8). Ein bereitsim August 1984 gefaßter Be- 
schluß sieht folgende Schritte im Falle einer 
Invasion in Nicaragua vor: 

"]. Ein Signal für Aktionen geht an alle 
lokalen und regionalen Kontaktpersonen. 2. 
Menschen aus den ganzen USA treffen sich 
in vorher vereinbarten Kirchen in ihren 
Städten zu Informationsarbeit, gegenseitiger 
Unterstützung, Gebet und Vorbereitung der 
Aktionen. 3. Gewaltfreie Mahnwachen 
werden vor lokalen Büros von Kongreßabge- 
ordneten abgehalten. Jedes Büro wird 
besetzt, bis der/die Abgeordnete/r gegen die 
Invasion abstimmt. 4. Delegationen werden 
nach Washington D.C. fahren, um Aktionen 
des Zivilen Ungehorsams beim Weißen 
Haus durchzuführen, mit der Forderung, die 
Invasion zu beenden. 5. US-Bürger in Nica- 


verpflichtung zum Widerstand. Möglicher- 
weise wären diese Gruppen und Menschen 
aktivierungsfähigund durchaus für soetwas 
zu gewinnen. 

Vielleicht wäre es auch möglich, die Ge- 
werkschaften zu überzeugen, daß in be- 
stimmten akuten Krisensituationen Streiks 
nötigsind, umauf Wirtschaft undRegierung 
Druck auszuüben. DervonkritischenSolda- 
ten gegründete "Arbeitskreis Darmstädter 
Signal", der sich den Zielen der Friedensbe- 
wegung verpflichtet fühlt, könnte ebenso in 
einNetzwerk Soziale Verteidigungeinbezo- 
gen werden. 

EineKoordinationsstellefürSoziale Ver- 
teidigungkönnteeinezentraleRollespielen 
bei der Verknüpfung der verschiedensten 
WiderstandsformenineinersolchenKrisen- 
situation. Siekönnteeine Ergänzungseinzu 
den Koordinationsstellen "Stoppt den Rü- 
stungsexport" und "Ziviler Ungehorsam". 
Zugegeben - all diese Gedanken sind noch 
unausgereift, abervielleicht wird damit eine 
Diskussion eröffnet, die längst überfälligist. 
AberauchwennnochsovielPapierbeschrie- 
ben wird, kommen wir nicht weiter. Indem 
wirandersdenken, habenwirerst denersten 
Schrittgetan,damitesanderswird.Nurdurch 
Selbstorganisation, kollektive Strukturen, 
internationale Solidarität und Sozialen 
Angriffkann es uns gelingen, einer entmili- 
tarisierten, zur Sozialen Verteidigung 
fähigen Gesellschaft näher zu kommen. 


International bellebter deutscher Zoo 


ragua werden ihre eigenen gewaltfreien Ak- 
tionen initiieren und werden, wenn möglich, 
durch weitere aus den USA unter- 
stützt."(s. Anmerkung 8, Seite 70) 

Das Netzwerk wurde schon mehrfach ak- 
tiviert, vor allem um die Bewilligung von 
Geldern an die Contraszu verhindern. 

Ein ähnliches Netzwerk gab es bereits in 
derBRD.Die Kampagne "Ziviler Ungehor- 
sambiszurAbrüstung”"warebenfallsinzahl- 
reichenRegionalgruppenorganisiertundar- 
beitetemiteinerähnlichen Formvon Selbst- 


20.1.1988 
8) Gewaltfreie Aktion 68/69/70, 5.68 
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Rüstungskonversion 


Ein Schlüssel zur Sozialen Verteidigung? 


Rüstungskonversion bedeutet Umwandlung der Rüstungsproduk- 
tion auf sozial nützliche Güter bei menschengerechter Arbeitsorga- 
nisation. Verbindungslinien und Möglichkeiten der Zusammenar- 
beit zwischen den seit einigen Jahren in manchen Rüstungsbetrie- 
ben existierenden Arbeitskreisen "Alternative Fertigung" und den 
VertreterInnen der Sozialen Verteidigung versucht dieser Artikel 


aufzuzeigen. (Red.) 


Das Konzept der Sozialen Verteidigung 
durchläuftzurZeiteinePubertätsphase:Neu 
und deswegen faszinierende Utopie ist es 
nicht mehr und reif fürs politische Leben 
beginnt es gerade erst zu werden. Abnabe- 
lungvonderwissenschaftlichen-aufwieviele 
historischeSpurenelementeauchimmerge- 
stützten- Utopie undihrer Diktion ist ange- 


Eines ist klar: Soziale Verteidigung funk- 
tioniert nur, wenn ein ganz überwiegender 
Anteilder Bevölkerungzustimmtunddaran 
mitarbeitet. Voraussetzung dafür ist, daß 
eine große Mehrheit das Konzept für ver- 
nünftig und machbar und die Gesellschaft 
fürverteidigenswert hält. 

Die bundesdeutsche Gesellschaftsent- 
wicklung geht zur Zeit in einer der Utopie 
der gewaltfreien, herrschaftslosen Gesell- 
schaft entgegengesetzten Richtung. Trends 
sind heute: Versteinerung gesellschaftli- 
cher, materiell bestimmter Werte, Verelen- 
dung auf der einen, immenser Leistungs- 
druck auf der anderen Seite, Umweltzerstö- 
rungund Aufrüstung, krankmachende Ver- 
schwendunghierundHungerinder"Dritten 
Welt". Wer gewaltfreies Handeln als 
Methode der Konfliktregelung für richtig 
hält,istgefordert,esinderGegenwehrgegen 
diese katastrophischen Entwicklungen zu 
üben. 

Gewaltfreier Widerstand heute- 
Bedingung für Soziale Verteidigung 
morgen 

Immer mehr Menschen könnten dabei 
den Umgang mit gewaltfreien Aktionsfor- 


menlernenunddie Überzeugunggewinnen, - 


daß sich auf diese Weise etwas ändern läßt. 
EinesdervielenArbeitsfelderdafürkanndas 
Durchsetzen von mehr Selbst- bzw. Mitbe- 
stimmungamArbeitsplatzsein. Nebentarif- 
politischenZielenkanndiesesichaufdieVer- 
schiebung der Produktpalette etwa von Rü- 
stungsgütern oder Autoshinzugesellschaft- 
lichundökologischsinnvollen Erzeugnissen 
undDienstleistungenrichten (Konversion). 
Das Konzept der Sozialen Verteidigung ist 
dadurch, daß die Bundesrepublik sich an 
Krisen und Kriegen direkt (Libyen, Zerstö- 
rerder Bundesmarine im Mittelmeer...)und 
indirekt (va. Rüstungslieferungen und - 
hilfen) beteiligt, heute schon herausgefor- 


dert. Denn es wırd Iragwürdig, wenn es die 
Notwendigkeit von gewaltfreiem Agieren 
gegen diese gewaltgeladene Außenpolitik 
hier und jetzt nicht in die gegenwärtige 
‚Analyse und in das heutige Handeln umset- 
zenkann (1). Hiersind im wesentlichen drei 
Arbeitsfelder von Bedeutung: 

1. Gewaltfreies Handeln gegen Militari- 
sierung und steigende Rüstungs- und "Ver- 
teidigungs"-Ausgaben des eigenen Staates, 
etwa mittels Rüstungssteuerboykott, Öf- 
fentlichkeitsarbeit gegen Aufrüstung und 
Strategie einer kriegsführungsfähigen Bun- 
deswehr und NATO, Aktionen gegen be- 
stimmte militärische Einrichtungen, usw. 

2. Informieren und Handeln gegen unge- 
rechte internationale Strukturen, die das 
Nord-Süd-GefälledurchSteigerungdeshie- 
sigen Konsums zementieren oder verschär- 
fen. Aktionsmöglichkeiten sind z.B. Ver- 
braucherInnen-Boykott, Einkauf in Eine- 
Welt-Läden, Aufklärung über "Entwick- 
lungspolitik” usw. 

3. Aktionen gegen das Verfügbarmachen 
militärischerPräsenzderBRDinKriegs-und 
Krisenregionen und das Betreiben und An- 
heizen von Konflikten dort durch bundes- 
deutsche Rüstungslieferungen und -hilfen 
(2). 


Frieden braucht friedliche Arbeit 
Sowohl beim Widerstand gegen die Mili- 
tarisierung der hiesigen Gesellschaft und 
Wirtschaft als auch gegen deren internatio- 
nale Aggressionen ist es wichtig, daß den 
Menschen, die in den bekämpften Struktu- 
ren arbeiten, Alternativen angeboten 
werden. 
DieMoskauer"GruppezurSchaffungvon 
Vertrauen zwischen Ost und West" (s. auch 
gwr 111, S.24), die als Weg zur Abrüstung 
eine internationale oder bilaterale Konver- 
sion(Bilateralismus= Konzeptdesabgestuf- 
ten einseitigen und erwiderten Spannungs- 
und Rüstungsabbaus, d.Red.) vorschlägt, 
führtinihremDokument”"Konversionist der 
Schlüssel zum Frieden” dazu aus: 
"Konversion muß der Abrüstung voraus- 
gehen. Die frühere Formel, zuerst komme 


Einigen wir uns auf Programme, die Militärs 
und Industriearbeiter nicht zu Arbeitslosen 


Deutsche-Bank-Zentrale in Frankfurt: 
Rüstungsproduktion ist ein höchst 
erträgliches Geschäft 


oder Frührentnern werden lassen, die keine 
Qualifikationen für friedliche (Arbeits-)be- 
reiche besitzen. Beide haben ein Recht auf 
einen angemessenen Lebensstandard - sie 
waren bereit, ihre Leben für ihre Länder zu 
verlieren..." (3) 

Diese bewußt pazifistische Begründung 
der Forderung nach Rüstungskonversion 
setztvoraus, daß die Entscheidungsträgerin 
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Wirtschaft und Gesellschaft sich bereits für 
Abrüstung entschieden haben; diestrifft für 
unsere mitteleuropäische Gegenwart nicht 
zu. 


Sehr realistisch ist jedoch die Forderung, 
imFalleeiner AbrüstungmüßtendieBetrof- 
fenen gesichert sein. In Anbetracht der 
emsigen Lobby-Arbeit von Rüstungsmana- 
‚gern und von Forderungen nach Sicherung 
der Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie 
seitensder Belegschaften ist sogardie These 
plausibel, daß die Nichtbeachtung dieser 
ForderungdasScheiternvon Abrüstungsbe- 
mühenzumindest Vorschubleistenkann(4). 
Wenn Soziale Verteidigung als Zukunfts- 
konzept glaubwürdig sein will, müssen eben 
nichtnurdieSorgenderMenschenvoreinem 
‚Angriff von innen oder außen auf eine ent- 
militarisierteGesellschaft,sondernauch die 
der heute im militärisch-industriellen 
Bereich Tätigen und die der Militärsum Ar- 
beitsplatz und Lebensunterhalt ernstge- 
nommen wer-den. Auf bundesdeutscher 
Ebene betrifft dieszum Beispiel: 

- etwa 300.000 Arbeitsplätze in der Rü- 
stungsindustrie (ohne Zulieferbetriebe), 

- mehr als 250.000 längerdienende und 
Berufs-Soldaten (ohne Wehrdienstleisten- 
de), 

-mehrals 182.000zivileMitarbeiterInnen 


der Bundeswehr (5), 

"zahllose Beschäftigte bei ausländischen 
Streitkräftenundinvom Militärabhängigen 
Betrieben. 


Esistjedochnichteinmaldamitzurechnen, 
daß Firmenleitungen im Bereich der Rü- 
stungsindustrieetwaauf Konversion setzen, 

aufzufangen. Zu 
reizvollsindihreGewi: ‚dievom 
Staat bezahlten Rüstungsgüter"Massenent- 
lassungen betreffen in den seltensten Fällen 
Chefetagen und das Management... 


se Alternative Fertigung”, die es bei 
MBB/VfW in Bremen, bei Blohm & Vossin 
Hamburg und bei MaK in Kiel als ständige 
Einrichtunggibt, konkrete Erfahrungen mit 
Modellen für die Umstellungvon Rüstungs- 
auf zivile Arbeitsplätze gesammelt (6). 
Obwohl die Firmenleitungen bisher keinen 
der von diesen AKs erarbeiteten Umstel- 
lungsvorschlägen übernommen haben, 
bewegt doch die Auseinandersetzung 
darüber im Betrieb eine ganze Menge: Das 
Bemühen um Rüstungsaufträge zur Ausla- 
stung wird zunehmend kritischer gesehen; 
die Chancen für den Ausbau ziviler Produk- 
tionszweige werden verbessert. Das Aufzei- 
gen von zivilen Alternativen bietet den 
‚Auswegaus dem Dilemma, indemvieleRü- 
stungsindustrie-ArbeitnehmerInnen ste- 
hen: Weitermachen in der ungeliebten Rü- 
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stungsbranche oder Arbeitslosigkeit. 
Gleichzeitigerzeugt espolitisch-legitimato- 
rischenDruckaufEntscheidungenbzw.Ver- 
säunmissederFirmenleitungenunddieFor- 
derungnachmehrMitbestimmungauchüber 
das Was und Wie der Herstellung. 

Noch im Herbst 1981 demonstrierten IG 
Metall und Teile der HDW in Kiel, weil die 
Bundesregierung den Bau eines U-Bootes 
fürChilenicht genehmigt hatte und deshalb 
Arbeitsplätze bei HDW gefährdet waren. 
Dieser Konsens zwischen Rüstungsmana- 
gernund-arbeitnehmerInnenwirddurchdie 
Suche nach Alternativproduktion deutlich 
aufgeweicht. In einer Broschüre des MBB- 
Aks"Alternative Fertigung” heißt es dazu: 

"Wir verstehen zwar die Sorge der Kieler 
Kolleginnen und Kollegen und die Angst um 
den Erhalt der Arbeitsplätze. Trotzdem ist 
nach unserer Ansicht ein Streik für Rüstung 
für einen Gewerkschaftsangehörigen nicht 
tragbar, zumal die Arbeitnehmer im Kriegs- 
Jall immer die Hauptbetroffenen sind. Wir 
wollen mit unserem Arbeitskreis auch errei- 
chen, daß wir bei einem Beschäftigungsein- 
bruch nicht für auf die 
Straße gehen müssen. Wir wollen dann in 
der Lage sein, eine ganze Palette alternativer, 
d.h. nicht-militärischer Produkte vorzu- 
schlagen, deren Herstellung bei uns ohne 
weiteres möglich ist.” (7) 

Alternative Fertigung bietet mithin eine 
Möglichkeit, aktivgegendenKriegvorzuge- 
hen, der heute schon von bundesdeutschem 
Boden ausgeht. Deshalb kann die Zusam- 
menarbeitmitdiesenArbeitskreiseneinebe- 
deutsame Antwort auf die Forderung sein, 
die VertreterInnen des Konzepts der Sozia- 
len Verteidigung müßten sich bereits heute 
der Praxis aussetzen, diedurchMilitarismus 
und Kriegs- bzw. Krisenbeteiligung des 
eigenen Staatesgekennzeichnet ist. 


Selbstbestimmt arbeiten... 

Wie Klaus Schomacker, Peter Wilke und 
Herbert Wulf in ihrem Buch "Alternative 
Produktion statt Rüstung” erläutern, bedarf 


steckt, ist diesnichtzumachen. Weraberauf 
eineZukunftohneRüstungsproduktionund 
Militärhinarbeitet,mußsichheuteschonGe- 
danken umandere Arbeitsplätze für die Be- 
troffenen machen. Dabei bietet es sich an, 
auf Bestrebungen und Erfahrungen, die es 
bereitsinRüstungsbetriebengibt, aufzubau- 
en, auchwenninderen Mittelpunkt stetsdas 
Bemühenstand;k. ihrdeteArbeits- 
plätze erst einmal zu erhalten - und keines- 
wegs die Vorstellung, eine entmilitarisierte 
Gesellschaft zu entwickeln. 

Solche Initiativen leisten einen wichtigen 
Beitrag zur gesellschaftlichen Umorientie- 
rung hin zur verteidigungswerten Gesell- 
schaftund Wirtschaft. Sierichten sich gegen 
die soziale, wirtschaftliche und ökologische 
Unverträglichkeit der Rüstungsproduktion 
und fordern ökologisch und sozial sinnvolle 
ArbeitundRessourcennutzungundmachen 
die Notwendigkeit demokratischer Ent- 
scheidungsstrukturenauchinder Wirtschaft 
deutlich. 

„„eigenverantwortlich verteidigen 

Von dem Maß, in dem die Arbeitenden 
über das, was sie herstellen /leisten und wie 
sie dies tun, selbst bestimmen können, wird 
dieFähigkeitderGesellschaftmitabhängen, 
sichdurch Anwendunggewaltfreier Kampf- 
methoden zu verteidigen. Je niedriger die 
Ebeneist, aufder ineinem Betriebz.B. Ent- 
scheidungen fallen, desto flexibler können 
diese auf sich ändernde Situationen oder 
Phasenin einem Konflikt mit einem Angrei- 
fer auf eine für verteidigungswert erachtete 
Gesellschaft dort reagieren. Die Arbeiten- 


Erklärung 


Für den Fall 

daß der Staat 

wo ich arbeite 

einem zweiten Staat 

wo andere Leute arbeiten 
den Krieg erklärt 


erkläre ich 
diesen Leuten 
heute schon 
den Frieden. 


den selbst können den unschätzbaren 
Vorteil,mitörtlichen,technischenund orga- 
nisatorischen Eigenheiten ihres Betriebes 
vertrautzu sein, für die Weiterarbeit zurBe- 
friedigung der Bedürfnisse der zu verteidi- 
gendenÖkonomiebeigleichzeitigerVerwei- 
gerung von Leistung egenüber einem Ag- 
gressor optimal nutzbar machen. Reibungs- 
verluste, die beim Einsatz von noch so ge- 
schultenFunktionärenfürdieDurchführung 
der SV auftreten könnten, weil diese erst in 


dieDetailseingewiesenwerden müßtenund . 


evtl.auchMißtrauengegenübereinemüber- 
geordneten Funktionärsgremium bei der 
Belegschaft aufkommen könnte, entfallen 
hier. So, wie Gesellschaft und Wirtschaft 
derzeit strukturiert sind, kann jedoch nicht 
aufdieEntwicklungvonKonzepten"betrieb- 
licher Selbstverteidigung” gerechnet 
werden. Die Hierarchieverhältnisse zwi- 
schenArbeitenden, Management und Kapi- 
talbesitzernläßtselbstbestimmtesoderauch 
nur mitbestimmtes Arbeiten in den meisten 
Fällen nicht zu. Weiterbildung der Beschäf- 
tigten wird lediglich insoweit gefördert, wie 
die damit erworbenen Fähigkeiten dem 
Profit des Unternehmens unmittelbar 


nützen und die Machtposition des Manage- 
mentsundderBetriebsbesitzernichtgefähr- 
den. 

Ein vielversprechender Versuch, diese 
hierarchischen Strukturen des Arbeitens 
aufzubrechen, sind diezahlreichen, zumeist 
recht kleinen, selbstverwalteten Betrie- 
be/Projekte, die in den letzten zwei Jahr- 
zehnten entstanden sind. An diesen Experi- 
mentenselbstbestimmterArbeitkonnteund 
wollte-beioftsehrhohempersönlichenund 
wirtschaftlichen Risiko - sich aber nur ein 
winzigerBruchteilderarbeitendenBevölke- 
rung in der BRD beteiligen. 

Lösungen müssen aberauch fürdievielen 
Menschen gefunden werden, die in Militär- 
und Rüstungsindustrie arbeiten. Deshalb 
sind Konzepte betrieblicher und regionaler 
Konversionwichtige Voraussetzungeneiner 
gewaltfreien Verteidigung. 

Arbeit und Bewußtsein 
entmilitarisieren 

Breite Schichten in der bundesdeutschen 
Bevölkerung müssen dafür gewonnen 
werden, an einer verteidigenswerten und - 
fähigen Gesellschaft erst einmal mitzubau- 
en. Die Chancen sind wohl nicht schlecht. 
Wirmüssensienutzen,indemwiraufgewalt- 
freie,möglichstselbstbestimmteProblemlö- 
sungenhinarbeiten(helfen).Entwicklungen 
wie die Konversionsbestrebungen in Rü- 
stungsbetrieben, dieGernot Jochheimwohl 
alsAusbreitungdes"Zivilismus"(9)bezeich- 
nen würde, werden tatsächlich und in den 
KöpfenaufdieSoziale Verteidigunghinfüh- 
ren: Tatsächlich, weil sie wirtschaftlich und 
gesellschaftlich Bedingungen schaffen, 
unter denen SV möglich, angemessen und 
vonder großen Mehrheit gewollt sein kann; 
inden Köpfen, weil die Praxis erfolgverspre- 
chendergewaltfreier Aktivitätenundselbst- 
verantwortlichen Handelns vielen Men- 
schen zu vertrauten Handlungsmustern 
werden.KampagnenfürsinnvolleArbeitund 


Der Ernstfall ist heute — 


(Mit-)Bestimmung über das Was und Wie 
des Produzierens, wie sie etwa Initiativen 
gegen Rüstungsexporteseit Anfangder80er 
Jahre durchgeführt haben, können dazu 
wichtige Anstöße geben. Auschlaggebend 
für die Weiterentwicklungund Verbreitung 
dieser Idee wird aber sein, was sich an den 
Arbeitsplätzen und in den Köpfen der Be- 
troffenen tut. Die Arbeit der"AKs Alterna- 
tive Fertigung” kann deshalb nicht hoch 
genugeingeschätztwerden.NebenderSuche 
nach Produktionsalternativen und Durch- 
setzungsstrategien machen diese Versuche 
vielen MitarbeiterInnen klar, daß es Alter- 
nativen gibt und deren Verwirklichung wei- 
testgehendvon politischen Entscheidungen 
abhängt (10). 

AlternativeFertigungals Versuch derBe- 
legschaften, selbst sinnvolle Alternativenzu 
entwickeln, setzt ein gehöriges Maß an poli- 
tischem Verantwortungsbewußtseinunddie 
Bereitschaft voraus, große Anstrengungen 
undRisikenaufsichzunnehmen. Überdiein 
diesem Sinne Aktiven in den Betrieben 
könntesichdieMöglichkeitergeben,dieldee 
der gewaltfreien Verteidigung auch in 
weniger "kopflastigen" Bevölkerungskrei- 
senbekanntzumachen.Diessollteunsbisher 
damitbefaßtenTheoretikerInnenwiederum 
helfenkönnen, Soziale Verteidigungpraxis- 
bezogenerzu entwickelnundverständlicher 
darzustellen. Vielleichthatsiemanche/rAr- 
beitnehmerInbeimMilitäroderinRüstungs- 
betrieben wesentlich brauchbarere Vor- 
schlägezur Durchsetzungvon Sozialer Ver- 
teidigung als wir bisher. 

Anne Dietrich 

Anmerkı 


ungen: 
1) Der/die Verfasserin des Artikels "Soziale Verteidi- 
gung in der Krise. Neue Kriegsszenarien und ihre Aus- 
wirkungen auf die Soziale Vertekligung“ fordert dies 
eindringlich: "Dabei ist überdeutlich, daß die Legiti- 
mation einer "Politik mit Waffen’, um die Stellung auf 
dem Weltmarkt zu unterstützen, um Rohstoffe oder 
Nachschubwege zu sichern, um politisch zu drohen 
oder auch wirklich in Krisengebiete einzugreifen, allen 
gutgemeinten Versuchen, 'alternative Verteidigung’ zu 
diskutieren, den Boden entzieht.” Graswurzelkalender 
1988, 5.45 

2) Vergl. dazu die Aktivitäten der BUKO-Kampagne 
"Stoppt den Ri ", Buchtstr. 14-18, 28 
Bremen und vieler Dritte- bzw. Eine-Welt-Gruppen, 
zZt. insbesondere die Vorbereitung zu einem 
Kongreß zum IWF von 23.-25.9. und gegen 
den Weltwirtschaftsgipfel, der vom 27..30.9.88 stattfin- 
det. 

3) Abgedruckt in englischer Sprache in "UK Trustbuil- 
ders”, Newsletter No. 6, London 1985, (unautorisierte 


Eigenübersetzung) 

4) Vergl. etwa Michael Brzoska/Andres: Suha,Chri- 

stian Wellmann, Das Geschäft mit dem Tod. Fakten & 
der Rüstungsindustrie, Frankfurt 1982, 

S.39 ff und Klaus Schomacker/Peter Wilke/Herbert 

Wulf, Alternative Produktion statt Rüstung, Gewerk- 

schaftliche Initiativen für sinnvolle Arbeit und sozial 

nütziche Produkte, Köln 1987, 5. 36 If 
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6) Vergl. Schomacker/Wilke/Wulf, aa.0,, $. 156 If 
und die der Arbeitskreise "Al- 
ternative Fertigung, z.B, Grundsatzerklärung des AKs 
bei Biohm & Voss Hamburg in: Otto Jacobi/ Eber- 
hard Schmidt/Walther Müller-Jentsch, Nicht vor - 
nicht zurück? Kritisches Gewerkschafs-Jahrbuch, 
Berlin 1982, $. 105-107 

‚Alternative Produktion statt Arbeitsplatzabbau und 
Aufrüstung, Hrsg, Jörg Fischer u.a, Bremen 1984, 5. 
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8) Schomacker/Wilke/Wulf, a..0.; 8.212 If 

9) Vergl. Gernot Jochheim, Länger leben als die 
Gewalt. Der Zivilismus als Idee und Aktion, Stuttgart 
1986, insbes. S. 147 ff und 187 ff 

10) Vergl Schomscker/Wilke/Wulf, .2.0., bsd. 5.292 
fund 297 ft. 
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Wie ein Fisch ohne Fahrrad? 


Versuch einer feministischen Kritik 


Bisher wurde die Rolle von 
Frauen bei den verschiedenen 
Modellen von Sozialer Vertei- 
digung nicht thematisiert, 
eben: spielt Soziale 
Verteidigung in der feministi- 
schen Bewegung eine Rolle. Ein 
erster Versuch, diese beiden 
Ansätze aufeinander zu bezie- 
hen, wird hier gemacht. (Red.) 


Esfälltauf,daßsichnursehrwenigeFrauen 
mit Sozialer Verteidigung befassen. Ver- 
wunderlich ist dasnicht.Schließlichversteht 
sichdasSV-Konzept der Friedensforschung 
der letzten Jahrzehnte zunächst einmal als 
Alternative zu den traditionellen militäri- 
schen Kriegsführungskonzepten, und Krieg 
wird im großen und ganzen als "Männersa- 
che, als "männliches Handwerk" interpre- 
tiert. Bezeichnenddafürist, daßbeiderEnt- 
wicklungvon Sozialer Verteidigungehema- 
lige Militärs eine entscheidende Rollespiel- 
ten (z.B.Liddell Hart). 

IneinemsolchermaßenengenAnsatzwird 
die Rolle von Frauen überhaupt nicht pro- 
blematisiert. Dazu kommt die generell un- 
terdurchschnittliche bis kaum vorhandene 
Vertretungvon Frauen in der Wissenschaft. 
Solangediessobleibt,wirddasInteresseder 
Friedensforschung an der Situation von 
Frauen gering bleiben und sich bei der Be- 
schäftigung mit Sozialer Verteidigung auf 
einer Ebene bewegen, die etwa in der Art 
"FrauenindieBundeswehr" eineAnpassung 
der Frauen an das "männliche Maß", an 
männliche Strukturen zum Ergebnis hat. 


Tagtäglicher Krieggegen Frauen 

Das, was Männer als Frieden bezeichnen, 
ist für Frauen tagtäglicher - sexistischer - 
Krieg: Ausgrenzung aus politischen undbe- 
ruflichen Bereichen, Anmachenicht nurauf 
der Straße, Zugriffe auf unseren Körper 
durchSchläge,Pornographiebishinzur Ver- 
‚gewaltigung, GewaltgegenFrauenaufgrund 
unserer Geschlechtszugehörigkeit. 

Träteheuteder"SV-Fall" ein, müßtenwir 
Frauen eine patriarchale Gesellschaft ver- 
teidigen.Die Faktenalltäglicherpatriarcha- 
ler Unterdrückung machen jedoch klar, daß 
wir Frauen unsge gen eine solche Gesell- 
schaft verteidigen müssen, und zwar schon 
jetzt, jeden Tag! 

Die Lebensrealität von Frauen in dieser 
Gesellschaft ist alsogrundsätzlichandersals 
dievon Männern. Die Frage, waswireigent- 
lich verteidigen wollen, stellt sich somit für 
Frauen in wesentlich grundsätzlicherer 
Weiseals fürMänner, undzwar auch für die 
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Männer,diesichaufeinenGraswurzelansatz 
beziehen. 

Zu der Verflechtungvon Staat undKrieg 
(ein Analyseansatz, der auch von der her- 
kömmlichen Friedensforschung nicht gelei- 
stet wird) kommt noch das Patriarchat als 
Unterdrückungsmoment hinzu. Nicht nur 
wirddieAbschaffungdesKriegesnicht ohne 
die Abschaffung des Staates zu haben sein 
(und umgekehrt), sondern der dritte Pfeiler 
dieses HERRschaftsgefüges, das Patriar- 
chat,muß ebenso umgestürztwerden. Patri- 
archat, StaatundMilitarismusbedingensich 
gegenseitig und sind Ausdruck von HERR- 
schaft - HERRschaft von Männern über 
Frauen in alltäglicher Ausübung von direk- 
terundstruktureller Gewalt. 

Daraus folgt: wenn Soziale Verteidigu: 
mehr sein will als nur ein Ersatz-Verteidi- 
gungskonzept anstelle (bewaffneten) Krie- 
ges, muß ein solches radikales Konzept So- 
zialer Verteidigunggewährleisten, daß frau- 
enfeindliche Strukturen beseitigt werden, 
sowohlwas die Gesellschaft betrifft, diever- 
teidigtwirdalsauch.dieMittel, diedieserrei- 
chensollen.Andernfallsähnelt auch Soziale 
Verteidigung den gängigen militärischen, 
patriarchalen Strukturen. 


Foto:D.Sterzer 


Kein Frieden mit dem Patriarchat! 


Alte Strukturen in neuem Gewand? 

In: denherkömmlichenSV-Konzeptender 
FriedensforschunghabenfeministischeEin- 
flüsse absolut keine Spuren hinterlassen. 
Vielmehr weisen manche dieser Konzepte 
Strukturen auf, die den bestehenden Wehr- 
strukturen sehr ähnlich sind: Beibehaltung 
des Zivildienstes oder sogar eine Art Wehr- 
Pflicht, was sich z.B. konkretisiert in Eberts 
Vorstellungen einer Ausbildungsmöglich- 
keit zum SV-Berater für Wehrpflichtige, 
Einesolche(Männer-)Gesellschaftmitsamt 
ihren von Männern geprägten Strukturen, 
wird Frauen und vor allem Feministinnen 
nicht sonderlich verteidigenswert erschei- 
nen; schon dadurch, daß sich die Mehrheit 
derBevölkerung(diedieFrauenjasind)nicht 
damit identifizieren kann, wirdSoziale Ver- 
teidigung nicht wirkungsvoll durchführbar 
sein. 

Aber auch bei den radikaleren, also anti- 
staatlichen Ansätzen von Sozialer Verteidi- 
gungkann frau nicht davonausgehen, daßin 
derneuen Gesellschaftsich einneuesgleich- 
berechtigtes, herrschaftsioses Verhältnis 
von Männern und Frauen gleichsam auto- 
matisch durchsetzen wird und die Unter- 
drückungvonFrauendurchMännerdadurch 


TTTTT——ssc DerErnstfall ist heute me 


sozusagen von selbst abgeschafft würde. 
Auchhiermüssenwir FrauenunsunserePo- 
sition erst erkämpfen. Ein Blick auf die 
inneren Strukturen der sozialen Bewegun- 
gengenügt, um sich dessen glaubhaft zuver- 
sichern. 


Soziale Verteidigung und Frauenrolle 

Konkret heißt das:wirmüssenunsfragen, 
welche Rolle die verschiedenen Konzepte 
Sozialer VerteidigungdenFrauenzuweisen. 
SiemüssenaufdieMöglichkeitender Befrei- 
ungausden traditionellen Geschlechterrol- 
len hinterfragt [überprüft werden. 

Die Einplanung von Frauen in die beste- 
hende Zivilverteidigung könnte uns einen 
Vorgeschmack davon geben, wie Frauen in 
eintraditionellesSV-Konzept eingebunden 
werdenkönnten.Daßhiernur Vermutungen 
angestellt werden können, liegt daran, daß 
in der traditionellen Konzeption Sozialer 
Verteidigung die Rolle von Frauen kein 
Thema ist - ein deutliches Indiz dafür, daß 
alles beim alten gelassen wird. Frauen, die 
Ersatzdienste leisten für Männer, diean der 
- diesmal jedoch gewaltfreien - "Front" 
kämpfen, die den gewaltfreien "Helden" zu- 
arbeiten... all das kennen wir schon zur 
Genüge.Esistzuerwarten,daßdieFunktion 
von Frauen imSV-Fallwieschon bei dermi- 
litärischen Verteidigungwiederauftraditio- 
nelle Hilfs- und Pflegedienste hinauslaufen 
wird. Viel schlimmer, es stellt sich der Ver- 
‚dacht, daß bei den traditionellen SV-Kon- 
zepten die den Frauen zugeschriebenen Ei- 
genschaften wie "Sanftheit”, "Passivität", 
"Friedfertigkeit" als Waffe eingesetzt 
werdensollen-alsoeineArtvon Widerstand, 
die Frauen gerade keine neuen Handlungs- 
perspektiven eröffnet. 

‚Abgesehen davon, daß die Einpassung in 
dietraditionelleFrauenrollefür Feministin- 
nen untragbar ist, frage ich mich auch, was 
"traditionell weibliches", also passives Ver- 
haltenz.B.beieinerBesatzungsarmeebewir- 
ken soll, wurden Besatzer doch auch bisher 
durch passives Verhalten von Frauen nicht 
daran gehindert, Frauen im Krieg zu verge- 
waltigen, und nicht nur im Krieg. 

Soziale Verteidigung wird dann effektiv 
sein, wenn dem Angreifer Entschlossenheit 
entgegengesetzt wird, ein gewisser Überra- 
schungseffekt, ungewohntes Verhalten etc. 
zum Tragen kommt. Es wäre also in jeder 
Hinsicht verhängnisvoll, die "traditionellen 
Eigenschaften" von Frauen einfach aufzu- 
werten, indem mann uns Frauen zu "Hoff- 
nungsträgerinnen" macht, die jetzt endlich 
dievonMännernversaute Weltrettensollen. 
Auch dies würde wieder nur eine gängige 
Festschreibung der patriarchalen Rollen- 
verteilung bedeuten. 


Soziale Verteidigung 
muß frauenbefreiend sein 

Frauen müssen ihre Bedingungen an den 
Frieden stellen. Diese müssen der Tatsache 
Rechnung tragen, daß Frauen in dieser pa- 
triarchalen Gesellschaft eine vollkommen 
andereAusgangspositionhabenalsMänner. 
Soziale Verteidigung muß also für Frauen 


neue Handlungsfelder eröffnen und befrei- 
endwirken.SozialeVerteidigungmußanden 
Alltagsproblemenvon Frauenansetzen und 
dem Bedürfnis nach selbstorganisiertem 
SchutzRechnungtragen,selbstorganisierter 
Schutz gegen die alltägliche Gewalt von 
Männern gegen Frauen. Rein verbale Be- 
teuerungen der Gleichberechtigung nützen 
uns nichts. 

Wir verlangen mehr: Wenn Männer für 
Soziale Verteidigung eintreten, dann muß 
das auch heißen, daß sie bereit sind, an der 
AbschaffungpatriarchalerStrukturenzuar- 


beiten und Machtprivilegien aufzugeben - 
unddaß genau dieszueinemessentiellenBe- 
standteil von SV-Konzepten gemacht wird. 
‚Aber auch wir Frauen sind gefordert. Frau- 
enbefreiend kann Veränderung nur sein, 
wenn Frauen ihre Interessen selbst in die 
Hand nehmen, für ihre Befreiung hier und 
jetztkämpfen. Wirmüssendafürsorgen, daß 
sich das VerhältniszwischendenGeschlech- 
tern ändert, wenn Soziale Verteidigungund 
überhaupt Utopienvon einerneuen Gesell- 
schaft nicht zueiner Färcegeratensollen! Es 
gibt vielzu tun! 

Rita Wopper 


Eine  (Vor-)Form 
Frauenaktion in 


Heidelberg, Walpurgis 


Foto: $.Stotz 


von Sozialer Verteidigung: 


1987 


Das Patriarchat 


Ein erster Verdacht 


Der Autor betrachtet die Idee 
der Sozialen Verteidigung aus 
einem patriarchatskritischen 
Blickwinkel. Ist Soziale Vertei- 
digung nichts anderes als die 
Fortführung _patriarchaler 
Kriegsspiele mit anderen 
Mitteln? (Red.) 


In diesem Beitrag geht es mir darum, die 
Idee der Sozialen Verteidigung als eine er- 
dachte "Konfliktlösungsstrategie" vor dem 
Hintergrundeiner durchausgut funktionie- 
renden patriarchalen Gesellschaft zu be- 
leuchten. Die Frage, was die Idee der Sozia- 
len Verteidigung mit dem Patriarchatzutun 
hat-und umgekehrt -ist nach meinem Wis- 
sensstand recht neu und kann deshalb auf 
keinem vorangegangenen Diskussionspro- 
zeß aufbauen. Eine sehr umfangreiche und 
vielseitige, vorrangig feministische Patriar- 
chatskritik unddie Kritikan derIdee der So- 
zialen Verteidigung stehen noch in keiner 
Beziehung miteinander. 

"DerMannist sozialundsexuellein Idiot”, 
behauptete VolkerE.Pilgrimschonvorzehn 
Jahren in seinem Buch "Der Untergang des 
Mannes". Weiter heißt es dort: 

"Er organisiert menschliches Leben in 
einer: form, in dernurer zu be- 


stimmen hat. Er richtet alles für sich ein, 
und alles ist von ihm eingerichtet." 
Die Ansicht oder Einsicht, der Mann sei 


gibt 


letztlicheineArtunbelehrbarerSchwachsin- 
niger, haben sich scheinbar in den letzten 
zehn Jahren nur sehr wenige Männer zu 
Herzen genommen. Wir ergötzen uns wei- 
terhininderAnnahmevom Gegenteil.Nicht 
nurinunserenmännlichenOmnipotenzfant- 
asien, sondern ganz real, in der für uns und 
von uns selbstgeschaffenen patriarchalen 
Gesellschaftsform,gedeihensieprächtig:die 
genialen und rastlosen Forscher und Ent- 
decker, dieeinmaligen DichterundDenker, 
die unersetzlichen Lenker von Politik und 
Wirtschaft und nicht zuletzt - die ewigen 
MahnerundErretter derMenschheit. Letz- 
tere hatten es immer weitaus schwerer, sich 
zu behaupten, nichtsdestotrotzwinken aber 
auchihnen Anerkennung, Preise, Ordenund 
Positionen im alltäglichen Betrieb patriar- 
chaler Gesellschaften. 

Alternative Kriegsführung? 

Seit mehreren Jahrzehnten befaßt sich 
eine relativ kleine Anzahl von Männern mit 
der Idee einer alternativen Kriegsführung, 
der sozialen gewaltfreien Verteidigung. 
GanzunabhängigjedochvonetlichenDiffe- 
renzenin dernochssehr engumrissenen Dis- 
kussion von Sozialer Verteidigung sehe ich 
u.a. den mehr oder weniger bewußten 
Versuch des Patriarchats, durch einegeziel- 
te Anbindung an eine Suche nach "Alterna- 
tivenzurmilitärischen Verteidigung"unddas 
Bemühen, diese zu verwirklichen, freiheit- 
lich-antimilitaristisches, non-konformisti- 


sozial 
Idiot" 


sich sanft 


schesund vorallem radikal-patriarchatskri- 
tisches Denken aufzufangen, zu bindenund 
zu kanalisieren - für die künstliche Verlän- 
gerung patriarchaler Herrschaftsformen. 

Ich möchte behaupten, daß die Idee der 
Sozialen Verteidigung, so wiesie heute ver- 
treten wird, tatsächlich ein Fantasiengebil- 
devonMännernfürMännerdarstellt,imGe- 
gensatzzumeigenen Anspruch, eineLösung 
für die ganze Menschheit bieten zu können. 
Siesteht unverkennbar in direkter Liniemit 
einigen dutzendanderer aktueller Theorien 
zurMenschheitsrettung, sowieinsteter Ver- 
bindungmitderFriedens-, Konflikt-undZu- 
kunftsforschung, ein Feld, auf dem sich alte 
undjunge Männerin ihren Fantasfen neuar- 
tige Gefechte liefern, mit anderen Regeln 
und neuen Siegern und Verlierern. 

Es ist zu klären, inwieweit in männerbe- 
herrschten Gesellschaften bereits die Defi- 
nitionsgewalt zu einem Thema (wiez.B.So- 
zialer Verteidigung) zur Herstellung und 
AufrechterhaltungpatriarchalerMachtbei- 
trägt (der Erreichung von "Definitionsho- 
heit"isteinGroßteilderSV-Literaturgewid- 
met). Wir kommen außerdem nicht drum 
herum, uns das Aufkommen der Sozialen 
Verteidigungsideeinden50erJahrenalseine 
Reaktion auf eine mehr oder weniger 
bewußte Angst vor dem Verlust männlicher 
Herrschaft zu erklären. 


Einige grundlegende Bedingungen: 
1.Das Patriarchat 

Reale und symbolische Inszenierungen 
vonMachtundGewaltaufallenEbenenund 
Bereichen dienen der Aufrechterhaltung 
männlicher Herrschaft. Die organisierte 
Kontinuität,dieRitualisierungderInszenie- 
rungen gewährleisten Aufrechterhaltung 
und Ausbau patriarchaler Herrschaft (vom 
Manöver bis hin zum Schulalltag). Legiti- 
miertwerdendieselnszenierungendurchdie 
Vermittlung von Projektionen, z.B. Feind- 
bilder. Gelingt die Vermittlung von Projek- 
tionenin FormeinesentsprechendenAngst- 
aufbaus in der Gesellschaft, braucht das 
nunmehr entstandene Sicherheitsbedürfnis 
nurnochkanalisiertundineineentsprechen- 
de”Sicherheitspolitik" gekleidet zu werden. 
Auf all diese Mechanismen verzichten die 
VertreterderSozialen Verteidigungkeines- 


wegs. 

Wieviel Disziplinierung und Unterord- 
nungverlangt diese Artvon"Verteidigungs- 
strategie"? Wersagt,wasnotwendigist? Wer 
gibt die Entschlossenheit bekannt? Wer 
braucht den Nachweiszur Fähigkeit zur So- 
zialen Verteidigung? Gibt es letztendlich 
auch eine Wehrpflicht auf gesetzlicher 
Grundlage? Alleswiegehabt,nurebennicht- 
militärisch? 
2.Der Mann 

DieProduktionvonldeologien, Theorien, 
Gesetzeswerken, Wissenschaften, Heilsleh- 
ren und Zukunftsvisionen (hier die Soziale 


Verteidigung)sindletztlichnurdie(Armuts- 
)Zeugnisse des Ersatzes für das ansonsten 
praktisch blockierte männliche Er-Leben, 
fühlenundlieben. Weilwirunfähigsind, un- 
vermitteltes Leben und unmittelbare Liebe 
zuzulassenundzupraktizieren,verlierenwir 
unsin oderergötzen wir unsanunseren Ela- 
boraten und Traktaten zur Regelung und 
Rettung der Welt. 
3.Staat, Gewalt und Wissenschaft 
Etwas scheinbar unauflösliches begleitet 
seitjeher dieDiskussion um die Soziale Ver- 
teidigung: das staatliche Gewaltmonopol. 
Ineinigen Schriften zur Sozialen Vertei- 
digung scheint es, daß der Staat durch De- 
zentralisierungschon ein besserer Staat und 
zu erheblichen Leistungssteigerungen fähig 
wird. Beim einzelnen führt die Dezentrali- 
sierung zu einem besseren Überblick, ver- 
stärktdieimmerzulatentvorhandenenlden- 
tifikationsgefühle und mündet automatisch 
indieBereitschaft,sichfür"seinen"Staatein- 
zusetzen. 

Manchmal beschleicht mich das Gefühl, 
hierwird insgeheim "der Traum vom besten 
Staat”geträumt.Beim LesenvonSV-Litera- 
tur hatte ich manchmal den Eindruck, daß 
mann sich deshalb eine gerechtere Gesell- 
schaftwünscht,umendlicheinmalseine"Ent- 
deckung”, die SV, erfolgversprechend an- 
wenden zu können. 

WoimmerMännerinihremgesellschafts- 
politischen Engagement sichnicht selbst das 
Patriarchat und dessen Folgen bewußt 
machen, machen sie sich automatisch zu 
HandlangernundMitläufernderherrschen- 
den Männer. 

Die Theoretiker der Sozialen Verteidi- 
gung haben bis jetzt recht ungeniert an dem 
Gewaltverhältnis zwischen Männern und 
Frauen vorbeigedacht und -diskutiert. 


Die "Tugenden des Krieges" 


"Trotz der Schrecken, der Nichtigkeiten 
und der Verheerungen birgt der Krieg 
dennoch gewisse Tugenden und Wahrhei- 
ten, auf die die Menschheit nicht verzichten 
kann. Bei keiner Erörterung der neuen 
Methode zur Beilegung von Konflikten 
dürfen die militärischen Tugenden außer 
acht gelassen werden. ... Wir sehnen uns alle 
nach emsigem Handeln, nach Übung in Myt 
und Stärke und lassen uns gem von 
Wagemut beflügeln. Wir alle lieben es, uns 
einer gemeinsamen Disziplin und gemein- 
sam ertragenen Entbehrungen für ein hohes 
Ideal zu unterwerfen, einer güten wirksamen 
Ordnung zu unterstehen, stark, edelmütig 
und voller Selbstvertrauen, körperlich auf 
der Höhe zu sein und unseren Körper, 
unseren Geist und unsere Seele harmonisch 
für ein großes Ziel einzusetzen, um so zu 
einem Quell ungeheurer Energien zu werden. 


Dies also scheinen die bedeutenden Tu- 
‚genden des gewalttätigen Kämpfers zu sein: 
Unternehmungslust, Mut, rastlose Tätigkeit, 
Ausdauer, Aufrichtigkeit, Hingebung und 


Rituale im Patriarchat 


Die Idee der Sozialen Verteidigung 
kommt im Patriarchat nicht umsonst im wis- 
senschaftlichen Gewande daher. Wissen- 
schaftwarundistmitihrenmännlichenStruk- 
turen und Arbeitsformen immer auch ein 
Herrschaftsinstrument im Patriarchat. 

Die inszenierten Konflikte 

Wir leben in patriarchalen Gesellschaf- 
ten, die über ihren Hauptkonflikt, nämlich 
das Gewalt-und Unterdrückungsverhältnis 
zwischen Mann und Frau, dadurch hinweg- 
zutäuschenversuchen, daßsieKonfliktezwi- 
schenden Völkernundinnerhalbder Völker 
bewußt inszenieren mit dem Ziel, diegrund- 
legenden Unrechtsverhältnisse beizubehal- 
ten. Wir, die Vertreter von Sozialer Vertei- 
digung, stellen nicht die Konflikte selbst in 


Gemeinschaft mit seinesgleichen, Ordnung, 
Übung und Disziplin. Die Wahrheit, die in 
‚seiner Überzeugung liegt, daß der Konflikt 
unvermeidbar ist, bildet ein weiteres Element 
seiner Stärke. Alle diese Tugenden und 
Wahrheiten des Krieges werden von der ge- 
waltlosen Methode zur Beilegung großer 
Zwiste voll erkannt und angewandt. Wenn 
eine Nation oder Gruppe zum gewaltlosen 
Widerstand übergeht, so entstehen dadurch 


„keine moralischen Verluste.” 


"Es ist von Wichtigkeit, daß auch Frauen 
sich daran beteiligen. In der Tat sind diese 
dafür oft tauglicher als mancher Mann. Er 
(der gewaltlose Widerstand -Red.) ist 
deshalb viel dramatischer, interessanter und 
verlockender für junge und alte Männer und 
auch für Frauen. Er bietet sogar mehr Mög- 
lichkeiten für hohen Wagemut, Abenteuer, 
Wagnis, Tapferkeit, Ausdauer und wahrhaft 
schöne und edle Romantik als alle ritterli- 
chen Kämpfe vergangener Zeiten.” 

(aus:RichardB.Gregg,DieMachtderGe- 
waltlosigkeit, S.86-88 und S.95) 


Der Ernstfall ist heute — 


Frage, bezweifeln nicht unsere Zuständig- 
keit für diese Konflikte, sondern arbeiten 
einzigundallein dafür, daßsie nicht mehr so 
gewaltsam in Szene gesetzt werden. 

Der Kreislauf von patriarchaler Macht 
wird auch von gewaltfreien Widerstandsbe- 
wegungen eingehalten. Männer herrschen 
und geraten in Konflikt mit anderen 
Männern. FürdaspatriarchaleSystemisttat- 
sächlich von weniger Bedeutung, wer von 
beiden als Sieger in diesem Kampf hervor- 
geht,alsvielmehr daß eseinen(männlichen) 
Sieger gibt. 

Den Autor Richard B.Gregg möchte ich 
ausführlicher zitieren. (siehe Kasten). Was 
erschreibt, und vor allem wie erschreibt, ist 
heutezwarnirgendwomehrangesagt,schim- 
mertaberdurchdiegesamtespätereversach- 
lichte-verwissenschaftlichte SV-Literatur 
durch. Erzeigtamklarsten,wienahesichtat- 
sächlich die Vertreter gewaltsamer und ge- 
waltfreier Verteidigungstechniken sind, 
trotz aller Zwistigkeiten, die sie hin und 
wieder, öffentlich gut arrangiert, miteinan- 
deraustragen.SeinausdrücklicherBezugauf 
die Frauen macht noch einmal besonders 
deutlich, wie sehr die gesamte Diskussion 
übergewaltfreie Widerstandskonzeptionen 
Männersachewarundist,wiesehressichalso 
hierumkein Konfliktlösungsmodell für die 
"ganze Menschheit" handeln kann. 

Die Soziale Verteidigung wurde bis auf 
den heutigen Tag fast ausschließlich von 
Männern entwickelt und formuliert. Diese 
Feststellung beinhaltet die erschreckende 
Dimension, daß unsere Diskussion zur "al- 
ternativen sozialen Verteidigung" in 
Zukunft auf rein männliche Wahrneh- 
mungsmusterundeineentsprechendeLogik 
aufbauen würde/müßte, wenn diese jetzt 
nicht selbst problematisiert oder gänzlich in 
Frage gestelt werden. 

Andreas Peters 
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Kein Strom aus dem Strom! 


Hainburg 1984 - 

ein Lehrstück 

für 

Soziale Verteidigung 
von unten? 


Der Widerstand gegen ein Do- 
naukraftwerk in Hain- 
burg/Österreich gilt inzwi- 
schen als Musterbeispiel für 
die Machbarkeit gewaltfreien 
Widerstandes "von unten”. Ist 
Hainburg auch ein gelungenes 
Beispiel für Soziale Verteidi- 
gung? (Red.) 


In den Dezembertagen des Jahres 1984 
fand in der Stophenreuther Au nahe Hain- 
burgander Donau diebislanggrößte Aktion 
zivilen Ungehorsams in der Geschichte der 
2.Republik in Österreich statt. Tausende 
UmweltschützerInnenhattendieAubesetzt, 
um die Rodungvon 682 Hektar Auwaldzur 
Errichtung eines weiteren Donaukraftwer- 
keszuverhindern. VersuchenderPolizei,die 
Au zu räumen bzw. Rodungen zu ermögli- 
chen, setzten die BesetzerInnen gewaltfrei- 
en Widerstand entgegen. Diese Aktionen 
waren unmittelbar erfolgreich: Die Rodun- 
genkonnten weitgehend verhindert werden 
und das Kraftwerk wurde bislang nicht 
gebaut. BürgerInnenprotest "von unten" 
konnte sich gegen eine Allianz von Regie- 
rung, Industriellenvereinigung, Gewerk- 
schaft, Bau- und Elektrizitätswirtschaft 
durchsetzen. . 


Aucontra Kraftwerk 

Hainburg ist eine Kleinstadt östlich von 
Wien, an der Donau gelegen. Noch! Wenn 
esnach der Elektrizitätswirtschaft, der Bau- 
lobby und der Regierung gegangen wäre, 
müßte Hainburg seit etwa zwei Jahren am 
Altarm der Donau dahintümpeln. Die Au- 
waldherrlichkeit - ohnehin nur ein Rest von 
früher, aber immerhin - zwischen Wien und 
Hainburg wäre einem Kraftwerk mit 20m 
hohen Dämmen und einem Stausee gewi- 
chen. Vom Fluß zum Stau - das Ende für die 
Au! 


[ 


UnbemerktvonderÖffentlichkeitwardie 
Donau in den 70er und 80er Jahren bis auf 
die Wachau und den Abschnitt östlich von 
Wien mit Kraftwerken vverbetoniert, kanali- 
siertwordenundverschwanden80%derviel- 
besungenen österreichischen Donau hinter 
Dämmen. Aus den Erfahrungen mit diesen 
Kraftwerken ließen sich die Auswirkungen 
einer weiteren Staustufe bei Hainburg auf 
dieAu-Landschaft östlichvon Wien gut vor- 
hersagen: 


* Rodung von ca. 700 bis 800 Hektar 
‚Auwald-daswären etwa 10% der Auwälder 
unterhalb von Wien (Auwald bezeichnet 
einen in Europa einzigartigen Wasserwald) 

* Umwandlung des Stromes in einen 
Stausee 

* Verschlechterung der Wasserqualität 


* Zerstörung der Uferbereiche des Don- 
austromes 

* Keine Inseln und Schotterbänke mehr 

* Auswirkungen auf die Tier- und Pflan- 
zenwelt (insbesondere seltene Vogelarten). 


EswarenMenschen ausderRegion Hain- 
burgundausdemMarchfeld,diebereitsEnde 
der 70er Jahre das Ausmaß der durch ein 
Kraftwerk Hainburg drohenden Land- 
schaftszerstörungerkannt habenunddiemit 
Unterschriftenaktionen, Informationsver- 
anstaltungen und Vorsprachen bei Politi- 
kern aktiv wurden. Ihnen ist es in der Folge 
gelungen, die örtliche Bevölkerung zu akti- 
vieren und WissenschaftlerInnen, Umwelt- 
schutzverbändeundletztlich einebreiteÖf- 
fentlichkeitaufdenletztengroßen Au-Wald 
Mitteleuropas aufmerksam zu machen. 

Den UmweltschützerInnen war es gelun- 


Die „Pressekonferenz der Tiere“ 


——— — — — ———ä2ä2ä_essc Der Ernstfall ist heute mn 


gen, den Konflikt auch auf der juristischen 
Ebene zuzuspitzen. Das Naturschutzgesetz 
des Bundeslandes Niederösterreich stand 
mit klaren und jedem//r verständlichen For- 
mulierungen im krassen Gegensatz zur Be- 
willigung des Kraftwerksbaues. Der zustän- 
dige Landesrat mußte sich - als der Konflikt 
imNovember1984aufseinenHöhepunktzu- 
steuerte - öffentlich einen "Rechtsbrecher" 
nennen lassen, als er allen gesetzlichen Be- 
stimmungen und Gutachten zum Trotz den 
Kraftwerksbau bewilligte. Dieser und 
andereBescheidewurdenvondenAu-Schüt- 
zerInnenbeidenHöchtsgerichtenangefoch- 
ten. Trotzdem sollte - noch vor einer Ent- 
scheidungderselben-im Dezembermit den 
Rodungsarbeiten begonnen werden. 

EbenfallsimNovember1984-wenigeTage 
nach dem beschriebenen Bewilligungsbe- 
scheid - übergaben Proponenten des 
"Konrad-Lorenz- Volksbegehrens" dem In- 
nenminister 10.000 Unterschriften zur Ein- 
leitung eines Volksbegehrens gegen das 
Kraftwerksprojekt. VoreinerDurchführung 
des Volksbegehrens sollte -so das einleuch- 
tendeArgument-mitRodungsarbeitennicht 
begonnen werden. Als sich die Kraftwerks- 
betreiber auch über dieses - demokratiepo- 
litische - Argument hinwegsetzten, war für 
viele Menschen klar, daß sie nunmehr - als 
letztes Mittel - zu Aktionen des zivilen Un- 
gehorsams und der gewaltfreien Aktion 
greifen würden. 


Koalition des Widerstandes 


Im Sommer 1983 hatte sich die "Aktions- 
gemeinschaft gegen das Kraftwerk Hain- 
burg" gegründet, ein Zusammenschluß von 
Umweltschutzgruppen (World Wildlife 
Fund, Global 2000, Friendsofthe Earth,...), 
Naturschutzverbänden, dem Alternativre- 
ferat der Österreichischen Hochschüler- 
schaftundörtlichenBürgerinitiativen.Diese 
Gruppierungen sollten in der Folge den or- 
ganisatorischen Kern des Widerstandes 
bilden. 

Im Mai 1984 präsentierten sich grünbe- 
wegte LokalpolitikerInnen aller Parteien, 
prominente WissenschaftlerInnen, Journa- 
listInnen und KünstlerInnen - als "Rothir- 
sche", "Schwarzstörche", "Blaukehlchen"”, 
"Purpurreiher” und anderes Getier verklei- 
det-ineiner"PressekonferenzderTiere"der 
(Medien-JÖffentlichkeit. Dabei wurde das 
"Konrad-Lorenz-Volksbegehren"gegendas 
Kraftwerkgestartet.Gemanagtvom Journa- 
listen Günther NenningwurdediesesPerso- 
nenkomitee, mit dem umstrittenen Verhal- 
tensforscher Konrad Lorenz an der Spitze, 
inderFolgeinderÖffentlichekitzumHaupt- 
träger der "Hainburg-Bewegung”. 

Während der Besetzung der Au - begon- 
nenvomKernderAktivistInnender Umwelt- 
schutzgruppen und Bürgerinitiativen - kam 
eszueinemstarken. ZustromausWien,, ‚jaaus 
ganz Österreich. Für die BesetzerInnenwar 
derKonfliktlängstnichtmehreingeschränkt 
auf die Erhaltung der Au, es ging dann um 
Widerstand gegen autoritäre staatliche Re- 


gierungspolitik. 


Am Höhepunkt der Auseinandersetzun- 
gen schließlich gesellten sich auch Teile der 
damals in der Opposition stehenden ÖVP 
(Schwesterpartei der CDU) zu den Au-Be- 
setzerInnen,umausderentstandeneninnen- 
politischenKriseundderoffenbarenSchwä- 
chederSPÖ-FPÖ-Koalitionsregierungpar- 
teipolitisches Kapital zu schlagen undeinen 
Sturz der Regierung zu betreiben. 


Chronik der Besetzung 


Ende November 1984 spitzen sich die Er- 
eignisserundum Hainburgzu. Nach Vorlie- 
gen der entsprechenden Bewilligungsbe- 
scheideistjeden TagmitdemBeginnderRo- 
dungsarbeitenzu rechnen. AlsersterSchritt 
ist die Errichtung eines "Wildschutzzaunes” 
geplant. Doch dieser Zaun - wohl weniger 
zumSchutz derTierealszumSchutzderRo- 
dungsarbeiten gegen Demonstrierende - 
wird nicht mehr gebaut. 

Am Samstag, 8.Dezember, versammeln 
sich8000 Menschen auf der"Brücklwiese" in 
der Stophenreuther Au. Viele sind zum 
erstenMalinderAu.DieProminentenreden 
vom "demokratischen Widerstand" gegen 
den Kraftwerksbau. Einer, der "uner- 
wünscht" ans Mikrophon kommt, wird 
konkretundruftalleauf,inderAuzubleiben 
und Widerstand zu leisten. Am Montag, 10. 
Dezember, rücken Gendarmerie und Hok- 
arbeiterindieAuvor.Dieseistzur"Baustel- 
le"erklärtundderweitereAufenthaltiststraf- 
bar. Die Au-SchützerInnen verhindern 
durch Sit-ins die Einfahrt der Baufahrzeuge 
- nur wenige gelangen ins Rodungsgebiet. 
Einige Bäume werden demonstrativ gefällt. 
Es kommt zu drei Festnahmen und ersten 
VerletzungenunterdenBesetzerInnen.Der 
Zustrom weiterer BesetzerInnen setzt ein. 

AmdarauffolgendenDienstagschlägtder 
zweite Rodungsversuchtrotzmassiver Gen- 
darmerie-Begleitungfehl.Eskommtzueiner 
Pattstellung zwischen den Beamten und 
tausend Demonstrierenden. 

InderZeitbisSonntagwerdenHüttenund 
einelnfrastrukturfürdieBesetzungauf-und 
ausgebaut. Ständiger Zustrom weiterer Au- 
SchützerInnen. Trotz kalter Witterung 
harrenungefähr3000in den Lagernaus.Die 
örtliche Bevölkerung versorgt die Besetze- 
Innen mit Wasser, Stroh und Lebensmit- 
teln. Aus ganz Österreich treffen Sach- und 
Geldspenden ein. Die ersten Nummern der 


“ "Au-Zeitung” entstehen. Am Wochenende 


finden "Trainings in Gewaltfreier Aktion" 
statt. Nachdem ein Ultimatum der Regie- 
rung abgelaufen ist, riegelt am Montag, 
17.Dezember,dieGendarmerieeinamRand 
gelegenes Stück Waldab und die Holzfäller 
beginnen zu roden. Die Demonstrierenden 
könnenjedochStacheldrahtundPolizeikor- 
dondurchbrechenunddieRodungsarbeiten 
müssen gestoppt werden. Betriebsräte ver- 
sammeln sich in Hainburg und drohen mit 
einer gewaltsamen Räumung der Au durch 
"organisierte Arbeiter". 

Am Dienstag, 18.Dezember, herrscht 
RuhevordemSturm.AmNachmittaggelingt 
es der Regierung, die Gewerkschafter von 


Die Au wird zum Sperrgebiet erklärt 


ihrem Planabzubringen, ArbeitergegenBe- 
setzerInnen "in die Schlacht" zu schicken. 
Der 19.Dezember wird zum "schwarzen 
Mittwoch" der Besetzung. Es kommt zu 
einemmassiven Polizeieinsatzder Alarmab- 
teilung aus Wien, mit Helmen, Schlagstök- 
ken, Hunden und Wasserspritzen. Die Poli- 
zisten prügeln wahllos auf wehrlose Men- 
schen ein. Es gibt dutzende Verletzte und 
etwa 50 Festnahmen. JournalistInnen 
werden an der Berichterstattung behindert. 
Die Au-SchützerInnen bleiben gewaltfrei. 
In Wien demonstrieren - kurzfristigmobili- 
siert- an die 40.000 Personen gegen die Poli- 
zeiwillkür. Symbolkräftiges Transparent: 
"Sozialdemokratie?HeutemorgeninderAu 
gestorben!" R 
Das brutale Vorgehen ruft breite Solida- 
risierung hervor. Das Medienecho gleicht 
einer Kriegsberichterstattung. In der Au 
herrschtvorerstRuhe.IndenAbendstunden 
des 21.Dezember verdichten sich Gerüchte 
über einen neuerlichen, kurz bevorstehen- 
den Polizeieinsatz. Etwa 2.400 Wiener Poli- 
zisten werden im Lauf der Nacht erwartet. 
Über Telephonketten werden an die 4.000 
Menschen alarmiert. In Wien haben viele 
Lokalegeschlossen:"WirsindinderAu!"Ab 
21 UhrtreffenlaufendgrößereGruppenAu- 
SchützerInnen, darunter auch zahlreiche 
prominente Künstler und Wissenschaftler, 
mitSonderbusseninderAuein.Gegen1 Uhr 
früh wird der Einsatzbefehl für die Polizei 
zurückgenommen. Die in Marsch gesetzten 
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Polizisten,denenetwa5.000 Au-SchützerIn- 
nen gegenübergestanden wären, kehren 
nach Wien zurück. Der Bundeskanzler ver- 
kündet einen "Weihnachtsfrieden" bis 
3.Januar 1985 und kündigt "politische Ent- 
scheidungen” an. 

Auch über Weihnachten bleibt die Au 
besetzt. Bei klirrender Kälte versammeln 
sich dort zu Weihnachten undauchzu Silvo- 
stertausendeMenschen.Alleswartetaufden 
3.Januar... Am 3.Januar 1985 nimmt das 
Höchstgericht alle "politischen Entschei- 
dungen” vorweg. Einem entsprechenden 
Antrag der Au-SchützerInnen wird stattge- 
geben und es werden bis zur gerichtlichen 
Entscheidung über den Einspruch alle wei- 


zerInnen und Exekutive war die Weitläufig- 
keitdesAu-Gebietes. DiePolizeikonntenie 
das Gebiet ernstlichabriegeln. Die Besetze- 
Innen konnten nie das gesamte Gelände 
besetzt halten. An strategischen Punkten 
wurden Lagerplätze eingerichtet, die Zu- 
fahrtswege wurden anfangs durch Sitzblok- 
kaden, später durch Barrikaden blockiert. 
Die Weitläufigkeitder Auermöglichteesan- 
dererseitsderPolizeidochimmerwieder,zu- 
nächstrelativungehinderteinkleinesGebiet 
abzusperren und dort mit Rodungsarbeiten 
zu beginnen. Die BesetzerInnen mußten 
sodann aktiv den Polizeikordon durchbre- 
chen oder umgehen, um die Rodungsarbei- 
ten zu behindern. 


teren Rodungsmaßnahmen untersagt. Die 
Regierungbeschließt,denKraftwerksbauzu 
verschieben. Bis heute wurde östlich von 
Wien kein Kraftwerk errichtet. 


Die Bedingungen des Widerstandes 


DieBesetzungderStophenreutherAuwar 
in dem Umfang von niemandem vorherge- 
sehen, geschweige denn geplant worden. 
Waren anfangs noch kleine, überschaubare 
(Bezugs-)gruppen von NaturschützerInnen 
an den direkten gewaltfreien Aktionen be- 
teiligt, so wurden selbst die InitiatorInnen 
von den in die Au strömenden Menschen- 
massen überrascht. 

Der Widerstand - obwohl "ziviler Unge- 
horsam" - war ungeheuer legalistisch und 
staatstragend. Zentraler Ansatzpunktwarin 
denTagenderBesetzung: DerBewilligungs- 
bescheidistrechtswidrig! Wirverlangeneine 
Überprüfung durch die Höchstgerichte! 
UndsowurdebeispielsweisegeradederBun- 
despräsident - damals für viele noch ein un- 
umstrittener "Staats-Vater” - bestürmt, ein 
"Machtwort” zu sprechen. In der Au immer 
wieder Rot-Weiß-Rote Fahnen und immer 
wieder die Bundeshymne. Der kleinste ge- 
meinsame Nenner hieß: hierundheuteeine 
Rodung der Au-Wälder zu verhindern. 

Dasgrundlegende Problemfür Au-Beset- 
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ImGrundefandeineAuseinandersetzung 
um ein Territorium statt. Die Au-Besetze- 
rinnen übten - allerdings gewaltfrei - das 
staatliche Raumverteidigungskonzept. Auf 
der einen Seite die Besatzer, die Exekutive, 
diesichimGeländekaumauskannte.Aufder 
anderen Seite die BesetzerInnen, die nach 
wenigen Tagen in der Au alle Schleichwege 
und Versteckekannten. Unterstütztvonder 
örtlichenBevölkerungbewegtensichdieBe- 
setzerInnen wie "Fische im Wasser". Wenn 
die Exekutive ein Gebiet abriegelte, waren 
die BesetzerInnen baldim Rücken der Poli- 
zeiketten.GewaltfreierGuerilla-Krieginder 
Au? Die politischen Fronten waren in Wien 
an den Verhandlungstischen. Dort fochten 
die Prominenten desKonrad Lorenz Volks- 
begehrens. (Zu deren Ehrrettung sei ange- 
fügt, daß sie alle auch in der Au waren und 
zum Teil dort übernachteten). Diese Ver- 
handlungenwurden-vorallemindenersten 
Tagen der Besetzung - ohne jede Rückkop- 
pelung mit den BesetzerInnen in der Au 
geführt. DiePromisausdem Volksbegehren 
waren es, die die politischen Forderungen 
derBesetzerInnenformuliertenunddarüber 
verhandelten. Trotzdem war ihnen eines 
klar: Einen Abzug der BesetzerInnen 
konnten sie über deren Köpfe hinweg nicht 
zusagen. Die besetzte Au war aber auch ihr 
politisches Pfand zur Erlangung entspre- 
chender Verhandlungsergebnisse. 


Organisation des Widerstandes 


InderAuselbstentwickeltesichnacheiner 
chaotischenAnfangsphasevonindieAuströ- 
menden Massen mit der Zeit in den einzel- 
nen Lagern eine autonome Struktur. Esgab 
Vollversammlungen, wo das gemeinsame 
Vorgehen diskutiert wurde. Trotzdem 
wurden immer wieder "Weisungen" aus der 
Zentrale in Stophenreuth ausgegeben. Wer 
ein Funkgerät oder Megaphon sein eigen 
nannte, war automatisch Autorität. 

Die"Zentrale"inStophenreuthdientevor 
allem als Anlaufstelle, Versorgungslager, 
aber auch Koordinationsstelle. Auch hier 
anfangsdaschaotischePrinzip:Jede//rmacht 
alles. Strategie, Pressearbeit, Versorgung, 
Funk, Telefon, Polizeikontakte,...Wer 
geradeimZimmerwar,konntemitredenund 
mitentscheiden. Die Folge: völlige Überla- 
stung, chaotische Entscheidungen. Letzt- 
endlichwurdenaberauchhier Vollversamm- 
lungen eingeführt und sogar "Führungsper- 
sönlichkeiten" lernten mit dieser Struktur 
umzugehen. 

So fand- vor allem in der Au - ein kollek- 
tiver Lernprozeß statt. Aus einer ziemlich 
chaotischen und unübersichtlichen Aus- 
gangslage - massenhafter Zustrom, aber 
keine vorbereiteten Strukturen - wurde viel 
improvisiertundentwickeltesich ansatzwei- 
seausder Praxis herausein Modellselbstbe- 
stimmter Entscheidungsfindung. Letztlich 
wähltejedesLager,sowiedie ZentraleinSto- 
phenreuth und auch das Wiener Büro auf 
Vollversammlungen Delegierte. Diese 
trafeneinanderineinem Delegiertenrat,um 
das gemeinsame Vorgehen zu besprechen 
undabzustimmen. ® 


Breite Beteiligung 


DieAu-BesetzerInnenwareneinziemlich 
bunt zusammengewürfelter Haufen. In der 
konkretenSituationwardieswahrscheinlich 
auch ihre Stärke. Menschen aller Altersstu- 
fen und Gesellschaftsschichten waren ge- 
kommen. Lederjacken und Lodenmäntel. 
Polit-Szeneundhöhere Söhne und Töchter. 
Keineswegs nur StudentInnen. Vielehatten 
sich für die Besetzung extra freinehmen 
müssen. Unddie BesetzerInnenwurdenvon 
der örtlichen Bevölkerung tatkräftig unter- 
stützt. Sie lernten von den Bauern die 
Schleichwege in die Au kennen. Ständig 
kamen Lebensmittel- und Kleiderspenden 
in die Zentrale nach Stophenreuth. Die 
Bauern aus der Umgebung brachten jede 
Menge Stroh und fuhren mit ihren Trakto- 
ren zu Solidaritätsdemonstrationen. Spen- 
dengelderflossen in Hülleund Fülle. Fürdie 
kurzeZeit der Besetzungwarderkleinstege- 
meinsame Nenner: "Keine Rodungen hier 
und jetzt!” ausreichend, um die 
zusammen zu halten. Konservative Natur- 
schützerInnen und ökologische SozialistIn- 
nen, von AnarchistInnen biszu Rechtsradi- 
kalen - alle konnten, ausgehend vom klein- 
stengemeinsamen Nenner, ihre Inhaltever- 
treten sehen. Wäre das Ziel der BesetzerIn- 
nen nicht relativ rasch erreicht worden und 
hätte langatmiger Widerstand Not ‚getan, so 


wäre dieser kleinste geminsame Nenner si- 
cherlichzu wenig gewesen, um so grundver- 
schiedenepolitischeZugängezusammenzu- 
halten. 

Nicht nur die NaturschützerInnen waren 
vonderBreitederBesetzungsaktionenüber- 
rascht. Vor allem die Exekutive hatte offen- 
barnichtmitderartbreitenAktionengerech- 
net und war daher auch kaum darauf vorbe- 
reitet. Das VorgehenderPolizeiverantwort- 
lichenwardaherentsprechendwidersprüch- 
lich: In den ersten Tagen wurde versucht, 
durch Wegtragen der BlockiererInnen die 
Rodungsarbeiten zu ermöglichen. Zum 
Einsatz kamen vor allem Gendarmen, nicht 
aberdieAlarmabteilungder WienerPolizei. 
Alsdieses VorgehenineinerPattstellungmit 
tausend Demonstrierenden endete, wurde 
eine "Denk- und Verhandlungspause" vet- 
kündet. Wohl vielleicht auch mit dem Hin- 
tergedanken, daß infolge der Kälte und der 
entspanntenSituationdieBesetzerInnendie 
Au weitgehend räumen würden. Gerade 
dieseTagewarenaberfürdie BesetzerInnen 
wertvoll für den Aufbau der nötigsten Infra- 
struktur. Die relativ brutalen Polizeieinsät- 
ze derzweiten Wochehatten dann zunächst 
dengegenteiligenErfolg:Esströmtenimmer 
mehr Menschen in die Au. In dieser Phase 
war es wichtig, daß es für die sozialistische 
Mehrheit in der Regierung politisch offen- 
bar nicht mehr tragbar war, weitere Polizei- 
einsätze zu verantworten. Der Konflikt war 
rein polizei-taktisch nicht mehr zu lösen. 


Ein Lehrstück für basisdemokrati- 
sche Soziale Verteidigung? 


Die Ereignisse von Hainburg 1984 waren 
für das politische System in Österreich ein 
« starker Einschnitt. Die Grenzen der Legali- 
täteinerseits und die Legitimität der Regie- 
rung andererseits kamen ins Wanken. In 
Hainburg waren große Massen von Men- 
schenallerSchichtenbereit,bewußtGesetze 
zu übertreten undgewaltfreien Widerstand 
gegen Exekutive und Bundesregierung zu 
leisten. Dieser Schritt zum Ungehorsam-so 
sehr er auch im Rahmen der herrschenden 
Verhältnisse blieb- war für dieMachthaber 
in diesem Land neu und in gewisser Weise 
schockierend.Dierelativgroße Zahlwissen- 
schaftlicher Publikationen, welche sich mit 
denMotivender BesetzerInneninder Folge 
beschäftigten, die öffentliche "Aufarbei- 
tung” in den Medien, sowie eine unbekann- 
te Anzahl von internen Seminaren in Ver- 


waltungs-undPolizeistabstellen, zeigen das " 


Interesse der Machthaberzu lernen, beider 
DurchsetzungihrerPolitik Ereignissewiein 
Hainburg möglichst zu vermeiden. 

Im Frühjahr 1985 haben für Österreichs 
Zivildienstleistende einmonatige "Grund- 
lehrgänge" begonnen. Neben der Einschu- 
lungfürmilitärischeHilfsdiensteimBereich 
des Zivilschutzes, gibt es-von den Theoreti- 
kern einer staatlich zu organisierenden So- 
zialen Verteidigung alserster Schritt vielge- 
priesen - den Lehrblock "Gewaltfreier Wi- 
derstandim Rahmender UmfassendenLan- 
desverteidigung”.DerWiderstandvonHain- 
burg hat dort, ebenso wie andere (aktuelle) 


soziale Kämpfe, keinen Platz im Lehrplan. 
Über "historische Beispiele" gewaltfreier 
Aktion wird vorgetragen. Doch wer dem 
Grundlehrgang fernbleibt, wird mit Geld- 
und Freiheitsstrafen bedroht. Ungehorsam 
istkein Lernziel.HainburgistalsokeinLehr- 
stück für "soziale Vaterlandsverteidiger”. 
Ist aber Hainburgein Lehrstück für einen 
basisdemokratischen Ansatz von Sozialer 
Verteidigung?Ichmeine: Ja-wennauchnur 
bedingt. Hainburgwar sicherlichkeinebreit 
angelegteundvonvielen Basis-und Bezugs- 
gruppen gemeinsam vorbereitete Aktion. 
Derenge Kreisder AktivistInnen derersten 
Stunde hat eine derart breite Beteiligung 
nichtvorhergesehen, unddie Bewegungwar 
aufeinensehrkleinengemeinsamenNenner, 
eben die Verhinderung von Rodungen, be- 
schränkt. Wo viel zu lernen war, das war in 
derkonkreten Situation vor Ort. Der selbst- 
organisierte Aufbau einer beachtlichen 
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Infra-Struktur, das Entwickeln selbst- be- 
stimmter Entscheidungsfindungsformen 
gegen eine vorhandene -zentrale- Leitung, 
die Erfahrung kollektiven gewaltfreien Wi- 
derstandes: Dieser Widerstand war - unter 
den spezifischen Bedingungen der damali- 
genSituation-erfolgreich.DerAufbaueines 
Mythos, Hainburg wäre die gewaltfreie 
‚Aktion gewesen, ist jedoch fehl am Platz. 
Peter Kolba 


Zum Weiterlesen: 

Günther Nenning und Andreas Huber 
(Hrsg.),DieSchlacht derBäume-Hainburg 
1984, Wien 1985. 

hainburg-einbasisbuch. anschlägegegen 
den stau; Verlag für Gesellschaftskritik, 
Wien 1985. 


„Der Boden soll denen 
gehören, die ihn bebauen!“ 


Erfolgreicher Widerstand 


gegen die Militarisierung des Larzac 


Zehn Jahre gewaltfreier Kampf verhinderten die Erweiterung 
eines Truppenübungsplatzes und damit die Vertreibung der 
Bauern und Bäuerinnen von ihren Höfen auf dem Larzac (Süd- 
frankreich). Die Aktionsformen und das Ausmaß der Veränderun- 
gen im Leben der Larzac-BewohnerInnen zeigen in Ansätzen, 
welche Strukturen eine Gesellschaft, die zu Sozialer Verteidigung 
fähig ist, entwickeln muß. Viele einzelne Elemente von Sozialer 
Verteidigung wurden auf dem Larzac schon angewandt - mit 


Erfolg. (Red.) 


‚Am 28.Oktober 1971 verkündete Frank- 
reichs Armeeminister Debr&, daß der Trup- 
penübungsplatz auf der Larzac-Hochebene 
(ca. 100 km westlich von Montpellier) von 
3000 auf 17.000 ha erweitert werde. Die be- 
troffenen 103 Bauernfamilien,dieihreHöfe 
verlieren sollten, empfanden den Regie- 
rungsbeschlußwieeine Verurteilung.Schon 
ein Jahr vorher hatten sie zufällig von den 
Plänen der Armee erfahren, doch jetzt erst 
beganndieRegionsichgegendieexistentiel- 
leBedrohungzu wehren. 

Die Gefahr der Vertreibung setzte eine 
andereQualitätder Betroffenheit frei,alses 
inder Regeldie Vorstellungvon den unvor- 
stellbaren Folgen der ABC-Waffen tut, 
obwohl davon die ganze Menschheit exi- 
stenziell betroffen ist. Die Zerstörungen in- 
nerhalbdesTruppenübungsplatzesoderbei 
Manövern auf Bauernland ließen deutlich 
erkennen,wasvomLarzacübrigbliebe,wenn 
die Armee die Erweiterung durchsetzte. 
Wenn im Camp englische Soldaten den 
Einsatz im nordirischen Bürgerkrieg übten 
oderneue Kanonen für den Rüstungsexport 
getestet wurden, lag es für die BäuerInnen 
auf der Hand, daß damit nicht ihre Freiheit 


Großkundgebung 


verteidigt würde. Der Bangladesh-Krieg 
löstebeiihnen eine der ersten rüstungskriti- 
schen Einsichten aus: Frankreich hatte an 
beide Kriegsparteien Waffen verkauft. Als 
dannkaritativeOrganisationenfürdieOpfer 
inderZivilbevölkerungsammelnwollten,er- 
klärten die Larzac-BäuerInnen, ihre Hilfe 
müsse vor allem darin bestehen, durch die 
Behinderung von Waffentests zur Vermei- 
dung neuer Kriege beizutragen. Das dreitä- 
gige Demonstrationsfest im Sommer 1974 
standunterdemeindeutigenMotto:"Getrei- 
de bringt Leben, Waffen bringen Tod!” 

DieauslösendeMotivation,dieeigeneExi- 
stenzgrundlage zu verteidigen, erweiterte 
sichbaldzurgrundsätzlichenInfragestellung 
militärischer Verteidigung: 

"Wenn wir den Krieg nicht in Friedenszei- 
ten abschaffen, wann dann ...?" 


Einigkeit macht stark 

Die BäuerInnen entwickelten immer 
wieder neue Aktionsformen, mit denen es 
ihnen gelang, der Öffentlichkeit die Legiti- 
mitätihresHandelnszuverdeutlichen.Sozial 
war diese Verteidigung, weil durch die 
Einheit unter den Betroffenen Mehrheiten 


erzielt wurden, die auch offenen Gesetzes- 
bruchmittrugen, so oft dieser nötigwar. Die 
Larzac-BäuerInnen verstanden es stets, 
durch geschickte Bündnispolitik sowohl die 
Unterstützungallerötrömungenderradika- 
lenLinken Frankreichszu erhalten, alsauch 
die Sympathie vieler WählerInnen der 
rechten Mehrheit zu bewahren. Es gelang 
keiner politischen Kraft Frankreichs, die 
Larzac-BäuerInnen vor ihren Karren zu 
spannen. Waresauchmanchmalschwer, die 
Klarheit der Forderungen angesichts des 
massiven wirtschaftlichen, juristischen und 
politischenDrucksderGegenseitezubewah- 
ren,soblieb dieAutonomieder BäuerInnen 
in der Wahl ihrer eigenen Kampfmittelstets 
außer Frage. 

Sozial war die Verteidigung des Larzac 
auch, weil es nicht allein um den Schutz von 
Territorien ging, wenn auch das Nutzungs- 
recht des Bodens und der dazugehörigen 
Höfe der materielle Kern des Konflikts war. 
Vor allem ging es um die Verteidigung der 
gewohnten und trotz seiner harten Bedin- 
gungen geschätzten Lebensweise. 

"Wir wissen, welche Arbeit nötig ist, um 
ein Getreidekom zum Wachsen zu bringen. 
Wir wissen zu gut, was es an Schweiß kostet, 
um all das einfach kaputtmachen zu lassen.” 

Die Welt der Industriearbeit war ihnen 
fremd, und alswährendeines Streiks Arbei- 
terinnen einer Textilfabrik die BäuerInnen 
in die von ihnen besetzte Fabrik einluden, 
waren diese schockiert über die Arbeitsab- 
läufe und geschwindigkeit, die das Fließ- 
bandvorschrieb.InderFolgesolidarisierten 
siesichimmerwiedermitstreikendenArbei- 
terInnenundbesondersmitsolchen,dienicht 
nur mitbestimmen, sondern auch Ziel und 
Art ihrer Produktion selbst bestimmen 
wollten. Inden Reihen der Bauernverbände 
kämpften die Larzac-BewohnerInnen kon- 
sequentfürdasPrinzip"DerBodensolldenen 
gehören, die ihn bearbeiten”, nicht der 
formale Besitz, sondern die reale Verwen- 
dung im landwirtschaftlichen Sinne sollte 
Vorranghaben.DieswarimLarzac-Konflikt 
vonzentraler Bedeutung, danurein kleiner 
Teil desumstrittenen Bodens Eigentum der 
Familien war. Der Großteil war Pacht-oder 
GemeindelandundmußteinKonkurrenzzu 
den staatlichen Landkäufern, für die Geld 
keine Rolle spielte, erworben oder notfalls 
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Hektar für Hektar illegal in Besitz, sprich 
unterdenPfluggenommenwerden.Bis1981 
"enteigneten" die Larzac-BäuerInnen 150 
Hektar Land. Militärisch waren Staat und 
Armee selbstverständlich überlegen, die 
BäuerInnen überließen ihnen auch ganz 
bewußt das Gewaltmonoool. 

Fast täglich war es nötig, außerhalb des 
TruppenübungsplatzesmanövrierendeSol- 
daten in die Schranken zu verweisen, auch 
wenn dazuwochenlange Blockadenoderdie 
Unterbrechung von Schießübungen gehör- 
ten. Aber auch das konstruktive Programm, 
der Ausbau von Telefon-, Wege- und Was- 
serleitungsnetzen, derNeubauvon Häusern 
und Ställen usw. verlangte die Beteiligung 
aller. 


Politische Bewußtseinsbildung 
und gemeinsame Praxis 


Wo vor dem Kampf die in vereinzelten 
Höfen lebenden Bauernfamiliennichtmehr 
als die drei, vier Nachbarfamilien kannten, 
entwickelte sich durch den Widerstand ein 
Graswurzelgeflecht von Beziehungen über 
die gesamte Hochebene, das durch eine 
starkegegenseitige Identifikation der Inter- 
essen und Ziele zusammengehalten wird. 

Vergleichbarz.B.mitdenBäuerInnenund 
WinzerInnen im Kaiserstuhl trug die hohe 
soziale Dichte der Larzac-Widerstandsge- 
meinschaft zum Erfolg bei, die mehr politi- 
scheKraft und Durchhaltevermögenzu ent- 
wickeln hilft, als es oft in zahlenmäßig zwar 
bedeutenderenBürgerinitiativenderFallist. 
UntersozialerDichteversteheichu.a.räum- 
licheNähe, die gemeinsame Bedrohungvon 
außen,gemeinsamvollzogeneBewußtseins- 
und Lernprozesse und die jederzeit mögli- 
che Konsensfindung, d.h. die Herausarbei- 
tung des gemeinsamen Willens und Han- 
delnsdurchdirekteDemokratie.Alleindiese 
Erfahrung und Erkenntnis ließe keine/n 
Larzac-BäuerIn auf die Idee kommen, daß 
Soziale Verteidigung von oben, vom Staat 
her eingeführt werden könnte oder sollte. 

Alltägliche Nachbarschaftshilfe im Aus- 
bau und Erhalt des landwirtschaftlichen 
Lebenswurdekonkret: praktiziert;derAnteil 
anGenossenschaften undMaschinenringen 
wuchs hier beträchtlich, verglichen mit dem 
nationalen Durchschnitt Frankreichs. Der 
Vorteil der relativ freien Einteilung der 
Arbeit,diemehrvon): ahreszeitenundWetter 
abhängig ist, führte zur Bejahung selbstbe- 
stimmter Arbeitsweisen undzum Nachden- 
kenüberdieGefahrenderIndustrialisierung 
derLandwirtschaftsamt derdamiteinherge- 
hendenfinanziellenAbhängigkeiten.Selbst- 
bestimmung der Arbeit erleichterte aber 
auch schnelle Reaktionen auf Maßnahmen 
vonArmeeundBehördendurchdirekteAk- 
tionen. 


Interne Kommunikation 
und Öffentlichkeitsarbeit 


Unverzichtbar wurde bald auch die Ge- 
währleistung der internen Kommunikation 
sowiederselbstorganisiertenMedienarbeit. 
Dazu dienten Rundbriefe, Arbeitstreffen, 
eineeigeneZeitung,alsauchSprechfunkund 


gelegentlich Piratensender. Die Post hatte 
aufAntragderBäuerInnenbegonnen,imEr- 
weiterungsgebiet Telefonmasten aufzustel- 
len. Als die Armee dagegen protestierte, 
wurde der Anschluß von Leitungen verwei- 
gert, aber Sympathisanten aus der Postge- 
werkschaftverbanden dieHöfemiteinemil- 
legalen Telefonnetz. Ohne diesetechnische 
HilfewäredieMehrzahlderManöverbehin- 
derungengarnichterstzustandegekommen. 
Seit Mai 1975 geben die Bauern monatlich 
ihre Zeitung"Gardarem Lo Larzac" heraus, 
in der sie ihre landesweite Unterstützungs- 
bewegungnichtnur über den Alltag des Wi- 
derstandes und der legal ‚/illegalen Ausbau- 
arbeit informieren, sondern von ‚Anfangan 
Raum für die Anliegen weniger bekannter 
sozialerBewegungenFrankreichs,aberauch 
weltweit bieten (1). 

Während des Kampfes entwickelte sich 
einedenräumlichen Voraussetzu ngenange- 
paßte Form direkter Demokratie. Tägliche 
Vollversammlungenwaren-andersalsinbe- 
setzten Fabriken - bei Anfı ‚en biszu 
SOkm nicht durchführbar.DieMehrzahlder 
Entscheidungen wurden in Nachbarschafts- 
versammlungen getroffen, nur besonders 
wichtige oder strittige Fragen kamen aufdie 
Tagesordnung der Vollversammlungen der 
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Schafzucht ist die Lebensgrundlage der Larzac-BewohnerInnen 


“ Larzac-BewohnerInnen oder der Wochen- 


endtreffen mit den landesweit organisierten 
Larzac-Komitees. Es gab nie einen gewähl- 
ten Vorstand, auch relativ wenig Probleme 
mit Führerfiguren. Einige besonders aktive 
oder artikulationsfähige Bauern hatten bis- 
weilen einen stärkeren Einfluß, abernieun- 
kontrollierte Macht. Dazu fehlte der 
"Apparat", die Transmissionsriemen, über 
die der Basis Entscheidungen hätten aufge- 
zwungen werden können. Je riskanter oder 
umstrittener eine geplante Aktion, desto 
stärker war das gemeinsame Bemühen um 
Konsens. Esgabnureineeinzige Aktion, bei 
der ein "Kommando" aus dem Eilbedürfnis 


der Situation heraus handelte, ohne vorher 
alle 103 Familienzu befragen: als die Armee 
einen "Waffenstillstand” anbot und vorgab, 
nicht weiter Land aufzukaufen, drangen 23 
Personen am hellichten Tag in die Kaserne 
einundholtenausdem Safe Unterlagen, mit 
denen bewiesen wurde, daß dieser Schein- 
frieden für die Einheit im Widerstand noch 
gefährlicher war als die offenen Auseinan- 
dersetzungen. Dies war auch die einzige 
Aktion, bei der BäuerInnen ins Gefängnis 
gebracht wurden, aber die veröffentlichten 
Verkaufsunterlagen führ-ten zur raschen 
Neubildungder Einheit unter den "103" und 
derStaatmußteauspolitischen Gründen die 
ihm lästigen Gefangenen bald freilassen. 


Überzeugungskraft 
durch zivilen Ungehorsam 

Am eigenen Leibe machten die Larzac- 
BäuerInnen die schmerzhafte Erfahrung, 
daß die geschriebenen Gesetze nur bedingt 
Gerechtigkeit und Minderheitenschutz ge 
währenkönnen.SowiedieGesetzestetsauch 
Ausdruck derpolitischen Verhältnisse sind, 
in denen sie gemacht wurden, so hängt die 
Sanktion von Gesetzesübertretungen auch 
vondiesenbeeinflußbarenKräfteverhältnis- 
sen ab. Der beste Schutz der BäuerInnen 
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gegen Repression wardie Erzeugungaußer- 
parlamentarischen Drucks. Esgelang ihnen 
dabei, ihren zivilen Ungehorsam nicht nur 
alsberechtigt,sondernauchalssympathisch, 
weil voll von Humor und Phantasie, darzu- 
stellen. Mehrere tausend FranzösInnen 
schlossensichden AufrufenderBäuerInnen 
zur Wehrpaß- und Steuerverweigerung an. 
Die Willkür bei der Strafverfolgung, mal 
Freispruch, mal Gefängnisstrafe, bewies, 
daßab einem gewissen Ausmaß einer popu- 
lären Kampagnezivilen Ungehorsmas Staat 
und Justiz in eine Zwickmühle geraten, ent- 
weder durch die Repression sich selbst zu 
schaden oder den Ungehorsam ungestraft 
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zulassenzumüssen. ProjektewiederBauder 
"Kathedrale des Widerstandes”, eines Ge- 
meinschaftsstalles, waren ein Meisterstück 
in der Kombination zivilen Ungehorsams 
undkonstruktiven Programms. Den Genos- 
senschaftsbäuerInnenvon LaBlaquierewar 
dieBaugenehmigungverwehrt worden, weil 
genau an dieser Stelle der Zielpunkt zurEr- 
probung von Langstreckengeschossen 
geplant war. Der Bau des Schafstalleswarin 
mehrfacher Weiseillegal,trotzdesausdrück- 
lichen Verbotes wurde ein geräumiges 
Gebäude durch die Einnahmen der Steuer- 
verweigerungskampagne finanziert und 
neben vielen anderen freiwiligen HelferIn- 
nen nicht zuletzt von Totalverweigerern 
gebaut, die auf dem Larzac Asyl und einen 
sinnvollen Friedensdienst fanden. Ein 
ebenso reales Hindernis war der Bau eines 
Gemeinschaftshausesauf der geplanten Ei- 
senbahntrasse, mit deren Hilfe die Armee 
den ständigen Blockaden von Truppen-und 
Materialtransporten ausweichen wollte. 


Spontaneitätund Planung 

Der 10 Jahre andauernde Widerstand 
hattestetseinklaresundüberzeugenddurch- 
geführtes Konzept zur Abwehr der Betrei- 
bermaßnahmen, obwohl zur Erarbeitung 
einer langfristigen Strategie immer wieder 
Ruhe und Abstand fehlte. 

AuchunterschwerstenBedingungenblieb 
ausreichend Kraft zur dynamischen Weiter- 
arbeiterhalten,selbstindenPhasen,‚indenen 
die Bauern zwar auf dem Papier enteignet 
waren, aber faktisch weiter über ihre Höfe 
verfügten - auf die Gefahr hin, sowohl den 
Hofalsauch diebereitgestellten Entschädi- 
gungsgelder zu verlieren. 

Die Larzac-BewohnerInnen verstanden 
Gewaltfreiheitnichtnuralsbewußte Weige- 
rung, dieArtderMittelzumWiderstandvom 
Gegnerzuübernehmen,esgelangihnenweit- 
gehend auch jeweils die Wahl der "Waffen", 
Zeitpunkt,OrtundpolitischeEbenederAus- 
einandersetzungenselbstzubestimmen.Die 
Stärke der BäuerInnen laginder Flexibilität 


ihrer meist kurzfristigbeschlossenen Aktio- 
nen, die aber stets die Ergebnisse sorgfälti- 
ger Situationsanalyse berücksichtigten. 
Durchgängiges Element des Widerstandes 
war die kontinuierliche Einkreisung des be- 
stehenden Truppenübungsplatzes, die 
schließlich zur "Erstickung" des Erweite- 
rungsprojektes führte. Das Land, das 
mangels Geld nicht aufgekauft werden 
konnte, wurde entweder besetzt oder durch 
Sperrgrundstücke so zerstückelt, daß es für 
die Armee nicht als zusammenhängendes 
Gelände benutzt werden konnte. Hielt die 
‚Armee vor der Erweiterungsentscheidung 
ihreManöveraufbiszu50.000haab,sowurde 
siedurchdie BäuerInnenaufdie3.000hades 
alten Truppenübungsplatzes zurückgewor- 
fen,obwohlsiereinrechtlich 10.000hadurch 
KaufundEnteignunghinzugewonnenhatte. 

Die Larzac-BäuerInnen beherrschten die 
Sprache der Symbole, die ganz Frankreich 
verstand. ErwähntseihiernurdieSteigerung 
des "Exodus"-Symbols, mit der sie viermal 
ihren Protest und ihre Friedensbotschaft 
nach ParisunddamitindienationaleÖffent- 
lichkeit brachten: Als 1972 unter demEiffel- 
turm60Schafeweideten,ernteteLarzaczum 
ersten Mal Fotos und Schlagzeilen in der 
Weltpresse. Schon ein halbes Jahre später 
machten sich die Bauern mit ihren Trakto- 
renaufden 710kmlangen Wegin.dieHaupt- 
stadt. Als Ende 1978 die Enteignungen beg- 
annen, marschierten die Larzac-Bewohne- 
tInnendieselbeStreckedreiWWochenlangzu 
Fuß. Ende 1980 reagierten sie auf diezweite 
RundederEnteignungenmitderErrichtung 
eines Zeltdorfes unter dem Eiffelturm, bis 
sie nach einer Woche durch die Polizei 
geräumtwurden. Die für den Ernstfalleiner 
Räumungder Höfevorgesehenen Aktionen 
brauchten nicht durchgeführt werden, daes 
immer neu gelang, dieses Extrem hinauszu- 
zögern, bisim Mai 1981 mitder WahlderRe- 
gierung Mitterrand der Erfolg ihres Wider- 
standes endgültig bestätigt wurde. Dies ließ 
dieMehrheitderBäuerInnennichtineinun- 
politischesGenießendeseigenenSiegesver- 


fallen.SieverstärktenimGegenteilseit 1981 
ihre offensiveSolidaritätsarbeit undsindbis 
heuteeinwichtigerBestandteilderunabhän- 
gigen Friedensbewegung in Frankreich. (2) 


Soziale Verteidigung 
‚oder gewaltfreier Angriff? 

Wie soll der zehn Jahre anhaltende und 
mit Erfolggekrönte WiderstandderLarzac- 
BäuerInnengegenihre Vertreibung, wiesoll 
ihre "dynamische Weiterarbeit ohne Kolla- 
boration'nachdempolitischenSieg1981bis 
heute eingeschätzt werden? Streng genom- 
men handelt essichnicht um Soziale Vertei- 
digung, dennhierwehrtesich nicht ein Volk, 
eine ganze Gesellschaft gegen einen militä- 
rischen Angriffvon außen odereinen Staats- 
streich von innen. Hier wehrte sich eine 
RegiongegendievonGesetzengedeckteMi- 
litarisierung durch die bewaffneten Vertei- 
digungsorgane des eigenen Staates und die 
mit ihm liierten Interessen der Rüstungsin- 
dustrie. Die Bevölkerung eines Landstrichs 
verteidigteihrRecht"inderHeimatzuleben 
undzuarbeiten"gegenArroganz,Machtund 
GeldvonPolitikern, MilitärsundIndustriel- 
len. Zunächst ging es den BäuerInnen aber 
genau-sowenig um einen gewaltfreien Auf- 
stand, für eine bessere Gesellschafts- und 
Wirtschaftsform. Am Anfangwarensiesehr 
konservative und traditionell staatstreue 
BürgerInnen, die nicht einmal große mate- 
rielle Werte zu verteidigen hatten. Am 
Anfang stand die Verletzung ihrer Men- 
schenwürde,abersieverstandenes,imLaufe 
der Widerstandsjahre sowohl ein revolutio- 
näres Politikverständnis zu entwickeln, als 
auch den Wert ihrer zunehmend gemein- 
schaftlich organisierten Landwirtschaft 
samtdernötigenregionalenInfrastrukturzu 
verbessern. Je länger sie ihren Alltag phan- 
tasievoll mit gewaltfreiem Widerstand ver- 
banden,umsomehrhattensiezuverteidigen, 
materielle wie ideelle Güter. 

"(Politische) Kämpfe werden im allgemei- 
nen mechanistisch gesehen, als handele es 
sich um Sachen. Man kann nicht analysie- 
ren, warum eine Pflanze keimt. Fest steht 
nur, daß man sie mit Wasser gießen muß. 
Das tun wir und überlassen es den Theoreti- 
kern, dies zu erklären. Die Gewaltfreiheit hat 
lebendige Gesetzmäßigkeiten, die wir nie 
vollständig durch unser Denken in den Griff 
bekommen. Die gewaltfreie Aktion ist ein le- 
bendiges Wesen, das sich nach eigenem 
‚Rhythmus und eigener Geschwindigkeit ent- 
wickelt.” 

(RogerMoreau, CompagnonderArche). 

Soziale VerteidigungundgewaltfreieRe- 
volution sind Gedankengebäude, wobei hi- 
storische Erfahrungen aus spontan gewalt- 
los handelnden Bewegungen zur Füllung 
theoretischerSkelettebenutztwerden. Viel- 
leicht ist es fruchtbar, die Schubladenord- 
nung politologischer Begriffe anhand von 
Beispielen wie dem des Larzac durcheinan- 
derzu bringen. Jedenfallsliefert der Larzac- 
Kampfgleichermaßen Anschauungsmateri- 
al wie Motivation für sozialen Angriff und 
soziale Verteidigung, selbst wenn dieser 
Kampf nicht fein säuberlich der einen oder 


anderenKategoriezugeordnetwerdenkann. 

DerLarzac-Widerstanderfülltewesentli- 
che Voraussetzungen Sozialer Verteidi- 
gung: 

-Die Besetzung des Bauernlandes wurde 
dem Aggressor zu teuer - nicht finanziell, 
sondernpolitisch.Derorganisatorische,pro- 
gagandistischeAufwandderBetreiberstand 
inkeinem vernünftigen Verhältnis zur stän- 
digen Beeinflussung der alle 14 Tage auszu- 
wechselnden Einheiten, dienötigwaren,um 
zuverhindern,daßnochmehrLandundHöfe 
in Armeebesitz von Bauern und Antimilita- 
ristInnen besetzt wurden. Bei Manöverbe- 
hinderungen und Blockaden von Truppen- 
transporten fand eine massive Gegeninfor- 
mationstatt, diesichnicht selten in Fraterni- 
sierung von Rekruten mit den Bauern aus- 
wirkte. Über JahremußtedasErweiterungs- 
projektimmerneugebremstwerden, weildie 
Regierung Stimmeneinbußen bei Wahlen 
befürchtete, wennsiezumassivgegendiege- 
waltfrei agierenden BäuerInnen vorging. 
Zum Schluß hatten Kommunalparlamente 
von 18 Städten Frankreichs Patenschaften 
für Höfe und Weiler auf dem Larzac über- 
nommen. Die Wirkung des Larzac-Wider- 
standes läßt sich auch daran erkennen, daß 
inden 10 Jahren Kampf 13andereTruppen- 
übungsplätze ohne vergleichbaren Wider- 
stand erweitert werden konnten. 

-Die dynamische Weiterarbeit vermoch- 
te die Lebensbedingungen trotz des Kräfte 
kostenden Widerstands weit stärker zu ver- 
bessern, alsdiesinvergleichbarenRegioneh 
ohneeinensolchenzentralenKonfliktzuver- 
zeichnenwar.EntgegendemTrendzurLand- 
flucht und zum Bauernlegen nahm auf dem 
Larzac die Bevölkerungszahl wie auch die 
Wirtschaftskraft zu. 


- Statt Kollaboration organisierten die 
Bauern landesweite Verweigerungskampa- 
gnen, die Zahl der SteuerboykotteurInnen 
und Reservistenverweigerer (durch Wehr- 
paßrücksendungen) nahm stärker zu als 
während des Indochina- oder des Algerien- 
krieges. Verbotewurdengrundsätzlichnicht 
beachtet, wenn dies als legitim und für den 
Widerstand notwendig erschien. 

-ZahllosedemonstrativeAktionenfanden 
statt, ob Aktionen vor Ort mit biszu 100.000 
TeilnehmerInnen oder dezentral anläßlich 
landesweiter Aktionstage. Die öffentliche 
Konfrontation war ein Teil des Alltags und 
gingvon der Besetzungvon Rathäusernund 
Gerichtssälen biszum öffentlichen Eindrin- 


genin die Kaserne desTruppenübungsplat- 


zes. 

Durch die Eindeutigkeit der Gewaltfrei- 
heit ihrer Aktionen sowie durch die Legiti- 
mierungdesZivilen Ungehorsamsdurchdie 
öffentliche Meinung wurde der Armee und 
der Regierung die Legitimation entzogen, 
ihreZielemitGewaltdurchzusetzen;der Wi- 
derstand war entwaffnend. 

Kampfformen wie ein Generalstreik 
kamen im bäuerlichen Larzac nicht infrage, 
weildabeisichdieBewohnerInnenselbstam 
meisten geschadet hätten. Es gab keinen 
‚Adressaten wirtschaftlichen Druckes, denn 
selbst die mächtige Roquefort-Industrie 


Der Hof Les Truels / Larzac 


hatte ein Interesse am Erhalt der Landwirt- 
schaft.DassonstbeiGroßprojektenverwen- 
dete _Arbeitsplatzbeschafffungs-"Argu- 
ment"warim Falle desLarzacunbrauchbar, 
zumal die Camp-GegnerInnen selbst viel 
mehr neue zivile Arbeitsplätze schufen, als 
es durch die Camp-Erweiterung möglich 
gewesen wäre. 

Eineweitere Frageist, obdie Lernprozes- 
seimMikrokosmosdesPLateaus-wofürdie 
Dauer des Konfliktes durchaus vorhandene 
soziale und politische Unterschiede zugun- 
sten der Einheit gegen die Bedrohung von 
außen beiseite geschoben wurden - auf die 
weitkomplexeren undheterogenen Interes- 
senkonstellationen innerhalb einer Gesell- 
schaft übertragen werden können. 

Der Larzac-Widerstand widerlegt nicht 
dieAnnahme, daß das Vorhandenseineiner 
partizipatorischen Demokratie eine günsti- 
ge Voraussetzung zur Einführung bzw. 
Durchführung Sozialer Verteidigung wäre. 
Er zeigt aber auch, daß sich während eines 
Widerstandsprozesses die gewaltfreie 
Wehrhaftigkeitvon Demokratieentwickeln 
kann. BürgerInnen, die sich nicht sehr mit 
der Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 
identifizieren können, in der sie leben, 
werden diese kaum freiwilligund dazu noch 
gewaltfrei verteidigen wollen oder können. 
Umgekehrt wächst die zur Verteidigung 
nötige Identifikation durch die Erfahrung 
desErfolges,wenn durchgewaltfreieAktion 
mehr Selbstbestimmung und Gerechtigkeit 
erkämpft worden sind. 

Larzacwar ein Einübungsfeld für gewalt- 
freien Widerstand, dasauch für Soziale Ver- 
teidigung nützlich ist. Zumindest hat es die 
Ideenichtmilitärischer Verteidigung”salon- 
fähig" gemacht, so daßsiein Frankreichjetzt 
breiter,bisindieGewerkschaftenhinein,dis- 
kutiertwird.DerLarzac-Kampfverdeutlich- 
te Elemente einer zukünftigen Verteidi- 
gungsform, dienur durch Praxis in allen Le- 


Der Ernstfall ist heute — 
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bensbereichen entwickelt werden kann. 
KaumeinandereseuropäischesBeispielder 
Friedens- und Ökologiebewegung kennt 
einesolche Intensität desden Alltagprägen- 
den Widerstands.Neugewonnene Fähigkei- 
ten bleiben erhalten, ob es die Erweiterung 
des politischen Bewußtseins, die neuen 
Formen der Kooperation sind oder die Fä- 
higkeitzurOrganisierungselbstbestimmten 
kollektiven Handelns, sei esim Widerstand 
oder im Aufbau der eigenen Lebensorgani- 
sation. Vorher kaum Denkbares wurde 
normal. Es bleibt auf dem Plateau der 
Wunsch, daß an vielen Orten Lernprozesse 
wie auf dem Larzac einsetzen. Larzac ist 
überall. 

Wolfgang Hertle 


( Die Zeche wird auch nach dem * "Sieg" weiter 
herausgegeben. Abonnements oder 


Fast soalt wie GLL ist das Zentrum LECUN zur "For- 
schung und für eine andere Vi , 
Gas. Vorbi fr die Kurve in Wostrow wurde fe 


tiativen und Solidari- 
tät in der Ve sie eine Larzac- 
Stiftung, Der Verkauf eines wunderschön aı 2 


bei: Fondation Larzac, 
Biaquiere, F-12100 Millau. (ISBN 2-9500465-0-9) 


Zum Weiterlesen: 
Wolfgang Hertle: Larzac 1971 - 1981, 
Verlag Weber-Zucht, Kassel 1982. 
DasBuchbieteteineumfassende Darstel- 
lung dieser gewaltfreien Widerstandsbewe- 


gung, der Aktionensowieder Hintergründe. 
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fernberechtigt,alsdaß dasBucheineSamm- 
lung von acht klassischen Aufsätzen über 
Soziale Verteidigung enthält, die der Autor 
injeweilseiner(meist3-seitigen)Einführung 
kommentiertundinZusammenhangmitein- 
ander stellt. Er beginnt mit einer lexikali- 
schenErläuterungderIdeegewaltfreier Ver- 
teidigung, wobei er den AntimilitaristInnen 
ausden zwanziger und dreißiger Jahren den 
ihnen zukommenden Raum gibt - womit er 
positiv von den meisten anderen Büchern 
überSV absticht. EinkleinerSchönheitsfeh- 
ler: Jochheim peinlichst, daß es 
sich bei ihnen zumeist um AnarchistInnen 
handelte, 

Der Hauptteil des Buches ist in sechs 
Kapitelgegliedert. Im erstengehtesumden 
Unterschied zwischen territorialer und so- 
zialer Verteidigung (Text: Johan Galtung), 
im zweiten um "Geschichtliche Erfahrun- 

gen"(Texte:AdamRobertsundBasilLiddell 
Hart), im dritten um Gewaltfreiheit als 
Element vonSV (Texte: Gene Sharp, Hylke 
Tromp). 

DervierteAbschnittüberStrategiederSV 
enthält einen Text von Theodor Ebert, 


wonach es mit Jochheims Li 

dem Zivilismusweitergeht, Passen rom 
nicht mit einem eigenen, sondern einem 
‚Aufsatzvon Egbert Jahn dokumentiert. Das 
letzteKapitelschließlichbetrachtet"Soziale 
Verteidigung unter ethischen Gesichts- 
punkten" und schließt mit einem Text von 
Hans-Georg Wittig. 

Vielleicht den Höhepunkt des Buches 
stellt allerdingsder Anhangdar, nämlich die 
-leidergekürzte-Übersetzungeinerbislang 
unbekannten Broschüre: "Pazifistische 
Volksverteidigung”, die 1938 von holländi- 
schen Antimilitaristen (den Jongeren 
VredesActie) herausgegeben wurde. Insge- 
samtgibt dasBucheineguteDarstellungder 
Entwicklung der Theorie der Sozialen Ver- 
teidigung. Jochheim ist es gelungen, durch 
seine Einführungen die doch sehr unter- 
schiedlichenTextesomiteinanderzuverbin- 
den,daßdiesBuch"Neueinsteigern"wieauch 
denjenigenempfohlenwerdenkann,diesich 
schon mit SV beschäftigt haben. Letztere 
würden sich allerdings wohl oft wünschen, 
daß die dokumentierten Texte nicht so 
extrem gekürzt wären, und die Leserinnen 
müssen sich damit abfinden, daß sie inhalt- 
lichwiesprachlichunberücksichtigtbleiben. 
EineletzteKritik, fürdiederAutorallerdings 
wohl nicht verantwortlich gemacht werden 
kann, ist, daß DM 18,- für ein hundertseiti- 
‚ges Buch einfach zu viel sind. 

Trotz dieser Kritiken: DasBuchist sicher- 
lich eine der besten Publikationen über SV 
inBuchform, dieinderBRDbislangerschie- 
nensindundistuneingeschränkt zu empfeh- 
len. 


Stephen King-Hall, Den Krieg im 
Frieden gewinnen, Hamburg 1958 
Soziale Verteidigung im Kalten Krieg. 

Nichtzuempfehlen, außeralshistorischer 
BelegfürdiemilitärischeNoteSozialer Ver- 
teidigung. 


Klaus Lange-Feldhahn, Uli Jäger, Al- 
ternative Sicherheitskonzepte, hg. 
vom Verein für Friedenspädagogik Tü- 
bingen, Materialien 8, Tübingen 1983 


Ausgehend von einer Kritik der NATO- 
Doktrinwerden Kriterien für alternativeSi- 
cherheitspolitikentwickelt. DreiAlternativ- 
konzepte (atomwaffenfreie Zonen, Defen- 
sivverteidigung und Soziale Verteidigung) 
werden ausführlich dargestellt und mit Ar- 
beitshilfen für die pädagogische Aufarbei- 
tungergänzt. DasHeft isteinesehrguteEin- 
führung in die Problematik und gleichzeitig 
einegute Arbeitshilfe für Seminare überSV 
und Defensivverteidigung. 


Ohne Waffen, aber nicht wehrlos. 
Das Konzept der Sozialen Verteidigung, 
hg. von den Grünen im Bundestag, Bonn 
1987 (zu bestellen bei der BGS der 
Grünen, Colmantstr. 36, 5300 Bonn 1, 
Einzelpreis: DM 5,-) 

Das Heft, von Roland Vogt, SV-Spezia- 
list, Mitgründer der Grünen und zwei Jahre 
Mitglied im Verteidigungsausschuß des 10. 
Dt. Bundestages, erstellt, gibt eine Einfüh- 
runginSV aus"grünerSicht"undistvorallem 
deshalb interessant, weiles die aktuelleDis- 
kussion der letzten Jahre, inklusive der Re- 
zeptionvonSV im Bundestag, dokumentiert 
undkommentiert.ZweiFallbeispiele(Ruhr- 
kampfundCSSR) suchen die Wirkungswei- 
sevon SV zu belegen. Für die CSSR konnte 
Dr. VladimirHorsky,gewonnenwerden,der 
1968 Mitglied im Prager Stadtkomitee der 
KP war. Außer knappen Zusammenfassun- 
gen der wesentlichen Elemente der SV 
enthält die Broschüre auch Weiterentwick- 
lungen der SV, z.B. "Gewaltfreiheit auf der 
HöhederTechnologie"undlegt Wertdarauf, 
SV in Zusammenhang mit Zivilismus zu 
setzen. 


Adam Roberts (Hg), Gewaltioser Wi- 
derstand gegen Aggressoren. Proble- 
me, Beispiele, Strategien, Göttingen 
1971 (Vandenhoeck und Ruprecht) 

Aufsatzsammlungmit AufsätzenvonFrie- 
densforschern. 


von Wolfgang Heisenberg/Dieter Lutz, 
Baden-Baden 1987 (Nomos-Verlagsge- 
sellschaft) 


Gene Sharp, Making Europe Uncon- 
querable. The Potential of Civilian-Based 
Deterrence and Defence, Cambrid- 
ge/London 1985 

Das neue Buch von Sharp kennt immer 
noch die "Russen" als Hauptfeind. Soziale 
Verteidigung. 


Der gewaltfreie Weg, hg. vom Interna- 
tionalen Versöhnungsbund, Gruppe 
Münster, 1985 (zu beziehen, indem DM 
3,- auf das Konto des VB Münster, Nr. 
226902-468 beim PGA Dortmund, BLZ 
440 100 46 überwiesen werden.) 

DasHeft ist einekonventionelle, aber zur 
Einführung geeignete Darstellung von SV, 
wieder mit historischen Beispielen. 


Wolfgang Sternstein, Übergangsstra- 
tegien zur Sozialen Verteidigung. Dar- 
stellung und Kritik. Maschinenschriftli- 
ches Manuskript, zu beziehen bei 
Theodor Ebert, 1000 Berlin 22, Im Dohl 1 


Umrüstung. Neuartige Entwürfe für 
eine Gesellschaft ohne Rüstung, Werk- 
statthefte, Durlesbach/Bad Waldsee 
1983 (zu beziehen bei Birgit Berg, Durles- 
bach, 7967 Bad Waldsee 1) 


Vereinigung Deutscher Wissenschaft- 
ler: Civilian Defence. Gewaltioser Wi- 
derstand als Form der Verteidigungs- 
politik (Tagungsbericht), Bielefeld 1969 
(Bertelsmann Universitätsverlag) 


Internationale 


BRD: 

AG Friedenswoche Minden (und Kon- 
greßbüro "Wege zur Sozialen Verteidi- 
gung”), Alte Kirchstr. 1 2,4950 Minden, Tel. 
0571/24339 

FöderationGewaltfreierAktionsgruppen 
/ Graswurzelrevolution, Scharnhorststraße 
6,5000 Köln 60, Tel.0221/ 765842 

Deutsche Friedensgesellschaft/Verei- 
nigte Kriegsdienstgegner, Schwanenstr. 16, 
5620 Velbert 1 

Die Grünen, Bundesgeschäftsstelle, Col- 
mantstr.36, 5300 Bonn 1, Tel.0228/69 2021 

Initiative Kirche von Unten, Oskar 
Romero Haus, Heerstr. 205, 5300 Bonn 3, 
Tel.0228/63 5094 

Internationaler Versöhnungsbund, Deut- 
scher Zweig, Kuhlenstr. 5a - 7, 2082 Ueter- 
sen, Tel.041 22/3663 

Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur 
Abrüstung, c/o Pressehütte Mutlangen, 
Forststr. 3, 7075 Mutlangen, Tel. 07171/76 
210 

Ohne Rüstung Leben, Ko 1.32, 
7000 Stuttgart 1, Tel. 0711/2933 88 

Werkstatt für Gewaltfreie Aktion Baden, 
c/oRenate Wanie, Korngasse 14,6915 Dos- 
senheim, Tel. 06221/869372 


BELGIEN 
MIR-IRG, Vincent Decroly, 35 rue van 
Elewyck, B-1050 Bruxelles (02.648 5220) 


USA 

Association for Transarmament Studies, 
3636 Lafayette, Omaha, Nebraska 68131, 
Tel. 402 558-2085 

International Nonviolent Initiatives, 
Beverly Woodward, 230 Florence road, 
Waltham, MA 02154 


SCHWEIZ 

Gruppe Schweiz ohne Armee (GSoA), 
Postfach 261, CH-8026 Zürich oder: Post- 
fach 221, 8307 Effretikon 


NIEDERLANDE 
Netzwerk Soziale Verdediging, Papen- 
hoeflaun 106, NL-3421 Oudewater 
Women for Peace, Lineke Schakenbos, 
c/o Postbus 963, NL-3800 Amersfoort 


ÖSTERREICH 

Arbeitsgemeinschaft für Zivildienst, 
Soziale Verteidigung und Gewaltfreiheit, 
Schottengasse31/1/4/59,A-1010 Wien, Tel. 
0222/6380653 


FRANKREICH 

Union Pacifiste de France, 4 Rue lazar& 
Hoche,92100 Boulogne sur Seine, Tel.46 03 
2762) 

Mouvement pour unealternative nonvio- 
lente (MAN), 20 rue du Devidet, F-45200 
Montargis, Tel.3893 1373 


EEE TIP, 1 VER FREIEN 0 MEET 
Herbst 1988 — Internationales Seminar 
zur Sozialen Verteidigung 


‚Auf dem Ratstreffen der WRI (Interna- 
"tionale der KriegsgegnerInnen) im Juli 87 
wurde beschlossen, eine internationale 
Tagung zu Sozialer Verteidigung zu organi- 


1988in Brüsselstattfinden. Vorbereitetwird 
esvonderbeigischenSektionderWRI,MIR- 
IRG. 

Aus der Seminarankündigung: Soziale 
Verteidigungwirdnichtalsauswechselbarer 
Ersatz für militärische Verteidigung begrif- 
fen,sondernverstehtsichauchalsSuchenach 
neuen Mitteln der politischen Aktion, will 
dieErfahrungenderFriedensbewegungmit- 
einbeziehen. 

Während des Seminars sollen spezifische 


7” 


Erfahrungen aus verschiedenen Regionen 
verglichen werden, deren Grundlage Basis- 
demokratie, soziale Veränderung und Wi- 
derstandgegen.denKriegist.Offene Fragen 
wiez.B.dienach derRolle desStaatessollen 
angesprochen, die jüngsten Entwicklungen 
wie z.B. in Palästina, Südafrika oder Latei- 
namerika sollen unter dem Aspekt der So- 
zialen Verteidigung analysiert werden. 
Vorschläge zum Programm und für Vor- 
bereitungstexte, Anfragen und Anmeldun- 
genan: 
Vincent Decroly Rue van Elewijck35 
B-1050 Brüssel Belgien 
Tel.(internationaleVorwahl)-32-2-64852 
2 bzw. 6485014 


Kontakte 


ITALIEN 

MovimentoNonviolento,CP201, Via Vik 
lagio, S Livio 103, 06100 Perugia, Tel. 0039 
7530471 


GROSSBRITANNIEN 

Social Defence Project, Michael Randle, 
School of Peace Studies, University of Brad- 
ford, GB-Bradford, W. Yorkshire 

Peace Pledge Union, 6 Endsleigh St., GB- 
London WC1 


AUSTRALIEN 
BrianMartin,AustralianNationalUniver- 

sity, Dept. of Applied Mathematics, 4 Post 

Office, Canberra ACT 2600, Australien 


CANADA 
Hans Sinn, RR No 4 Perth, Ontario, 
Canada 


SCHWEDEN 
Jorgen Johansen, Krossekarr 6822, 45081 
Grebbestad, Schweden 


GRIECHENLAND 
‚Arnoumai (Zeitschrift), Pavlou Mela 19, 
54622 Thessaloniki 


SPANIEN 
CIP, Mariano Aguirre, Alcalä, 117-6, 
28009 Madrid 


JUGOSLAWIEN 

Ljubljana Peace Movement Working 
Group, Dalmatinova4, Ljubljana 6100, Ju- 
goslawien 


ISRAEL 
Centre forthe Study ofNonviolence, Box 
20317, Jerusalem 280561 


PHILIPPINEN 

a, LalgnacianaApostolicCentre, 
2215 Pedgro GilStreet, Sta. Ana, Manila, 
Philippinen 


INDIEN 

Institute for Total Revolution, Narayan 
Desai, Vedchhi 394640, Dt. Surat, Gujrat, 
India 


INTERNATIONAL 

War Resisters International, 55 Dawes 
Street, GB-LondonSE171 EL,Tel.01/703 
7189 


Bücher zur Sozialen Verteidigung - Alternativen Sicherheit - Gewaltlosen Aktion 


Foo And 

ve Verteidigung 

Der Autor stellt die Bedrohung durch atoma- 
re Kriegsführung dar, die Verringerung der 
Gefahr durch Herabstufung & Wiederher- 
stellung der konventionellen Verteidigung, 
durch defensive konventionelle Abhaltungs- 
strategie, Technokommandos, Zivilen Wi- 
derstand & Schutz der Zivilbevölkerung. 
158 S., 1983 7.80 
Anders Boserup/Andrew Mack 

Krieg ohne Waffen 

Studien über Möglichkeiten und Erfolge so- 
zialer Verteidigung. 

Die Autoren untersuchen historische Bei- 
spiele der sozialen Verteidigung (Fehler und 
Erfolge). Aufschlußreich ist ein Vergleich 
mit klassisch strategischen Militärtheorien. 
156 S. 7.80 


Theodor Ebert 

Soziale Verteidigung Bd. 1 

Historische Erfahrungen & Grundzüge der 
Strategie. Aufsätze aus den Jahren 1968- 
1973. Darstellung der Entstehung des Kon- 
zeptes der SV, Erfahrungen vom Kapp- 
Putsch 1920 bis CSR 1968, Organisation & 
Strategie des gewaltfreien Widerstandes ge- 
gen Staatsstreiche & Besatzungsregime. 

192 S., 1981 9.80 
Soziale V. Bd. 2 

Formen und Bedingungen des zivilen Wider- 
standes. Aufsätze aus den Jahren 1971-1980. 
Die Aufsätze spiegeln die weltpolitische Dis- 
kussion dieses Jahrzehnts in der- außerpar- 
lamentarischen Opposition, der Ökologie- & 
Friedensbewegung wieder. 

200 S., 1981 9.80 


Dietrich Fischer/Wilhelm Nolte/Jan Oberg 
Frieden gewinnen 


ge 
Mit autonomen Initiativen aus dem Teu- 
felskreis ausbrechen 
Die Autoren suchen Wege, die aus der Aus- 
wegslosigkeit atomarer Kriegsführung her- 
ausführen. Sie beschreiben, wie in einer kon- 
Niktbeladenen Welt Barrieren gegen Kriege 
errichtet werden können, wie durch neue 
Wege der Verteidigung (autonome Abwehr 
& ziviler Widerstand) Kriegsverhinderung 
entwickelt werden kann, daß bei einem welt- 
umfassenden Denken eine neue Ethik & neu- 
es Sicherheitsdenken erforderlich sind. 
272 S., 1987 
Johan Galtung 
Es gibt Alternativen! 
‘Wege zu Frieden und Sicherheit 
Ausgehend von der Bedrohung durch die 
modernen Waffen untersucht Galtung 4 
Wege zu Frieden & Sicherheit, die gleichzei- 
tig gegangen werden müssen: Konfliktlösung 
(globale Dimension, Dynamik zwischen & 
innerhalb der Bündnisse), Gleichgewicht der 
Macht (ist es möglich?), Abrüstung (Fehl- 
schläge & wie ist Abrüstung möglich), Alt 
native Sicherheit (von offensiver zu defensi- 
ver Verteidigung, Loslösung von den Su- 
permächten, weniger verletzliche Gesell- 


26.00 


schaften), die Rolle von Regierungen & Frie- 
densbewegungen. 

275 S., 1984 28.80 
Bernhard Häring 

Die Heilkraft der Gewaltfreiheit 

In einer biblischen Grundlegung sieht der 
Autor Frieden als zentrale Aufgabe der The- 
ologie und Gewaltfreiheit als Kernstück des 
Evangeliums. Darauf aufbauend stellt er die 
Gewaltfreiheit als Heilkraft aller menschli- 
chen Beziehungen im persönlichen, gesell- 
schaftlichen, politischen & zwischenstaatli- 
chen Bereich dar. Als Ausweg aus Abschrek- 
kungspolitik sieht er die Soziale Verteidigung 
als weltweites Modell der Konfliktbewälti- 
gung (aufbauend auf Basisgruppen) und be- 
handelt das schwierige Problem des Über- 
gangs von militärischer zu sozialer Verteidi- 


gung. 
183 S., 1986 26.00 


Gernot Jochheim 

Antimilitaristische Aktionstheorie, soziale 
Revolution und soziale Verteidigung 

Zur Entwicklung der Gewaltfreiheitstheorie 
in der europäischen antimilitaristischen Be- 
wegung 1890-1940, unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Niederlande. 

Das Buch zeigt, daß es in der Arbeiter- und 
antimilitaristischen Bewegung eigenständige 
Überlegungen über Möglichkeiten der ge- 
waltlosen Konfliktaustragung & sozialen 
Verteidigung gab. 

621 S., 1977 58.00 
Klaus Lange-Feldhahn/Uli Jäger 

Alternative Sicherheitskonzepte 
Arbeitshilfen für eine Diskussion 

Drei Konzepte alternativer Verteidigung 
werden vorgestellt und für die Jugend- & 
Friedensgruppenarbeit aufbereitet mit Fra- 
gestellungen, Lese- & Seminarvorschlägen. 
105 S., 1983 12.00 
Lutz Mez 

Ziviler Widerstand in Norwegen 
Untersuchung zur Organisation & Form der 
sozialen Bewegung in Norwegen unter Be- 
rücksichtigung von Konzepten Sozialer Ver- 
teidigung. Der Widerstand gegen die 
deutsche Besatzung im 2. Weltkrieg. 
376 S. 

Hans-Heinrich Nolte/Wilhelm Nolte 
Ziviler Widerstand und Autonome Abwehr 
Autonome Abwehr entstand in Kritik zu mi- 
litärischer Abschreckung (atomar). Sie um- 
faßt militärische Verteidigung, Bevölke- 
rungsschutz & zivilen (gewaltlosen) Wider- 
stand. Das Buch gibt einen geschichtlichen 
Überblick über zivilen Widerstand (Erfolg & 
Grenzen) in Spannung zum Gewaltmonopol 
des Staates. Außerdem wird das Konzept der 
Autonomen Abwehr als Alternative zu ato- 
marer Kriegsführung und Angriffsstrategien 
entwickelt, das Zusammenwirken mit zivi- 
lem Widerstand & die Perspektive für Eman- 
zipation und Zivilisierung der Gesellschaft. 
284 S., 1984 49.00 


29.00 


Eine Handreichung von Gernot Jochheim 
Dies Buch enthält Beiträge von Autoren, die 
in 50 Jahren am Konzept der SV entschei- 
dend gearbeitet haben. Es gibt einen guten 
Einblick in die unterschiedlichen Probleme. 
Behandelt werden: Gewaltlosigkeit in zwi- 
schengesellschafllichen Konflikten, Gewalt- 
freiheit als Element der SV, Strategie der SV, 
SV als Bestandteil gewaltfreier Gesellschaft 
& ihrer Entwicklung, SV & Militär, Bürokra- 
tie, Staat u.a. 

108 $., 1988 

Jürgen Tatz (Hrsg.) 

Alternativen zur Abschreckungspolitik 
Standpunkte und Strategien für eine neue 
Friedenspolitik 

Galtung, Buro, Kelly, Ebert u.a. diskutieren 
unterschiedliche Aspekte alternativer Si- 
cherheitspolitik, Beispiele & Probleme örtli- 
cher & internationaler Friedensarbeit & die 
Rolle der Techniker & Wissenschaftler. 

196 S., 1983 16.00 


Wolfgang Hertle 
Larzac 1971-1981 
Der gewaltfreie Widerstand gegen die Erwei- 
terung eines Truppenübungsplatzes in Süd- 
Frankreich 

Das Buch zeigt, wie der gewaltlose Wider- 
stand betroffener Bauern unterschiedliche 
Teile der französischen Bevölkerung mobili- 
sierte, den Larzac zum internationalen 
Treffpunkt kämpfender Minderheiten mach- 
te, wie Lernprozesse der Kämpfenden gegen- 
über Militär, Regierung & Bündnispartnern 
abliefen u.a.m. 
275 S., 1982 


18.00 


16.00 


Leitfaden für den Gewaltfreien Widerstand 

Die Autorin gibt eine Einführung in die The- 
orie & Praxis der gewaltlosen Aktion anhand 
einer Fülle internationaler Beispiele. Sie 
arbeitet Kriterien heraus, mit denen Strate 
gien überprüft und weiterentwickelt werden 


4.00 
Uprooting War 
Dies bemerkenswerte Buch (in englischer 
Sprache) ist geschrieben, um für Graswurzel- 
aktivistInnen Strategien zur Beseitigung des 
Rüstungs- & Kriegssystems zu erarbeiten. 
Unter diesem Aspekt gibt der Autor eine 
Analyse der wichtigsten Institutionen, die 
das Kriegssystem stützen (Staat, Bürokratie, 
Militär, Patriarchat, Staalssozialismus u.a.). 
Er untersucht die Standardmethoden der 
Antikriegsarbeit in ihrer begrenzten Wir- 
kung, Prinzipien für Antikriegsstrate- 
gien, Soziale Verteidigung, Rüstungskonver- 
sion (Friedenskonversion), Selbstverwal- 
tung, Graswurzelmobilisierung u.a. 
298 S., 1984 20.00 


Diese und als 1000 Titel den Bereichen Gewaltl. eit/Gewaltlose Aktion, Antimilitarismus, Rüstung/Abrüstung, 
lese noch mehr weitere aus losigkeit/t , v > 


Anarchismus, Friedenspädagogik, KDV, Militär, Selbstverwaltung, Ökologie u.a. sind in unserem 
zuschicken. 


den wir auf Anforderung gerne 


losen enthalten, 


Weber, Zucht & Co. Versandbuchhandlung & Verlag GmbH 
Steinbruchweg 14A, 3500 Kassel - Tel. (0561) 51 91 94 


Wieder erhältlich ! 


Dokumentationsstelle Friedens- und Sicherheitspolitik e.V. Sollten wir 
30 Jahre Rüstungekontrokr und Abrüstungevahandungen 1857 - 1087 uns mehr mit 
- Außage GEWALTFREIER 


Gorbatschows Abrüstungsangebote bringen die NATO zunehmend in Verlegen- 
heit. Auch nach dem Koalitionskompromiß der Zustimmung zu einer »doppelten 
Null-Lösung« mit dem Pferdefuß »Pershing H-A« reißen die Kontroversen innerhalb 
der NATO und der Bundesregierung nicht ab. 

Mit der erweiterten Auflage der DFSP-Broschüre wird unter verschiedenen Aspek- 
ten die Substanz der Verhandlungsdiplomatie durchleuchtet. Aus dem Inhalt: 


® Aufrüstung und Militärtechnologie vom Il. Weltkrieg bis in die Gegenwart 

® Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolie seit dem Il. Weltkrieg 

© Nach Reykjavik: Abrüstungsvorschläge und forcierte Aufrüstung 

© Same procedure as usual ? - Gorbatschows neueste Abrüstungsoffensive 

® Westeuropa - unfähig zur Abrüstung 

® Die Sache mit den Kurzstreckenraketen 

© „Lügen haben kurze Beine ...« - westliche Verhandiungsdipiomatie seit Beginn 
der Gorbatschow‘schen Abrüstungsinitiativen 

© Tabellen zu den nuklearen Kräfteverhältnissen 


Broschüre, 64 S. A-4 - Format, Preis: DM 5,- (ab 10 Ex. je DM 3,50) 
Bestelladresse: DFSP, Postfach 2304, 4400 Münster 


Sölle auf: 
GE / 
Nähe von Gorleben. im 


Landkreis 
berg, wirkungsvoll tätig ist. 


Information, Programme: 


Kirchstraße 14, 3131 Wustrow, 
Telston: 05843/507 


Konto: 

Postgirokonto-Nr. 55.66 33-309 
Postgiro Hannover 

BL2250 100. 30 


Abonniert die GRASWURZELREVOLUTION 


NICHT RECHTSGLÄUBIG 
& NICHT BLINDLINKS 


8 Die Aipende | Bestellung kann innerhalb von 7 Tagen schriftlich widerruten 
fon (Postsinmpel) — dei lar- 


tar-Abo, Walistraße 11-12, 1000 Berlin 65 
ps nn nn 


DIESE ZEITUNG KANN ICH NICHT LINKS LIEGEN LASSEN! 


Ichbestelle dietaz 


OD 4 Wochen für 25 Mark 
D 8 Wochen für 50 Mark 


bei: 
taz-Abo. 
Wattstr. 11-12 
1000 Berlin 65 
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KEIN ABO AUF a 
EWIGE WAHRHEITEN a 


Abonniert die 


GRASWURZELREVOLUTION! 


Sonderhefte der Graswurzelrevolution 


Der Wehrpflicht ein Ende! 


Dieses Sonderheft gibt Anregungen und 
will Mut und Lust machen, sich in 
vielfältiger Weise gegen die Wehrpflicht 
zu wehren: 

0 Warum wir für die Auflösung der Bundeswehr 


0 Erfassungs-, Musterungs-, Totalverweigerung 
O Knast und Solidarität 

0 Transnationale Zusammenarbeit 

und vieles mehr. 


68 S., 6, DM + 1 DM Versand 


Alternative Okonomie 
Heft ist Ergebnis zweijühriger Dis- 
1 ökonomischer Fragen innerhalb 
Föderation Gewaltfreier Aktionsgrup- 


ichte des 
0 Ökologische 
aus dem Industriesystem? 


Kapitalismus 

enzen - ökonomische Krisen 
ph Huber contra Rudolf Bahro 

0 Ansätze feminisiischer Ökonomie 

0 Kommunistischer Anarchismus 

0 Maschin 

0 Betricbskä 

0 Modelle und Utopien 


104 $., 6,- DM + 1 DM Versand 


Revolutionä 
Antimilitarismus 

Das Sonderheft "Keine Frau, keinen Mann, 
keinen Pfennig für Staat und Krieg!” führt 
gut aufbereitet in die wenig bekannte 
schichte des anarch, hen Antimilita 
rismus der 20er und 30er Jahre ein. Die 
dokumentierten Texte von Arthur Lehning, 
Walter Borgius, Domela Nieuwenhuis, Cla- 
Max Nettlau,Rudolf Rocker, 
Bart de Ligt, Pierre Ramus und Albert de 


ra Wichmann, 


Jong bestechen in erstaunlicher Weise im- 
mer wieder durch ihre Aktualität. 


76 S., 6,- DM + 1,- DM Versand. 


Alle drei Sonderhefte im Pakcı zum 
Sparpreis: Nur 15 DM, Versand frei! 


Bestellungen mit Scheck, Briefmarken 
oder gegen Rechnung an: 

Verlag 
Nernstweg 32, 


Graswurzelrevolution, 


2000 Hamburg 50. 


George Lakey / Michael Randie 


GEWALTFREIE 
REVOLUTION 


Beiträge für eine herrschaftslose 
Gesellschaft 


Herausgegeben und mit einer 
Einleitung von Wolfram Beyer 
Mit einem Vorwort von 

Ossip K. Flechtheim 


Nachwort von 
Christian Bartolf 


Die Kritik der ökonomischen und ökolo- 
gischen Krisen, der fortschreitenden Büro- 
kratisierung und Militarisierung unserer 
Gesellschaft stellt die Frage nach grund- 
legenden Veränderungen. Die Mittel der 
Veränderung der Gesellschaft sollten dem 
Ziel entsprechen. Die „gewaltfreie Aktion" 
ist hier adäquat für den Aufbau einer 
„herrschaftsosen Gesellschaft“. Solche 
Überlegungen sind die nach einer „Gesell- 
schaft ohne Staat”. 

Die vorliegenden Texte sind eine wichtige 
Ergänzung für die Praxis aller Aktiven der 
Friedensbewegung, der Ökologiebewegung 
und der Neuen Sozialen Bewegungen für 
einen „freiheitlichen Sozialismus”, 


ISBN 3-926880-01-5 
120 Seiten, DM 14,80 


OPPO-VERLAG 
Werner-Voss-Damm 54 
D-1000 Berlin 42 


Wichtige MATERIALIEN 
zum Thema 


iM Gewaltfreiheit - ein Lebensprinzip. 
92 Seiten, A4, 10,- DM 


EM Gewaltfreie Aktion. 
112 Seiten, A4, 12,- DM 


M Alternative Sicherheitspolitik. 
Arbeitshilfen für eine notwendige 
Diskussion. 

108 Seiten, A4, 12,- DM 
‚Bitte kostenlos Prospekte anfordem beim: 
Verein für Friedenspädagogik, 
Bachgasse 22, 7400 Tübingen 
TeL:07071/21312 


Gewaltfreie Verteidigung - 


die radikale Alternative 


Gernot Jochheim 
Soziale Verteidigung - 
Verteidigung mit einem 
menschlichen Gesicht 
Eine Handreichung 
110 Seiten, Broschur, DM 18,- 
Best.-Nr. 3-491-77697-X. 

Eine knappe und doch umfassende 
Darstellung des Konzepts der 
gewaltfreien Verteidigung unter 
Einbeziehung ausgewählter Texte 
von Autoren, die die Idee der 
gewaltfreien Verteidigung begründet 
und beeinflußt haben. 


Bestellcoupon 


Ich/Wir bestelle(n) aus dem Patmos Verlag, 
Am Wehrhahn 100, 4000 Düsseldorf 1 
über die Buchhandlung: 


—— Expl. Gernot Jochheim, 
Soziale Verteidigung - Verteidigung 
mit einem menschlichen Gesicht 
Best.-Nr. 3-491-77697-X 


Name: 
Anschrift: 


Datum/ 
Unterschrift: 


Patmos 


Für eine gewaltfreie herrschaftsiose Gesellschaft 


Prinzipienerklärung der 


Graswurzelrevolution bezeichnet eine tief- 
greifendegesellschaftliche Umwälzung,inder 
durch Machtvon untenalle Formenvon Gewalt 


geschlossen hat und auch Herausgeber der 
Zeitschrift Graswurzelrevoluti 


ion ist. 

Indem Kampf gegen Militarismus, Umwelt- 
zerstörung, Menschenrechtsverletzung, Män- 
anderer Länder und 


nergewalt, Ausbeutung 

Kulturen und alle sonstigen lebens- und frei- 
heitszerstörenden Strukturen setzen diese 
Gruppen gewaltfreie Aktionsformen ein. Sie 
bernühen sich, Theorle und Praxis der gewalt- 
freien Revolution zu verbreiten und weiterzu- 
entwickeln. 


Unsere Ziele... 

Wir kämpfen für eine Welt, inder Menschen 
nicht länger wegen ihres Geschlechts, Alters, 
Aussehens, ihrer Sprache, Herkunft, Überzeu- 
gung, wegen einer Behinderung oder aus ras- 
sistischen Gründen diskriminiert und benach- 


Unterdrückung 
Frauenbefreiung heißt, daß Frauen um ihre 
Selbstbestimmung kämpfen. Als einen Weg 
des Frauenwiderstandes befürworten wir die 
‚Schaffung von separaten Räumen von und für 


FöGA 


Frauen, indenen Schutz gewährleistet, Wider- 
stand organisiert und Stärke entfaltet wird. 
Männer wehren sich gegen die patriarchale 
Gesellschaftund Kultur, um sichvondemherr- 
schenden Männlichkeitsideal zu befreien. In 
diesemSinneistderKamptvonMännerngegen 
dasPatriarchatfürsieinerster Linie Männerbe- 
freiung. Wir bemühen uns, innerhalb unserer 
Gruppen und Strukturen männliche Bevor- 
mundung und Gewalt gegenüber Frauen zu 


beseitigen. 

EinwirklicherSchutzvonLebewesenundge- 
sellschaftlichen Errungenschaften ist nur 
durchsoziale, gewaltfreie Formen.derVerteidi- 
gung möglich. Durch Sinsetige und bedin- 

gungslose Abrüstung in jedem Land sollen 
daher das Militär und die Rüstungsproduktion 
vollständig werden. Wirunterstüt- 
zeninsbesonderealleFormenradikalerKriegs- 
und Wehrpflichtverweigerung und die block- 
übergreifende Zusammenarbeitder Friedens- 
bewegung. 

Wir streben an, daß der Kapitalismus durch 
eine selbstverwaltete, sozialistische Wirt- 
schaftsordnungersetztwird. Anstelle von Kon- 
kurrenz und Ausgrenzung soll die Förderung 
des Menschen mit seinen produktiven und 
kreativen Fähigkeiten im Vordergrund stehen. 
Wir unterstützen deshalb alle Kämpfe und Ex- 
perimente für selbstverwaltete Betriebe und 
Projekte sowie die Stärkung regionaler, nicht 
vom Weltmarkt und von multinationalen Kon- 
zernen abhängiger Wirtschaftskreisläufe. Au- 
Berdem treten wir dafür ein, daß die Grundbe- 
dürfnisse aller Menschen befriedigt werden 
und die Teilhabe an kulturellen und sozialen 
Gütern allen in gleicher Weise möglich ist. 

Unser Ziel ist die Auflösung des zentralisier- 


Abozettel 


‚Ausschneiden, in einen Umschlag und ab geht's an: 


Vertrieb Graswurzelrevolution, Nemstweg 32, 2000 Hamburg 50 


© Ich abonniere die "Graswurzelrevolution"! 


Ein Jahresabo umfaßt zehn Ausgaben und kostet 30 DM, ein Förderabo 40 DM. Es verlängert sich automat- 


isch, wenn es nicht einen Monat vorher gekündigt wird. 
© Ich bestelle .... Ex. des Sonderheftes "Widerstand gegen die Wehrpflicht".68 SDM 6,- 


© Ich möchte . 


Ex. des SonderNr. "Sozialgeschichte des Antimilitarismus".76 S..DM 6,- 


Olch möchte ... Ex. des Sonderheftes "Alternative Ökonomie". 104 S. DM 4,- 


ten, autoritären Staates durch eine freiheitlich 
basisdemokratische Gesellschaft. In ihr sind! 
die politischen Entscheidungen von den Zen- 
tralen hin zu föderativ verbundenen Gemein- 
wesen verlagert. In ihr sind Minderheiten- und 
Menschenrechte Formen direkter ba- 


entwickeln,dieaufKonsensundAusgleichaller 
Betroffenen zielt. 


„und Perspektiven 

Wir sind der Meinung, daß diese Ziele - so 
weitesgeht-in unseren Kampf-und Organisa- 
tionsformen vorweggenommen und zur An- 
wendung gebracht werden müssen. Sie 
könnenwedermitderAnwendunglebensschä- 
digender Gewalt noch mit autoritären Organi- 
sationsformen durchgesetzt werden. Wir 
machen durch direkte gewaltfreie Aktionen, 
durchpassiveundaktiveVerweigerung. derZu- 
sammenarbeit einschließlich der bewußten 
MißachtungstaatlicherGesetzedieherrschen- 
de menschenfeindliche Ordnung und ihre 
WertezumThemavonAuseii 


/ 


zurückgedrängt und zerstört werden. Wir 
wollen einen Veränderu: , der aus 
dem Austragen gesellschaftlicher Konflikte er- 
wächstundindemeineneue,vongroßenTeilen 
der Bevölkerung getragene antiautoritäre, le- 
bensbejahende Kultur entsteht. 

Weitere Informationen über Förder- und 
aktive Mitgliedschaftinder Föderation Gewalt- 
freier Aktionsgruppen erhaltet ihr beider Gras- 
wurzelwerkstatt, Scharnhorststr.6, 5000 Köln 
60, Tel.0221/765842 


+ * 


O Ich möchte als Wiederverkäufer/in helfen, die GWR unter das "Volk" zu bringen. Deshalb bestelle ich 
ab der nächsten Nummer ....... Exemplare. Ab 5 Exemplare gibt es einen Rabatt von 30%. Zahlungen nach 
Erhalt der Rechnung oder per Lastschrift. Porto zu Lasten des/r Empfängers/in, Rückgaberecht unverkaufter 

Exemplare möglich. 


O Ich möchte Euch unterstützen und bezahle für ein Förderabo (40 DM). 
O Ich zahle nach Erhalt der Rechnung, O Ich lege einen Scheck bei. 
Olch erkläre meine Ermächtigung zum Einzug der Abo-Gebühren, der Rechnung für die Sonderhefte bzw. für 


den Wiederverkauf per Lastschrift. Sterzer c/o Nernstweg 32, 2000 Hamburg 50. Da wir 

Kto.-Nr.: BLZ: Zentralorgan en namentlich ge- 

bei: __L_I—————— ‚Autorinnen. Die it diesmal 00. Ba gi die 
= z ee 

Die Ermächtigung wird sofort ungültig, wenn ich sie schriftlich widerrufe, Sn Gem /87. ee | 


'O Bitte schickt ein Probeheft an: 


scheinen in diesem Jahr mit 10 Ausgaben. Unsere 
(Das Porto von 0,60 DM lege ich bei) gültige Büroanschrift: Redaktion und Vertrieb 


z R 3 3 V. 32,200 

Diese Bestellung kann innerhalb einer Woche rückgängig gemacht werden. Verlag ar ee = 
207 PGA Hamburg, Die Graswurzelrevolution 

Feen die FOGA Mitglied der War Resisters International, 35 


Dawes Street, GB-London 17 EL. 


Diese Liste der Graswurzelkontakte ist offen, 
d.h. sie wird ständig erneuert und beansprucht 
nicht vollständig zu sein. Es handelt sich um 
Gruppen, die nicht alle der FÖGA angehören, 
meist untereinander zusammenarbeiten und 
neue Mitarbeiter/in-nen bzw. Ähnlichdenkende 
inihrerGegendsuchen. Werseine Adresseeben- 
fallsveröffentlicht haben möchte, sollte unsdoch 
mal schreiben. Wer längere Zeit nichts von sich 
‚hören läßt, sollte Verständnis dafür haben, daß 
wirseine Ardresse evt. streichen. 

DieseListesollnichtalsGruppenkarteiwiebei 
einem Verband mißverstandenwerden. Im Zuge 
der Finanznot bitten wir die Veröffentlichung 
einer Adresse mit einer jähr-lichen Spende (ab 
30.-DM) zu honorieren. 


1000 Berlin 61,GWR, c/o Andreas Hauschild, 
ZossenerStr. 31 
1000 Berlin 61, Informations-und Aktionsstel- 
le TV, Mehringhof, Gneisenaustr.2a 
1000Berlind 1,InternationalederKriegsdienst- 
gegnere.V., Gneisenaustr. 2a, 030/6938021 (Mi. 
19.21 h) 
2000 Hamburg.20, Blockadegruppe HH 20,c/o 
Christel Heine, Grundstr. 22, 040/850 7739 
2000 Hamburg 50, Gewaltfreies Aktionsbünd- 
nis, c/o GWR, Nernstweg 32-34, 040/390 9222 
2000HamburgS0,RegionaleAGTotale-KDV- 
Nord, c/o Werkstatt 3, Nernstweg32-34 
2000Hamburg50,DieDesertöre,c/oWerkstatt 
3, Nernstweg 32-34 
2800Bremen1,Graswurzelgruppe,c/oMichael 
Nußbaum, Lahnstr.48,0421/592805 
2858 Geestenseth, GA Wesermünde, Stolper- 
stein, Pferdegasse 2,04749/518 
2914 Elisabethfehn, TK-Wesermünde/Sck- 
tion Weser-Ems, c/o Hans W. Hasselder, Schleu- 
senstr.4 
3000 Hannover 91, GA, c/o Bernd Degener, 
Kirchstr. 10,05 11/452649 
3076 Ländesbergen, TK-Kontaktstelle, c/o 
Konrad Wiebking, Langestr. 65, 05025/1015 
3160Lehrte,AKSoziale Verteidigung, c/oJens 
Veenhuis, Köthenwaldstr. 33, 05132/56447 
3160 Lehrte, Liberacion, Werkstatt für Ent- 
wicklungund Frieden, Sedanplatz6a,05132/179 
3160 Sievershausen, Dokumentationsstätte 
e.V. Antikringe werkstatt, Kirchweg 4, 
051 75/39 39 
3400 Göttingen, GA, Postfach 2022 
3500 Kassel, Graswurzelforum, c/o Sozialer 
Friedensdienst, Annastr.11,0561/515953 
4000 Düsseldorf 11, GA Düsseldorf, c/o J. 
Haake + S. Wyremba, Salierplatz4, 02 11/55 28 
13 
4100 Duisburg, TK Niederrhein, c/o Jörg 
Kessen-Kamphausen, Bahnhofstr. 129, 02 03/43 
3902 
4132 Kamp-Lindfort, Komune-lnitiative 
Emmaus Niederrhein, Dachsberg, 02842/41025 
4150Krefeld, LibertäresForum, Kontakt Post- 
lagerkarte Nr.054702C o 
4220 Dinslaken, Selbstorganisation der Zivil- 
dienstleistenden, Voerde, c/o Rainer Mohnke, 
Augusestr. 100 
4400 Münster, GA, c/o Martin Firgau, Marien- 
talstr. 75,0251/271205 
4400 Münster, AUSBRUCH (SOIZDL), Rc- 
daktion& Vertrieb, c/oUmweltzentrum,Scharn- 
horststr.57,0251/521112 
4400 Münster, GA, c/o Michael Seligmann, 
Mondstr.96,0251/315586 
4500 Osnabrück, GA Schwarzwurzelgruppe, 
e/oMeikeKlingenborg,Bramscherstr.35,0541/68 
1272 
4600 Dortmund, GWR-Gruppe Unkraut, c/o 
Volker Müller, Plauener Str. 6,0231/136046 


konkae 


4600 Dortmund 30, Gewaltfreie ‚Aktionsgrup- 
pe,c/oBeate Hofmann, Am Knapp 3, 02304/8609. 

4700 Hamm 1, KGW Ruhrgebiet/Westfalen, 
c/o Siegbert Künzel, Nikolaus-Ehlen-Str. 3, 023 
8157976 

4788 Warstein 2, Autonome Friedensgemein- 
schaft, c/o Antonius Gauseweg, Rabenknapp 21, 
02902/76877 

4800Bielefeld1,KontaktstellefürKDVgriech. 
Staatsangehörigkeit,c/oJannisTsoukas,Josefstr. 
6,05 21/63773 

49%1Hiddenhausen, EricBachmann,Milchstr. 
83,052 21/65485 

‚5000 Köln 1,GA Köln-Mitte, Rainer Praetori- 
us, Ludolf-Camphausen-Str. 39,0221/21 1226 

5000 Köln 60, Graswurzelgruppe Köln, c/oBri- 
gitte Kugler, Hoheneckenweg9,0221/173703 

‚5000 Köln 71, GA Dormagen, c/o Rainer Eul, 
Neusser Landstr. 383,0221/782781 

5100 Aachen, TK + Bildungswerk Friedens- 
arbeit, Adalbertsteinweg 257,0241/512722 

5305 Alfterbei Bonn, GA und Infostelle Frie- 
densarbeit,c/o Hans PeterMortier, Am Mühlen- 
weiher 22,022 22/604 92 

5600W uppertal11,WohnverbandTK + KGW, 
c/oReinhold Weber, Dasnöckel 92,0202/736216 

5620 Velbert, KGW,c/o Andreas Peters, Ger- 
hardt-Hauptmannstr.8,02051/63255 

5800 Hagen 1, GA Hagen, c/o Thomas Ven- 
jacob + Iris Naumann/Venjacob, Söding-str. 7, 
02331/330332 

5810 Witten, Initiative gegen die Wehrpflicht, 
Postfach 6312 

5900 Siegen 1,c/o Klaus Wolf, Marburger Tor 
35,02 71752504 

6000 Frankfurt, TK, c/o Eva-Maria Horz, 
Rhönstr.6,069/4981 18 

6000 Frankfurt 1,KGW,c/oCh: ristoph Bausen- 
wein, Freiherrv. Stein Str. 13, 0697725894 

6000 Frankfurt 1, Bundeszentrale der 
SOdZDL, Vogelsbergstr. 17,069/498 0394 

6330 Wetzlar 1, GA, c/o Martin Otto, Magda- 

lenenhäuser Weg31 
6500 Mainz, Anarchistische Assoziation 
Rhizom, c/o Cafe Nixda, Raimundistr, 13, 

6600 Saarbrücken, AG Direkte Aktion, c/o 
Stefan Scholar + WernerBrill, Semperstr.28,06 
817371912 

6800 Mannheim 1, GA, c/o DFG/VK-Büro, C 
2/19, 21/221 89 


6900 Heidelberg, GA Regenbogen, c/oSabine 
Zöller, Lutherstr. 33, 06221/44088 

6915 Dossenheim, Werkstatt für gewaltfreie 
Aktion, Baden, c/o Renate Wanie, Korngasse 14, 
06221/869372 

6940 Weinheim, GA GRÜNE ERDE, c/o 

Jürgen Stein, Grundelbachstr. 104 

7000Stuttgart 1, DFG/VKSolidaritätsfond für 
Totale Kriegsdienstverweigerer, c/o Stephan 
Philipp, Immen-hoferstr. 76,0711/649 2598 

7000 Stuttgart 1, KGW Mittlerer Neckar, c/o 
Gerhard Mauch, Strohberg4,0711/608785 

7000 Stuttgart 50, Graswurzelrevolution Sıgt., 
c/o Manfred Hecker, Krehlstr. 91, 

7000 Stuttgart 80,0711/744169 

7070 Schwäbisch-Gmünd, Kontaktstelle für 
GA,c/oDieterFriedellleubachstr.25,07031/353 
06 


7075 Mutlangen, Presschütte, Forststr. 3,07 
71776210 

7140 Ludwigsburg, Leuchtkäfer Bioladen 
Gottlob Moltstr.9,07141/20587 

7150 Backnang, Friedensgruppe, c/o Bern 
Messinger, Linauerstr. 51,07191/83826 

7170 Schwäbisch Hall, KGW + "Ohne Uns" 
Rundbriefzur’TV, c/o Markus Stettner-Ruff, In 
Lindach 1,0791/71316 

7170SchwäbischHall,GASchwäbisch Hall,c/c 
Michael Theimel, Blockgasse 11,0791/72901 

7268 Gechingen, GA, c/o Dieter Schulz 
Hauptstr.3 

7400 Tübingen, TK Neckar/Alb, c/o Uwe 
Painke, Hausserstr. 44, 07071/51266 

7400 Tübingen, KGW Regionalkontakt, e/c 
‚Albert Meyr, Charlottenstr. 11 

7400 Tübingen, Kampagne Ziviler Ungehor- 
‚sam bis zur Abrüstung, c/o Presschütte Mutlan- 
gen, Forststr. 3,071 71/762 107 

7500 Karlsruhe, TV Gruppe, c/o Udo. Purgay, 
Rüppurrer Str. 43,0721/697332 

7500 Karlsruhe 21,DFG/VK Baden-Württem- 
berg, Referat Totalverweigerung, Alberichstr. 9, 
0721/552270 

7632Oberweier, GA LahrerFrühling, c/o Alte 
Kinderschule, Hauptstr. 103,07821/67820 

77% Villingen/Schwenningen, AKFrieden,c/o 
Martin + Ute Hildebrandt, Zinsberg 26, 077 
21/30255 

7800 Freiburg, GA, Habsburgerstr.9 

7988 Wangen, Kontakt Totalverweigerungund 
Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur Abrü- 
Stung, c/o Andreas Ligdner, OberauerWeg7,075 
22/208 28 

8000 München80, TheaterderUnterdrück-ten 
undTTK,c/oFritz Letsch, Pariserstr. 23,089/44812 


8044 Unterschleißheim, KGW-Freistaat 
Bayern, c/o Harald Reiß, Fastlingerring 140, 
089/31 72462 

8078 Eichstätt, GA, c/o Wolfgang Szembek, 
Schottenau 17a, 0842/8859 

8360 Deggendorf, Ludwig Bayeren, Probsteil 
8491 Dönning 6, FI Kötzing, c/o Rüdiger Fischer 

8500 Nürnberg 40, GA Sandkörner, c/o Chri- 
Stine Fuchs, Kopernikusplatz 17,09 11/45 3164 

8620 Lichtenfels, KGW Oberfranken, c/o Jo 
Lorenz, Loburger Str. 34,095 71/4886 

8782 Karlstadt, Friedensini, c/o Jürgen Hni- 
litschka, Joh.-Zahn-Str.9 

8671 Issigau, Redaktion "Die Nachrichten",c/o 
Martina Pülz + Christoph Schlegel, Unterer 
Pfarrberg2, 09293/1653 

8892 Kubach, GA Sandizell/Schrobenhau-sen, 
s/oPeter Mießel, Oberschönbach 5, 08259/7220 
— 000002. 

GAheißt Gewaltfreie Aktionsgruppe. 

KGW heißt Kollektiver Gewaltfreier Wider- 
stand gegen Krieg und Militarismus. Die Leute 
beschäftigen sich schwerpunktmäßig mit Total- 
verweigerung. 

TK heißt Trainingskollcktiv. 

— [00002 

Redaktion und Vertrieb Graswurzelrevolu- 
tion, Nernstweg32, 2000 Hamburg 50,040/39092 
2 


Graswurzelwerkstatt: Föderation Gewaltfrei- 
er Aktionsgruppen, Scharnhorststr. 6,5000 Köln 
60,0221/765842 

Bildungs- und Begegnungsstätte für Gewalt- 
freie Aktion, Kirchstr. 14, 3131 Wustrow, 058 
43/507 

Werkstatt für Gewaltfreie Aktiön Baden, c/o 
Renate Wanie, Korngasse 14, 6915 Dossenheim, 
06221/869372 

Versandbuchhandlung und Verlag Weber 
Zucht & Co, Helga + Wolfgang Weber-Zucht, 
Steinbruchweg 14, 3500 Kassel, 05 61/51 9194 
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